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Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, 25 Exemplare des 

beiliegenden Gesetzesentwurfes samt dem Vorblatt zu den Erläuter­

ungen, den Erläuterungen sowie der Gegenüberstellung des gelten­

den Gesetzestextes zum Gesetzesentwurf mit der Bitte um Kenntnis­

nahme zu übermitteln. 

Beim vorliegenden Entwurf handelt es sich um eine Ergänzung des I' unter GZ. Z-200/1-III/2/87 zur Begutachtung versendeten Entwurfes •• 

einer Änderung des Zollgesetzes 1955, weshalb auch die Nummerie-

rung im Artikel I auf diesem letzteren Entwurf Rücksicht nimmt. 

Die Stellungnahme im Begutachtungsverfahren möge daher nach 

Möglichkeit auch mit der zum erstgenannten Entwurf verbunden 

werden. Die beiden Entwürfe sollen nach Abschluß des Begutach­

tungsverfahrens zu einem einheitlichen Gesetzentwurf, in dem die 

Terminologie des nunmehrigen Entwurfes durchgehend verwendet 

würde, mit einheitlichen Erläuterungen zusammengefügt werden. 

Auslösend für die Ausarbeitung des Entwurfes war die Feststel­

lung, daß es nicht ausreichen würde, zur Einführung des im Uber­

einkommen vom 20. Mai 1987 zur Vereinfachung der Förmlichkeiten 
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im Warenverkehr vorgesehenen 

Ubereinkommen und auf die §§ 53 

Einheitspapiers bloß eine auf das 

und 54 des Zollgesetzes 1955 

gestützte Verordnung zu erlassen, da diese die terminologieschen 

Unterschiede zwischen der Erklärung und dem darauf anwendbaren 

Recht nicht hätte beseitigen können. Die einheitliche Termino­

logie erschien aber dem Bundesministerium für Finanzen im 

Interesse der Rechtssicherheit geboten; außerdem wäre sie ein 

Schritt in Richtung engerer Beziehungen zur EWG im Rahmen des 

dynamischen europäischen wirtschaftsraumes im Sinn der Erklärung 

von Luxemburg. 

Für die Richtigkeit 

der AUSfertigU

D
iJ 'V 
� 

30. Juni 1987 

Der Bundesminister: 

Lacina, e.h. 
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Entwurf 

Bundesgesetz vom , mit dem das 

Zollgesetz 1955 und das Devisengesetz geändert und 

l-'1aßnahmen im Zusammenhang mit völkerrechtlichen 

Vereinbarungen zollrechtlichen Inhalts getroffen werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Änderungen des Zollgesetzes 1955 

Das Zollgesetz 1955, BGBI.Nr. 129, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBI.Nr. 188/1985, wird wie folgt geändert: 

1a. Der § 9 lautet: 

"Anwendung der zolltarifarischen 

Bestimmungen bei Kleinsendungen 

§ 9. (1) Waren einer Sendung, deren Wert insgesamt 5.000 S nicht 

übersteigt, sind wie folgt zu behandeln: 

sad-dg 

1. Ist kein Zoll zu erheben, 50 findet keine Einreihung 

in den Zolltarif statt; die Einfuhrumsatzsteuer ist 

nach dem im § 10 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 

1972, BGBI.Nr. 223, in der jeweils geltenden Fassung 

genannten Steuersatz zu bemessen. 

2. Ist ein Zoll zu erheben, 50 ist diese Sendung 50 zu 

behandeln, als bestünde sie zur Gänze aus Waren jener 

Nummer oder Unternummer, auf die der wertmäßig 

höchste Anteil der Sendung entfällt. 

24.6. 87 
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(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn 

1. die Waren nach ihrer eigenen Art und Beschaffenheit 

angemeldet werden oder 

2. die Sendung Waren enthält, für die 

anstelle des Zolles andere Abgaben als 

umsatzsteuer zu erheben sind oder 

neben oder 

die Einfuhr-

3. aus Gründen, die sich auf den Ursprung der Waren 

beziehen, Teile der Sendung zollfrei zu belassen 

wären oder 

4. bei sinngemäß er Anwendung der Ausnahmebestimmungen 

des § 4 ��s. 1 lit.i des Außenhandelsgesetzes 1984 

die Wertgrenze des Abs. 1 überschritten wird. 

( 3 )  Sind in einer Sendung Waren enthalten, auf die Einfuhr­

oder Ausfuhrverbote anzuwenden sind, so sind diese Waren unbe­

schadet der Anwendung des Abs. 1 gesondert anzumelden. 

(4) Wenn aus der Anwendung des Abs. 1 auf bestimmte Waren ein 

erheblicher Nachteil für einen inländischen Wirtschaftszweig 

entstünde, hat der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und, 

soweit es sich um Waren handelt, für die der Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft nach dem Außenhandelsgesetz 1984 zur 

Erteilung der Einfuhrbewilligung zuständig ist, auch im Einver­

nehmen mit diesem Bundesminister, diese Waren durch Verordnung 

von der Anwendung des Abs. 1 bei der Einfuhr auszunehmen. 

Ib. Dem § 21 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

" (4) Zollämter, Zweigstellen von Zollämtern und Zollposten sind 

Zollstellen." 

sad-dg 24. 6. 87 
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10a. Dem § 48 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Zur Stellung sind dem Zollamt die Fracht- und sonstigen Begleit­

papiere vorzulegen. Waren, die in diesen Papieren nicht angeführt 

sind, gelten als nicht gestellt, es sei denn, sie werden dem 

Zollamt auf andere Weise zur Kenntnis gebracht." 

lOb. Der § 50 wird aufgehoben. 

lOc. Der § 51 Abs. 1 lautet: 

" (1) �Teder, der die für die A.bfertigung erforderlichen Unterlagen 

dem Zollamt vorlegen kann, ist befugt, eine Anmeldung abzugeben 

(Anmelder) ." 

IOd. Der § 52 Abs. 1 lautet: 

" (1) Waren sind beim Zollamt zur Durchführung des Zollverfahrens 

anzumelden (Anmeldung) . Die Anmeldung ist nach näherer Bestimmung 

dieses Bundesgesetzes schriftlich oder mündlich abzugeben." 

10e. Im § 52 Abs. 2 lautet der Einleitungssatz: 

"In der Anmeldung sind je nach den Erfordernissen dieses Bundes­

gesetzes und sonstiger Rechtsvorschriften zu erklären: " 

10f. Dem § 52 Abs. 2 lit.d wird folgender Halbsatz angefügt: 

"nach Maßgabe völkerrechtlicher Vereinbarungen auch das Versen­

dungsland (Land, in dem die Waren unter Verwendung von durchge­

henden Zollpapieren zur Ausfuhr angemeldet werden) i" 

lOg. Im § 52 Abs. 2 lit.f lautet der zweite Halbsatz: 

"bei zum Handel bestimmten Waren die Warennummer (Nummer des 

Zolltarifs 1988, BGBI.Nr. 155/1987, mit den im Gebrauchszolltarif 

verlautbarten Zusätzen) , sofern nicht alle für die Zollbehandlung 

sad-dg 24. 6. 87 
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maßgebenden nicht ohne weiteres erkennbaren Merkmale erklärt 

werden; " 

lOh. Der § 52 Abs. 2 lit.g lautet: 

"g) die Bemessungsgrundlagen und die zu ihrer Ermittlung erfor­

derlichen Angaben sowie sonstige Angaben über den Wert der 

Waren ( Rechnungspreis, Zollwert, Statistischer Wert ) ; 

12 a .  Der § 52 Abs. 7 lautet: 

" ( 7 )  Wenn keine Anmeldung abgegeben wird oder die Anmeldung 

zurückgewiesen wird, ist die Ware auf Kosten und Gefahr dessen, 

der sie im Gewahrsam hat, einzulagern oder die allgemeine Zoll­

aufsicht auf andere Weise aufrecht zu erhalten, sofern die Ware 

nicht in das Zollausland zurückgebracht wird." 

13a. Im § 52a Abs . 1 zweiter Satz latuet der erste Halbsatz: 

"Bei der Abfertigung sind dem Zollamt geeignete Unterlagen über 

die gestellten Waren, für die dem Empfänger die Abgabe von 

Sammelwarenerklärungen bewilligt worden ist, zu übergeben und das 

Vorliegen der Bewilligung nachzuweisen; " 

13b. Die § §  53 und 54 lauten: 

"Formelle Erfordernisse der schriftlichen Anmeldung" 

§ 53. (1)  Für die schriftlichen Anmeldungen nach diesem Bundes-

gesetz sind Vordrucke zu verwenden, deren Muster vom Bundes­

minister für Finanzen nach den Gesichtspunkten der Vollständig­

keit, Ubersichtlichkeit und Zweckmäßigkeit mit Verordnung zu 

bestimmen sind. 

( 2) Die schriftliche Anmeldung ist in zweifacher gleichlau­

tender Ausfertigung in deutscher Sprache abzugeben. Der Bundes­

minister für Finanzen kann, soweit völkerrechtliche Vereinbarun-

sad-dg 24.6.87 
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gen nicht entgegenstehen, mit Verordnung die Abgabe weiterer 

Ausfertigungen vorschreiben, wenn dies zur Erfüllung von Anmelde­

pflichten nach anderen Rechtsvorschriften oder zur Vermeidung der 

Führung gesonderter Aufschreibungen der Zollämter erforderlich 

ist. 

(3) Der Bundesminister für F inanzen hat unter Berücksichti­

gung völkerrechtlicher Vereinbarungen mit Verordnung weiters 

insbesondere zu bestimmen, 

sad-dg 

1. welche Vordrucke ( Exemplare) der nach Abs. 1 be­

stimmten Muster in den verschiedenen Arten des Zoll­

verfahrens zur Anmeldung zu verwenden sind; 

2. welche Felder der Vordrucke in den verschiedenen 

Arten des Zollverfahrens auszufüllen sind; 

3. welche Angaben in den einzelnen Feldern zu machen 

sind, wobei auch eine bestimmte Ordnung und Bezeich­

nung der Angaben in den Feldern vorgeschrieben werden 

kann, wenn dies zur Bearbeitung notwendig ist; 

4. welche Abkürzungen oder Zeichen ( Codes) in bestimmten 

Feldern zu verwenden sind und welche Bedeutung sie 

haben; 

5. wie die verschiedenen Vordrucke ( Exemplare) herge­

stellt oder ausgefüllt werden können; 

6. welche zusätzlichen Erklärungen einem Vordruck 

( Exemplar) beizugeben sind, wenn 

a) die darin enthaltenen Angaben zur Durchführung der 

anzuwendenden Rechtsvorschriften nicht ausreichen 

oder 

b) dies zur automationsunterstützten 

erforderlich ist. 

Verarbei tung 

24.6.87 
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7. wie die Vordrucke ( Exemplare) in den verschiedenen 

Arten des Zollverfahrens zu erfassen, zu behandeln 

und abzu legen sind. 

( 4 )  Verordnungen, nach Abs. 1 bis 3 hat der Bundesminister 

für Finanzen, soweit der Wirkungsbereich eines anderen Bundes­

ministers berührt ist, im Einvernehmen mit diesem Bundesminister, 

zu erlassen. 

(5) Verordnungen nach Abs. 1 bis 3 sind dadurch kundzu­

machen, daß sie bei den Finanzlandesdirektionen und Zollämtern 

zur unentgeltlichen öffentlichen Einsicht aufgelegt werden. 

Jedermann hat außerdem das Recht, gegen Ersatz der Gestehungs­

kosten Kopien dieser Verordnungen zu erhalten. 

Anleitungspflicht 

§ 54. ( 1 )  Das Zollamt hat Anmeldern, die nicht Spediteure sind, 

auf Verlangen mündlich die zur Abfassung der Anmeldung nötigen 

Anleitungen zu geben. 

(2) Eine über Abs. 1 hinausgehende Mitwirkung von Zollor­

ganen an der Anmeldung ist unzulässig." 

27a. Im § 95 Abs. 4 wird das Wort "Verfügungsberechtigter" durch 

die Worte "Halter dieser Fahrzeuge" ersetzt. 

29a. Der § 102 Abs. 1 und 2 lautet: 

" (1 )  Zolleigenlager sind Zollager, in die Waren nur auf 

Antrag des Lagerhalters eingelagert werden können. 

( 2 )  Die Lagerbewilligung (§ 98) ist nur zu erteilen, wenn 

der Antragsteller Gewähr für die Einhaltung der Zollvor­

schriften bietet." 

29b. Der § 102 Abs. 4 und 5 wird aufgehoben. 

sad-dg 24.6.87 

29/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)8 von 195

www.parlament.gv.at



- 7 -

30a. § 106 Abs. 2 erster Satz wird aufgehoben. 

30b. Im § 1 09 Abs. 2 werden die Worte " des Verfügungsberech­

tigten" durch die Worte "dessen, der die Waren im Gewahrsam 

hat., " ersetzt. 

30c. Der § 1 1 1  lautet: 

" Einstweilige Niederlegung 

§ 111. ( 1 ) Wenn nach diesem Bundesgesetz die allgemeine Zollauf­

sicht über zollhängige Waren aufrecht zu erhalten ist, können sie 

beim Zollamt einstweilig niedergelegt werden, wenn die Lagerung 

in einem Zollager oder in einer Zollfreizone nicht zumutbar ist. 

( 2) Während der einstweiligen Niederlegung können mangel­

hafte Umschließungen unter Aufsicht des Zollamtes insoweit 

erneuert werden, als dies zur Wegbringung der Waren notwendig 

ist. 

(3) Die einstweilige Niederlegung ist mit zwei Monaten 

gerechnet vom Tag der Niederlegung befristet. Können die Waren 

innerhalb dieser Frist vom Zollamt nicht ausgefolgt werden, so 

ist dem, der die Waren bei der Niederlegung im Gewahrsam hatte, 

unter Hinweis auf die Rechtsfolge des Abs. 4 eine Nachfrist von 

einem Monat zu setzen. 

( 4) Bei ungenütztem Verstreichen der Nachfrist nach Abs. 3 

gelten die niedergelegten Waren als dem Bund preisgegeben. Dies 

ist vom Zollamt festzustellen. 

(5) Drohen niedergelegte Waren zu verderben, so hat das 

Zollamt nach den diesbezüglich in vom Bund geführten öffentlichen 

Zollagern geltenden Bestimmungen vorzugehen." 

sad-dg 24.6.87 
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32a. Im § 114 Abs. 4 wird das Wort "Verfügungsberechtigter" durch 

die Worte "Halter des Beförderungsmittels" ersetzt. 

33a. Der § 117 Abs. 1 lautet: 

" (1)  Zum Ansageverfahren ist schriftliche Anmeldung der Waren 

erforderlich." 

34a. Im § 117 Abs. 6 wird das Wort "verfügungsberechtigten" 

aufgehoben. 

34b. Im § 118 Abs. 1 wird das Wort "Verfügungsberechtigten" durch 

das Wort "Verkehrsunternehmen" ersetzt. 

42a. Im § 140 Abs. 3 werden die Worte "Versendererklärung und" 

aufgehoben. 

42b. Im § 145 Abs. 2 wird der vorletzte Satz aufgehoben. 

42c. Im § 153 Abs. 1 werden die Worte "mit der Versendererklärung 

(Zollerklärung) " durch die Worte "mit der für den inter­

nationalen Postdienst vorgesehenen Zollerklärung" ersetzt. 

42d. Der § 154 Abs. 1 lautet: 

" (1) Nach Maßgabe der für den internationalen Postdienst 

geltenden völkerrechtlichen Vereinbarungen müssen Postsen­

dungen von einer Zollerklärung begleitet sein." 

42e. Im § 171 Abs. 6 wird das Wort "Verfügungsberechtigten" durch 

die Worte "derjenige, der die Waren im Gewahrsam hat," 

ersetzt. 

sad-dg 24.6.87 
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42f. Der § 171 Abs. 9 lautet: 

" ( 9) Zur Ausfuhr bestimmte Waren dürfen erst verladen werden, 

wenn das Zollamt sie zur Ausfuhr freigegeben hat; Abs. 6 letzter 

Satz gilt sinngemäß ." 

52a. Der § 186 lautet: 

"Kostenpflichtiger 

Die Kosten nach § 184 sind demjenigen vorzuschrieben, der die 

Amtshandlung beantragt hat. Liegt kein solcher Antrag vor, so ist 

Kostenpflichtiger, wer die Waren im Zeitpunkt des Beginnes der 

kostenpflichtigen Amtshandlung im Gewahrsam hatte, in den Fällen 

des § 184 Abs. 1 lit.c und d der Begünstigte." 

55 . • • .  (entsprechend dem bereits ausgesendeten Entwurf) • • •  

§ 199a. Unbeschadet des Abschnittes VII können der Bundesminister 

für Finanzen und die ihm nachgeordneten Zollbehörden in Angele-

genheiten von durch 

Zollverfahren oder 

völkerrechtliche Vereinbarungen geregelten 

Zollpapieren unmittelbar mit den zuständigen 

Dienststellen anderer Staaten, den Sekretariaten internationaler 

Organisationen und den Dienststellen der Kommission der Europäi­

schen Gemeinschaften verkehren." 

Dem § 2 01 wird folgende lit.g eingefügt und die bisherige lit.g 

erhält die Bezeichnung "h": 

"g) hinsichtlich des § 53 Abs. 1 bis 3 der Bundesminister für 

Finanzen im Einvernehmen mit dem jeweils in seinem Wirkungs­

bereich berührten Bundesminister ( §  53 Abs. 4 ) ; "  

56. Die nachstehenden Begriffe, auch in Abwandlung oder in Zusam­

mensetzung mit anderen Begriffen, werden ersetzt: 

a) "Ansagescheinnehmer"· durch "Hauptverpflichteter" , 

b)  "Anweisungszollamt" durch "Abgangszollstelle", 

c )  "Begleitscheinnehmer" durch "Hauptverpflichteter", 

sad-dg 24.6.87 
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d) "Empfangszollamt" durch "Bestimmungszollstelle", 

e) "Sicherstellung" durch "Sicherheit", 

f) "Verfügungsberechtigter" durch "Anmelder", 

g) "Warenempfänger" durch "Empfänger", 

h) "Warenerklärung" durch "Anmeldung". 

Artikel II. 

Änderungen anderer Bundesgesetze 

Arti kel I Z. 56 gilt auch, soweit in anderen Bundesgesetzen die 

dort genannten zollgesetzlichen Begriffe verwendet sind. 

Artikel III. 

Ubergangsbestimmungen 

Warenerklärungen auf Vordrucken entsprechend den vor dem Inkraft­

treten dieses Bundesgesetzes geltenden zollgesetzlichen Bestim­

mungen gelten als Anmeldungen im Sinn der durch Artikel I 

geänderten 

Begriffe, 

den durch 

zollgesetzlichen Bestimmungen; darin verwendete 

die durch Artikel I geändert wurden, sind entsprechend 

Artikel I festgelegten Begriffen zu verstehen. 

Artikel IV. 

Änderung des Devisengesetzes 

Der § 1 7  des Devisengesetzes, BGBl.Nr. 162/1946, wird aufgehoben. 

sad-dg 24.6.87 
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Artikel V. 

Besondere Bestimmungen zum Ubereinkommen vom 

20. Mai 1987, BGBl. Nr. xxx, zur Vereinfachung 

der Förmlichkeiten im Warenverkehr 

1. Die Möglichkeit der Verwendung anderer Vordrucke für die 

Anmeldung bleibt im Rahmen völkerrechtlicher Vereinbarungen 

unberührt .. 

2. Masse im Sinn des Ubereinkommens ist das Gewicht im Sinn des 

Taragesetzes, BGBl.Nr. 130/1955, in der jeweils geltenden 

Fassung. 

Artikel VI. 

Besondere Bestimmungen zum Ubereinkommen vom 

20. Mai 1987, BGBl.Nr. xxx, über ein gemein­

sames Versandverfahren 

1. (1 ) Das Ubereinkommen vom 20. Mai 1987, BGBl. Nr. xxx, über ein 

gemeinsames Versandverfahren, in der jeweils geltenden Fassung, 

im folgenden " Ubereinkommen" genannt, ist gemäß diesem Artikel 

anzuwenden. 

(2) Das gemeinsame Versandverfahren beginnt mit der Ausfolgung 

des Versandscheines, im Fall eines zugelassenen Versenders im 

Sinn der Anlage 11 des Ubereinkommens mit der Versendung der 

Waren. 

2. (1) Eine Pauschalbürgschaft ist beim 

Finanz1andesdirektion zu leisten, in 

seinen Wohnsitz oder Sitz hat. 

sad-dg 

Zollamt am Sitz jener 

deren Bereich der Bürge 

24.6.87 
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(2) Eine nach dem Ubereinr:omrnen im Ausland geleist ete Bürg­

E·chaft gilt als Bürgschaft im Sinn des § 1357 des allgemeinen 

bürgerlichen Gesetzbuches. Am Ort eines im Inland benannten Wahl­

domizils könner. im Inland Zustellunqen von behördlichen Schrift­

stücken betreffend die Bürgschaft mit der selben Wirkung wie an 

einen Zustellungsbevollmächtigten erfolgen. Wenn Ansprüche aus 

dem Bürgschaftsverhältnis im Zivilrechtsweg geltend zu machen 

Eind, gilt für den Bürgen am Ort eines Wahldomizils oder am Wohn­

sitz oder Sitz des Zustellungsbevollmächtigten im Inland ein 

WOhllsitz begründet. Eine im Ausland geleistete Bürgschaft wird 

auch für in österreich entstehende Forderungen aus dem gemein­

samen Versandverfahren im Zeitpunkt der Annahme durch die Zoll­

stelle der Bürgschaftsleistung wirksam. 

(3) Für die in österreich nach dem Ubereinkommen zu leistenden 

Bürgschaften hat der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister für Justiz durch Verordnung unter Beach­

tung des Ubereinkommens und der in österreich für Inhalt und Form 

von Bürgschaften im Zollverfahren geltenden gesetzlichen Vor­

schriften Muster vorzuschreiben. Bürgschaften, die diesen Mustern 

nicht entsprechen, dürfen von den Zollstellen nicht angenommen 

werden. 

(4) Als Wert des ECU im Sinne des Artikels 10 Abs. 3 des Uber­

einkommens ist der im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 

Serie C, veröffentlichte Schillinggegenwert heranzuziehen. Dieser 

Gegenwert ist vom Bundesminister für Finanzen im Bundesgesetz­

blatt kundzumachen. 

3. (1) Werden im Eisenbahnverkehr Waren, die im Tl-Verfahren 

befördert werden sollen, im Zollgebiet mit einem internationalen 

Beförderungspapier aufgegeben, so muß das Beförderungspapier der 

Abgangszollstelle nicht vorgelegt werden; der Versender mu ß 

jedoch die ihm vom Eisenbahnunternehmen überlassene Ausfertigung 

des Beförderungspapiers für einen Zeitraum von zwei Jahren aufbe­

wahren und dem Zollamt über Aufforderung zur Einsichtnahme 

zugänglich machen. 

sad-dg 24.6.87 

29/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)14 von 195

www.parlament.gv.at



- 13 -

( 2 )  Die Verpflichtung der Eisenbahnunternehmen zur Ersatz­

leistung für entgangene Eingangsabgaben ( § §  1 2 9  und 143a des 

Zollgesetzes 1955) bleibt, unbeschadet der Ersatzp flicht des 

Hauptverpflichteten, unberührt. 

(3) Die Best.immungen des Ubereinkomrnens, die sich auf die 

Ausfuhr von Waren im Eisenbahnverkehr beziehen, gelten sinngemäß 

auch in jenen Ftlilen, in denen die Waren nicht in das Gebiet 

einer anderen Vertragspartei des übereinkommens austreten. 

4. (1) Eine nach den zollgesetzlichen Vorschriften erteilte 

Bewilligung über die Befreiung von der Stellungsp flicht gilt 

gleichzeitig als Bewilligung im Sinn des Artikels 63 oder des 

Artikels 71 der Anlage 11 zum Ubereinkornrnen, sofern der Be­

günstigte dem die besondere Zollaufsicht ausübenden Zollamt 

angezeigt hat, daß er Waren auch im gemeinsamen Versandverfahren 

versenden oder empfangen will. 

(2) Wenn die Bedingungen des Artikels 9 des übereinkommens 

er füllt sind, kann der Begünstigte im Rahmen einer solchen 

Bewilligung auch T2 und T2L-Papiere ausstellen. 

(3) Die Anordnung des im Artikels 66 Abs. 1 lit.b der Anlage 

11 zum übereinkommen vorgesehenen Sonderstempels ist von dem 

Zollamt zu treffen, das die besondere Zollaufsicht ausübt. Die 

Kosten des Sonderstempels sind vorn zugelassenen Versender zu 

tragen. 

5. Bei Warenbeförderungen im gemeinsamen Versandverfahren und bei 

sonstigen Warenbeförderungen, an denen ein oder mehrere andere 

Vertragsparteien des Ubereinkommens beteiligt sind, haben die 

Zollstellen auf Antrag Bescheinigungen betreffend die Umstände, 

unter denen die Beförderung im Zollgebiet erfolgt ist, auszu­

stellen und Amtshilfe im Umfang des Artikels 1 3  des Uberein­

kornrnens zu leisten. 
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6. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann durch Verordnung nach 

Bedarf und Zweckmäßigkeit, soweit völkerrechtliche Verpflich­

tungen dem nicht entgegenstehen, 

a) Inhalt und Form der in Z. 5 genannten Bescheinigungen sowie 

die Bedingungen für deren Erteilung festlegen; 

b) Vereinfachungen im gemeinsamen Versandverfahren, insbesondere 

hinsichtlich der Verpflichtung zur Sicherheitsleistung, der 

Versandanmeldungen und der Abgabe von Grenzübergangsscheinen, 

zulassen. 

(2) Werden die im Abs. 1 genannten Maßnahmen durch Vereinba­

rung mit der Gemeinschaft oder mit anderen Staaten getroffen, so 

darf von der Ermächtigung nach Abs. 1 nur so weit Gebrauch 

gemacht werden, als der Bundesminister für Finanzen gemäß Artikel 

66 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 

zum Abschluß von Staatsverträgen ermächtigt ist. Im übrigen hat 

der Bundesminister für Finanzen bei Maßnahmen gemäß Abs. 1 auf 

Empfehlungen des Gemischten Ausschusses nach Artikel 15 Abs. 2 

des Ubereinkommens Bedacht zu nehmen. 

Artikel VII. 

1. Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der Artikel V und VI 

gemeinsam mit dem jeweiligen Ubereinkommen in Kraft. Dieses 

Bundesgesetz verliert diesbezüglich insoweit seine Wirksam­

keit, wenn eines der Ubereinkommen außer Kraft tritt. 

2. Im übrigen tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Jänner 1988 in 

Kraft. 

3. Die Zuständigkeit zur Vollziehung des Artikels I richtet sich 

nach § 201 des Zollgesetzes 1955, in der Fassung des Artikels 

I dieses Bundesgesetzes. 

4. Die Zuständigkeit zur Vollziehung des Artikels II richtet sich 

nach dem jeweils betroffenen Bundesgesetz. 
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5. Mit der Vollziehung der Artikel III und IV ist der Bundes­

minister für Finanzen betraut. 

6. Mit der Vollziehung des Artikels V und des dort genannten, 

Ubereinkommens ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 

7. }1it der Vollziehung des Artikels VI und des dort genannten 

Ubereinkommens ist betraut: 

a) hinsichtlich der Z. 2 Abs. 2, soweit es sich um Verfahren 

vor den Gerichten handelt, der Bundesminister für Justiz, 

b) hinsichtlich der Z. 2 Abs. 3 der Bundesminister für 

Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz, 

c) im übrigen der Bundesminister für Finanzen. 

8. In den Fällen der Z .  6 und der Z. 7 lit.c hat der Bundes­

minister für Finanzen in Fragen 

a) des Völkerrechts oder der Außenpolitik im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Auswärtige Angelegneheiten, 

b) der wirtschaftlichen Integration, der Handels- oder wirt­

sChaftspolitik oder der Außenhandelsstatistik im Einver­

nehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angele­

genheiten, 

c) des Verkehrs, einschließlich der Verkehrsstatstik, im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für öffentliche Wirt­

schaft und Verkehr 

vorzugehen. 
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VOR B L A T T 

Problem: 

Das Inkrafttreten der Übereinkommen mit der EWG und den 

anderen EFTA-Ländern über das Einheitspapier und über ein 

gemeinsames Versandverfahren erfordert eine Anpassung der 

Terminologie des Zollgesetzes an die der übereinkommen und 

Durchführungsbestimmungen zur Ausfüllung des völkerrecht­

lichen Ermessensspielraumes. 

Ziel: 

Ziel des vorliegenden Entwurfes ist auch die oben erwähnten 

terminologische Anpassung und die Schaffung der zur Vollziehung 

der genannten völkerrechtlichen Vereinbarungen notwendigen ge­

setzlichen Normen. 

Inhalt: 

Der Gesetzentwurf hat die Erreichung der oben dargestellten 

Ziele zum Inhalt. 

Alternative: 

Die Alternative wäre die Beschränkung auf bloße Durchführungs­

gesetze zu den beiden übereinkommen, die aber die terminolo­

gischen Unterschiede nicht beseitigen könnten. 

Kosten: 

über die durch die Einführung des Einheitspapiers allgemein zu 

erwartenden Kosten, auf die im Zusammenhang mit der Ratifikation 

des übereinkommens näher eingegangen wird, sind keine zusätzlichen 

Kosten zu erwarten. 
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

A. Allgemeiner Teil 

Am 2 0 . Mai 1 987 wurden anläßlich der EFTA-Ministerkonferenz in 

Interlaken, Schweiz, das Ubereinkommen zur Vereinfachung der 

Förmlichkeiten im Warenverkehr und das Ubereinkommen über ein 

gemeinsames Versandverfahren unterzeichnet. Vertragsparteien 

beider Ubereinkommen sind die EWG und alle EFTA-Länder. Beide 

Ubereinkommmen sind gesetzändernd bzw. gesetzesergänzend und 

bilden den Gegenstand eigener Regierungsvorlagen. Sie sollen mit 

1. Jänner 1988 in Kraft treten, wofür aber Voraussetzung ist, daß 

alle Vertragsparteien dem EG-Ratssekretariat vor dem 1 .  November 

1987 notifiziert haben, daß das innerstaatliche Annahmeverfahren 

abgeschlossen ist; kann dieser Termin nicht eingehalten werden, 

so tritt das j e\"7eilige Ubereinkommen am ersten Tag des zweiten 

Monats nach Eingang der letzten Annahmeerklärung in Kraft. 

Beide Ubereinkommen sind an sich so ausreichend determiniert, daß 

sie zusammen mit den autonomen Rechtsvorschriften unmittelbar zur 

Grundlage des Verwaltungshandels gemacht werden können. 

Beim Ubereinkommen zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Waren­

verkehr erscheint es aber geboten, das autonome Recht, vor allem 

das Z ollgesetz 1955, dcw Ubereinkommen und dem darin festgelegten 

Einheitspapier terminologisch so anzupassen, daß keine Zweifel 

über Rechtsnatur und Rechtsfolgen von Parteierklärung und Verwal­

tungshandeln bestehen können. Dies ist einer der Inhalte des 

vorliegenden Ent\vur fes, durch den somit auch eine erste Annähe­

rung im Sinn des dynamischen europäischen Wirtscha ftsraumes 

erzielt werden würde. Dabei geht es darum, im Zollgesetz 1955 und 

als Folge auch in allen Gesetzen, wo auf zollrechtliche Begriffe 

Bezug genommen wird, nicht nur marginale Wortanpassungen vorzu­

nehmen, sondern sogar einzelne wesentliche Begriffe mit weit­

reichenden, auch zollschuldrechtlichen, Auswirkungen durch die in 

der EWG festgelegten Begri f fe gleichen Inhalts zu ersetzen; es 

handelt sich dabei um den "Verfügungsberechtigten" im Sinn des 

§ 51, um die "Warenerklärung" im Sinn des § 52 und um den 

"Ansagescheinnehmer" und den "Begleitscheinnehmer" im Sinn der 
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§§ 116 und 1 1 9  des Zol lgesetzes 19 55. Die terminologische 

Anpassung so l l  aber, wo sich dies anbietet, auch zu sprachlichen 

und inhaltl ichen Vereinfachungen und Klärungen genutzt werden. ie 

termi nologi sche Umstel lung wird sicher für eine Ubergangszeit zu 

gewissen sprachl ichen Schwierigkeiten führen , doch ist mit keiner 

anhaltenden Mehrbelastung zu rechnen; die Umstel lungsschwierig­

keiten können einerseits durch Artikel 111 des Entwurfes, 

andererseits aber durch ein bürgerfreundliches Vorgehen der 

Zollämter, das die Verwendung überholter Begriffe toleriert, 

weitgehend unwirksam gemacht werden. 

Das Ubereinkommen über ein gemeinsames Versandverfahren bedarf 

der Ausfül lung gewisser völkerrechtlicher Ermessensspielräume, um 

eine dem Artike l  1 8  B-VG entsprechende Vol lziehung zu gewähr­

leisten. Dies so l l  durch Artikel VI erreicht werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel I Z 1a: 

Der eine Anlage zum Zolltarifgesetz 1 9 88 ,  BGB1. Nr. 1 55/ 1 9 87, 

bildende künftige Zolltarif i st gegenüber dem geltenden Zolltarif 

weit stärker gegliedert, so daß damit gerechnet werden muß, daß 

kHnftig die Waren einer Sendung in eine größere Zahl von Zol l­

tarifpositionen fall en als derzeit. Auf der anderen Seite bietet 

das Einheitspapier auf dem Grundblatt nur Raum für die Erklärung 

einer tarifarischen Warenart. Um für Kleinsendungen im Regelfal l  

mit dieser einen Warenart das Auslangen zu finden, schlägt der 

neue § 9 vor, Waren bis zu einern Gesamtwert von höchstens 5.000 S 

j e Sendung nicht einzeln zu tarifieren und sie bei der Einfuhr 

einern einheitlichen Zollsatz zu unterwerfen. Die Partei soll aber 

die rlöglichkeit haben, durch eine tarifmäßige Anmeldung der Waren 

diese vereinfachte Behandlung auszuschl ießen. Außerdem ist 

sicherzust�el len, daß durch die Haßnahme die Durchsetzung von 

anderen Abgaben oder von Einfuhr- oder Ausfuhrverboten nicht 

beeinträchtigt wird und daß Präferenz zölle nach den Freihandels­

abkommen (EG/EFTA) nicht auch auf Waren angewendet werden, die 

die Voraussetzungen nicht erfüllen. 
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Diese Maßnahme würde eine fühlbare Verwaltungsentlastung mit sich 

bringen und drängt sich daher im Zusammenhang mit der Kürzung des 

Personalstandes und der Uberstunden auf. Nach den Abfertigungen 

des Jahres 1986 würden rund 1, 7 �li11ionen Abfertigungsfäl le 

erfaßt werden, was dem Vereinfachungseffekt offenkundig macht; 

mit einem fühlbaren Abgabenausfa ll wird nicht gerechnet. 

Zu Artikel I Z. 1b: 

Durch den neuen § 21 Abs. 4 sol l  der in völkerrechtlichen Verein­

barungen übliche und auch im Zollrecht der EWG verwendete Begriff 

"Zol l stel len" in das Zol lgesetz 1955 übernommen werden. 

Zu Artikel I Z. 10a und lOb: 

Die derzeit im § 50 vorgesehene formale Versendererklärung ist in 

dieser Form nicht unbedingt für die Durchführung des Zol lverfah­

rens notwendig und sollte daher im Sinn der Durchsetzung eines 

Einheitspapiers im Warenverkehr aufgegeben werden; die Aufhebung 

des § 50 wird daher vorgeschlagen. 

Für die Durchführung des Zol lverfahrens ist aber die Kenntnis, 

welche Waren geste l lt worden sind, von entscheiender Bedeutung, 

weshalb durch eine Ergänzung des § 48 Abs. 1 eine Verpflichtung 

zur Vorlage der Fracht- und sonstigen Begleitpapiere normiert 

werden sol l; dabei soll eine Unvol lständigkeit die Rechtsfolge 

der Verletzung der Ste l lungspflicht nach sich ziehen, wie es 

derzeit schon im § 139 Abs. 3 des Zol lgesetzes 1955 für den 

Eisenbahnverkehr bestimmt ist. 

Zu Artikel I Z. 10c: 

Sinn der Neufassung des § 51 Abs. 1 ist zunächst die Ersetzung 

des Begriffes "Verfügungsberechtigter" durch den im Einheits­

papier verwendeten Begriff IIAnme1der". Bei dieser Gelegenheit 

erscheint es im Interesse des Abbaues der verwaltungsbehördlichen 

Erfordernisse möglich, auf die derzeitigen Qualifikationen 

(Innehabung der Ware oder bestimmter Papiere) zu verzichten, und 

a l l ein auf die Vorlage der Abfertigungsunterlagen abzustellen. 

Diese Formulierung folgt im übrigen in al len wesentlichen 

Belangen dem neuen EWG- Zo11recht. 
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Zu Artikel I Z. IOd: 

Die Neufassung des § 5 2  Abs. 1 dient lediglich der Änderung der 

Terminologie von " Warenerklärung " auf " Anmeldung" mit den dadurch 

notwendigen sprachlichen Umstel lungen. 

Artike l  I Z. 10e: 

Die Änderung bezweckt neben der terminologischen Anpassung auch, 

daß bei der Gestaltung der Anmeldung nicht nur das Zol lverfahren 

im eigentlichen Sinn berücksichtigt wird, sondern auch Anmelde­

pflichten nach anderen Rechtsvorschriften, z.B. für Zwecke der 

Handels- oder Verkehrsstatistik. 

Zu Artikel I Z. 10f: 

Nach dem Zol lgesetz 1955 besteht derzeit keine Möglichkeit, die 

Angabe des Versenderlandes zu verlangen, das aber im Einheits­

papier für bestimmte Bereiche des Zol lverfahrens vorgeschrieben 

ist; die Änderung dient der Beseitigung dieses Widerspruchs 

zwischen dem Zol lgesetz und dem tlbereinkommen, ohne eine umfas­

sende Pflicht zur Angabe des Versendungslandes zu schaffen. 

Zu Artikel I Z. lOg: 

Die Änderung dient lediglich der tlbernahme und Definition des im 

Einheitspapier verwendeten Begriffes " Warennummer" .  

Zu Artikel I Z. lOh: 

Die Neufassung des § 52 Abs. 2 lit.g trägt zunächst dem Umstand 

Rechnung, daß Angaben über den Wert der Waren nicht nur für die 

Bemessung von Abgaben sondern auch aus anderen (z.B. statisti­

schen) Gründen erforderlich sind. 

Zu Artikel I Z. 12a: 

Die Neufassung des § 5 2  Abs. 7 erfolgt zunächst zur Vermeidung 

der Ausdrücke " Warenerklärung " und " Verfügungsberechtigter" und 

sol l  im übrigen den Text lediglich vereinfachen, ohne eine 

materiel le Änderung herbeizuführen. 

Zu Artikel I Z. 13a: 

Die Änderung dient b loß der Beseitigung des Ausdrucks 

" Verfügungsberechtigter" ,  ohne daß eine inhaltliche Änderung 

eintritt. 
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Artikel I Z: 13b: 

Die §§ 53 und 54 enthalten derzeit die formellen Bestimmungen 

über die Warenerklärung (Anmeldung) zur Durchführung des Zollver­

fahrens. Diese sollen in neuer Gliederung aber sonst inhaltlich 

unverändert übenommen werden. 

Abweichend vom geltenden Recht wird im § 53 vorgesehen, daß 

Verordnungen über die Muster der Anmeldungen und ihre Verwendung 

nicht mehr im Bundesgesetzblatt sondern in gleicher Weise wie der 

Gebrauchszolltarif (§ 7 des Zolltarifgesetzes 1988, BGBl. Nr. 

155/1987) veröffentlicht werden sollen. Dadurch soll das Bundes­

gesetzblatt entlastet werden; bei wesentlichen Änderungen, wie 

sie etwa durch das Einheitspapier herbeigeführt werden, kann eine 

umfassende Information von Wirtschaft und Verwaltung gleicher­

maßen ohnehin nicht vermieden werden, so daß die besondere Form 

der Kundmachung keine zusätzlichen Kosten verursacht, die Norm 

aber besser als das Bundesgesetzblatt an die Betroffenen heran­

bringt. 

Neu ist auch die Anleitungspflicht des § 54 Abs. 1, die aber nur 

gelten soll, wenn der Anmelder nicht schon aus seiner beruflichen 

Tätigkeit heraus als sachkundig angesehen werden muß. 

Zu Artikel I Z. 27a: 

Im § 95 Abs. 4 ist der derzeit verwendete Ausdruck "Verfügungs­

berechtigter" schon nicht ganz zutreffend, da die hier normierte 

Verpflichtung kein Zollverfahren, in dem ein Verfügungsberech­

tigter - künftig ein Anmelder auftritt, voraussetzt. Der 

Zielsetzung nach muß die hier normierte Anzeigepflicht den Halter 

der Sonderwagen treffen. 

Zu Artikel I Z. 29a und 29b: 

Der § 102 ist zu ändern, um den Ausdruck "Verfügungsberechtigter" 

zu vermeiden; bei dieser Gelegenheit Abs. 1 erscheint es möglich, 

im Interesse eines möglichst geringen Eingriffs der Behörde zur 

Unterscheidung von den öffentlichen Zollagern bloß vorzusehen, 

daß der Einlagerungsantrag nur vom Lagerhalter gestellt werden 

kann, zumal da auch nur ihn allenfalls die Ersatzpflicht trifft. 
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Der § 102 Abs. 2 ist durch den 1985 neu gefaßten § 98 Abs. 4 zum 

Teil bereits erfaßt; zu anderen Teilen bedarf es der derzeit 

auferlegten Beschränkungen nicht, weshalb seine Neufassung vorge­

schlagen wird. 

Die in § 102 Abs. 4 und 5 geregelten besonderen Arten von Zol l­

eigenlagern werden seit Jahren nicht praktiziert, weshalb die 

Aufhebung der beiden Absätze vorgeschlagen wird. 

Zu Artikel I Z. 30a: 

Da der Niederlageschein eine der Unterlagen für die Abfertigung 

ist, kann jeder, der ihn vorweist, nach der Neufassung des § 5 1  

Abs. 1 Anmelder sein; der erste Satz des geltenden § 106 Abs. 2 

ist daher überflüssig. Da überdies in der Regel nicht das Zol lamt 

die abzufertigenden Waren im Gewahrsam hat und auch für keine 

andere Abfertigungsunterlage normiert ist, daß das Zol lamt zu 

prüfen hätte, ob der Inhaber der Unterlage auch ihr rechtmäßiger 

Besitzer ist, erscheint auch der zweite Satz unangebracht, sodaß 

die Aufhebung des gesamten § 106 Abs. 2 vorgeschlagen wird. 

Zu Artikel I Z. 30b: 

Da in den Fäl len des § 109 Abs. 2 kein Zol lverfahren durchgeführt 

wird, erscheint schon jetzt die Verwendung des Ausdrucks 

"Verfügungsberechtigter" nicht vol l  befriedigend; jedenfal ls 

könnte er nicht durch "Anmelder" ersetzt werden. Sinnvol lerweise 

wäre dem Inhaber der Waren die Bestätigung zu erteilen. 

Zu Artikel I Z. 30c: 

Die Neufassung des § 111 wird vorgeschlagen, da einige terminolo­

gische Änderungen notwendig sind und diese zu inhaltlichen 

Verbesserungen genutzt werden sol len. 

Die Möglichkeit der einstweiligen Niederlegung sol l  einerseits 

umfassend für a l le Fäl le der Aufrechterhaltung der a l lgemeinen 

Zol laufsicht gelten (und nicht nur für die Fäl le des § 5 2  Abs. 

7) , andererseits aber gegenüber der Lagerung in einem Zol lager 

oder einer Zol lfreizone nur subsidiär sein, da es nicht Aufgabe 

des Zol lamtes ist, a l lgemein als Verwahrer zol lhängiger Waren zu 

fungieren (Abs. 1) . 
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Die Möglichkeit der Behandlung niedergelegter Waren soll wesent­

lich beschränkt werden, um die Zollämter nicht mit ttberwachungs­

aufgaben zu belasten und die Niederlegung nicht zum Ersatz eines 

Zollagers werden zu lassen (Abs. 2) . 

Der geltende Abs. 3 führt dann zu Schwierigkeiten, wenn ein 

öffentliches Zollager nicht zur Verfügung steht und die Halter 

von vorhandenen Zolleigenlagern zur Aufnahme der Waren nicht 

bereit sind. Die neuen Abs. 3 und 4 sollen dem unter angemessener 

Wahrung der Rechte an der Ware abhelfen. 

Der Abs. 5 übernimmt inhaltlich unverändert den geltenden Abs. 2 

zweiter Satz. 

Zu Artikel I Z. 32a: 

Die Änderung dient der Beseitigung des Ausdrucks "Verfügungsbe­

rechtigter" und berücksichtigt gleichzeitig, daß es im § 114 Abs. 

4 um die Verläßlichkeit des Halters des Beförderungsmittels und 

nicht um die eines Anmelders geht, der auf den Transport keinen 

oder nur wenig Einfluß hat. 

Zu Artikel I Z. 33a: 

Die Neufassung des § 117 Abs. 1 dient der Ersetzung des Ausdrucks 

"Warenerklärung" durch "Anmeldung" mit den notwendigen sprach­

lichen Anpassungen. 

Zu Artikel I Z. 34a und 34b: 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen ohne inhaltliche 

Auswirkungen. 

Zu Artikel I Z. 42a, 42b und 42c: 

Die Aufhebung des § 5 0  erfordert die hier vorgesehenen Änderun­

gen. 

Zu Artikel I Z. 42d: 

Die Neufassung des § 154 Abs. 1 trägt zunächst der Aufhebung des 

§ 5 0  Rechnung, soll aber gleichzeitig die völlige Ubereinstimmung 

mit den die Zollerklärung betreffenden Vorschriften der Akte des 

Weltpostvereins gewährleisten. 
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Zu Artikel I Z. 42e und 42f: 

Die Stellungspflicht im Luftverkehr muß wie die nach § 48 den 

Inhaber der Waren treffen� durch die entsprechende Änderung des 

§ 171 Abs. 6 wird gleichzeitig auch der Ausdruck "Verfügungsbe­

rechtigter" beseitigt. Durch die Neufassung des § 171 Abs. 9 wird 

außerdem klargestellt, daß nicht unbedingt das Luftverkehrsunter­

nehmen für die Ausfuhrabfertigung sorgt. 

Zu Artikel I Z. 52a: 

Die Vorschriften, wer Kostenpflichtiger nach dem Zollrecht ist, 

wurden zur Vermeidung des Ausdrucks "Verfügungsberechtigter" neu 

gefaßt und dabei entsprechend klarstellend ergänzt. 

Zu Artikel I Z. 55: 

Der neue § (199a) soll der Notwendigkeit Rechnung tragen, daß die 

Zollbehörden aller Instanzen im Zusammenhang mit durch völker­

rechtliche Vereinbarungen geregelten Zollverfahren (z.B. gemein­

sames Versandverfahren) oder Zollpapieren (z.B. Einheitspapier) 

außerhalb der zwischenstaatlichen Amtshilfe nach Abschnitt VII 

grenzüberschreitende Kontakte benötigen. 

Zu Artikel I Z. 56: 

Hier werden durch eine Generalklausel die aus dem Einheitspapier 

stammenden neuen Begriffe überall dort in das Zollgesetz 1955 

übernommen, wo dies keine sonstige Änderung des Satzgefüges oder 

des Inhalts der Bestimmung erfordert. 

Zu Artikel I I: 

Die durch Artikel I geänderten Begriffe, vor allem die des 

Verfügungsberechtigten und des Warenempfängers, werden auch in 

vielen anderen bundesgesetz lichen Vorschriften verwendet, die 

durch den Artikel I I  in gleicher Weise geändert werden sollen wie 

nach Artikel I Z. 56 jene zollgesetzlichen Bestimmungen, die 

nicht Gegenstand einer besonderen Regelung im Artikel I sind. 
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Zu Artikel 111: 
Es besteht nicht die Absicht, die Vordrucke für Warenerkärungen 

schlagartig mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes durch 

Vordrucke für 

ersetzen. Durch 

Weiterverwendung 

nologie erreicht 

Zu Artikel IV: 

Anmeldungen mit 

Artikel 111 
von Vordrucken 

werden. 

der 

soll 

mit 

geänderten Terminologie zu 

eine rechtlich gesicherte 

der derzeit geltenden Termi-

Das Ubereinkommen zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Waren­

verkehr sieht kein Exemplar des Einheitspapiers vor, als devisen­

rechtliche Anmeldung nach § 17 des Devisengesetzes verwendet 

werden könnte; auf diese Anmeldung muß daher im Interesse der 

Erfüllung der durch das Ubereinkommen zu übernehmenden Verpflich­

tungen verzichtet werden. Wenn aber für die Exporte nach der EWG 

und nach den EFTA-Staaten eine solche Anmeldung nicht mehr 

verlangt werden kann, erscheint ihre Beibehaltung für andere 

Bereiche des Exports nicht mehr sinnvoll. 

Zu Artikel V: 

Durch die Z. 1 soll die von der österreichischen Wirtschaft 

gewünschte und vom Ubereinkommen nicht ausdrücklich ausgeschlos­

sene Weiterverwendung autonomer Vordrucke klargestellt weren; 

diese Weiterverwendung ist aber durch das tlbereinkommen und 

andere völkerrechtliche Vereinbarungen (z.B. das im Artikel VII 

behandelte tlbereinkommen über ein gemeinsames Versandverfahren) 

limitiert. 

Durch die Z. 2 wird eine rechtliche Verbindung zwischen dem im 

tlbereinkommen verwendeten Ausdruck "Masse" mit dem im autonomen 

Zollrecht verwendeten Ausdruck "Gewicht" hergestellt. 

Zusätzliche Kosten, die über die der Annahme des Einheitspapiers 

allein hinausgehen, sind nicht zu erwarten, da nicht die Absicht 

besteht, alle Vordrucke und Dienstanweisungen schlagartig der 

neuen Terminologie anzupassen. 
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Zu Artikel VI: 

Das tlbereinkommen über das gemeinsame Versandverfahren ist mit 

dem best.ehenden Abkommen zwischen österreich und der EWG über das 

gemeinschaftliche Versandverfahren, BGBl.Nr. 599/1973, in der 

geltenden Fassung, das nun als überholt aufgehoben werden soll, 

weitgehend inhaltsgleich. Es liegt daher nahe, auch beim vorlie­

genden Gesetz auf das Versandverfahren-Durchführungsgesetz, 

BGBl.Nr. 600/1973, als Vorlage zu greifen. 

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes ebenso wie die des tlberein­

kommens wird in diesem Bereich keinen zusRtzlichen Verwaltungs­

aufwand mit sich bringen. 

Die Z. 1 stellt eine Einleitung mit einer allgemeinen Verweisung 

auf das tlbereinkommen dar und bindet das Verfahren in das durch 

Artikel I geänderte Zollrecht ein. 

Die vorgeschlagene Z. 2 folgt dem § 4 des Gesetzes aus 1973 (der 

§ 3 des Gesetzes aus 1973 braucht nicht übernommen zu werden, da 

die handelsstatistische Meldepflicht der Durchfuhr inzwischen 

weggefallen ist und die verkehrsstatistische Meldung mittels 

einer Ausfertigung des Versandscheines mit Verordnung angeordnet 

werden kann). Wesentlich weicht nur der Abs. 2 vom geltenden Abs. 

4 ab, weil entsprechend einer vorbereiteten Änderung des Zollge­

setzes 1955 die Geltendmachung der Haftung eines Bürgen in 

Zukunft nicht mehr im Zivilrechtsweg sondern im Verwaltungsweg 

erfolgen soll. Für den Fall, daß diese Änderung nicht wirksam 

werden sollte, wurde jedoch auch der geltende Inhalt beibehalten. 

Gegenüber dem § 5 des Gesetzes aus 1973 treten durch die Z. 3 

keine Änderungen ein. 

Die Z. 4 folgt in den Absätzen 1 und 3 dem § 6 Abs. 1 und 3 des 

Gesetzes aus 1973. Der Abs. 2 konnte wegen Änderung der Vor­

schriften in der EWG wesentlich gegenüber dem § 6 Abs. 2 des 

Gesetzes aus 1973 geändert werden; der zugelassene Versender muß 

aber die besonderen Voraussetzungen des tlbereinkommens für die 

Ausstellung von T2 oder T2L-Papieren beachten. 
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Die Z. 5 entspricht wörtlich dem § 7 des Gesetzes aus 1 9 7 3 . 

Die Z. 6 entspricht dem § 8 des Gesetzes aus 1973; es wurden 

jedoch die lit.c und d des Abs. 1 nicht übernommen, weil sie nach 

der Struktur des Ubereinkommens überflüssig sind. 
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geltende Fassung 

>. __ :-' -��--�:..;.o;:; """;-

Gegenüberstellung 

Fassung laut Entwurf 

1a. Der S 9 lautet: 

"Anwendung der zolltarifarischen 

Bestimmungen bei Kleinsendungen 

S 9. (1) Waren einer Sendung, deren Wert insgesamt 5.000 S nicht 

Ubersteigt, sind wie folgt zu behandeln: 

1. Ist kein Zoll zu erheben, so findet keine Einreihung 

in den Zolltarif statt; die Einfuhrumsatzsteuer ist 

nach dem im S 10 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 

1972, BGB1.Nr. 223, in der jeweils geltenden Fassunq 

genannten Steuersatz zu bemessen. 

2. Ist ein Zoll zu erheben, so ist diese Sendung so zu 

behandeln, als bestünde sie zur Gänze aus Waren jener 

Nummer oder Unternummer, auf die der wertmäBig 

höchste Anteil der Sendung entfällt. 
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(2) Ahs .  1 ist nicht anzuwenden ,  wenn 

1. die Waren nach ihrer e igenen Art und Beschaffenheit 

angemeldet werden oder 

2. die Sendung Waren enthäl t ,  für die neben oder 

anste l le des Zolles andere Abgaben als die Einfuhr­

umsatz steuer zu erheben sind oder 

3. aus Gründen , d ie s ich au f den Ursprung der Waren 

bez iehen , Teile der Sendung zoll frei zu belas sen 

wären oder 

4. bei s inngemäß er Anwendung der Ausnahmebestimmungen 

des § 4 Ahs . 1 l it . i  des Außenhandelsgesetzes 1984 

die Wertgrenze des Ahs . 1 überschritten wird . 

(3) S ind in e iner Sendung Waren enthalten , au f die Einfuhr­

oder Aus fuhrverbote anzuwenden s ind, so sind diese Waren unbe­

schadet der Anwendung des Ahs . 1 gesondert anzume lden . 

( 4 )  Wenn aus der Anwendung des Abs . 1 auf bestimmte Waren ein 

erheb l icher Nachtei l  für einen inländi schen Wirtschaftszweig 

entstünde , hat der Bundesmini ster für F inanzen im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister für wirtscha ftliche Angelegenheiten und , 

soweit es s ich um Waren handel t ,  für die der Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft nach dem AUßenhandel sgesetz 1984 zur 

Erteilung der Einfuhrbewi l l igung zuständig ist , auch im Einver­

nehmen mit diesem Bundesminister , diese Waren durch Verordnung 

von der Anwendung des Abs .  1 be i der Ein fuhr auszunehmen . 

Ib . Dem S 21 wird folgender Ahs . 4 angefügt : 

"(4) Zol lMmter , Zweigste l len von Zoll ämtern und Zollposten s ind 

Zol l stellen . "  

.;:,4 �,. 

29/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
31 von 195

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



§ 48. (1) Jede über die Zollgrenze eingehende oder 
zum Austritt über die Zollgrenze bestimmte Ware ist, un­
beschadet der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über den 
Post- und Luftverkehr, dem der Obertrittsstelle nächst­
gelegenen Grenzzollamt zu stellen. Ist das Grenzzollamt ein 
vorgeschobenes Zollamt (§ 21 Abi. 1 lit. g), so hat die Stellung 
bei diesem Zollamt zu erfolgen. Zur Stellung der Ware 
ist verpflichtet, wer sie im Gewahrsam hat. (BGBl. NT. 78/ 
1968 urld 527/1974) 

V e r s e n d e r e r k l ä r u n g  

§ SO. (1) Für Frachtsendungen . im Eisenbahn-, Schiffs-, 
Luft- und Straßenverkehr hat der Versender bei der Einfuhr 

und Durchfuhr den Frachtpapiercn Versendererk1ärungen bei­
zufügen. Dasselbe gilt für die Einfuhr im Postverkehr, soweit in 
den Sondervorschriften dieses Bundesgesetzes über den Postver­
kehr nicht anderes bestimmt ist. Die Beigabe der Verscnderer­
klärung hat der Versender auf dem Frachtpapier zu vermerken. 

(2) Die Versendererklärung hat wenigstens den Namen und 
die Anschrift des Versender und Empfängers der Sendung, die 
Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstiicke, Erzeu­
gungs-, Herkunfts- und Bestimmungsland, Menge und Wert 
sowie die handelsübliche oder zoUtarifarische Benennung der 
Waren zu enthalten, sofern nicht durch zwischenstaatliche Ver­
einbarungen Erleichterungen vorgesehen sind. Die Versender­
erklärung ist vom Versender unter Ansetzung des Datums zu 
unterzeichnen. 

(J) Wenn die Versendererklärung nicht in deutscher Spra­
che abgefaßt ist ist vom Verfügungsberechtigten über Verlangen 
des Zollamtes 4ine deutsche Übersetzung beizubringen. 

�I 
(4 ) Wenn die Versendererklärung mangelbaft oder offen-

sichtlich unrichtig ist oder fehlt, so hat der Verfügungsberech­
tigte auf Grund der Angaben in den sonstigen Begleitpapieren 
für die Vervollständigung oder Berichtigung der Versendererklä­
rung zu sorgen oder eine Ersatzversendererklärung auszustel­
len. 

(5) Im kleinen Grenzverkehr ist eine Versendererklärung 
nicht erforderlich. Das gleiche gilt im Reiseverkehr für das 
Handgepäck und für das Reisegepäck, sofern darin keine Han­
delswaren enthalten sind. 

- :5 .� 

10a . Dem § 48 Ahs . 1 werden folgende Sätze angefUgt: 

" Zur Stel lung sind dem Zol l amt die Fracht- und sonstigen Begleit­

papiere vorzulegen . Waren , die in diesen Papieren nicht angefUhrt 

sind , gelten a l s  nicht geste l l t, es sei denn, sie werden dem 

Zo l l amt auf andere Weise zur Kenntnis gebracht. " 

lOb . Der § 50 wird aufgehoben. 
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§ 51. (1) Verfügungsberechtigter im Sinne dieses Bundes­
gesetzes ist, wer die Ware im Gewahrsam hat oder wer das 
mit ZahluArgsbestätigung versehene Frachtpapier (Frachtbrief, 
Paketkarte, Konnossement, Ladeschein), den Niederlageschein 
oder eine rechtsverbindliche Abtretungsurkunde vorweist. 

S 52. (1) Der Verfügungsberechtigte hat für die Durchfüh­
rung des Zollverfahrcns beim Zollamt eine Warenerklirung 
abzugeben. Die Warenerklärung ist nach nlberer Bestimmung 
dieses Bundesgesetzes schriftlich oder mündlich abzugeben. 

(2) In der schriftlichen Warenerklärung sind je nach den 
Erfordernissen des jeweiligen Zollverfahrcns einzelne oder alle 
der folgenden Angaben zu verlangen: 

d) Ursprungs-, Herkunfts- und Handelsland, für die 
Durchfuhr und Ausfuhr auch das Bestimmungsland 
der Waren;') 

I 
[. 
_. bei zum Handel bestimmten Waren Angabe 

der Zolltarifnummer mit der aIlflllligen Unterteilung, 
sofern nicht aUe für die ZoUbehandlung maßgebenden 
nicht ohne weiteres erkennbaren Merkmale erklärt wer­
den; 

-lt-

1 0 c .  Der § 5 1  Abs .  1 lautet : 

" ( 1 )  Jeder,  der die für die Abfertigung erforderlichen Unterlagen 

dem Zollamt vorlegen kann , ist befugt , eine Anmeldung abzugeben 

(Anmelder) ."  

IOd . Der § 5 2  Abs . 1 lautet :  

" ( I )  Waren sind beim Zol lamt zur Durchführung des Zollverfahrens 

anzumelden (Anmeldung) . Die Anme ldung ist nach näherer Bestimmung 

dieses Bundesgesetzes schri ftlich oder mündlich abzugeben . "  

lOe . I �  § 5 2  Abs .  2 lautet der Einleitungssatz : 

" In der An�eldung sind j e  nach den Erfordernissen d ieses Bundes­

gesetzes und sonstiger Rechtsvorschri ften zu erklären : "  

lO f .  Dem § 5 2  Abs . 2 lit . d  wird folgender Halbsatz angefügt : 

" nach Maßgabe völkerrechtl icher Vereinbarungen auch das Versen­

dungs land ( Land , in dem die Waren unter Verwendung von durchge­

henden Zol lpapieren zur Ausfuhr angemeldet werden) ; "  

l O g .  I m  § 5 2  Abs . 2 l it . f  lautet der zweite Halbsatz : 

"be i  zum Handel bestimmten Waren die Warennummer (Nummer des 

Zol ltarifs 1 9 8 8 , BGB l . Nr .  1 5 5 /1 9 8 7 , mit den im Gebrauchszol ltari f 

verlautbarten Zusätzen) , so fern nicht alle für die Zol lbehand lung 

maßgebenden nicht ohne weiteres erkennbaren Merkmale erklärt 

werden ; "  
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g) die Bemessungsgrundlagen und die zu ihrer Ermittlung 
erforderlichen Angaben; 

(7) Wenn die Warenerklirung nach den Bestimmungen des 
Abs. 5 zurückgewiesen werden muß oder ein Antrag auf Durcb­
ff1brung eines ZoUverfabrens nicht gestellt wird, ist die Ware auf 
Kosten und Gefahr des Verfügungsberechtigten einzulagern 
oder die Aufrechterbaltung der allgemeinen Zollaufsicht in einer 
anderen, die Einbaltung der Zollvorscbriften gewibrleistenden 
Weise zu sichern, sofern die Ware vom Verfügungsberechtig­
ten nicht in das Zollausland gebracht wird. 

Der Verfügungs";rechtigte hat über die zur Abferti­
gung gestellten Waren, für die dem Warenempflinger die Abgabe 
von Sammelwarenerldirungen bewilliGt wurde, dem Zollamt 
geeignete Unterlagen zu übergeben und das Vorliegen der Bewil-
ligung nachzuweisen; 

. - -
<, 

, 
[. 

X u ß e r e �1 E r f o r d e r n i s s e  d e r  s c h r i f t l i c h e n  

W a r e n e r k l ä r u n g  

§ 53. (1) Die schriftliche Warenerklirung ist in zweifacher 
gleichlautender Ausfertigung in deutscher Sprache heizubrin­
gen. Das Bundesministerium für Fmanzen kann zur Verein­
fachung des Verfahrens für einzelne Arten der Zollabferti­
gung die Abgabe zusitzlicher Ausfertigungen der Waren­
erklärung durch Verordnung vorschreiben, wenn hiedurch 
die Führung eigener zollamtlicher Aufschreibungen entbehr­
lich wird. (BGB1. Nr. 78/1968) 

§ -

l O h .  Der § 5 2  Abs . 2 lit . g  lautet : 

- .  '-h-' tu ES J4· 2M • l!bW ... 

"g)  die Bemes sungsgrundlagen und die zu ihrer Ermittlung erfor­

derlichen Angaben sowie sonstige Angaben über den Wert der 

Waren ( Rechnungspreis , Zol lwert , Statisti scher Wert ) ; 

l 2a .  Der § 5 2  Abs . 7 lautet : 

" ( 7 )  Wenn keine Anmeldung abgegeben wird oder die Anmeldung 

zurückgewiesen wird , ist die Ware au f Kosten und Gefahr dessen , 

der sie im Gewahrsam hat , einzulagern oder die allgemeine Zoll­

aufsicht au f andere Weise aufrecht zu erhalten , sofern die Ware 

nicht in das Zol laus land zurückgebracht wird . " 

l 3 a .  Im § 5 2a Abs . 1 zweiter Satz latuet der erste Halbsatz : 

" Bei der Abfertigung sind dem Zollamt geeignete Unterlagen über 

die gestel lten Waren , für die dem Empf�nger die Abgabe von 

Sammelwarenerklärungen bewilligt worden ist , zu übergeben und das 

Vorliegen der Bewi l l igung nachzuweisen ; "  

l3b.  Die §§ 5 3  und 5 4  lauten : 

" Forme l le Erfordernisse der schri ftl ichen Anmeldung" 

§ 5 3 . ( 1 )  Für die schri ftl ichen Anme ldungen nach diesem Bundes­

gesetz sind Vordrucke zu verwenden , deren Muster vom Bundes­

minister für Finanzen nach den Gesichtspunkten der Vo l l st?ndig­

keit , Ubersichtlichkeit und Zweckm�8 igkeit mit Verordnung zu 

bestimmen sind . 

( 2) Die schriftliche Anme ldung ist in zweifacher gleichlau­

tender Aus fertigung in deutscher Sprache abzugeben . Der Bundes­

mini ster für Finanzen kann , soweit völkerrechtl iche Vereinbarun-
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(2) Die gänzliche oder teilweise Abfassung schriftlicher 
Warenerklärungen durch Organe der Zollverwaltung ist un­
zulässig. (BGBI. NT. 286/1978; 

X u ß e r i  F o r m  d e r  s c h r i f t l i c h e n  
E r k l ä r u n g e n  i m  Z o l l v e r f a h r e n  

(BGBI. N,. 78/1968) 
§ 54. (1) Für die nach diesem Bundesgesetz abzugebenden 

Erklärungen sind Vordrucke nach Mustern zu verwenden, 
die vom Bundesministerium für Finanzen durch Verordnung 
nach den Gesichtspunkten der Vollständigkeit, Obenichtlich­
keit und Zweckmäßigkeit festzulegen sind. 

(2) Soweit Angaben der Warenerklärung in Vordrucken 
gemäß Ab.. 1 für Zwecke automationsuntentützter Daten­
verarbeitung in abgekürzter oder venchlüsselter Form er­
forderlich sind, sind die Abkürzungen oder Zeichen in die 
Verordnung nach Abs. 1 aufzunehmen und nach Möglich­
keit auch im Vordrudt anzugeben; dies gilt nicht für Ab­
kürzungen und Zeichen, die amtlich veröffentlicht oder der . 
Allgemeinheit in einer durch die Verordnung nach Ab.. 1 
näher zu bestimmenden Form zugänglich gemacht oder den . 
Parteien des Verfahrens von der Abgabenbehörde mitgeteilt 
worden sind. (BGBI. N,. 286/1978) 

, 
j. 
4' 

- l:> .-

gen nicht entgegenstehen , mit Verordnung die Abgabe weiterer 

Ausfertigungen vorschreiben , wenn dies zur Erfül lung von Anmelde­

pflichten nach anderen Rechtsvorschri ften oder zur Vermeidung der 

Führung gesonderter Aufschreibungen der Zol lämter erforderlich 

i st . 

( 3 )  Der Bunde sminister filr F inanzen hat unter Berilcks ichti­

gung völkerrechtlicher Vereinbarungen mit Verordnung weiters 

insbesondere zu bestimmen , 

1 .  welche Vordrucke (Exemplare) der nach Abs . 1 be­

stimmten Muster in den verschiedenen Arten des Zoll­

verfahrens zur Anmeldung zu verwenden sind ; 

2 .  welche Felder der Vordrucke in den verschiedenen 

Arten des Zol lverfahrens auszufüllen s ind ; 

3 .  welche Angaben in den einzelnen Feldern zu machen 

s ind , wobei auch eine bestimmte Ordnung und Bezeich­

nung der Angaben in den Feldern vorgeschrieben werden 

kann , wenn dies zur Bearbeitung notwendig ist ; 

4 .  welche Abkürzungen oder Zeichen (Codes) in bestimmten 

Feldern zu verwenden s ind und welche Bedeutung sie 

haben ; 

5 .  wie die verschiedenen Vordrucke ( Exemplare) herge­

stellt oder ausgefüllt werden können ; 

6 .  welche z usätz lichen Erklärungen e inem Vordruck 

(Exemplar) bei zugeben sind , wenn 

a) die darin enthaltenen Angaben zur Durch führung der 

anzuwendenden Rechtsvorschriften nicht ausreichen 

oder 

b) dies zur automationsunterstütz ten Verarbeitung 

er forderl ich ist . 
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, 
(4) Für 4usländische unverzollte Schlaf-, Speise- und 

sonstige Sondbagen, die nicht in den Fahrpark einer in­
ländischen oder ausländischen Eisenbahn eingestellt sind, 
gelten die Bestimmungen der Ab!. 1 und 2 entsprechend. 
Zur. Sicherung der Zollüberwachung sind die Einsatzpläne 
dieser Fahrzeuge und allfällige 1\nderungen derselben vom 
Verfügungsberechtigten der Finanzlandesdirektion für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland anzuzeigen. Die Anzeige­
pflicht besteht auch für den endgültigen Verbleib dieser 
Wagen im Zollgebiet. 

- "-t -

- - --�._- _ . _. 
_ .......... �--_. 

7 .  wie die Vordrucke (Exemplare) in den verschiedenen 

Arten des Zol lverfahrens zu erfassen , zu behandeln 

und abzulegen s ind . 

( 4 )  verordnungen , nach Ahs . 1 bis 3 hat der Bundesmini ster 

für F inanzen , soweit der Wirkungsbereich eines anderen Bundes­

ministers berührt ist , im Einvernehmen mit diesem Bundesmin ister , 

zu erlassen . 

( 5 )  Verordnungen nach Abs .  1 bis 3 sind dadurch kundzu­

machen , daß sie bei den Finanz landesdirektionen und Zoll�mtern 

zur unentgeltlichen öffentlichen Einsicht aufgelegt werden . 

Jedermann hat außerdem das Recht , gegen Ersatz der Gestehungs­

kosten Kopien dieser Verordnungen zu erhalten . 

Anleitungspflicht 

§ 5 4 .  ( 1 )  Das Zollamt hat Anme ldern , die nicht Spediteure s ind , 

au f Verlangen münd lich die zur Ahfassung der Anme ldung nötigen 

Anleitungen zu geben . 

( 2 )  Eine über Abs .  1 hinausgehende Mitwirkung von Zollor­

ganen an der Anmeldung i st unzul�ssig . "  

2 7 a . Im § 9 5  Ahs .  4 wird das Wort "Verfügungsberechtigter" durch 

die Worte " Halter dieser Fahrzeuge" ersetzt . 
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§ 102. (1) Zolteigenlager sind Zoltager, die nur vom 
Eigentümer des Zollagers benützt werden dürfen. Der Eigen­
tümer des Zollagers ist jedoch berechtigt, die Benützung des 
Zollagers auch anderen Verfügungsberechtigten zu gestatten, 
sofern dies nicht gewerbsmäßig geschieht. 

(2) Zolleigenlager dürfen nur für einzelne Waren oder 
Warengruppen bewilligt werden. Weiters dürfen Zolteigen­
lager nur Handels- und Gewerbetreibenden bewilligt werden, 
die kaufmännische Bücher ordnungsgemäß führen, deren 
bisheriges Verhalten Gewähr für die Einhaltung der Zoll­
vorschriften bietet und die entweder selbst am Lagerort 
ihren Wohnsitz oder Sitz haben oder einen dort wohnhaften 
geeigneten Vertreter bestellen. 

(4) Zolleigenlager können auch in abgesonderten, für 
sich verschließbaren Räumen (Kabinen) der Zollager zuge­
lassen werden. Bei der Einlagerung von Waren in Kabinen 
ist äußere und innere Beschau vorzunehmen; bei einer 
Lagerbehandlung nach § 108 Abs. 1 ist die in § 108 Abs. 4 
vorgesehene schriftliche Erklärung zur Lagerbehandlung nicht 
erforderlich. 

(5) Das Bundesministerium für Finanzen kann aus volks­
wirtschaftlichen Rücksichten für Waren, deren Auslagerung 
aus dem Zolleigenlager laufend in kleinen Teilmengen erfolgt, 
ein Zolleigenlager mit vereinfachtem Lagerverfabren der­
gestalt zulassen, daß bei der Einlagerung nur äußere Beschau 
vorzunehmen ist und bei einer Lagerbehandlung nach § 108 
Abs. 1 die in § 108 Abs. 4 vorgesehene schriftliche Erklärung 
zur Lagerbehandlung nicht erforderlich ist., 

f 
f· 
� 

- y -

2 9 a .  Der § 1 0 2  Abs .  1 und 2 lautet : 

" ( 1 )  Zolleigenlager s ind Zollager , i n  die Waren nur auf 

Antrag des Lagerhalters eingelagert werden können . 

( 2 )  Die Lagerbewi l l igung ( §  9 8 )  ist  nur zu ertei len , wenn 

der Antragste l ler Gewähr für die Einhaltung der Zol lvor­

schri ften bietet . "  

29b . Der § 1 0 2  Aba . 4 und 5 wird aufgehoben . 
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(2) Der Inhaber des Niederlagesc:heines gilt dem Zollamt 
gegenüber als Verfügungsberec:htigter. Das Zollamt ist nic:ht 
verpßic:htet, zu prüfen, ob derjenige, der den Niederlage­
sc:hein vorweist, dessen rec:htmäßiger Besitzer ist. 

(2) Werden zoUhlngige Waren aus einem ZoUager am Sitze 
eines GrenzzoUamtes unmittelbar in das ZoUausland ausgeführt, 
50 hat dieses Zollamt den tatsllchlichen Austritt zu überwachen 
und über Verlangen des Verfügungsberechtigten schriftljch zu 
bestitigen. . Das gleiche gilt für die Ausfuhr von bei einem 
Grenzzollamt einstweilig niedergelegten Waren. 

E i n s t w e i l i g e  N i e d e r l e g u n g  

§ 1 11. (1) Wenn nac:h den Bestimmungen des § 52 Abs. 7 
die Aufrec:hterhaltung der allgemeinen Zollaufsic:ht über zoll­
hängige Waren Platz zu greifen hat, so kann das Zollamt 
diese Waren in seinen Aufbewahrungsräumen oder auf seinen 
Lagerplätzen gegen Entric:htung der in diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Verwaltungsabgaben einstweilig niederlegen 
lassen. 

(2) Während der einstweiligen Niederlegung kann der 
Verfügungsberec:htigte die niedergelegten Waren unter Auf­
sic:ht des Zollamtes verpacken, umpacken, umfüllen oder aus 
ihnen Muster oder Proben entnehmen. Wenn einstweilig 
niedergelegte Waren zu verderben drohen, so hat das Zollamt 
hinsic:htli�' dieser Waren nac:h den Bestimmungen der für 
öffentlic:hq Zollager des Bundes geltenden Lagerordnung vor-
zugehen. " 

(3) Für die einstweilig niedergelegten Waren muß binnen 
zwei Monaten nac:h dem Einlangen beim Zollamt vom 
Verfügungsberec:htigten ein Abfertigungsantrag gestellt 
werden. Wird ein $Olc:her Abfertigungsantrag binnen dieser 
Frist nic:ht gestellt, so hat das Zollamt die einstweilig nieder­
gelegten Waren für den Verfügungsberec:htigten auf dessen 
Kosten und Gefahr in ein Zollager einzulagern. 

- � -

3 0 a .  § 1 0 6  Ahs . 2 erster Satz wird aufgehoben . 

3 0 b .  Im § 1 0 9  Ahs .  2 werden die Worte " des Verfügungsberech­

tigten" durch die Worte " de ssen , der die Waren im Gewahrsam 

hat , "  erset z t .  

3 0 c . Der § 1 1 1  lautet : 

" Einstwe i l ige Niederlegung 

§ 1 1 1 . ( 1 )  Wenn nach diesem Bundesgesetz d ie a l lgeme ine Zollauf­

s i cht über zol lhängige Waren aufrecht zu erhalten i st , können sie 

beim Zol lamt einstwei l ig niedergelegt werden , wenn die Lagerung 

in einem Zol lager oder in einer Z o l l freizone nicht zumutbar ist . 

( 2 )  Während der e instwe i l igen Niederlegung können mange l­

hafte Umschließungen unter Aufs icht des Zol lamtes insoweit 

erneuert werden , a l s  dies zur wegbringung der Waren notwend ig 

ist . 

( 3 )  Die einst.we i l ige Niederlegung ist mit zwei Monaten 

gerechnet vom Tag der Niederlegung befri stet . Können die Waren 

innerhalb d ieser Frist vom Z o l l amt nicht ausge folgt werden , so 

ist dem , der die Waren bei der Nieder legung im Gewahrsam hatte , 

unter H inwei s  auf die Rechtsfolge des Abs .  4 eine Nachfrist von 

e inem Monat zu setzen . 

( 4 )  Bei ungenütztem Verstreichen der.  Nachfrist nach Abs .  3 

gelten die niedergelegten Waren a l s  dem Bund prei sgegeben . Dies 

i s t  vom Zol lamt festzuste l len . 

( 5 )  Drohen niedergelegte Waren zu verderben , so hat das 

Z o l l amt nach den diesbezügl ich in vom Bund geführten ö f fent l ichen 

Zol lagern geltenden Bestimmungen vorzugehen . "  

'. 

29/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
38 von 195

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



(4) Die Nämlic:hkeitsfesthaltung durc:h Raumverschluß 
ist von den Zollämtern nic:ht vorzunehmen, wenn durc:h 
den Raumverschluß die Zollbelange nic:ht genügend gesic:hert 
enc:heinen oder gegen die Vertrauenswürdigkeit des Ver­
fügungsberec:htigten. des Fahrzeuglenkers oder Begleiter. 
Bedenken bestehen. 

§ 1 17. (1) Zum Ansageverfahren sind die Waren mit 
schriftlicher Warenerklärung anzumelden (Anmeldung zum 
Ansageverfahren). I 

(6) Das Anweisungszollamt hat dem verfügungsberec:h­

tigten Verkehrsunternehmen das Doppel der Anmeldung 

(Ansageschein) zur Vorlage beim Empfangszollamt auszu­

folgen. Die Urschrift der Anmeldung hat beim Anweisungs": 

zollamt zu verbleiben. 

S 118. (1) Nac:h Stellung des Ansagegutes unter Vorlage 
des Ansagesc:heines und allfällig angesc:hlossener Venender­
erklärungen beim Empfangszollamt hat dieses den Ansage­
sc:hein auf se�ne Ordnungsmäßigkeit, die angelegten Ver­
sc:hlüsse oder Nämlic:hkeitszeic:hen auf ihre Vollzähligkeit und 
Unvenehrtheit zu prüfen; desgleic:hen kann es sic:h vom 
tatsäc:hlic:hen Vorhandensein und vom Inhalt der Ansage­
güter durdl Besic:htigung überzeugen. . Das Empfangszoll­
amt hat sodann den Zeitpunkt der Stellung des Ansagegutes 
sowie die .ollamtlic:hen Verbuc:hungsdaten im Ansageschein 
zu vermerlen. Dem Verfügungsberec:htigten ist über Antrag 
eine Bestätigung über die ordnungsgemäße Stellung des An­
sagegutes auszustellen. Bei in der Aus- und Durchfuhr 
angewiesenen Ansagegütern ist vom Empfangszollamt der 
tatsäc:hlic:he Austritt des Aosagegutes über die Zollgrenze 
auf dem Ansagesc:hein zu vermerken. Der Ansagesc:hein hat 
beim Empfangszollamt zu verbleiben. 

- A C>  _ 

------------_:'-...... � '  

3 2a .  Im § 1 1 4  Ahs . 4 wird das Wort " Verfügungsberechtigter" durch 

die Worte " Halter des Beförderungsmittels" ersetzt . 

3 3 a . Der § 1 1 7  Abs .  1 lautet : 

" ( 1 )  Zum Ansageverfahren ist schriftliche Anme ldung der Waren 

erforderlich . "  

3 4 a . Im § 1 1 7  Ahs .  6 wird das Wort " verfUgungsberechtigten" 

aufgehoben.  

34b.  Im § 1 18 Ahs . 1 wird das Wort "VerfUgungsberechtigten " durch. 

das Wort "Verkehrsunternehmen" ersetz t .  

.. 
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(3) Eingangsabgabenfreie Waren können auf Antrag . 
des Eisenbahnunternehmens an Hand der Zugliste, erforder­
lidtenfalls nadt Einsidttnahme in die Versendererklärungen 
und Frachtpapiere, sofort im Zuge beschaut und zum freien 
Verkehr abgefertigt werden, wenn die Besdtau mit aus­
reidtender Sicherheit durdtgef6hrt werden kann. Die Frei­
sdtreibung ist vom Grenzzollamt lediglidt auf den Fradtt­
papieren zu bestätigen. 

Dem Schiffseingangsmanifest sind die Versendererkll­
rungen anzusdtließen. Wenn die unter lit. e und f ge­
nannten Angaben in den Schiffsladelisten enthalten sind, 
so genügt im Sdtiffseingangsmanifest ein Hinweis auf diese 
dem Manifest beizufügenden Ladelisten. 

S 153. (1) Die Post- und Telegraphenverwaltung ist ver­
pflichtet, alle aus dem Zollausland eingebrachten unverzollten 
Postsendungen mit den nachstehend bezeichneten Ausnahmen 
vor ihrer Ausfotgung an den Empfilnger mit der Versendererklä­
rong (Zollerklärung) und den Postbegleitpapieren unverändert 
einem Zollamt zu stellen. Die Stellung kann beim Grenzzollamt 
oder bei einem allfälligen Zollamt am Bestimmungsort der Sen­
dung oder bei dem Zollamt erfolgen, das sich am Standort des 
durch die Posdeitvorschriften bestimmten Verzollungspostamtes 
befindet. . Bei Nichtstellung hat die Post- und T eIegraphenver­
waltung für den entgangenen Zoll nach Maßgabe des § 1 16 
Abs. 2 Ers�z zu leisten. . Die vorstehenden Bestimmungen gei­
ten auch fÜr ursprllnglich zur Durchfuhr bestimmte Sendungen, 
die im Zolflebiet verbleiben. 

S 154. (1)  Jedes Paket und jede Wertschachtel, die von der 
Post in das Zollgebiet eingebracht wird, muß von einer Versen­
dererklärung (Zollerklärung) gemäß S so begleitet sein. Gehö­
ren mehrere Pakete zu einer Paketkarte, so genügt eine einzige 
Zollerklärung. 

_ ,,-(-1 -

4 2 a .  Im § 1 4 0  Abs .  3 werden die Worte " Versendererk lärung und" 

au fgehoben . 

4 2b .  Im § 1 4 5  Abs . 2 wird der vor letzte Satz au fgehoben . 

4 2 c .  Im § 1 5 3  Abs .  1 werden die Worte "mit der Versendererklä rung 

( Zo l lerk lärung ) " durch die Worte "mit der für den inter­

nationalen Postdienst vorgesehenen Z o l lerk lärung" erset z t .  

4 2 d .  D e r  § 1 5 4  Abs .  1 lautet : 

" ( 1 )  Nach Maßgabe der für den internationa len Postdienst 

geltenden vö lkerrechtl i chen Vereinbarungen müs�en Postsen­

dungen von e iner Z o l l erklärung begl eitet sein . "  

29/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
40 von 195

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



(6) Nach Landung eines aus dem Zollausland einflie­
genden Luftfahrzeuges auf dem Zollßugplatz hat der Ver­
fügungsberechtigte unverzüglich die Fracht und das unbe­
gleitete Gepä<k, die zur Entladung auf diesem Flugplatz 
bestimmt sind, unverändert dem Zollamt unter Vorlage der 
Begleitpapiere zu stellen und bei NichtsteIlung nach Maß­
gabe des § 116 Ab .. 2 für den entgangenen Zoll Ersatz zu 
leisten. Die Poststü<ke hat er unverzüglich und unverändert 
der Post- und Telegraphenverwaltung zu übergeben. Wenn 
es zur Vereinfachung der Zollaufsicht oder zur Beschleuni­
gung des Zollverfahrens zwe<kdienlich ist, kann das Zollamt 
die Vorlage einer Zusammenstellung über die im Luftfahr­
zeug verladenen Waren und über die dazugehörigen Begleit­
papiere verlangen, soweit in zwischenstaatlichen Verein­
barungen nicht anderes bestimmt ist. 

(9) Für jedes aus dem Zollgebiet ausßiC§ende Luftfahr­
zeug sind vom Verfügungsberechtigten dem Zollamt für die 
zur Ausfuhr bestimmten Waren vor ihrer Verladung die 

für die zollamtliche Ausfuhrabfertigung erforderlichen 
Unterlagen zu übergeben; die Bestimmungen des letzten 
Satzes des Abs. 6 gelten sinngemäß. 

K o s t e n p f l i c h t i g e r  

S 1 86±' e Kosten für kostenpflichtige Amtshandlungen hat 
derjenige tragen, der die Amtshandlung beantragt. Werden 
kostenpflic tige Amtshandlungen von Amts wegen vorgenom­
men, so hat der Verfügungsberechtigte die Kosten zu tragen. 

- ,1 2- -

4 2 e . Im § 1 7 1  Ahs .  6 wird das Wort "Verfügungsberechtigten" durch 

die Worte " derj enige , der die Waren im Gewahrsam hat , "  

ersetzt . 

4 2 f .  Der § 1 7 1  Ahs .  9 lautet : 

" ( 9 )  Zur Ausfuhr bestimmte Waren dürfen erst verladen werden , 

wenn das Zol lamt sie zur Ausfuhr freigegeben hat ; Ahs .  6 letzter 

Satz gilt sinngemäß . "  

5 2 a .  Der § 1 8 6  lautet : 

" Kostenpflichtiger 

Die Kosten nach § 1 8 4  s ind demj enigen vorzuschrieben , der die 

Amtshandlung beantragt hat . Liegt kein solcher Antrag vor , so i st 

Kostenpfl ichtiger , wer die Waren im Zeitpunkt des Beginnes der 

kostenpflicht igen Amtshandlung im Gewahrsam hatte , in den Fäl len 

des § 1 8 4  Ahs . 1 lit . c  und d der BegUnstigte . "  

.. 
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geltende F assung 

( Vers a ndverf ahren ­
Durch führungsgeset z ) 

---- -.�., - � _ .. 

§ 1. ( 1 )  Das Abkommen vom 30. November 1972. BGBI. Nr. 599/1973. zwischen 
der Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur 
Anwendung der Bestimmungen über das gemeinschaftliche Versandverfahren in 
der jeweils geltenden Fassung, im folgenden "Abkommen" genannt, ist gemäß 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden. Die im Abkommen 
festgelegten Begriffe haben auch in diesem Bundesgesetz die ihnen im Abkom­
men zugewiesene Bedeutung. 

(2) Das gemeinschaftliche Versandverfahren ist in den im Art. 1 Abs. 2 des 
Abkommens genannten Fällen auf Antrag durchzuführen. 

§ 2. ( 1 )  Wenn eine Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen über das gemein­
schaftliche Versandverfahren im Zollgebiet begangen wird oder als im Zollgebiet 
begangen gilt, hat der Hauptverpflichtete ab dem Zeitpunkt der Empfangnahme 
des Versandscheines, im Fall eines zugelassenen Versenders im Sinn der Anla­
ge 11 zum Abkommen ab der Versendung der Waren, wie ein Begleitscheinneh­
mer im Sinn des Zollgesetzes 1955, BGBI. Nr. 129, in der jeweils geltenden Fas­
sung, für den Zoll und die sonstigen Eingangsabgaben Ersatz zu leisten. 

Bei Waren, die nicht zollhängig im Sinn des Zollgesetzes 1955 sind, erstreckt sich 
im Falle einer solchen Zuwiderhandlung diese Ersatzpflicht auf jene Abgaben, die 
im Hinblick auf die nicht erwiesene Ausfuhr zu erheben sind oder zu unrecht 
erstattet oder vergütet worden sind. 

(2) Die Abgan�ollstelle hat bei der Abfertigung zum gemeinschaftlichen Ver­
sandverfahren, wenn die Bestimmungszollstelle im Zollausland liegt, hinsichtlich 
der Waren und �tlichen Begleitpapiere in jedem Fall auch die Amtshandlungen 
eines Grenzzollamtes vorzunehmen. 

(3) Im übrigen findet im gemeinschaftlichen Versandverfahren das Zollgesetz 
1955 Anwendung, soweit es mit dem Abkommen und diesem Bundesgesetz ver­
einbar ist. Die Versandanmeldung im Sinn des Abkommens gilt als Warenerklä­
rung. Zollstellen im Sinn des Abkommens sind die Zollämter. 

§ 3. Bei der Durchfuhr durch Österreich tritt das nach Art. 9 Abs. 1 des Abkom­
mens abzugebende "Exemplar für Zwecke der Statistik" an die Stelle des nach 

'��'- - '�'''"'' 

_ .--1 3, -

. ......-.r 4 ... .. 4tii '1IIm' ,,1 .,.,. .... -. 

Fassung l au t  E n t wu r f  

1 .  ( 1 )  Das Ubere inkommen vom 20 . Mai 1 9 8 7 ,  BGB l . Nr .  xxx , über ein 

geme insames Versandverfahren , in der j eweils gel tenden -assung , 

im folgenden " Ubereinkommen" genannt , ist gemäß diesem Artikel 

anzuwenden . 

( 2 )  Das gemeinsame Versandverfahren beginnt mit der Aus folgung 

des Versandscheines , im Fall  eines zugelassenen Versenders im 

S inn der Anlage I I  des Ubereinkommens mit der Versendung der 

Waren . 
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dem Handelsstatistischen Gesetz 1958, BGBI. Nr. 137, abzugebenden Anmelde­
scheines. 

§ 4. ( 1 )  Die Sicherheitsleistung im Sinn des Abkommens ist als SichersteIlung im 
Sinn des Zollgesetzes 1955 zu behandeln. 

(2) Eine Person ist als Bürge dann zuzulassen, wenn sie auch zur Bürgschaftslei­
stung nach § 60 Abs. 1 lit. b des Zoll gesetzes 1955 zugelassen ist. 

(3) Eine Gesamtbürgschaft ist beim Zollamt am Sitz jener Finanzlandesdirektion 
zu leisten, in deren Bereich der Hauptverpflichtete seinen Wohnsitz oder Sitz hat. 
Eine Pauschalbürgschaft ist beim Zollamt am Sitz jener Finanzlandesdirektion zu 
leisten, in deren Bereich der Bürge seinen Wohnsitz oder Sitz hat. Die Bürgschaft 
für ein einzelnes gemeinschaftliches Versandverfahren ist bei der Abgangszoll­
steIle zu leisten. 

(4) Eine nach dem Abkommen im Ausland geleistete Bürgschaft gilt als Bürg­
schaft im Sinn des § 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches. Durch 
die Benennung eines Wahldomizils oder eines Zustellungsbevollmächtigten in 
Österreich gilt für den Bürgen, soweit es sich um die Geltendmachung von 
Ansprüchen aus dem Bürgschaftsverhältnis handelt, am Ort des Wahldomizils 
oder am Wohnsitz oder Sitz des Zustellungsbevollmächtigten ein Wohnsitz 
begründet. Eine im Ausland geleistete Bürgschaft wird auch für in Österreich ent­
stehende Forderungen aus dem gemeinschaftlichen Versandverfahren im Zeit­
punkt der Annahme durch die Zollstelle der Bürgschaftsleistung wirksam. 

(5) Für die in Österreich nach dem Abkommen zu leistenden Bürgschaften hat 
der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Justiz durch Verordnung unter Beachtung des Abkommens und der in Österreich 
für Inhalt und Form von Bürgschaften geltenden gesetzlichen Vorschriften 
Muster vorzuschreiben, Bürgschaften, die diesen Mustern nicht entsprechen, 
dürfen von den Zollstellen nicht angenommen werden. 

, , (6) Als Wert des ECU im Sinne des Artikels 13 Abs. 3 des Abkommens ist der 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, Serie C, veröffentlichte Schil­
linggegenwert heranz�iehen. Dieser Gegenwert ist vom Bundesminister für 
Finanzen im Bundesge�etzblatt kundzumachen," 

- A'-t -

�_.�� � .... .. ' . ...... 

2 .  ( 1 )  Eine Pauschalbürgschaft ist beim 

Finan z landesdi rekt ion zu leisten , in 

seinen Wohnsitz oder Sitz hat . 

Zollamt am sitz j ener 

deren Bereich der Bürge 

( 2 ) Eine nach dem Ubereinkommen im Ausland geleistete Bürg­

schaft gilt als Bürgschaft im S inn des § 1 3 5 7  des al lgemeinen 

bürgerl ichen Geset zbuches . Am Ort eines im I nland benannten Wahl­

domiz i l s  können im I nland Zustel lungen von behördlichen Schrift­

stücken betre ffend die Bürgschaft mit der selben Wirkung wie an 

einen Zustel lungsbevo llmächtigten erfolgen . Wenn Ansprüche aus 

dem Bürgscha ftsverhä ltnis im Z ivilrechtsweg geltend zu machen 

sind , gilt für den Bürgen am Ort eines Wahldomi zil s oder am Wohn­

sitz oder Sitz des Zustellungsbevol lmächtigten im Inland ein 

Wohnsitz begründet . Eine im Ausland ge leistete Bürgschaft wird 

auch für in österreich entstehende Forderungen aus dem gemein­

samen Versandverfahren im Zeitpunkt der Annahme durch die Zoll­

stelle der Bürgscha ftslei stung wirksam . 

( 3 )  Für die in österreich nach dem Ubereinkommen zu lei stenden 

Bürgschaften hat der Bundesmini ster für F inanzen im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister für Justiz durch Verordnung unter Beach­

tung des Ubereinkommens und der in österreich für I nha lt und Form 

von Bürgschaften im Zol lverfahren geltenden gesetzl ichen Vor­

schri ften Muster vorzuschreiben . Bürgscha ften , die d iesen Mustern 

nicht entsprechen , dürfen von den Zol lstellen nicht angenommen 

werden . 

( 4 )  Als Wert des ECU im Sinne des Artike ls 1 0  Abs .  3 des Uber­

einkommens ist der im Amtsblatt der Europäischen Geme inschaften , 

Serie C ,  verö f fentlichte Schillinggegenwert heranzuziehen . Dieser 

Gegenwert ist vom Bundesmini ster für F inanzen im Bundesgesetz­

blatt kundzumachen .  
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f 5. ( 1 )  Werden im Eisenbahnverkehr Waren, die nicht im internen gemeinschaft­
lichen Versandverfahren befördert werden sollen, im Zollgebiet mit einem interna­
tionalen Beförderungspapier aufgegeben, so muß das Beförderungspapier der 
Abgangszollstelle nicht vorgelegt werden; der Versender muß jedoch die ihm 
vom Eisenbahnunternehmen überlassene Ausfertigung des Beförderungspapiers 
für einen Zeitraum von zwei Jahren aufbewahren und dem Zollamt über Aufforde­
rung zur Einsichtnahme zugänglich machen. 

(2) Die Verpflichtung der Eisenbahnunternehmen zur Ersatzleistung für entgan­
gene Eingangsabgaben (§§ 129 und 143 a des ZOllgesetzes 1955) bleibt, unbe­
schadet der Ersatzpflicht des Hauptverpflichteten (§ 2 Abs. 1 ) ,  unberührt. 

(3) Die Vorschriften des Abkommens, die sich auf die Ausfuhr von Waren im 
Eisenbahnverkehr beziehen, gelten sinngemäß auch in jenen Fällen, in denen die 
Waren nicht in das Gebiet der Gemeinschaft austreten. 

f 6. ( 1 )  Eine nach den zollgesetzlichen Vorschriften erteilte Bewilligung über die 
Befreiung von der Stellungspflicht gilt gleichzeitig als Bewilligung im Sinn des 
Art. 55 oder des Art. 62 der Anlage 11 zum Abkommen, sofern der Begünstigte 
dem die besondere Zollaufsicht ausübenden Zollamt angezeigt hat, daß er Waren 
auch im gemeinschaftlichen Versandverfahren versenden oder empfangen will. 

(2) Versandscheine oder Versandpapiere des internen gemeinschaftlichen Ver­
sandverfahrens dürfen im Rahmen einer Bewilligung nach Abs. 1 nicht ausge­
stellt werden. 

(3) Die Anordnung des im Art. 58 Abs. 1 lit. b der Anlage 11 zum Abkommen vor­
gesehenen Sonderstempels ist von dem Zollamt zu treffen, das die besondere 
Zollaufsicht ausübt. Die Kosten des Sonderstempels sind vom zugelassenen Ver­
sender zu tragen. 

f 
j, 
• 

_ A f- -

3 .  ( 1 )  Werden im E isenbahnverkehr Waren , die im T l -Verfahren 

befördert werden sollen , im Zol lgebiet mit einem internationalen 

Beförderungspapier aufgegeben , so muß das Be förderungspap ier der 

Abgangszollstelle ni cht vorgelegt werden ;  der Versender muß 

j edoch die ihm vom E isenbahnunternehmen überlassene Ausfertigung 

des Beförderungspapiers für einen Zeitraum von zwei Jahren au fbe­

wahren und dem Zollamt über Auf forderung zur E insichtnahme 

zugänglich machen . 

( 2 )  Die Verpflichtung der Eisenbahnunternehmen zur Ersatz­

lei stung für entgangene Eingangsabgaben ( §§ 1 2 9 und l 4 3a des 

Zollgesetzes 1 9 5 5 )  b leibt , unbeschadet 

Hauptverpfl ichteten , unberührt . 

der Ersat zpflicht des 

( 3 )  Die Bestimmungen des Ubereinkommens , die s ich auf die 

Ausfuhr von Waren im Eisenbahnverkehr bez iehen , gelten sinngemäß 

auch in j enen Fä l len , in denen die Waren nicht in das Gebiet 

einer anderen Vertragspartei des Ubere inkommens austreten . 

4 .  ( 1 )  Eine 

Bewill igung 

nach 

über 

den 

die 

zol lgesetz lichen Vorschr iften ertei lte 

Befreiung von der Stel lungspflicht gilt 

gleichzeitig als Bewi l l igung im s inn des Artikels 63 oder des 

Artikels 7 1  der Anlage 11 zum Ubereinkommen , sofern der Be­

günstigte dem die besondere Zollaufs icht ausübenden Zollamt 

angezeigt hat , daß er Waren auch im gemeinsamen Versandverfahren 

versenden oder empfangen wil l .  

( 2 1  Wenn die Bedingungen des Artikels 9 des 

erfü l l t  s ind , kann der Begünstigte im Rahmen 

Bewi l li gung auch T2 und T2L-Papiere ausstellen. 

Ubereinkommens 

einer solchen 

I I  

( 3 1  Die Anordnung des im Artikels 6 6  Abs . 1 l it . b  der Anlage 

zum Ubereinkommen vorgesehenen Sonderstempels ist von dem 

Zollamt zu treffen , das die 

Kosten des Sonderstempe l s  

tragen . 

besondere Zollau fsicht ausübt . Die 

s ind vom zugelassenen Versender zu 
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§ 7. Bei Warenbeförderungen im gemeinschaftlichen Versandverfahren und bei 
sonstigen Warenbeförderungen, an denen ein oder mehrere Mitgliedstaaten 
beteiligt sind, haben die Zollstellen auf Antrag Bescheinigungen betreffend die 
Umstände, unter denen die Beförderung im Zollgebiet erfolgt ist, auszustellen 
und Amtshilfe im Umfang des Art. 4 des Abkommens zu leisten. 

§ 8. ( 1 )  Der Bundesminister für Finanzen kann dur�h Verordnung n�ch Bedarf 

und Zweckmäßigkeit, soweit völkerrechtliche Verpflichtungen dem nicht entge-

genstehen, . . . . . 
a) Inhalt und Form der im § 7 genannten Bescheinigungen sowie die Bedingun-

gen für deren Erteilung festlegen ; . .  
b) Vereinfachungen im gemeinschaftlichen Versandverfahren, Insbesondere hin­

sichtlich der Verpflichtung zur Sicherheitsleistung, der Versandanmeldungen 

und der Abgabe von Grenzübergangsscheinen, zulassen ; 

c) die Benennung von Mitbürgen in ?sterreich im Sinn des Art. 28 Abs. 1 der. , I Anlage I zum Abkommen vorschreiben; 

d) die Anwendung des gemeinschaftlichen Versandverfahrens auf den Waren­
verkehr mit Staaten, die mit einer Gemeinschaft eine dem Abkommen ent­
sprechende Vereinbarung geschlossen haben, ausdehnen. 

(2) Werden die im Abs. 1 genannten Maßnahmen durch Vereinbarung mit der 
Gemeinschaft oder mit fremden Staaten getroffen, so darf von der Ermächtigung 
nach Abs. 1 nur so weit Gebrauch gemacht werden, als der Bundesminister für 
Finanzen gemäß Art. 66 Abs. 2 des Bundes·Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 zum Abschluß von Staatsverträgen ermächtigt ist. Im übrigen hat der 
Bundesminister für Finanzen bei Maßnahmen gemäß Abs. 1 auf Empfehlungen 
des Gemischten Au�schusses nach Art. 16 Abs. 2 des Abkommens Bedacht zu 
nehmen. J, 

�, 

_ -1 & .-

5 .  Bei Warenbeförderungen im gemeinsamen Versandverfahren und bei 

sonstigen Warenbeförderungen , an denen ein oder mehrere andere 

Vertragsparteien des tlbereinkommens bete i l igt sind , haben d ie 

Zoll ste l len au f Antrag Bescheinigungen betref fend d ie Umstände , 

unter denen die Be förderung im Zol lgebiet erfolgt ist , auszu­

stellen und Amtsh i l fe im Umfang des Artikels 13 des tlberein­

kommens zu le isten . 

6 .  ( 1 )  Der Bundesmini ster für Finanzen kann durch Verordnung nach 

Bedarf und Zweckmäß igkeit , sowe it vö lkerrechtl iche Verpflich­

tungen dem nicht entgegenstehen , 

a) Inha lt und Form der in Z .  5 genannten Bescheinigungen sowie 

die Bedingungen für deren Ertei lung festlegen : 

b) Verein fachungen im gemeinsamen Versandverfahren , insbesondere 

hinsichtl ich der Verpflichtung zur Sicherheits lei stung , der 

Versandanmeldungen und der Abgabe von Grenzübergangsscheinen , 

zulassen . 

( 2 )  Werden die im Abs .  1 genannten Maß nahmen durch Vereinba­

rung mit der Geme inschaft oder mit anderen Staaten getroffen , so 

darf von der Ermächtigung nach Abs . 1 nur so weit Gebrauch 

gemacht werden , als der Bundesmini ster für Finanzen gemä ß Artikel 

6 6  Abs . 2 des Bundes-Verfas sungsgesetzes in der Fassung von 1 9 2 9  

zum Abschluß von Staatsverträgen ermächtigt i st . I m  übrigen hat 

der Bundesmini ster für Finanzen bei Maßnahmen gemäß Abs .  1 auf 

Emp fehlungen des Gemi schten Au sschusses nach Artikel 15 Abs . 2 

des tlbereinkommens Bedacht zu nehmen . 

t 

" 
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B U N D E SM I N I S T E R I UM F O R  F f NA N Z E N  
G Z .  Z - 2 0 0 / 1 - I I I / 2 / 8 7 12� 1 

E n t w u r f  e i n e s  B u n d e s g e s e t z e s , m i t 
d e m  d a s  Z o l l g e s e t z  1 9 5 5  g e ä n d e r t 
w i r d ;  
E i n l e i t u n g  d e s  a l l g e m e i n e n  B e g u t ­
a c h t u n g s v e r f a h r e n s  

A n l a g e n : 2 5  

A n  d e n  
P r ä s i d e n t e n  d e s  N a t i o n a l r a t e s 
P a r l a m e n t  
1 0 1 0  W i e n 

D V R : 0 0 0 0 0 7 8  
H i m m e l p f o r t g a s s e  4 - 8  
P o s t f a c h  2 

A - 1 0 1 5  W i e n  

S a c h b e a r b e i t e r : 
M R . D r .  F u c h s  
T e l e f o n : 5 1 4 3 3 / 1 2 1 8 D W  

G e s e t z e n tw u r f 
ff l! �: 

.
.. � 

. .
..
. 
-GE/19. {! 

L. . . . . . . . . . . . . . . . - . I r  
D t m ;2 f  J .  . ......... . 

V :��i 1� z: ;: ��i ;;� �� r 

D a s B u n d e s m i n i s t e r i u m f ü r F i n a n z e n  b e e h r t  s i c h ,  2 5  E x e m p l a r e d e s  

b e i l i e g e n d e n  G e s e t z e s e n t w u r f e s  s a m t d e m  V o r b l a t t  z u  d e n  E r l ä u t e ­

r u n g e n , d e n  E r l ä u t e r u n g e n  s o w i e  d e r  G e g e n ü b e r s t e l l u n g  d e s  g e l t e n ­

d e n  G e s e t z e s t e x t e s  z u m  G e s e t z e s e n t w u r f  m i t  d e r  B i t t e u m  K e n n t n i s ­

n a h m e  z u  ü b e rm i t t e l n .  

D e n  i m  R e g u t a c h t u n g s v e r f a h r e n  b e f a ß t e n  S t e l l e n w u r d e  f ü r d i e  

A b g a b e  e i n e r  S t e l l u n g n a h m e  e i n e F r i s t  b i s 2 0 . A u g u s t  1 9 8 7  e i n g e -
uzt '-ut' �' t • , .un rn_ F ....... 

r ä u m t . 

B e m e r k t  w i r d ,  d a ß  d i e  i m  A r t i k e l  I d e s  E n t w u r f e s  e n t h a l t e n e n  

S u b z a h l e n ( z . B . " l a . " )  e i n z e l n e r  Ä n d e r u n g e n  i m  e n d g ü l t i g e n  E n t ­

w u r f  ( R e g i e r u n g v o r l a g e )  d u r c h  e i n e e i n h e i t l i c h e N u mm e r i e r u n g  

e r s e t z t  w e r d e n  s o l l e n .  

F ü r  a l l f ä l l i g e f e r n m ü n d l i c h e  R ü c k f r a g e n  b e t r e f f e n d  d e n  E n t w u r f  

s t e h e n  u n t e r  d e r  R u f n u mm e r 5 1 4 3 3  z u r  V e r f ü g u n g : 

A r t i k e l  I 

Z .  1 

Z .  1 a , 1 1 , 1 2 , 1 4 , 1 5 , 1  5 a  , 1 5 b , 

1 6 , 1 6 a , 1 7 , 1 8 , 1 9 , 2 0 , 2 1 , 2 2 ,  

2 2 a , 2 3 , 2 4 , 2 5 , 2 6 , 2 7 , 2 8 , 2 9  

3 0 , 3 1 , 3 2 , 3 6 a , 3 8 , 3 8 a , 4 0 , 4 1 , 

5 3 , 5 5  ( S c h l u ß b e s t i mm u n g e n ) 

Z .  2 , 6 , 7 , 8 , 9 , 1 0 , 1 0 a , 3 3 , 3 4 ,  

3 5 , 3 6 , 3 7 , 3 9 , 4 2 , 4 3 , 4 4 , 4 5 , 

4 6 , 4 7 , 4 8 , 4 9 , 4 9 a , 5 0 , 5 1 , 5 2 , 5 4 

� R . D r .  M a z a l , D W  1 7 6 4  

M R . D r .  F u c h s , D W  1 2 1 8 

M R . D r .  E r l a c h e r , D W  1 4 7 1  o d e r  
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z .  3 , 4 , 5 , 

Z .  5 5  ( A m t s h i l f e ) 

F ü r R i c h t i g k e i t  

d e r  

R D r .  H ö f i n g e r , D W  1 4 7 2  

M R . D r . S c h n ü r e r ,  D W  1 1 5 1  o d e r  

K o ä r . D r .  V o g l , D W  1 7 4 9  

M R . D r .  W a i s ,  D W  1 7 5 3  o d e r  

M R . D r .  F u c h s , D W  1 2 1 8 

1 4 .  M a i 1 9 8 7  

D e r  B u n d e s m i n i s t e r :  

L a c i n a , e . h .  
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B U N D E S M I N I S T E R I U M  F ü R  F I N A N Z E N  

z u  GZ . Z -200/ 1 - I I I /2/87 

Himmelpfortgasse 4 - 8 
Postfach 2 

A-1015 Wien 

En twur f e i nes Bund esg e s e t z e s , 
m i t  dem das Z o l lge s e t z  1 955 
geänder t wird 

An 

al l e  im Begutac h tungs verfahren 
befaßten S t e l l e n  

Telefon 53 33 

Durchwahl 

Sachbearbeiter: 

In dem u n t e r  der o . a .  Ge s c h ä f t s z ah l  ver s endeten En t wu r f  e i nes 

Bund e sg es e t z e s , m i t  dem das Z o l l g e s e t z  1 955 geänder t  wird , 

f e h l en dur c h  e i n  Versand v e r s ehen zwei Se i t en ; es wird gebe t en , 

d i e  bei l i egenden S e i ten dem Entwurf e i n z u r e i hen . 

Außerdem wird gebe ten , d i e  Sei t enbe z e i c h nung der S e i t en 3 und 4 

au s z u taus c h en . 

9 .  Jun i  1 987 

Für den Bunde s m i n i s ter : 

Dr . Fuc h s  
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�. ,.� ( 5 )  Besteht eine Verp fl ich tung im S inn des Abs . 1 oder 2 im Ver­

brauch oder in der Verarbeitung von vertretbaren Waren , so kann 

auch eine den begünstigten Waren entspre chende Menge gle icher 

Waren (S 1 Abs .  1 Z .  1 de s Wert z o l lgeset zes 1 9 8 0 , BGB l . Nr .  2 2 1 ) 

verbraucht oder verarbeitet werden . 

( 6 )  Der Begünst igte , den eine Verp flichtung im S inn des Ah s .  1 

oder 2 tri f ft , sowie der durch § 2 9  Ahs . 5 Verp f l ichtete , unter­

l iegt der besonderen Zol l aufs icht (§ 2 6 ) . 

( 7 )  E ine Verp fl ichtung im S inn des Ahs . 1 oder 2 erl i s cht 

dadurch , daß die Ware durch natürl iche Einflüsse , Z u fa l l  oder 

höhere Gewa lt untergeht oder so schwer beschädigt oder verändert 

wi rd , daß ihre best immung sgemä ß e  Verarbei tung , Verwendung oder 

Wiederherstel lung unwi rt scha ftlich wä re : in den Fäl len des Ah s .  2 

i s t  der Vorfa l l  unverzüglich dem Z o l l amt anzuze igen . E ine so lche 

Verp fl ichtung erl i s cht we iters , wenn die Ware au f Antrag des 

Begüns tigten unter Au fs icht d e s  Zol lamte s vernichtet wird : § 7 
Ah s .  4 gilt s inngemäß . "  

1 0 a . Im § 5 1  lauten die Oberschrift " Verfügungsberechtigter , 

Bevol lmächtigter" und der Ahs . 2 wie folgt : 

" ( 2 )  Die Parteien im Z o l lver fahren können s ich durch einen 

Bevo l lmächtigten vertreten las sen . Personen , d i e  im Rahmen e ine s 

Unternehmens z ur Besorgung von Geschä ften eingesetzt s ind , mit 

denen gewöhn l i Ch auch Zol l ab fert i gungen verbunden s i nd , gel ten 

ohne Vorliegen einer schri ftl ichen Vo l lmacht a l s  zur Vertretung 

de s Geschä ft sherrn bei der Zollab fertigung bevo l lmächtigt : das 

Feh len oder eine Beschränkung der Vol lmacht braucht die Zollbe­

hörde nur dann gegen sich gelten las sen , wenn s i e  dies kannte 

oder kennen muß te . Spediteure können a l s  Bevo l lmächtigte auch 

dann au ftreten , wenn s i e  nicht E inz elkaufmann s ind . Im übrigen 

ge l ten für die Bevo l lmächt igung die a l lgemeinen abgabenrecht­

l i chen Vorschri ften . "  

,, '  . 
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( 4 )  Die Beschau i s t  e ine innere Beschau , wenn über die Maßnahmen 

nach Ab s .  2 hinausgehende Ermi ttlungen an den Waren vorgenommen 

werden . Die i nnere Beschau kann s ich auf alle für die Durchfüh­

rung des Zol lver fahrens maß gebenden Ums tände erstrecken . 

( 5 )  Der Verfügungsberechti gte hat die für die Vornahme e iner 

Beschau notwendigen Handleistungen , wie da s ö ffnen und Ver­

schließ en von Pack stücken oder Beförderungsmitte ln und das 

Verwiegen von Waren , nach Anordnung des Z o l l amte s au f e igene 

Kosten und Ge fahr zu besorgen . Wenn zur Verrichtung solcher 

Handlei stungen H i l f skrä fte amt l i ch beste l l t  s ind , hat s i ch der 

Verfügungsbe rechtigte aus s ch l ieß l ich ihrer Dienste zu bedienen . 

( 6 ) Pack stücke und Befö rderungsmittel dü rfen zur Vornahme einer 

Beschau im S inn de s Ab s .  1 in Abwe senheit des Verfügungsberech­

t igten nur mit se iner Zustimmung geö f fnet werden . Der Zustimmung 

beda r f  e s  nicht , wenn die Umstände des Fal les ein so fortige s 

Eins chre iten erfordern . 

( 7 )  Wenn zu erkennen ist , daß durch die ö ffnung von Pack stücken 

oder Be förderung smitte ln Mens chen oder Sachen ge fährdet werden 

können , hat das Zol lamt die er forderlichen Anordnungen zu 

tre f fen , da ß die ö f fnung an einem Ort erfo lgt , der entsprechend 

e ingeri chtet i st , um die Gefährdung au s zuschlie ß en J er forder­

li chenfa l l s  i s t  auß erdem e ine vom Verfügungsberechtigten 

bestimmte sachkundige Person beizuz iehen . 

( 8 )  Wenn durch eine Maßnahme nach Abs . 7 der Dien sthetrieb de s 

Z o l l amte s  unvertretbar belastet wäre und ein anderes Z o l l amt 

be sser geeignet erscheint , die Ab fert igung an dem für die ö f fnung 

in Betracht kommenden Ort vorzunehmen , hat das Z o l l amt die Waren­

erk lärung zurückzuweisen und den Verfügungsberechtigten au fzufor­

dern , den Antrag auf Anwei sung der Waren an das andere Zol lamt zu 

ste l len ; § 52 Abs . 8 vor letz ter und letz ter Satz g i l t  s i nngemäß .  

( 9 )  Nimmt da s Z o l l amt nach Ab s .  1 eine Beschau vor , so kann es 

sich dabei au f Stichproben beschränken , wenn au s ihnen mit 

genügender S icherhe it auf die für das Zol lverfahren ma ßgebenden 
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Bundesgesetz vom 
1 9 5 5  geändert wird . 

Entwurf 

. . . . . . . . . . . . . . , mit dem das Z o l lge setz 

Der Nationa lrat hat beschlossen : 

Das Zo l lgesetz 1 9 5 5 , BGBl.Nr. 1 2 9 , in der zu letzt durch das Bun­

desgesetz BGBl.Nr. 1 8 8 / 1 9 8 5  geänderten Fassung wird wie folgt 

geändert : 

Artikel I 

1 .  Der § 4 lautet : 

" Vertragszol lsätze , Ursprungsregeln , Ursprungszeugnisse 

§ 4 .  ( 1 )  Vertragszol lsätze sind die durch völkerrecht liche 

Vereinbarungen bestimmten Zol lsätze. Vertragszol lsätze sind , wenn 

sie günstiger sind als die im Zo l ltarif festge legten al lgemeinen 

Zo l lsätze oder andere Vertragszo llsätze , anzuwenden 

1 .  nach Maßgabe vö lkerrecht licher Vereinbarungen, 

2 .  auf Waren , die ihren Ursprung in Zol laussch lüssen ( §  

1 Abs. 2 )  haben , 

3 .  auf Waren , die aus dem freien Verkehr ausgeführt 

worden sind und unverändert wieder in das Zo l lgebiet 

eingeführt werden; 

in den Fäl len der Z. 2 und 3 hat die Partei das Vorliegen der 

Voraussetzungen nachzuweisen. 

( 2 ) Waren, die vol lständig in einern Gebiet gewonnen oder 

hergestellt worden sind , haben ihren Ursprung in diesem Gebiet. 

Waren, die in einern Gebiet unter Verwendung von Waren eines 

anderen Gebietes oder von Waren unbekannten oder unbestimmten 

Ursprungs hergestel lt worden sind, haben ihren Ursprung in diesem 

Gebiet, wenn dort der letzte Be- oder Verarbeitungsvorgang 

vorgenommen worden ist, der der hergeste l lten Ware ihre wesent­

liche Eigenschaft verliehen hat. Bei der Bestimmung des Ursprungs 

von Waren bleibt der Ursprung der zur Herstel lung der Waren 
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verwendeten Maschi nen und Werkzeuge sowie der Energie außer 

Betracht. Die Best immungen dieses Absatzes gelten nur , sowe it in 

bundesgesetz l i chen Vorschriften oder in völkerrecht l i chen Verein­

barungen ni cht anderes bestimmt ist. 

(3 ) Zerlegte oder ni cht zusammengebaute Waren , die aus 

Gründen der Beförderung oder Herste l lung in Tei lsendungen einge­

führt werden , sind hinsicht l i ch ihres Ursprungs a ls eine einheit­

l i che Ware zu behandeln , wenn der Verfügungsberechtigte die 

Zusammengehörigkeit der Tei lsendungen und den Ursprung der Ware 

als Ganzes nachweist . 

( 4 )  Ersatztei le , Zubehör und Gebrauchsanleitungen , d ie mit 

den Waren eingeführt werden , zu deren übl icher Ausstattung sie 

gehören , ge lten a ls Ursprungserzeugnisse des Gebietes , i n  dem die 

Waren ihren Ursprung haben. Umsch l ießungen eingeführter Waren 

sind , wenn sie a ls selbständige Ware zu verzol len sind , auch 

hinsicht l i ch des Ursprungs als se lbständige Waren zu behande ln; 

im übrigen ge lten s ie a ls Ursprungserzeugnisse des Gebietes , in 

dem die Waren ihren Ursprung haben. 

( 5 ) Der Bundesminister für Finanzen hat , wenn dies zur 

Vermeidung von Zweifelsfä l len erforderl i ch ist , im E invernehmen 

mit dem Bundesm inister für wirtschaftliche Ange legenheiten und , 

sowe it es si ch um Waren handelt , für die der Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft nach dem Außenhandelsgesetz 1 9 8 4 , 

BGBI.Nr. 1 8 4 , zur Ertei lung der E infuhrbewi l l igung zuständig ist , 

auch im E invernehmen mit diesem Bundesminister unter Bedachtnahme 

auf völkerrechtl iche Verei nbarungen über den Ursprung von Waren 

und auf die in den maßgebenden Handelspartnerländern österrei chs 

diesbezüglich geltenden Vorschriften durch Verordnung zu 

bestimmen , we lche Voraussetzungen , i nsbesondere Be- oder Verar­

beitungen , gegeben sei n  müssen , damit Waren a ls Ursprungs­

erzeugnisse im Sinn des Abs. 2 anzusehen sind. 

( 6 )  Für die Anwendung der Vertragszo l lsätze hat der Verfü­

gungsberechtigte das Z utreffen der in den vorstehenden Absätzen 

genannten Voraussetzungen durch Vorl age der Frachtpapiere , der 

Rechnung , des k aufmännischen Schriftwechsels oder anderer 

geeigneter Unterlagen nachzuweisen. Wenn es aus volkswirtschaft­

l ichen Rücksichten zur Sicherung der Einhaltung der Regel n  des 

Abs. 2 geboten ist , hat der Bundesminister für Finanzen im 
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" §  2 3 . Z o l lwache 

( 1 )  D ie Z o l lwache i s t  ein uni formierter , bewa f fneter Wachkörper 

des Bunde s .  

( 2 )  Den Z o l lwac heorganen ob l i egt d i e  Ube rwachung der Z o l lgrenze 

und die Uberwachung des Warenverkeh r s  über die Z o l lgrenz e , im 

Z o l lgrenzbe z i rk , auf der Donau zwi s chen S trom-km 1 8 8 7  und 

S trom-km 1 9 3 3 , sowie au f e i nem j e  1 km breiten Land strei fen z u  

bei den S e i ten der Donau i n  die sem Bere i c h , z um Zweck d e r  Verh in­

derung und Au fdeckung von Z o l l z uwiderhand lungen und der S icherung 

von Bewe i s en .  Den Z o l lwacheorganen durch andere Rechtsvor­

schri ften übe rtragene Au fgaben b le iben unberührt . 

( 3 )  Unb e schadet ihrer Be fugn i s s e  a l s  Z o l lwacheorgane können Z o l l ­

wac hebeamte ständ ig oder vorübergehend a l s  Organe von Z o l l ämtern 

e inge set z t  werden . D ie Z o l lwachebeamten s ind , wenn s ie n i ch t  

se lb s t  z um Leiter d e s  Z o l l amte s  b e s te l l t  s ind , d i e s em in a l len 

Ange legenhe iten unterste l l t , d i e  ihre D iens t l e i s tung beim Z o l l amt 

betre f fen . 

( 4 )  Z o l lwachebeamte s ind b e i  den F inanz lande s d i rekt ionen und beim 

Bund e smini ste rium für F inanzen zur I n s p i z ierung d e r  Z o l lwache , i n  

d e r  für d i e  E r fü l lung d i e s e r  Aufgabe notwend igen Anz ah l  h e ranzu­

z i ehen . S owe i t  es  zweckmä ß ig i s t , können Z o l lwachebeamte b e i  den 

F inanz l ande s d i rekt i onen und beim Bunde smi n i sterium für F inanz en 

auch zur Behand lung sons tiger Ange legenheiten der Z o l lwache ver­

wendet werden . 

( 5) D i e  Z o l lwachebeamten s ind , s owe i t  s ie nicht b e i  den Haup t ­

z o l l ämtern a l s  F in an z s t r a fb ehörden e r s t e r  I ns t an z , b e i  s tänd igen 

Mob i len E in s a t z gruppen , bei den F inan z land e s d i rektionen oder b e im 

Bund e sm in i s t e r ium für F inan z en verwendet werden oder z um Le i te r  

e ine s Z o l l amte s  o d e r  e i ne r  Zwe ig ste l le e ine s s o lchen b e s te l l t  

s ind , i n  Z o l lwachab t e i lungen z u s ammen z u fa s sen . D ie Orga n i s a t i on 

der Z o l lwachabte i lungen o b l i egt unter d e r  Le itung d e s  Bund e sm i n i ­

steriums für F inanzen den F i nanz l ande sdi rekt ionen . 

(6) Amt s handl ungen von Angehörigen e iner Z o l lwachabtei lung b e i  

Erfül lung v o n  Au fgaben gemä ß Abs .  2 erster S a t z  s ind , wenn s i e  i n  

B e fo l gung e ines  Au ftrages e iner Z o l lbehörde durchgeführt werden , 
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E i nvernehmen mit dem Bunde smin i s te r  für w i rt s ch a f t l iche Ange le­

genh e i ten und , sowe i t  es  sich um Waren hande l t , für d i e  der 

Bund e smin i ster für Land- und Forstwirt s c h a ft nach dem Au ß en­

hand e l sge s e t z  1 984 zur E rtei lung der E i n fuhrbewi l l igung z u s tänd i g  

i st , a u c h  im E i nvernehmen mit d i es em Bundesmin i s ter anzuordnen , 

inwiewe it bei  der E i n fuhr b e s t immter Waren d i e  Anwendung der 

Vertrag s z o l l sä t z e  von der Beibringung von U rsprung s z eugn i s sen 

abhängig i st . Ursprung s z eugn i s s e  mü s sen d i e  Bescheinigung 

entha lten , d a ß  die Ware e i n  Ursprungserzeugn i s  ( Ab s . 2 b i s  5 )  des 

darin angegebenen Geb ietes i st ; s ie müs sen von e i nern Z o l lamt oder 

e iner anderen Behörde im Aus s t e l lung s l and oder e iner anderen im 

Au s s t e l lungs l and h i e z u  be fugten S t e l l e  ausge s te l l t  sein , s o fern 

n icht in a nderen bund e s ge s e t z  l ichen Vorschri ften oder i n  vö lker­

rech lt ichen Vereinb a rungen be sondere Ano rdnungen getro f fen s ind . 

( 7 ) D i e  Ab s .  2 b i s  5 ge l ten s i nngemä ß für d ie B e s t immung d e s  

Ursprung s v o n  aus dem Z o l lgebi e t  au sge führten Waren . Urspru ng s ­

z eugni s se s ind nach d ie s en Rege l n  aus z u s te l len . Wenn aber der 

Antragste l ler dartut , d a ß  im B e s timmung s l and für die Zwecke d e r  

B e s t immung d e s  Ursprungs der Waren andere geset z l iche vo r­

schri ften oder vö lkerrecht l i che Vereinb a rungen gel ten , und d ie s e  

b ekanntgibt , s ind Ursprungs z eugn i s s e  nach d ie sen a u s z u s t e l len . "  

l a .  Der § 7 Ab s .  2 l autet : 

" ( 2 )  Können d i e  nach Abs . 1 ma ß gebende Menge , Art und B e s c h a f fen­

he i t  der Waren oder sonstige für d ie Durch führung des Z o l lver­

fahrens ma ß gebende Ums tände nicht e indeut i g  ermitte lt werden , 

insbes ondere we i l  Waren n i ch t  ge s te l l t  werden oder die innere 

B e schau unmö g l i c h  oder untunl ic h  i s t , so s ind j ene Ums tände 

her an z u z i ehen , d i e  zur höc h s ten Abgabenb e l a s tung führen . Würden 

nach d em E rgebni s der E rmitt lungen g l e i c h fa l l s  in Be tracht 

kommende Umständ e  dazu führen , daß ein ges et z l i ch e s  Verbot der 

Ab fertigung entgegens teht , so i s t  d i e s e s  Verbot ungeachtet d e s  

ersten S at z e s  z u  b eachten . "  

2. Im § 22 Ab s .  2 l it . a  Z .  2 wird d e r  Ausdruck " §  41 Abs .  1 

l i t . a " durch den Aus d ruck "§ 29 Abs .  1 Z .  1" erset z t . 

3. An d ie S te l le d e s  § 23 treten fo lgende § §  23 und 23a: 
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dieser , ansonsten dem Hauptzol lamt im Bereich j ener Fi nanzlandes­

direkt ion zuzurechnen, in dem die Zol lwachabtei lung erri chtet 

ist. 

( 7 )  Die Zol lwachebeamten haben ihren Dienst uni formiert und be­

wa f fnet zu versehen, soweit nicht durch die Dienstvorschri ften im 

H i nbl i ck au f die Art des zu versehenden Dienstes Ausnahmen ver­

fügt werden. 

( 8 )  Abgesehen von den im Fi nanzstra fgesetz vorgesehenen Fäl len 

sind die Zol lwacheorgane auch befugt, j edermann, der sich recht­

mäß igen Amtshand lungen der Zol lorgane widersetzt, festzunehmen. 

Der Festgenommene ist nach Weg fa l l  des Festnahmegrundes, j eden­

fal ls aber innerhalb der nächsten 4 8  Stunden freizulassen. 

( 9 )  Versucht eine von Zo l lwacheorganen vorschri ftsmäß ig ange­

ru fene Person sich der Amtshand lung durch die Flucht in ein Ge­

bäude , in einen anderen gesch lossenen Raum oder au f ein zum Haus­

wesen gehöriges, einge friedetes Grundstück zu entziehen, sind die 

Zol lwacheorgane ohne Einho lung ei ner besonderen Ermächt igung 

be fugt zu fordern, daß das Gebäude, der gesch lossene Raum oder 

das zum Hauswesen gehörige ei ngefriedete Grundstück, wenn sie 

versperrt sind, geö f fnet und den Zo l lwacheorganen der Eintri tt 

ermögl icht werde, um die ent flohene Person samt den Waren, die 

sie mit sich genommen hat, anzuhalten und der gesetzl ichen Amts­

handlung zu unterziehen. Wird die Erö f fnung verwe igert, so sind 

die Zol lwacheorgane be fugt, die Erö f fnung zu bewirken. 

§ 23a. Waffengebrauch der Zol lwache 

( 1) Die Zol lwacheorgane dürfen in Ausübung ihrer gesetzlichen 

Zwangsbe fugnisse nach Maßgabe der Abs. 2 bis 6 von Dienstwa f fen 

Gebrauch machen: 

1. Im Fal l der Notwehr, 

2. zur überwindung eines au f die Vereit lung einer rechtmäßigen 

Amtshandlung gerichteten Widerstandes, 

3. zur Erzwingung ei ner rechtmäß igen Festnahme, 

4. zur Verhi nderung des Entkommens einer rechtmäßig festge­

hal tenen Person, 

5. zur Abwehr ei ner von einer Sache drohenden Gefahr. 
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( 2 )  D e r  Wa f fengeb rauch i s t nur z u lä s s ig , wenn unge fäh r l iche oder 

weniger gefährl i che Maß nahmen , wie insbe sond e re d i e  Au fforde rung 

zur Hers te l l ung d e s  ge s et zmäß igen Z u s tande s , d i e  Androhung des 

Wa f fengeb rauches ,  die Verfolgung e ines  Flüc htenden , d i e  Anwendung 

von K ö rpe rkra ft oder ver fügbarer gel inderer Mitte l ungeeignet 

erscheinen oder s i ch a l s  w i rkung s l o s  e rwie s e n  haben . S tehen ver­

sch iedene Wa f fen zur Ver fügung , d a r f  nur von d e r  am wen igsten 

gefäh r l i chen , nach der j ewe i l igen Lage noch gee ignet ersche inen­

den Wa f f e  Gebrauch gemacht werden . 

( 3 )  Zweck d e s  Wa f fengeb rauche s gegen Men schen d a r f  nur sein , 

angri f f s - , widerstands - oder f luchtun fähig z u  machen . In den 

Fä l l en des Ab s .  1 Z .  2 b i s  5 darf der durch den Wa f fengeb rauch zu 

e rwartende S c h aden n i ch t  o f fens icht l ich auß e r  Verhä l t n i s  z u  dem 

beab s i c h t i gten E r folg stehen ; im Fa l l  de s Ab s .  1 Z .  1 g i l t  d i e s  

nur d ann , wenn dem Angegr i f fenen o f fens icht l ic h  b lo ß  e i n  geringer 

Nachte i l  droht . Jede Wa f fe i s t  mit mög l ichster S chonung von 

Men s chen und S a chen z u  gebrauchen . Gegen Menschen dür fen Wa f fen 

nur angewende t  werden , wenn der Zweck ihrer Anwendung nicht durch 

Wa f fenwi rkung gegen S achen erreicht werden k ann . 

( 4 )  D e r  mit Gefährdung men s c h l i chen Lebens verbundene Geb rauch 

einer Wa f f e  i st nur z u l ä s s ig : 

1 .  im F a l l  d e r  Notwehr z u r  Verte i di gung e ines Men s chen , 

2 .  z u r  Unte rdrückung e ines  Au f s t ande s oder Au f ruh r s  b e i  e i ner 

Z o l ld ie n s t s te l le , sowei t  wegen Ge f ah r  im Ve r z ug das E in­

s chreiten der z u s tändigen S i cherhe i t s organe ni cht abgewartet 

werden k ann , 

3 .  z u r  E rzwingung d e r  rechtmä ß igen F e stnahme oder z u r  Verhinde­

rung des Entkommen s  e i ne r  rechtm äß ig f e stge h a l tenen Person , 

d i e  überwie sen oder d r i ngend verdächtig i st ,  

a )  d a s  F inanzvergehen d e s  S chmugge l s  ( §  3 5  Ab s .  1 F i nS t rG )  

begangen z u  haben , wenn G rund z u  d e r  Annahme b e steht , daß  

s ie e ine Wa f f e  oder e i n  anderes  Mitte l , d e s sen W i rkung der 

e iner Waffe g l e ichkommt , bei  s ich führen und z um W id e r­

s tand benü t z en könnte , 

b )  durch e i ne T a t  oder durch mehrere s e lb st änd ige Taten so­

woh l  e i n  F i nanzvergehen a l s  auch e ine s o l ch e  gericht l ich 
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stra fbare Hand lung begangen z u  haben , d ie nur vorsät z l ich 

begangen werden kann , mit mehr a l s  einj ähriger Freiheits­

stra fe bedroht ist und für s ich a l l e in oder in Verb indung 

mit dem Verha lten bei der Fes tnahme oder Entwei chung diese 

Person a l s  einen für S icherheit des Staates , der Person 

oder des E igentums a l lgeme in gefährlichen Menschen kenn­

z e i chnet . 

( 5 )  Der lebensge fährdende Waf fengebrauch (Ab s . 4 )  i s t  außer dem 

Fa l l  der Notwehr au sdrück l ich , z e i t l ich unmittelbar vorangehend 

und deut lich wahrnehmbar anzudrohen . Gegenüber e iner Menschen­

menge i s t  die Androhung zu wiederho len . Al s Androhung de s S chuß ­

wa f fengebrauche s g i l t  auch d ie Abgabe e ine s Warnschusses . 

( 6 )  Der lebensge fährdende Wa f fengebrauch ( Ab s . 4 )  i s t  auß er dem 

Fal l der Nowehr nur dann zulä s s ig , wenn d adurch Unbete i l i gte 

vorau s s icht l ich nicht ge fährdet werden , es sei denn , daß er un-

verme i dbar erscheint , 

hal ten , durch d ie die 

unmitte lbar ge fährdet 

um eine Menschenmenge von Gewa l ttaten abzu­

S i cherhe it von Personen mittelbar oder 

wird . 

( 7 )  Steht eine gee i gnet ersche inende D i enstwa ffe nicht zur Ver­

fügung , so dürfen unter s i nngemä ß er Anwendung der Ab s .  1 b i s  6 

auch andere Wa f fen gebraucht oder Mittel angewendet werden , deren 

Wirkung der einer Wa ffe g l e ichkommt . 

( 8 )  Der s charfe E in s at z eines D i ensthunde s  gegen Menschen i st 

unter sinngemäßer Anwendung der Abs .  1 b i s  3 zul ä s s ig : 

1 .  im F a l l  der Notwehr , 

2 .  zur Uberwindung e ine s akt iven , gewal t s amen Widerstandes gegen 

rechtmäß ige Amtshand lungen , 

3 .  zur Erzwingung der rechtmäß igen Festnahme oder zur Verh inde­

rung de s Entkommens einer rechtmä ß ig festgeha ltenen Person , 

die  überwie sen oder dringend verdächtig i st , 

a )  das F i nanzvergehen de s S chmugge l s  ( §  35 Ab s .  1 F i nStrG) 

begangen zu haben , wenn Grund zu der Annahme besteht , daß 

sie eine Wa ffe oder ein andere s  Mitte l , des sen Wirkung der 

einer Wa f fe gleichkommt , bei s i ch führen und zum Wider-

stand benützen könnte , 
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, , 

b )  durch e i ne Tat oder durch mehrere s e lb s tä nd i ge Taten so­

woh l  ein F i nanzve rgehen a l s  auch eine s o l che gericht l i c h  

s t r a fbare Handlung begangen z u  haben , d i e  nur vorsä t z l ich 

begangen werden k ann und mit meh r  a l s  e i n j ähriger F r e i ­

h e i t s stra fe b edroht i st . "  

4 .  D e r  § 2 4  Ab s .  4 l autet : 

" ( 4 )  Jedermann i st verp f l i chtet , den von den Z o l lorganen 

sow i e  von den in Ab s .  3 genannten Au f s i cht sorganen in recht­

mä ß iger Aus übung ihre s D i e n s t e s  e rgangenen Anordnungen Fo lge z u  

le i s ten . Wer s i ch d ab e i  d ie se n  Organen gegenüber ungeachtet 

vorausgegangener Abmahnung unge s tüm ben immt , begeht e ine Verwa l ­

tungsübertretung n a c h  Art ike l IX Ab s . 1  Z . 2  EGVG 1 9 5 0 . "  

5 .  Dem § 2 8  w i rd f o l ge nd e r  Ab s .  9 ange fügt : 

" ( 9 )  D i e  Benu t z ung de s Amt sp l at z e s  für n i cht d e r  Ab fert igung 

d i enende Zwecke i s t  vom Z o l l amt durch münd l i chen B e s cheid ( §  9 2  

Ab s . 2  d e r  Bund e sabgabenordnung , BGB l . Nr .  1 9 4 / 1 9 6 1 , i n  der 

ge l tenden F a s s ung , BAO ) z u  untersagen , wenn d adurch die 

Au fdeckung von Z o l l z uwiderhand lungen e r schwert oder d e r  Verkehrs­

f lu ß  beh indert oder s chut zwü rd ige I ntere s sen der P arteien d e s  

Z o l lver fahrens beei nt rächtigt würden .  D e r  I nh a l t  d e s  münd l i chen 

B e scheides i s t  in e i n em Aktenvermerk f e s t z uh a lten . Wenn der e i nem 

derartigen B e s cheid entsprechende Z u s tand nur durch Anwendung 

unmi tte lbaren Z wa nge s herge s te l l t  werden k ann , so hat d a s  Z o l l amt 

d i e  Organe d e r  ö f fent l i chen Au f s i ch t  heranz u z iehen . "  

6 .  D e r  § 2 9  l autet : 

" Gewährung von Z o l lbegüns t i gungen 

§ 2 9 . ( 1 )  S owe i t  nach den §§ 3 0  b i s  4 0  z o l l fre i e  Waren von d e r  

S t e l lungs p f l icht ausgenommen s ind , w i rd d i e  Z o l l f re ihe i t  k r a ft 

Ge s e t z e s  gewährt . Im üb rigen i s t  d i e  Z o l l freihe i t  au f Antrag z u  

gewähren 

1 .  mit gesondertem B e s ch e i d  ( G rundl a genbescheid im S inn 

d e s § 1 8 5  BAO) 
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a )  in den F ä l len d e s  § 3 0  l i t . h ,  d e s  § 3 1  Ab s .  1 

li t . a ,  d ,  e und f ,  d e s  § 3 6  Ab s .  1 l it . b  und c ,  

d e s  § 3 9  Ab s .  1 l it . c  und Ab s .  2 , d e s  § 4 0  und , 

sowe i t  e s  s i ch um moto r i s i e rte B e fö rderungsmi tte l 

h ande lt , auch d e r  § §  3 6  Ab s .  1 l i t . a  und 3 8 , 

b )  in anderen F ä l len , wenn der Antrag nicht in der 

Warene rk l ärung g e s t e l l t  worden i st ;  

2 .  ansonsten i n  der z o l l amt l i chen Be stätigung . 

( 2 )  Auß e r  den F ä l le n  d e s  Ab s .  1 z .  1 i st mit Grundl agenbes cheid 

abz u s p re c he n , wenn 

1 .  nach anderen bund e s rechtl ichen Vorschri ften für den 

E i n ze l fa l l  e i ne B e f re i ung oder ein E r l a ß  von Z ö l len ode r  

e ine E rmä ß igung von Z o l l sä t z en gewährt wird oder 

2 .  Z ö l l e  nach § 1 8 3  e r l a s sen werde n , bevor e ine F e s t s e t z ung 

e r fo lgt i s t ;  

3 .  Z o l lbegün s t i gu ngen nach vö lke rrecht l ichen Vere inbarungen 

zu gewähren 

Verwirk l i chung 

gegeben s ind , 

n i c ht im Z u g  

s ind und d i e  Ent s cheidung , o b  d i e  für d i e  

d e s  Tatbe s tand e s  ma ß gebenden Umstände 

s chwi e r ige Ermitt lungen e r fordert , d i e  

d e r  Ab fert igung abge s c h l o s s e n  werden 

können ; auf we l che Z o l lbegü n s t i gungen d i e s  zutri f ft , hat 

d e r  Bund e sm in i s te r  für F inan z en mit Verordnung f e s t z u­

legen . 

( 3 )  Nach Ab lau f d e r  Ver j ährung s f r i s t  i s t  d i e  E r l a s s ung e ines 

Grund l agenb e scheides  nicht meh r  z u l ä s s ig ; d i e s e  F r i s t  wird j edoch 

durch d i e  E i nbri ngung e in e s  Antrags der P a rt e i  auf Gewäh rung der 

Begüns ti gung bei der z u s tändigen Behörde s o lange g ehemmt , b i s  

übe r  den Antrag rechtskrä f t i g  ent s c h i eden worden i s t . 

( 4 )  Z u r  E r l a s sung d e s Grund l agenb es che ide s s ind i n  den Fä l le n  de s 

Ab s .  1 Z 1 l i t . a und Ab s .  2 z .  3 nur d i e  Z o l l ämte r  e r ster K l a s s e  

z u s tä nd i g . 

( 5 )  D i e  e inem anderen a l s  d em Warenempfänger gewährte Begün s t i ­

gung im S inn d e s  Abs .  1 o d e r  2 i s t  d e r  Z o l l f e s t s e t z ung z ugrunde 

zu l egen , wenn im Z e i tpunkt d e s  Ubergang e s  der Ware in den freien 

29/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 59 von 195

www.parlament.gv.at



, 

- 10 -
Verkehr fest s teht , d a ß  d i e  Ware z ur Weitergabe an den Begün s tig­

ten be s t immt i s t . Die B egün s t i gung ist in d i e s em F a l l  an d i e  

B ed i ngung geknüp ft , d a ß  d e r  e r langte Z o l lvorte i l  dem Begüns t igten 

we itergegeben wird . 

( 6 )  I n  den F ä l l en des  § 3 0  l it . h ,  d e s  § 3 6  Abs .  1 l i t . b ,  des  § 4 0  

Ab s .  1 l i t . d  und , so fern e s  s i ch um motoris ierte B e fö rderungs ­

mitte l hande l t , auch d e s  § 4 0  Abs .  1 l it . a ,  b und c i s t  d i e  Z o l l ­

fre iheit nur z u  gewähren , wenn und sowe i t  d e r  b etre f fende aus­

länd i s che S taat Gegenrecht übt . 

( 7 )  D i e  § §  3 0  b i s  4 0  gel ten s i nngemäß für d i e  Aus fuhr aus fuhr­

z o l l p f l i chtiger Waren . "  

7 .  Der § 3 0  l i t . d  l autet : 

" d )  S endungen , d i e  nach § 1 5 3  von der S t e l lung s p f l icht ausge­

nommen s i nd i " 

8 .  Der § 3 6  Ab s .  4 wird au fgehoben . 

9 .  Im § 4 0  Ab s .  3 w i rd der Au sdruck " §  2 9  Ab s .  1 l i t . b "  durch den 

Ausdruck " §  4 1  Ab s . 1 Z .  2 "  e r s et z t . 

1 0 . D e r  § 4 1  l autet : 

" Er fül lung von Bed i ngungen bei  Z o l lbegüns t i gungen 

§ 4 1 .  ( 1 )  Wenn nach den §§ 3 0  b i s  4 0  d i e  Z o l l fre ihei t  an eine 

b e s t immt e  Verwendung geknüp ft i s t , ist diese Bedingung a l s  

erfü l l t  a n z u s ehen , wenn 

1 .  Waren , d i e  ihrer natürl i chen Beschaffenhei t  nach 

z um Verbrauch b e s t immt s ind , b e s t immungsgemä ß ver­

b raucht worden s i nd ;  

2 .  i n  den F ä l len d e s  § 3 1  Abs .  1 l it . a ,  d ,  e und f ,  d e s  

§ 3 6  Abs . I l i t . b und c und , s owe i t  e s  s ich u m  motori­

s ierte B e förderungsmit t e l  handel t , auch der § §  36  Abs . 
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1 l it . a  und 4 0  Ab s .  1 d i e  Waren während zwe ier Jahre ab 

dem Z e itpunkt ihre s Ubergange s in den freien Verkehr 

b e s t immung sgemä ß verwendet worden s ind ; 

3 .  in a l l e n  übr igen F ä l l e n  die Waren während e ines Jahres 

ab d em Z e i tpunkt ihre s Ubergange s in den f reien Verkehr 

b e s t immung sgemä ß verwendet worden s ind . 

( 2 )  Wenn nach anderen bund e s rechtl ichen Vor s chri ften oder nach 

au f Grund so l cher Vor s chri ften ergangenen B e s cheiden eine Z o l l ­

fre i he i t  oder Z o l lbegün s t igung a n  e i n  b e s t immte s  Verh a l ten des 

Begünst igten geknüp f t  ist oder s i ch e i ne b e s t immte Verarb e i tung 

oder Verwe ndung aus d e r  Warenbe z e ichnung e rgibt , i st diese  

Bed ingung , s o fe rn in d e r  Vor schri ft oder im B e s cheid nichts 

anderes  b e s t immt i s t , a l s  e r fü l l t anzusehen , wenn 

1 .  im F a l l  e iner vorge s ehenen Verarb e i tung d i e  Waren 

innerhalb von zwe i  Jahren ab dem Z ei tpunkt ihre s Uber­

gange s in den freien Verkehr b e s t immung sgemä ß verar­

b e i t e t  worden s ind ; 

2 .  im F a l l  e iner vorge s ehenen Verwendung d i e  Waren während 

zwe i e r  Jahre ab d em Z e itpunkt ihres Ubergang e s  in den 

fre ien Verkehr b e s t immungsgemä ß verwendet worden s ind ; 

3 .  im F a l l  e i n e s  vo rge s ehenen son s t igen Verha l tens d i e s e s  

innerha lb von zwe i Jahren a b  dem Z e i tpunkt d e s  Uber­

gange s der Waren in den freien Verkehr ge s et z t  worden 

i s t . 

( 3 )  Im F a l l  d e r  Ge s amt rechtsnachfo lge geht d i e  B egün s t igung und 

eine mit i h r  verbundene Verp f l ich tung im S inn de s Ab s .  1 oder 2 

a u f  den Rechtsnachfolger übe r .  

( 4 )  B e i  E in z e l re chtsnachfolge geht d ie Begüns t igung und e ine mit 

ihr verbundene Verp f l i c htung im S inn des Ab s .  2 mit der Ube rnahme 

d e r  Ware auf den Rechtsnachfolger übe r , wenn d i e  für d ie 

Gewäh rung d e r  Begüns t i gung b e stehenden persö n l i chen und s ach­

l i chen Voraus se t z ungen bei i hm g l e i c h fa l l s  gegeben s ind und der 

vorangehende Begün s tigte au f d i e  Verp f l ichtung h ingew i e s e n  hat ; 

a nd e rn fa l l s  g i l t  d i e  Verp f l i ch tung m i t  d e r  Ubergabe d e r  Ware a l s  

nicht e r fü l l t , e s  s e i  denn , d i e  Verp f l ic htung wi rd nachträ g l i ch 

vom Ubergeber oder vom Ubernehme r e r fü l lt . 
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1 1 . Der § 5 2  Ab s . 3 l autet : 

" ( 3 )  D i e  münd l i che Warene rk lärung k ann s i ch a u f  d i e  B e z e i chnung 

der Art des  beantragten Z o l lver fahrens unter Vorlage der für d i e  

Ab fertigung notwendi gen Unte r lagen und d i e  münd l iche Angabe der 

au s d i e sen Unterlagen nicht ers ichtl i chen , für die Ab fertigung 

maßgebenden Ums tände b e schränken ; der I nh a l t  der vorge legten 

Unter lagen g i l t  a l s  Te i l  der Warene rk l ä rung . "  

1 2 . Im § 5 2  wird nach dem Ab s .  4 fo l gender Ab s .  4 a  e inge fügt : 

" ( 4 a )  Der Warenemp fänger und j eder s on s t  an der E in fuhr Bete i ­

l igte - bei der Au s fuhr der Ver s ender der Waren und j eder sonst 

an der Aus fuhr Bete i l igte hat an der Erstel l ung der Waren­

erk l ä rung insbesondere dadurch mitzuwirken , d a ß  e r  dem Ver fü­

gung sberechtigten a l le für d i e  Abgabe der Warenerk l ä rung e rfor­

der l i chen Unte r l agen übergibt und Auskünfte ertei l t . " 

1 3 . Der § 5 2 a  Ab s . 4 d r i tter S at z  l autet : 

" E in Bescheid nach § 2 0 1  der Bund e sabgabenordnung i s t  nicht z u  

e r l a s sen , wenn der Begünst igte v o n  s i ch aus d i e  Unrichtigkei t  

durch e ine neue S e l b s tberechnung und Entrich tung b e s e i t igt . "  

1 4 . Der § 5 6  lautet : 

" Z o l l amt l i che B e s chau 

( 1 )  Das Z o l l amt i s t  berechtigt , zur Ab fertigung gestel lte Waren 

e iner B e s chau z u  unte r z iehen . 

( 2 )  D i e  äuß e re B e schau b e s t eht i n  d e r  E rmitt lung d e s  Rohgewichtes 

ode r  der S tückz ah l  der Waren , bei verpackten Waren auch der 

S tückz ah l  und B e z e i chnung der Packstücke . 

( 3 )  Z ur äuß e ren B e schau gehört auch d i e  Uberprü fung von Ver­

s c h l ü s s e n  oder Näm l ichke i t s z e i chen auf ihre Ordnungsmä ß igk e i t  und 

von B e fö rd erungsmitte l n  au f d a s  Vorhandense i n  von z u r  Au fnahme 

von Waren geeigneten geheimen oder s c hwer z u  entdeckenden Räume n . 
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Herkma le der gan z e n  Sendung ge schlos sen werden kann . E ine 

Be schränkung au f S t i chproben i s t  nicht mehr z u lä s s ig , wenn bei  

der s t ichprobenwei sen Beschau we sent l iche Unrichtigkei ten fe s tge­

ste l l t  werden . 

( 1 0 )  Wenn eine Beschau s i ch über längere Z e i t  e r s treckt oder 

unterb rochen werden mu ß , kann das Z o l lamt den bere i t s  b e s chauten 

T e i l  der S e ndung vor Beend i gung der Bes chau der gan z en S endung 

fre igeben ( au s fo lgen ) , wenn er für d i e  we i teren Ermi tt lungen 

nicht mehr benötigt wird und d i e Vorau s s e t z ungen des § 5 9  Ab s .  3 

gegeben s i nd . 

( 1 1 )  E rgeben s i ch durch d i e  Beschau oder d i e  sonst igen Ermi tt lun­

gen d e s  Z o l l amte s Abwe ichungen von d e r  vorge legten Warenerk l ä ­

rung , so i s t  d i e s  in e i nern Ab fertigungsbe fund fest z uha l ten ; 

auß erdem i s t  fe st z uh a l ten , wenn s i ch e ine i nnere Bes chau auf 

S t i chproben b e schränkt hat . Im Re i s everkehr und Postverkehr i st 

ein Ab fert igungsbe fund nur au f Ver l angen au s zu fert igen . Dem 

Ver fügungsberechtigten i st a u f  Ve r langen e ine Aus fe rtigu ng des 

Ab fertigungsbe fund e s  aU s z u fo lgen . 

1 5 . Der § 5 7  Ab s .  2 let z ter S a t z  wird au fgehoben . 

1 5 a . Der § 5 9  Ab s .  1 laute t : 

" ( 1 )  Uber d ie Durch führung der b eantragten Ab fert igung , ein­

s ch l ie ß l ich der F e s t s e t z ung d e s  Z o l le s  ode r  einer S icherheit ,  

s owie über s o n s t ige F e s t s t e l lungen d e s  Z o l l amte s  b e i  Durch führung 

de s Z o l lver fahren s  hat d a s  Z o l l amt e i ne z o l l amt l i che Bestätigung 

zu ertei len , s owe i t  i n  d ie s em Bund e sge s e z t  nicht and ere s b e s t immt 

i s t . D i e  z o l l amt l i che B e s t ä t i gung k ann au f e i ner Au s fertigung der 

schr i ft l i chen Warenerklärung oder e i ner sonst i n  den 

Abgabenvorschri ften vorge sehenen U rkunde , au f e iner Au s fert i gung 

der Begl e itpapiere , auf  dem Pack s tück oder auf  e inern amt l i chen 

Vordruck au sgefertigt werden ; bei Bedar f  s i nd T e i l e  d e s  I nh a l t s  

der z o l l amt l i chen B e s t ä ti gung i n  e iner getrennten amt l ichen 

Aus fertigung f e s t z uh a l te n . Angaben der s c hr i f t l i chen 

Warnerk l ä rung , von denen k e ine Abwei chungen i n  der z o l l amt l i chen 
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Bes tät igung vermerkt s ind , sowie getrennte amt l iche Aus fert igun­

gen über Te i l e  des I nh a l t s  der z o l l amt l i chen Be stätigung gel ten 

a l s  B e s tandte i l  der z o l l amt l i chen B e s tät igung . Angaben der Waren­

erk l ä rung , von denen abgewichen wird , können durch S treichung 

kennt l ich gemacht we rden ; d i e  Angabe mu ß s ichtbar b l e iben und d ie 

Stre i chung a l s  amt l i c h  gekennz e ichnet werden . D ie Ab fertigung i s t  

auß erdem au f d e n  vorgelegten Unt e r l agen z u  b e s tät igen , wenn d ies 

zur Verme i dung einer unzu l ä s s igen Mehr fachverwendung e r forderl ich 

i st . B e s tätigungen nach d i e s em Ab s a t z  s ind keine Z eugn i s se im 

S inn d e r  gebührenrech t l ichen Vor schri ften : "  

1 5 b .  Der § 6 0  l autet : 

" S icherhei t s l e i s tung 

§ 6 0 . ( 1 )  Wenn im Z o l lver fahren nach nähe rer B e s t immung d i e s� s  

Bunde s ge s e t z e s  für den Z o l l  S i cherheit z u  l e i s ten i s t , kann d i e s  

au f fo l gende Arten e r fo lgen : 

a )  Durch B a re r l ag ; 

b )  durch Garant ie oder Bürg s ch a f t  a l s  Bürge und Z ah l er 

s e i tens e i ner inländ i schen Bank ; aus Gründen wirt schaft ­

l icher Notwend igkeit ist auch die Garant i e  oder Bürg­

scha ft anderer ve rt rauenswü rdiger und z ah lung s fäh ige r 

Per sonen a n zunehme n ; 

c )  durch Hinterl egung von a u f  den Uberb r i nger lautenden 

Sparurkunden e i ne r  inländ i schen B ank . 

( 2 )  D i e  S icherh e i t  k ann z u r  Vere i n fachung d e s  Ve r fahrens mit 

ei nem Betrag beme s sen werden , d e s sen Höhe au f die im Einz e l fa l l  

oder i n  mehreren E in z e l fä l len gegebene Z o l lb e l a s tung und a u f  d a s  

E i nb r ingung s r i s iko ab z u s t e l len i s t . F ü r  mehrere E in z e l fä l l e  i s t  

e ine S icherheit nur a u f  Ant rag z u  b eme s sen ; z u r  E nt s ch eidung über 

den Antrag i s t , sowei t  d i e  Ent s che i dung in e i ne r  Aus übung sbewi l ­

l igung , Lagerbewi l l i gung oder sonst  i n  d i e s em Bund e s ge se t z  vorge­

sehenen Bewi l l i gung z u  t r e f fen i s t , d ie z u r  Ertei lung d ie s e r  

Bewi l l i gung z u s tändige Behörde , i m  übrigen a b e r  d a s  Haup t z o l l amt 

am S i t z  j ener Finanz l ande s d i rektion z u s tänd i g , in d e ren Bereich 

d e r  z ur S icherhe i t s l e i s tu ng Ve rp f l i chtete s e i nen Wohns i t z  oder 

S i t z  hat ; hat er im Z o l lgebi e t  k e i ne n  Wohns i t z  oder S it z , s o  i s t  

d a s  H aup t z o l l amt z u st ä nd i g , b e i  d em d e r  Ant rag e i ngebracht wurde . 
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( 3 )  D i e  im Z o l lve r f ahren durch Garant ie oder durch die 

übernahme der Bürg schaft begründeten persö n l i chen Ha f tunqen s ind 

durch d i e  E r l a s sung von Ha ftungsbe s che iden ( §  2 2 4 BAO ) gel tend zu 

machen . 

( 4 )  Ge lei stete S icherhei ten s ind über Antrag der Person , die  

s i e  ge lei stet hat , insowei t  fre i z ugeben , als  d ie Grü nd e  für"  d i e  

S i cherhe i t s l e i stung wegge f a l len s ind . 

( 5 )  Von der Verp f l i chtung zur S i cherhe i t s l e i s tung s ind 

be f re i t : 

a )  D i e  Geb i etskörpe r scha ften und ihre Betrieb e ; 

b )  d i e  i n l ä nd i s chen ö f fent l i chen Verkehr sunternehmen ; 

c )  Pers onen , Personenvereinigungen und Vermögensma s s en , d ie nach 

§ 1 7 5  Ab s .  4 ohne S i cherhe i t s l e i stung zur Nachhine i n z ah lung 

d e s  Z o l l e s  zuge l a s s en s ind . 

( 6 )  Au f Antrag s ind andere Personen , Personenvereinigungen 

und Vermögen sma s sen von der Verp f l i chtung zur S i cherhei t s le i s tung 

zu be freien , wenn s i e  ihren abgabenrecht l ichen Verp f l ic htungen 

ordnung s gemä ß nachkommen und keine Umstände bekannt s ind , d i e  au f 

Z ah lung s s c hwieri gkeiten oder sonstige Ge fährdungen der E inbr ing­

l i chke i t  h i nwe i sen . Für d i e  Z u s tändigk e i t  zur Ent s che idung über 

den Antrag g i l t  Ab s .  2 letzter S at z  s inngemä ß . 

( 7 )  Uber S i ch e rhe iten für mehrere E in z e l fä l le ( Ab s . 2 )  sowie 

über Be frei ungen von der S i cherhe i t s l e i s tung nach Ab s .  5 oder 6 

hat d a s  H aupt z o l l amt au f Antrag e i ne oder mehrere B e s cheinigungen 

aus zu s te l le n , d i e  dem Z o l l amt b e i  der Ab fertigung vor z ul egen 

s i nd ; d i e s e  Bescheinigungen s ind keine Z eugn i s s e  im S inn der 

gebührenrec ht l ichen Vor sc h r i ften . 

( 8 )  I n  berück s icht igung swürdigen E i n z e l f ä l len k ann d a s  

Z o l l amt v o n  der Forderung einer S i ch e rh e i t  g a n z  o d e r  t e i lwe i s e  

Ab s tand nehme n , wenn e i n  E i nb r i ngung s r i s ik o  nicht be s teht oder 

die Ab stand na hme im ö f fent l i chen Intere s se geboten i st . " 
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1 6 . Der § 6 1  Ab s .  4 und 5 l autet : 

" ( 4 )  Für d i e  Ab fert igung z um freien Verkehr in der E in fuhr i s t 

schri f t l iche Warenerk l ä rung erforde r l ich , sowe it im Ab s . 5 ni cht 

a nderes b e s timmt i st . 

( 5 )  Münd l iche Warenerk lärung i s t für Waren ge s tattet , 

a )  d i e  nicht z um Hand e l  be s t immt s ind ; 

b )  d ie im Pos tverkehr e i nge führt werden ; 

c )  d i e  im S i nn des  Ab s .  3 fre i zu s chreiben s ind ;  

d )  d i e  im Rei s everkehr e i nge führt werden und z um Handel 

best immt s ind , so fern ihr Wert insgesamt 2 5 . 0 0 0 , - S 

n icht über s chreitet . "  

1 6 a . Dem § 6 1 a  wird fo lgender Ab s .  6 ange fügt : 

11 ( 6 )  D i e  E i nnahmen aus  Ver z o l lungen unter Anwendung der Pau s c h a l ­

sät z e  s ind hau s h a l t smä B ig z u  3 0  v . H .  a l s  Z o l l  und z u  7 0  v . H .  a l s  

E i n fuhrums a t z s teuer z u  verrechnen . "  

1 7 . Im § 6 2  treten fo lgende Ab s ä t z e  an d i e  S t e l l e  des  Ab s . 2 :  

" ( 2 )  D a s  Gren z z o l l amt hat den Austritt d e r  Waren z u  überwachen 

und au f der z o l l amt l ichen B e s tät igung zu b e s cheini gen , wenn d i e s  

f ü r  d e n  Nachwe i s  d e s  Aus t r i t t s  e r forderl i c h  i s t  und in d i e s em 

Bund e s g e s e t z  nicht a ndere s best immt i s t . D ie z o l l amt l i che Be stä­

t i gung ist  dem Ver fügung sberecht igten a u s z u folgen , s o fe rn s ie 

nicht mit e i ne r  Rüc k sendeanschr i ft versehen i st . 

( 3 )  Kann e ine Ware nach Erte i lung der B e s c h e in igung nach Abs . 2 

nicht s og l ei c h  i n  d a s  Z o l laus l and verb racht werden , so d a r f  s ie 

vom Z o l l amt nur gegen Vor lage der z o l l amt l ichen B e stätigung z um 

Verb leib im I n land freigegeben werden ; d i e  B e s cheinigung nach 

Ab s .  2 ist ungül t i g  z u  mac he n . 

( 4 )  Uber Antrag hat d a s  Z o l l amt den Mange l d e s  Vor l iegens der 

Aus t r i ttsbestätigung nachzu sehen , wenn d e r  tatsäch l i che Austritt 
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der Waren auf  Grund ande rer B ewe i smitte l a l s  erwie sen anzusehen 

i st . "  

1 8 . Der § 6 3  l autet : 

" Vorab fert igung 

§ 6 3 . ( 1 )  Die Ab fertigung von Waren des freien Verkehrs in der 

Aus fuhr kann auch bei e i nem anderen Z o l lamt a l s  dem Austri t t s -

z o l lamt e r folgen (Vorab fertigung) . Der Bund e sminister für 

F inanz en kann für b e s t immte Waren durch Verordnung bestimmen , daß 

sie der Vorab fertigung zu unterz iehen s ind , wenn d ie Ab fert igung 

b e im Austritt s z o l l amt nicht mit a u s re i chender S icherhe it vo rge­

nommen werden k ann . Für d ie Vorab fertigung g i l t  § 6 2  Abs .  1 .  

( 2 )  Wenn ver s ch i edene Sendungen a l s  S amme lgut ausge führt 

werden so l len , hat der Ver fügung sberecht igte , der die Samme l ­

l adung z u s ammen s te l l t , für d ie S amme l ladung e i ne z u sä t z l i che 

schr i f t l iche Wa renerk l ä rung au s zu st e l len , in der bei den 

e i n z e l nen Waren unter H i nwe i s  auf  die Daten der z o l l amt l i chen 

Be stät igung anzugeben i s t , we l chem Z o l lver fahren sie i n  der 

Au s fuhr unte r z ogen worden s ind . 

( 3 )  D i e  Vorab fert igu ng der S amme l l adung hat a u f  Grund der 

z u s ät z l ichen Warenerk lärung nach Ab s .  2 zu er folgen . Anl ä ß l ich 

d ie s e r  Ab fertigung hat d a s  Z o l l amt b e i  Vorl iegen der Vora u s ­

s e t zungen h i n s ichtl ich der e i n z e l ne n  S endungen a u c h  d i e  Amtshand ­

lungen d e s  Gren z z o l l amte s  vor zunehmen . D i e  Näml ichk e i t  der 

S ammel l adung i s t  i n  s i nngemä ß e r  Anwendung des § 114 z u  s ichern . 

(4) S i nd in der S amme l ladung z o l lhängige Waren entha lten , 

so gelten d i e  B e s t immungen d i e s e s  Bunde s ge s e t z e s  übe r  d a s  

B eg l e i t s che inv er fahren s i nngemä ß ; d i e  S te l l ung s f r i s t  beträgt zwei 

Wochen . 

( 5 )  Uber d i e  Vorab fertigung i s t  e ine z o l l amt l iche B e s tä t i ­

gung z u  erte i le n  ( Vorab fert i gungsbe fund ) • 
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( 6 )  § 6 2  Ab s . 2 bis  4 gilt auch bei  vorabge fert igten Waren , 

j edoch mit der Maß gabe , da ß d i e  z o l l amt l i che B e s tätigung für 

S amme lgut ( Ab s . 2 )  vom Z o l l amt e i n z u z iehen i s t . 

( 7 )  § 1 2 6  g i l t  s i nngemäß für vorabge fert igte Waren . 

( 8 )  An d ie S te l le der Vorabfertigung kann d i e  Ab fertigung 

zu e inem durch vö lke rrecht l i che Vere inbarung geregel ten Ver fahren 

für d i e  Aus fuhr von Waren treten . D i e  Ab s . 1 b i s  7 gel ten 

sinngemä ß für d i e s e s  Ver fahren , sowei t  in der betre f fenden 

vö lkerrechtl ichen Ve reinbarung n i ch t  a ndere s b e s t immt i st . "  

1 9 . Der § 6 4  Ab s . 1 l autet : 

11 ( 1 )  Wa ren des  freien Verkehrs s ind austritt snachwe i sp f l ichtig , 

wenn ihre Aus fuhr in d a s  Z o l laus l and d i e  Vorau s s e t z ung für d i e  

Nichterhebung , E r stattung oder Ve rgütung d e s  Z o l l e s  ode r e iner 

Verbrauchs abgabe i s t  oder der Ver fügung sberechtigte ode r  der 

Versender die B ehand lung a l s  austritt snac hwe i s p f l ichtige Waren 

zur E r fü l lung geset z l icher oder vertrag l icher Verp f l i ch tungen , 

d i e  Aus fuhr durch e ine z o l l amt l iche B e st ä t igung nach z uwe i sen , 

durch Abgabe e iner ent sprechenden Wa renerk l ä rung b eantragt . "  

2 0 . Im § 6 4  t r i tt folgender Ab s at z  a n  d i e  S t e l le der Abs . 2 b i s  5 

und der b i s herige Ab s . 6 erhä l t  d i e  B e z e ic hnung 11 ( 3 ) " : 

11 ( 2 )  D i e  § §  6 2  und 6 3  gelten auch für a u s t r i t t s na c hwe i s p f l i chtige 

Waren . 11 

2 1 . I m  § 7 3  treten folgende B e s t immungen a n  d i e  S t e l l e  der Abs . 3 
b i s  6 :  

11 ( 3 ) Mündl iche Warenerk l ärung i st j edoch i n  den F ä l len des  § 6 7  

Ab s .  1 l it . b  und f s owie d e s  § 6 7  Ab s .  3 l i t . a  z u l ä s s i g , s owe i t  

f ü r  den l e t z te n  F a l l  nicht a nd e re s b e s t immt i s t . Uberd i e s  i s t  

münd l iche Warenerk l ärung i n  d e n  im § 6 1  Ab s .  5 l it . a  und d 

be z e i chneten F ä l len z u l ä s s ig . 
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( 4 )  D i e  nachträgl i che E inbe z iehung nach § 6 8  Ab s .  7 i st durch 

Abgabe e i ne r  entsprechend b e z e i c hneten Warenerk l ä rung für d i e  

Ab ferti gung z um Vormerkverkehr z u  beantragen . 

( 5 )  A l s  z o l l amt l i che B e s tätigung ( §  5 9 )  i s t  e i n  Vo rmerksche in z u  

e rte i len . "  

2 2 . D em § 7 4  wi rd folgender Ab s .  4 ange fügt : 

" ( 4 )  I s t i n  e i nem Vormerkverkehr d ie Ve rarb e i tung oder Lagerung 

von vertretbaren Waren z uge l � s sen , so k ann auch e i ne den vorge­

me rkten Waren entsprechende Menge gle icher Waren ( §  1 Ab s . 1 Z .  1 

d e s  Wert z o l l ge s e t z e s  1 9 8 0 , BGB I . Nr .  2 2 1 )  verarbe itet oder 

ge l agert werden . "  

2 2 a .  D ie § §  7 5  und 7 6  lauten : 

" Rückb r i ngung s f r i s t  

§ 7 5 . ( 1 )  F ü r  d i e  Rückbringung von Waren d e s  Vormerkverkehrs i s t  

vom Z o l l amt e ine Rückbringung s f r i s t  nach d e r  Art des  Vormerkver­

kehr s und den Er fordern i s sen de s E i nz e l fa l le s , höchstens j edoch 

für die D auer e ines Jahre s , zu s et z en . I m  Ausgangsvormerkverkehr 

beträgt d i e  Rückbringung s f r i s t  3 Jahre . Wenn j edoch in d ie sem 

Bund e s g e s e t z  oder in e iner a u f  Grund d i e s e s  Bunde s ge s etzes  

e r l a s s enen Verordnung oder i n  der Ausübung sbewi l l igung d i e  D auer 

der Rückb ringungs f r i s t  bere i t s  b e s t immt i st , i st d i e s e  F r i s t  im 

Vormerk schein f e s t z uh a l ten . D i e  Rückb ringung s f r i s t  beginnt , 

s owe i t  in d i e s em Bunde sge s e t z  n i cht andere s b e s t immt i st , mit der 

Freigabe de r Waren a nl ä ß l ich der Ab fertigung z um Vormerkverkehr , 

i n  den F ä l le n  d e r  E inbe z i ehung mit d i e s e r  z u  l au fen . 

( 2 )  Rei c h t  d i e  nach Ab s .  1 g e s e t z te Rückbr ingung s f r i s t  im 

H i nb l ic k  a u f  d i e  Art d e s  Vormerkverkehr s  und d ie E rforderni s se 

des  E i nz e l fa l le s  nicht aus , s o  i s t  s ie auf Antrag ent sprechend z u  

ver längern , e s  s e i  denn , d a ß  im F a l l  von i n  Benu t z ung genommenen 

Waren d i e  Ver l ä ngerung zu e iner Umgehung d e s  Z o l l e s  führen würde . 

D i e  Ver längerung e i ne r  Rückbringung s f r i s t  übe r  d i e  i n  e i ner 
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Aus übungsbewi l l igung b e s t immte Dauer hinaus i s t  nur z ul ä s s ig , 

wenn d i e  Vorau s se t z ungen d e s  § 6 8  Ab s .  5 auch we i terh i n  gegeben 

s ind . Die antragsgemä ß e  Ver längerung der Rückbr i ngung s f r i s t  i s t  

au f d em Vormerk schein z u  beurkunden , gegen den e i n  ordent liches 

Rechtsmitte l n i ch t  z u l ä s s ig i st . 

( 3 )  W i rd e i n  Antrag a u f  Ve rl ängerung der Rückb ringung s fr i s t  

ge s te l l t , so wird der Lau f d i e s e r  F r i s t  b i s  zur Rechtskraft d e r  

Entsche idung ü b e r  den Antrag gehemmt . Der L au f der F r i s t  i s t  

we iters f ü r  d i e  Dauer e i ner B e s ch l agnahme , P fändung oder 

ähn l i chen d i e  Ve rfügung über d i e  Ware aus schl ieß enden Maß nahmen 

gehemmt , wenn d i e s e  zur Durchsetzung ö f fent l i c h - recht l icher 

Verp f l ichtungen vo l l z ogen worden i st . 

( 4 )  D i e  Rückbringung s fr i s t  i s t  e i ngeha l te n , wenn d i e  Ware 

i nnerh a lb d ie s e r  F r i s t  d em Z o l l amt zur Rückb ri ngung geste l lt 

wird . 

( 5 )  D i e  Versäumung e i ne r  Rückbringungs fr i s t  i st a u f  Antrag 

nach z u sehe n , wenn der Vormerknehmer g laubha ft macht , daß er durch 

e in unvorhergesehene s oder unabwendbare s Ereign i s verhindert war ,  

d i e  F r i s t  e i nzuhalten ; s i e  k ann z u r  Ve rme idung unb i l l iger H ä rten 

au f Antrag auch i n  anderen F ä l len nachge s ehen werden , wenn 

sons t ige berü c k s icht igungswü rdige Gründe für ihre Ver s äumung 

vor l iegen . E i ne Nac h s icht i s t  unzu l ä s s i g , wenn d i e  Vorau s s e t z un ­

gen für e ine Verlängerung der Rückbringung s fr i s t  n i c h t  gegeben 

gewe s e n  wä ren . 

S i cherhe i t s l e i s tung im Vormerkverkehr 

§ 7 6 . Der Vormerknehmer hat nach Maß gabe d e s § 6 0  für den Z o l l  

S i cherhei t  z u  l e i s te n . "  

2 3 . Der § 7 9  Ab s .  2 l e t z ter H a lb s a t z  l aute t : 

" Werden d i e  Waren e inem anderen Z o l l amt g e s te l lt , s o  s ind s ie wie 

aus t r i tt snachwe i sp f l i ch t i ge Waren nach den § §  6 2  b i s  6 4  zu 

behande ln . " 
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2 4 . D em § 7 9  Ab s . 3 wird folgender S at z  a nge fügt : 

" Be i  i nländi schen Zutaten , d i e  a l s  so lche aus fuhr z o l lp f l i chtig 

s ind , g i l t  für die E rhebung des Aus fuhr z o l l e s  § 90 Ab s . 3 s inn­

gemäß . "  

2 5 . Im § 7 9  tritt fo l gender Ab s a t z  an d i e  S t e l l e  der Ab s .  4 und 

5 : 

" ( 4 )  Ver l e t zungen oder sonstige Mänge l von Näm l ichk e it s z e ichen 

s ind nach z u s ehen , wenn d i e  Näml ichk e it au f andere We i s e  nachge ­

wiesen wird . "  

2 6 . D e r  § 8 0  Ab s .  4 zwe iter S atz w i rd au fgehoben . 

2 7 . Der § 9 1  lautet : 

" Ab rechnung s schlüs s e l  und Behand lung von Feh lmengen 

§ 9 1 . ( 1 )  Den im Vered lungsverkehr herge stel lten Waren i s t  der 

tatsächl iche E in s at z an vorgemerkten Waren und an anderen Waren 

( Z utaten)  unter Berücks icht i gung der Fehlmengen gegenüberzu­

ste l len ( Abrechnungs schlüs s e l )  . 

( 2 )  Zur Vere in fachung de s Ver fahren s  kann , s owe it e i ne 

stückwe i se E r f a s sung der Waren im Vered lungsverkehr nicht in 

Betracht kommt , im Abrechnungs s ch l ü s s e l  vom üb l i chen E in s a t z  und 

auch von Durchschn i t t s s ä t z e n  für den Warene insat z und d ie Feh l ­

mengen ausgegangen werden , wenn d adurch weder e ine unangemes sene 

Begüns t i gung d e s  Vormerknehmer s  noch e i n  unvertretb arer Abgaben­

aus f a l l  zu b esorgen i s t . E in s o lcher Abrechnungs schlü s s e l  i s t  in 

der Ausübungsbewi l l i gung f e st z u ste l len . 

( 3 )  Der Antrag s t e l ler hat d i e  für d i e  F e st st e l lung des  

Ab rechnung s schlü s s e l s  bedeut s amen Umstände o f fenzu legen und über 

Au f fo rderung des Z o l l amte s  nach Mögl i chke i t  nac h z uwe i sen s owie 

d i e  Uberwachung a l le r  oder e i n z e lner E r zeugungsvorgänge durch da s 

Z o l l amt z u  gestatten . 
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( 4 )  Bei der H e r s te l l ung der rückgebrachten Waren ent stan­

Feh lmengen , e i n s ch l i e ß l i ch von Ab fä l len und Nebener-

z eugni s sen , b l e iben z o l l frei . 

( 5 ) Wenn j edoch durch d i e  Z o l l f reihe i t  nach Ab s . 4 Nach­

te i l e  für e i n z e lne Bereiche der ö s terre i chischen Wirtschaft zu 

be fürchten s ind und so lche Nachte i le unter Bedachtnahme auf  d i e  

Intere s sen der ge s amten ö s te rre i chi schen Wirt scha ft nicht unbe ­

rück s ichtigt b l eiben müs sen , i st für Ab f ä l le und Nebenerz eugn i s se 

in der Au sübung sbewi l l igung z u  b e s t immen , daß  der Z o l l  nach deren 

e i genen Art und Besch a f fenh e i t  und Wert zu beme s sen i s t ; das 

gle iche g i l t , wenn für s o l che Ab fä l l e  und Nebener z eugn i s s e  

geset z l i che Maß nahmen z um Aus g l eich d e r  aus l ändi schen und 

inländ i schen P re i s e  b e s tehen . "  

2 8 . Im § 9 7  Ab s .  3 t r i tt f o l gender S a t z  an d i e  S te l le des zwe iten 

und d r itten S a t z e s : 

" E i n  Be scheid nach § 2 0 1  der Bunde sabgabenordnung i s t nicht zu 

e r l a s sen , wenn der Begüns tigte von s i ch au s die Unrichtigk e i t  

durch e ine neue S e l b s tbe rechnung und Entr ichtung b e s e i t igt . "  

2 9 . Im § 9 9  Ab s . 3 w i rd der zwe i te S a t z  au fgehoben . 

3 0 . Der § 1 0 5  w i rd aufgehoben . 

3 1 . Im § 1 1 2  werden d i e  Ab s a t zbe z e ichnung " ( I ) " und der Ab s . 2 

au fgehoben . 

3 2 . D e r  § 1 1 3  l autet : 

" §  1 1 3 . ( I )  S owe i t  nach d i e s em Bundes g e s e t z  d a s  Ans agever fahren 

zuge l a s sen i s t , hat d i e  Anwe i sung in d i e s em Ver fahren zu 
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er folgen , wenn der Ver fügung sberecht igte k e in anderes Ver fahren 

beant ragt . 

( 2 )  Im übrigen hat d i e  Anwe i sung im Beg l e i t s ch e inverfahren 

zu erfo l ge n , wenn n icht d i e  Uberwachung der Be fö rderung z o l lhän­

g iger Waren durch Anwendung e in e s  durch vö lke rrecht l i che Vere in­

barung gerege l ten Ver fahrens gewähr l e i s tet i st . 

( 3 )  B e i  Anwendung e i n e s  durch vö l kerrecht l iche Vere i nbarung 

gerege l te n  Verfahrens s ind d i e  Best immungen d ie s e s  Bunde s ge s e t z e s  

über d a s  Beg l e i t s che inver fahren insowe i t  s inngemäß anzuwenden , 

a l s  d i e  vö lke rrecht l iche Vere inbarung n ich t entgegen steht . 

Personen , d ie n ach der vö lke rrecht l i chen Vere i nbarung a l s  

Parte i e n  e i ne s dort geregel ten Ve r f ahrens z u r  Entrichtung von 

E i ngang s abgaben verp f l ichtet s ind , haben wie Begl e i t sche i nnehmer 

nach d i e s em Bundesge s e t z  für den Z o l l  E r s a t z  z u  l e i s ten . "  

3 3 . Der § 1 1 6  l autet : 

" S tel lung s - und E r s at zp f l icht im Ansagever fahren 

§ 1 1 6 . ( 1 )  Die z um Ans agever fahren abgefertigten Waren ( Ansage -

gut )  s ind dem Emp fangs z o l l amt vo l l s tänd ig , unverändert und 

unbenut z t  sowie mit unverletz ten Ver s chlüs sen und Näml ich­

k e i t s z e ichen z u  s te l len ; § 7 Ab s .  3 und 4 b l e ib t  unberührt . D ie 

S t e l lung hat we i t e r s  i nnerhalb der S t e l lung s f r i s t  und unter 

Vor l age des Ansages che ine s zu er fo lgen . 

( 2 )  Z u r  Ste l lung i st d a s  Verkehrsunternehmen verp f l ichtet , 

d a s  d i e  Ab fert i gung z um Ansageve r f ahren beantragt hat ( Ansage­

scheinnehme r ) . Die S t e l lung s p f l icht geht au f j ed e s  we i tere z um 

An sagever f ahren z uge la s sene Verkehrsunternehmen über , dem der 

Ans agesche i n  und das Ansagegut nachwe i s l ich übergeben werden . 

( 3 )  W i rd d i e  S t e l lung sp f l icht nach Ab s .  1 erster Satz  

verlet z t , s o  hat der An s age s ch e i nnehmer i n s oweit für den au f d a s  

Ansagegut e nt fa l l enden Z o l l  E r s a t z  z u  l e i s te n  ( Er s a t z forderung ) . 

W i rd d a s  Ansagegut nicht innerhalb d e r  S t e l lung s fr i s t  g e s te l lt , 

s o  hat d a s  Z o l l amt d em Ansagesche i nnehme r e i ne angeme s s ene F r i s t  
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z u  s e t z e n , i nnerha lb der d i e  S t e l lung nachgeholt werden kann . Mit 

fruch t l o sem Ab lauf  d i e ser F r i s t  hat der An s agescheinnehme r Ersatz  

zu  l e i sten , wenn d ie Ersat z p f l icht nicht bere i t s  aus anderen 

Gründen entstanden i st . § 7 BAO g i l t  s i nngemä ß . Mit dem Ubergang 

der S t e l lung s p f l icht geht auch d i e  E r s a t zp f l icht a u f  das nach­

fo lgende Verkehrsunte rnehmen über . 

( 4 )  Werden geme i n s am mit dem Ans agegut oder an d e s s en 

Ste l le z o l lhäng ige Waren be fördert , d i e  b e im Anwe i sung s z o l l amt 

dem Z o l lver fahren entzogen wurden , so ers treckt s i ch d i e  E r s a t z ­

p f l icht au f den au f d i e s e Waren ent f a l lenden Z o l l . "  

3 4 . Der § 1 1 7  Ab s . 3 wird au fgehoben . 

35 . Der § 1 1 8  Ab s .  2 wird au fgehoben . 

3 6 . Der § 1 1 9  l autet : 

" S tel lung s - und E r s at z p f l icht im Beg l e it s che inver fahren 

§ 1 1 9 . ( l ) D i e  z um Begl e i t sche i nver fahren abge f e rt igten Waren 

( B eg l e i t s cheingut )  s ind dem Emp fang s z o l lamt vo l l s tändig , unverän­

dert und unbenut z t  sowie mit unve r l e t z ten Verschlüssen und 

Näm l ichke i t s z ei chen z u  ste l le n ; § 7 Ab s .  3 und 4 b l e ibt 

unberührt .  Die Ste l lung hat we iters innerhalb der Ste l lungs f r i s t  

und unter Vor l age d e s  B eg l e i t s che ine s z u  e r fo lgen . 

( 2 )  Z u r  S t e l lung i s t  derj enige verp f l i ch tet , der d i e  Ab fer­

t i gung z um Beg l e i t s cheinver f ahren b eantragt hat ( Begleit­

scheinnehmer ) .  D i e  S te l lungsp f l i cht geht au f j eden über , dem der 

B eg l e i t s che in und d a s  Beg l e i t s cheingut nachwe i s l ich übergeben 

werden (Waren führer )  • 

( 3 )  W i rd d i e  S t e l lung sp f l icht nach Abs .  1 e r s ter S at z  

ver l et z t , s o  h a t  d e r  Beg l e i t s cheinnehmer i n s owe it f ü r  den au f d a s  

Begl e i t s che ingut ent f a l lenden Z o l l  E r s a t z  z u  l e i sten ( E r s at z ­

forderung)  . W i rd d a s  Beg l e i t s cheingut n icht innerhalb der 

29/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)74 von 195

www.parlament.gv.at



- � -
S t e l lung s f r i s t  geste l l t , s o  hat d a s  Z o l l amt dem Beg l e i t schein­

nehmer e ine angeme s sene F r i s t  zu s et z en , innerhalb der die 

S t e l lung nachgeho l t  werden kann . Hit f rucht lo s em Ab lau f d ie s er 

F r i s t  hat der Beg l e i t s cheinnehme r E r s a t z  z u  lei s ten , wenn d i e  

E r s a t z p f l icht n i c h t  bere i t s  aus  anderen Gründen entstanden i s t . § 
7 BAO g i l t  s i nngemä ß . 

( 4 )  Werden geme i n s am mit dem Beg l e i t scheingut oder an 

de s s en S t e l l e  z o l lhängige Waren be fördert , d i e  beim Anwei sung s ­

z o l l amt dem Z o l lver fahren ent z ogen wurden , so erstreckt s ich die 

Ersat z p f l icht au f den au f diese Waren ent f a l lenden Z o l l . "  

3 6 a .  Der § 1 2 0 lautet : 

" S icherhe i t s l e i s tung im Beg l e i t s che inverfahren 

§ 1 2 0 . Der Beg l e i t sche innehmer hat nach Maß gabe des § 6 0  für den 

Z o l l  S i cherh e i t  zu l e i sten . "  

3 7 . Der § 1 2 1  Ab s .  1 zwe i te r  S a t z  w i rd au fgehoben . 

3 8 . Der § 1 2 1  Ab s . 3 b i s  6 l autet : 

" ( 3 )  Für Waren , d i e  nicht zum Hande l b e s timmt s ind , i s t  mündl iche 

Warenerk l ä rung z u lä s s ig . 

( 4 )  A l s  z o l l amt l iche B e stäti gung ( §  5 9 )  i s t  e i n  Beg leit sche in z u  

erte i len . 

( 5 )  D e r  Beg l e i t s chein hat j eden f a l l s  d i e  z u r  S icherung der 

Näm l i chke it getro f fenen Maß nahmen , die Be z e i chnung de s Emp fang s ­

z o l l amtes und d i e  S t e l lung s f r i s t  z u  entha lten . 

( 6 )  Der Begl e i t s ch e i n  i s t  während der B e förderung d e s  Beg l e i t ­

s che ingut e s  m i t z uführen u n d  d em Emp fa ng s z o l l amt unau fge fordert z u  

übergeben . "  
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3 8 a .  Im § 1 2 1  Ab s .  7 wird der Au sdruck " nach § 1 2 0  Ab s .  3 oder 4 

von der S iche r s t e l lung be f re i t "  durch den Aus druck " nach § 6 0  

Ab s .  5 oder 6 von der S icherhe i t s l e i stung be fre i t "  ersetz t .  

3 9 . Im § 1 2 2  werden der Ab s .  2 und d ie Ab s a t z be z e i chnung " ( 1 ) " 

au fgehoben . 

4 0 . Der § 1 2 3  Ab s . 1 und 2 lauten : 

" ( 1 )  D a s  Emp fang s z o l l amt hat den Beg leit sche i n  e i n z u z iehen . 

( 2 )  Dem Waren führer i s t  a u f  Ve rl angen e i ne Bestät i gung über d ie 

Ste l lung des  Begleitscheingutes au s zu stel len . "  

4 1 . Der § 1 2 4  wi rd au fgehoben . 

4 2 . Im § 1 2 9 , im § 1 3 2  Ab s . 3 ,  im § 1 4 3 a  und im § 1 5 3  Ab s . 1 wird 

j ewe i l s  der Au sdruck " Ab s . 2 "  au fgehobe n . 

4 3 . Der § 1 7 2  Ab s . 5 l autet : 

" ( 5 )  Wenn e i n  Re i sender h in s ichtlich mitge führte r  Waren , auf  die 

ein E ingang s abgabenbetrag oder ein Au sgangsabgabenbetrag von 

n i cht mehr a l s  2 . 0 0 0  S ent fä l lt , e i ne S te l lung s - , Erk l ä ru ng s - , 

Of fenl egung s - oder Wahrhe i t sp f l icht verle t z t  oder z u  ver l et zen 

versuch t , s ind d adurch begangene F inanzvergehen n icht zu 

ver fo l ge n , wenn der Re i s e nde unter Ve rz icht a u f  die E inbringung 

einer B e ru fung neben den E ingangs - oder Ausgangsabgaben e i ne 

Abgabenerhöhung in d e r  Höhe d ie s e r  Abgaben entrichtet oder , fa l l s  

keine E ingangs- oder Aus gangsabgaben z u  entrichten wären , e ine 

Z ah lung in der Höhe d ie s er Abgaben l e i s tet (Nebenanspruch gemä ß § 

3 Ab s .  2 BAO ) . I st e i ne Z o l l ab fe rt igung wegen Fehlens e iner 

hiefü r  e r fo rd e r l ichen Vorau s se t z ung n icht mög l ich , s o  hat d i e  

Ver fo l gung d ie s e r  F inanzve rgehen z u  unterbl e ibe n , wenn der 
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Re i s ende d i e  Vern i chtung der Waren beantragt . D ie Vors chre ibung 

der E ingang s - oder Au sgang sabgaben und der Nebenan sprüche hat 

auch im F a l l e  e i ner bere i t s  ent s t andenen Z o l l s chuld mitte l s  

z o l lamt l icher Bestät i gung z u  e r fo lgen . Der B e ru fungsverz i cht i s t  

schri f t l i c h  z u  erkl ären . § 7 Ab s .  4 g i lt s inngemä ß . Au f Gegen­

s tände des Tabak - und B ranntwe i nmonopo l s  i s t  d i e  Regelung d ie s e s  

Ab s a t z e s  n i cht anwendba r . "  

4 4 . Im § 1 7 4  Ab s . 3 treten f o l gende B e s t immungen an d i e  S te l le 

der l i t . d :  

" d )  für den B egün s t igten , wenn 

1 .  er d i e  Ab s i cht dem Z o l l amt a n z e igt , e iner Bed ingung , 

unter der e i ne Z o l lbegüns t i gung gewäh rt wu rde , n i cht 

zu ent sprechen , 

2 .  e i ner Bedingung , unter der e i ne Z o l lbegü n s t i gu ng 

qewährt wu rde , nicht entsprochen w i rd , ohne daß  d ie s  

vorher dem Z o l l amt ange z e i gt w i rd , 

3 .  er durch unricht ige oder unvo l l st änd igen Angaben 

bewi rkt , daß  i hm e i ne Z o l lbegünst igung gewährt w i r� , 

h i n s icht l i ch d e s  unerhoben geb l i ebenen Z o l lbet rage s ; 

e )  für den , der 

1 .  von e i nem Begünst igten Waren übernimmt , für die e ine 

Z o l lbegü n s t i gung gewährt worden i st ,  ohne d i e  Voraus ­

s e t z ungen für d i e  Gewährung d e r  Z o l lbegünstigung z u  

e r fü l len , 

2 .  a l s  Warenemp fänger der Bedi ngung d e s  § 2 9  Ab s . 5 

nicht entspri cht , 

h i n s i c h tl ich d e s  unerhoben geb l i ebenen Z o l lbe t rage s . " 

4 5 . Im S c h l u ß s a t z  d e s  § 1 7 4  Ab s .  3 w i rd der Au sdruck " l i t . a  b i s  

d "  durch den Ausdruck " l i t . a  b i s  e lf e r s e t z t . 

4 6 . I m  § 1 7 4  Ab s .  5 w i rd nach dem Wort " ei ng e führte n "  e i nge fügt : 

" oder au sgeführ ten " .  
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4 7 . Der § 1 7 5  Ab s . 1 zweiter S a t z  wird au fgehoben . 

4 8 . Dem § 1 7 5  wird fo lgender Ab s .  6 ange fügt : 

.. ( 6 )  Unbe schadet der F ä l l igkeit der Z o l l s chuld tritt d i e  Ver­

p f l ichtung zur Entri chtung e ine s S äumn i s zu schlags n icht e in 

a )  in den F ä l len des  § 1 7 4  Ab s .  2 ,  so fern k e i ne Nachh inein­

z ah lung des  Z o l l e s  nach Ab s .  3 oder 4 z u s teht , bis zur 

Au s fo lgung der Ware ; 

b )  i n  den sons t igen F ä l len d e s  § 1 7 4  Ab s . 2 und i n  den 

Fä l len des § 1 7 4  Ab s .  3 l it . c ,  so f ern der Z o l l schu ldner 

die Unrichtigkeit von s i ch au s dem Z o l l amt a n z e igt , und 

in den Fä l l en des § 1 7 4  Abs . 3 l i t . d  Z .  1 ,  wenn der Z o l l  

i nnerh a lb d e r  nach Ab s . 5 fes tge s e t z ten Z ah l ungs fr i s t  

entrichtet wird ; 

c )  i n  den F ä l len d e s  § 1 7 4  Ab s . 5 ,  wenn d i e  S e lb stbe­

rechnung nach § 5 2 a  Ab s .  4 dritter S a t z  berichtigt und 

der Betrag späte stens zu dem a u f  d ie Richtig ste l lung 

näch s t f o lgenden Z ah lungs termin entrichtet w i rd ; 

d )  i n  den F ä l l e n  des  § 1 7 7  Ab s . 3 l i t . a  und b und , so fern 

der Z o l l schuldner d i e  beab s icht igte Ve rwendung vorher 

dem Z o l l amt a n z e igt , auch des § 1 7 7  Ab s . 3 l it . d ,  wenn 

der Z o l l  innerhalb der nach Ab s . 5 festge s et z ten 

Z ah l ungs f r i s t  entrichtet w i rd ; 

e )  i n  den F ä l l e n  d e s  § 1 7 7  Abs .  3 l it . c ,  wenn der Z o l l  im 

Weg der S e l b s tb erechnung ordnungsgemä ß entr ichtet oder 

die S e lb s tb erechnung nach § 9 7  Ab s .  3 zweiter S a t z  

berichtigt u n d  der Betra g  spätestens z u  dem a u f  d ie · 

Rich t i g s t e l lung näch s t fo lgenden Z ah lungs termi n ent ­

r ichtet w i rd . " 

4 9 . Im § 1 7 6  treten fo l gende Ab sät z e  a n  d ie S te l le der Ab s .  2 und 

3 : 
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" ( 2 )  S owe it ke ine Nachhine i n z ah lung d e s  Z o l le s  nach § 1 7 5  Ab s .  3 

oder 4 zusteht , i s t  der Z o l l  sog leich b a r  zu entrichten . Der 

B a r z ah lung i st die Ube rgabe von S check s im Rahmen der E in lö sung s ­

garantie i n l ä nd i scher Banken g l e i chge ste l l t . 

( 3 )  Abgesehen von den F ä l len der Entrichtung e r l i s cht e ine nach 

§ 1 7 4  Ab s .  2 ents tandene Z o l l s chuld , wenn 

1 . vor der Au s fo lgung e iner e i n fuh r z o l l p f l icht igen Ware 

durch d a s  Z o l lamt der Antrag au f Wiederaus fuhr oder 

a u f  Ab fe rt igung z um gebundenen Verkehr geste l l t  oder 

d i e  Ware an den Bund pre i sgegeben wird ; 

2 .  eine aus fuhr z o l lp f l i ch tige Ware vor ihrem Austritt in 

das Z o l l au s l and dem Z o l l amt unter Vor lage der z o l l ­

amt l ichen B e s tät igung m i t  d e r  E rk lä rung z um Verb leib 

im Z o l lgeb iet gest e l l t  wird . 

( 4 )  War b e i  E intritt der Bed i ngungen für d a s  E r l ö s chen der 

Z o l l schuld nach Ab s .  3 d i e s e  s chon durch Entrichtung e r l o s chen , 

s o  i st der Z o l lbetrag z u  e r s tatten . 

( 5 )  D i e  Prei sgabe i s t  ab z u l ehnen , wenn d em Bund durch s ie 

Koste n  erwachsen und nicht auß er Zwe i fe l  s teht , d a ß  d i e  K o s ten i n  

e i nem z u  erwartenden Verwertungs e r lö s  Deckung f inden . D ie Verwer­

tung p re i sgegebener Waren hat unter s i nngemä ß e r Anwendung der § §  
3 7  b i s  5 2  d e r  Abgabenexekution sordnung , BGB 1 . Nr .  1 0 4 / 1 9 4 9 , in der 

j ewei l s  gel tenden F a s sung , über die Verwertung beweg l icher 

kö rpe r l i cher S achen z u  e r fo lgen . I st a u f  Grund der im E in z e l fa l l  

gegebenen b e s onderen Umständ e  eine s o l che Ve rwertung insbesondere 

d e sh a lb n ic h t  mög l i c h  oder n icht tun l i e h , we i l  s i ch kein Käufer 

find e t  oder we i l  durch die Verwertung nachte i l ig i n  d i e  Wettbe­

werb sverhä l tn i s se e ingegr i f fen würd e , s o  k ann der Bunde smini ster 

für F in a n z e n  anordnen , daß die p re i sgegebenen Waren unter 

z o l l amt l i cher Au f s icht karitat iven Zwecken z uge führt werden . "  

4 9 a .  Der § 1 7 9  l autet : 
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" Ubernahme der Z o l l s chuld , Ge s amt s chuld 

§ 1 7 9 . ( 1 )  Die Z o l l s chu l d  k ann von e iner dritten Person mit 

Bew i l l i gung des Z o l l amte s  übernommen werden . D ie Bewi l l igung i s t  

zu ertei le n , wenn dadurch d i e  E i nbring l i chkeit des Z o l le s  n i cht 

ge fährdet i st . Für das Wirk s amwerden der Ubernahme genügt e s , daß 

der die Bewi l l i gung au s sprechende Bescheid dem Ube rnehme r 

bekanntgegeben wird ; wird der Antrag i n  der Warenerk l ä rung 

geste l lt , so genügt e i n  d i esbezüg l i cher Vermerk in der z o l lamt ­

l ichen B e s tät igung 

( 2 )  E ine Z o l l s chuld , H a f tung oder E r s at z p f l icht , d i e  für 

ei nen D i en s tnehmer entstande n  i s t , we i l  d i e s e r  im Rahmen seiner 

d ie n s t l i chen Ob l iegenhe iten e i n  rechtswidr ige s Verh a l ten ge s e t z t  

hat , ent steht i m  s e lben Z e i tpunkt auch f ü r  d e n  Diens tgeber , 

s owe i t  d i e s e r  nicht bere i t s  nach e i ner anderen Best immung in 

derse lben S ache abgabep f l ichtig i s t . 

( 3 )  Hehrere Z o l l s chuldner i n  ders e lben Sache s ind Ge s amt­

schu ldner nach den a l lgeme inen abgabenrecht l i chen Vorschri ften . 

( 4 )  Z ah lung s e r le ichterungen , d i e  e i nem Gesamt s chu ldner 

bewi l l igt werden , gelte n  nur für d ie s en und s i nd den anderen 

Ge s amt s chu ldnern gegenüber ohne Wi rkung . "  

5 0 . Der § 1 8 1  Ab s .  2 erster S a t z lautet : 

" Eine Maß nahme nach Ab s . 1 i st nur b i s  z um Ab l a u f  eines  Jahres 

nach E intritt der Rech t skraft des B e s cheide s z ul ä s s ig . "  

5 1 . Der § 1 8 2  l autet : 

" Er l a ß  der Z o l l s chuld 

( 1 )  E in e  nach § 1 7 4 Abs . 3 l i t . a  entstandene Z o l l schuld und 

deren Nebengebühren s ind a u f  Antrag d e s  Z o l l s chuldners oder e ine s 

i n  d e r s e lb e n  S ache Ersat z p f l i chtige n  von d e r  Finan z l ande s ­

d irekt i o n , i n  dere n  Bere i ch d a s  Austritt s z o l l amt l iegt , i ns owe it 

zu e r l a s sen , a l s  die Ware nachwe i s l ic h  unverändert aus dem 
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Z o l l gebiet ausge führt worden i st . Der Nachwe i s  i s t  durch d ie 

B e s tät igung e iner Z o l lbehö rde d e s  Nachbarstaates z u  führen , aus 

der hervorgeht , daß die Ware b e i  e inem Z o l l amt d i e s e s  Nachba r­

s taate s unverändert gest e l l t  wu rde . Vom E r l a ß  ist ein Betrag b i s  

z u  1 0  v . H .  d e r  Z o l l s chuld aus zunehme n , e s  s e i  denn , e s  wird 

g l aubha ft gemacht , d a ß  keinen der Bete i l i gten e in Verschu lden 

tri f ft . 

( 2 )  E ine nach § 1 7 4  Abs . 3 l it . a  ent s tandene Z o l l s chuld und 

deren Nebengebühren s i nd au f Antrag d e s  Z o l l s chu ldners oder eines  

i n  derse lben S a che E r s at z p f l icht igen insowe it z u  e r l a s sen , a l s  

d i e  Ware ohne E in s chreiten von Z o l l organen nachträ g l i c h  unverän ­

dert und unbenut z t  e inem Z o l l amt geste l l t  wird . Z um E r l a ß  i s t  d a s  

Z o l l amt z u ständ i g , b e i  dem d i e  S t e l lung e r f o l gt . D i e  Z o l lhängig­

keit der Ware b le ibt unberührt und d iese ist e inem Z o l lver fahren 

zuzu führen . "  

5 2 . Der § 1 8 4  Ab s .  2 l it . a l autet : 

" a ) Für den E r l a ß  der Z o l l s chuld ( §  1 8 2  Ab s .  2 ) ; "  

5 3 . D e r  § 1 8 7  lautet : 

" Erhebung der Kosten 

§ 1 8 7 . ( 1 )  Die Ko sten s ind nach den für den Z o l l  ge l tenden 

B e s timmungen z u  erheben . S teht d em Kostenschuldner nicht nach § 

1 7 5  Ab s .  3 oder 4 e i ne Z ah lung s fr i s t  z u , s o  hat e r  vor Beend i gung 

der kostenp f l icht igen Amt s h and lun g  nachz uwe i sen , d a ß  er Kosten , 

d i e  nicht durch eine S icherstel lung abgedeckt s ind , dem Z o l l amt 

überwiesen hat , oder d i e s e  Kos ten durch Au fkl eben von S t empe l ­

marken z u  entrichten , wenn nach d e n  Ums tänden d e s  F a l l e s  oder 

nach der Höhe der Kos ten d i e  nachträgl i ch e  E inb ringung n icht 

ges i chert ersche int . Die E rhebung der K o s ten ob l iegt j enem 

Z o l l amt , bei d em d ie k o s tenp f l i ch tige Amt shandl un g  ange f a l len 

i s t . 

( 2 )  Abwe ichend von Abs . 1 s i nd 

a )  d i e  K o s ten nach § 1 8 4  Abs .  2 l i t . b  i n  Verb indung mit 

§ 1 9 0  Ab s .  2 i n  der Ausübungsbewi l l i gung oder Lager-
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b ewi l l igung zu b e s t immen und vorn Begünstigten monat l ich 

j ewe i l s  b i s  z um 1 4 . Tag de s Monats zu entrichten ; 

b )  d i e  Kos ten nach § 1 8 4  l i t . b  i n  Verb indung mit § 3 Ab s . 6 

des Z o l ltari fge set z e s  1 9 8 8 , BGB I . Nr .  xxx , im Tari fbe­

s cheid oder Tarabe s cheid f e s t z u set z en und vorn Z o l l amt 

Wien einzuheben . "  

5 4 . Der § 1 9 0  Ab s .  1 l autet : 

" ( 1 )  Für den E r l a ß  der Z o l l schuld nach § 1 8 2  Ab s . 2 i st vorn 

Antragste l le r  eine Verwaltung s abgabe z u  entrichten , d ie vorn 

Z o l l amt unter Bedachtnahme a u f  d ie Bedeutung der ver l e t z ten 

Recht svor s chri ften für e i n  geordnetes Z o l lver fahren und au f den 

mit der Uberp rü fung der E r l a ß vorau s se t z ungen verbundenen Verwa l ­

tung s au fwand in d e r  Höhe von höch stens 1 0  v . H .  d e r  E ingang sab­

gaben f e s t z u s e t zen i st . "  

5 5 . Fo lgende Ab schnitte VI I und VI I I  treten an d ie S t e l l e  des  

Ab schnittes VI I :  

" VI I . Zwi s chenstaa t l i che Amt sh i l fe 

Anwendung sbereich 

§ 1 9 2 . ( 1 )  Die Z o l lbehörden s ind be fugt , i n  Ver fahren be­

tre f fend Z o l lange l egenhe i ten aus l ändi sche Z o l lbehörden um Amt s ­

h i l fe z u  ersuchen und ihnen Amt s h i l fe z u  l e i s ten . Den aus­

länd i schen Z o l lbehörden s ind d ie Dienst ste l len der K ommi s s ion der 

Europä i schen Geme i ns cha ften , wenn s ie in Vo l l z iehung von Gemein­

scha f t s recht betre f fend Z o l lange legenh e i ten tätig werden , sowie 

der Genera l s ekretär des durch das Abkommen vorn 1 5 . Dezember 1 9 5 0 , 

BGB I . Nr .  1 6 5 / 1 9 5 5 , errichteten Rat e s  für d ie Z u s ammenarbeit au f 

dem Geb iet des  Z o l lwe sens g l ei chge s t e l l t . 

( 2 )  Z o l langelegenhe iten im S inne d ie s e s  Ab s ch nitte s s i nd die 

Ange l egenhe iten , d ie von den Z o l lbehö rden au f grund von Rechtsvor-
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schri ften , welche d i e  Erhebung von Z ö l len und anderen E ingangs ­

oder Au sgangsabgabe n  oder Verbote , B e schränkungen oder Kontro l len 

im grenz über s chrei tenden Warenverkehr oder die Ve r f o lgung von 

Z uwiderhand lungen gegen solche Vorschri ften betre f fen , wahrzu­

nehmen s ind . 

( 3 )  D i e  Amt sh i l fe umf a ß t  insbe sondere fo lgende Maß nahmen : 

1 .  d i e  Mittei lung von i n  Z o l l ange legenhe iten bedeut s amen 

S ac hverha l ten ; 

2 .  d ie Uberprü fung der Echthe i t  amt l icher Urkunden und Näm­

l i chke i t s z e ichen ; 

3 .  Bewe i sau fnahme n ;  

4 .  d i e  Z u s t e l lung von S ch r i f t s tücken . 

( 4 )  D i e  E i nhebung und zwang swe i s e  E inbri ngung von Abgaben , 

d e r  Vo l l z ug von S t ra fen s owie F e stnahme n , Hausdurchsuchungen und 

Per sonendurch suchungen s i nd von d e r  Amt sh i l fe ausgenommen . D i e  

B e s c h lagnahme v o n  Bewe i smitte ln i s t  z u l ä s s ig , j edoch d a r f  der 

b e s c h l agnahmte Gegenstand nur nach Ma ß gabe des § 1 9 7  der aus ­

länd i s chen Z o l lbehö rde übe r sendet werden . 

( 5 )  Vö lkerrecht l iche Vereinb arungen übe r  Amt shi l fe we rden 

durch d i e se n  Abschnitt nicht e inge schränk t . 

Amt sh i l feersuchen a n  f remde S taaten 

§ 1 9 3 . ( 1 )  E in E rsuchen an e i ne a u s ländi sche Z o l l behörde d a r f  

n u r  geste l l t  werden , wenn d i e  Bedeutung der Angelege nhe i t  d i e s  

recht fert igt und d ie i m  I n l and mög l ichen E rmitt lungen z u r  F e s t ­

s t e l lung d e s  maß geb l ichen S a chve rh a l t e s  n i ch t  au sreichen . 

( 2 )  E i n  E rsuchen an e in e  aus länd i sche Z o l lbehörde d a r f n i cht 

ges te l l t  werden , wenn e inem g l e i chartigen E rsuchen d ie s e r  Behörde 

nicht entsprochen werden k önnte , e s  s e i  denn , d a ß  d a s  E rsuchen 

aus b e s onderen Gründen d r i ngend geboten i st . Die aus lä nd i s che 

Behörde i s t  au f d a s  F eh l en der Gegens e i t i gk e i t  h i nz uwe i sen . 
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( 3 )  Bed ingungen , d i e  eine aus länd i s che Z o l lbehö rde a n l ä ß l i ch 

der Le i stung von Amt s h i l fe ge s te l l t  hat , s ind e in z uh a l ten . 

Le i stung von Amt sh i l fe an fremde S taaten 

§ 1 9 4 . ( 1 )  Au s länd i s chen Z o l lbehörden darf , sowe it im Ab s . 8 

nicht anderes best immt i s t , Amt sh i l fe nur auf E r suchen gele i s tet 

we rden . 

( 2 )  Aus länd i s chen Z o l lbehö rden d a r f  Amt s h i l fe nur gelei stet 

werde n , wenn h i edurch d ie ö f fentli che Ordnung oder andere we sent­

l iche I ntere s s e n  ö s terre i c h s  s owie s chut zwürdige I ntere s sen an 

der Gehe imha l tung , insbesondere von Hande l s - , I ndu strie- , Gewerb e  

o d e r  Beru f sgeheimn i s s en , n i cht ver let z t  werden . D e r  Umstand , d a ß  

Daten automa t i onsunter stüt z t  verarbeitet worden s ind , sowie d i e  

abgaben rechtliche Gehe imh a l tungs p f l i cht ( §  4 8 a  BAO ) s tehen der 

Le i s tung von Amt sh i l fe n i cht e ntgegen . 

( 3 )  E iner aus l änd i schen Z o l lbehörde d a r f Amt s h i l fe überd ies  

nu r ge l e i stet werden , wenn gewährlei s tet i s t , d a ß  

1 .  d a s  Ver fahren der aus länd i s chen Z o l lbehörde den Grund­

s ä t z e n  d e s  ö s terre ichi s chen Ver fahre n s rechts entspri cht , 

2 .  d i e  aus länd i s che Z o l lbehörde d i e  im Wege der Amt sh i l fe 

mitgete i l ten personenbe z ogenen Date n  ( §  3 Z .  1 d e s  Daten­

s chut z ge s et z e s , BGB I . Nr .  5 6 5 / 1 9 7 8 )  nur s o l chen Personen , 

Behö rden oder Gerichten , d i e  mit d em Ver fahren , für d a s  

d i e  Amt s h i l fe ge l e i stoet werden s o l l , oder m i t  e inem mit 

d i e s em Ver fahren im unm ittelb aren Z u s ammenhang stehenden 

anderen Ver f ahren b e f a ß t  s ind , z ugäng l i c h  machen und im 

übr i ge n  geheim h a l te n  w i rd � eine We i tergabe der Mittei lung 

a n  andere Persone n , B ehörden oder Gerichte i s t  nur mit 

au sdrü ck l i cher Z u s t immung des Bundesmin i s t e r s  für F inanzen 

z u l ä s s ig , welche nur für Zwecke e in e s  Ver fahrens gegeben 

werden d a r f , d e s s e n  Durch führung im H i nb l i c k  au f s e ine 

wirtscha ft l iche , humanitäre , s o z i a le oder rechtspo l i t i sche 
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B ed eutung auch im I ntere s se der Repub l ik ö s terreich 

ge legen i s t , und 

3 .  die  aus ländi s che Z o l lbehörde ei nem g le i chart igen ö ster­

re i c h i s chen E r suchen ent sprechen und a l l f ä l l ige an die 

Le i s tung der Amt s hi l fe geknüp fte Bedingungen ( Ab s . 5 und 

6 )  beachten w i rd . 

( 4 )  Ab s .  3 i st n i cht anzuwenden , 

1 .  wenn d i e  am Ver fahren bete i l igte Person , d i e  ihren 

Wohn s i t z  oder gewöhnl ichen Au fenth a l t  im Z o l lgeb iet 

hat , der Amt s h i l fe z u s t immt oder 

2 .  d i e  Lage d i e s e r  Person im au s länd i s chen Ver f ahren 

durch d i e Le i s tung der Amt sh i l fe verbe s sert w i rd oder 

3 .  die Amt sh i l fe im H i nb l ick auf ihre w i rt s cha ft l i che , 

human i t ä re , s o z i a l e  oder recht spo l it i sche Bedeutung 

im Intere s s e  der Repub l ik ö s terreich geboten i s t  ode r 

4 .  d a s  E r suchen 

betri f ft . 

d ie Z u s te l l ung von S ch r i ft s tücken 

( 5 )  I st zwe i f e l h a ft , ob d i e  Voraus set zungen des Ab s . 3 

vor l iegen , s o  i s t  d i e  Au skunft d e s  Bund e smin i st e r s  für F inanzen 

e in zuho len . 

( 6 ) D i e  L e i s tung von Amt s h i l fe i st von Bedi ngungen h i n s icht­

lich d e r  Verwendung oder Verwertung d e r  Auskünfte abhängig zu 

machen , wenn o hne d i e s e  d e r  Erfolg e igener E rmitt lungen i n  F rage 

ge s t e l l t  wäre . 

( 7 )  D i e  Le i s tung d e r  Amt s h i l fe i s t  d avon abhäng ig z u  mache n ,  

daß d i e  au s l ä nd i s che Z o l lbehörde d i e  aus d e r  H i l fe l e i s tung er­

wachsenden Kosten ( §  2 0 0 ) e r s et z t . 
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( 8 )  Ohne Ersuchen ( Ab s . 1 ) dür fen Mitte i l ungen ( Spontanmit­

te i lungen )  nur gemacht werden übe r 

1 .  neue oder besonder s  gefährl iche Methoden zur Begehung von 

Z uwiderhand lungen gegen Z o l lvorschri ften ; 

2 .  Ver stecke i n  Be förderung smi tte ln oder Behä l t n i s sen ; 

3 .  Verfä l s chung oder Nachahmung von im Z o l lver fahren ver­

wendeten Urkunden , Stempe l n  und Näm l i chkeit s z e ichen ; 

4 .  Z uwiderhandl ungen , deren Mittei lung im Hinb l ic k  au f ihre 

wirt s ch a f t l i che , humanitäre , s o z i a l e  oder rechtspo l i t i s che 

Bedeutung auch im I ntere s se der Repub l i k  ö s terre ich 

ge legen i s t , i n sbe sondere über so l che im Z u s ammenhang mit 

Suchtg i ften , Wa f fen , Muni t ion und Spreng s to f fen , Kun s t ­

gegenständen o d e r  Archiva l ien . 

Ver fahren sbe s t immungen 

§ 1 9 5 . ( 1 )  Für d i e  L e i s tung der Amt s h i l fe gelten , wenn s ie e in 

Ver fahren zur E rhebung von Z ö l len oder anderen E ingangs - oder 

Au sgangs abgaben betri f ft , d i e  Vo rschri ften über d a s  Ver fahren zur 

Erhebung von Z ö l len . B e tri f ft die Amt shi l fe ein Ver f ahren wegen 

Z uwiderhand l ungen , s o  gel ten d i e  Vorschri ften für das verwa l ­

tung sbehörd l iche F inan z s t r a fver fahren . 

( 2 )  E inem E rsuchen um E inha l tung e iner b e s t immten vom ö ster­

re i c h i s chen Ver fahren s recht abwe i chenden Vorgangswe i s e  k ann ent­

sprochen werden , wenn d i e s e  mit den Grund sä t z e n  des ö ster­

re i c h i s chen Verfahre n s rechte s vere i nb a r  i st . 

( 3 )  Hat e ine am Ver fahren bete i l igte Person ihren Wohns i t z  

oder gewöh n l i chen Auf entha l t  i m  Z o l l geb iet , s o  i s t  s ie vor 

L e i s tung der Amt s h i l fe zu hören , es s e i  denn , d a ß  d ie Amt s h i l fe 

im H i nb l i c k  a u f  ihre wirt s cha ft l i che , humani täre , s o z i a l e  oder 

rechtspo l i t i sche B edeutung auch im I ntere s se der Repub l ik 

ö st erre i c h  g e l egen i s t  oder der Zweck der H i l fe l e i s tung durch d i e  

Anhö rung g e f äh rdet wäre . 
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• 

( 4 )  Der Amt shi l feverkehr e r fo lgt durch Vermitt lung de s 

Bundesmin i sters  für F inan z e n , mit d e s sen Z u s t immung auch un­

mittelbar durch die i hm nachgeordneten Z o l lbehörden . 
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Uberse ndung von Gegens tänden und Akten 

§ 1 9 6 . ( 1 )  Gegenstä nde , a n  denen Rechte der Republ ik ö s terreich 

oder Rechte dritter Personen b e stehen , dürfen nur mit d em 

Vorbeh a l t  übers endet werden , daß  d i e s e  Rechte unberührt b leiben . 

E i ne Ubers endung i s t  unzulä s s i g , wenn z u  b e sorgen i s t , daß  durch 

sie d i e  Ve rfo lgung oder d i e  Verwirk l ic hung solcher Rechte ver­

e i t e l t  oder unangeme s sen e r schwert würde . 

( 2 )  Gegenstände oder Akten dür fen nur übersendet werden , wenn 

gewähr l e i stet i st , d a ß  s i e so b a l d  wie mögl ic h  z urückgegeben 

werden . Au f d i e  Rückgabe übe r sendeter Gegenständ e  kann ver z i chtet 

werden , wenn d ie s e  n i ch t  mehr benö t igt werden . 

( 3 )  E ine Ubers endung von Gegen s tänden oder Akten i s t  s o lange 

auf z u s ch ieben , a l s  s ie für e i n  im I n l and anhängiges Gerichts ­

oder Verwa l tungsver fahren benöt igt werden . 

Vor ladungen 

§ 1 9 7 . ( 1 ) . E ine Au f forderung , vor e i ne r  aus l ä nd i schen Z o l l -

behörde z u  e r scheinen , d ar f  nur z uge s t e l l t  werden , wenn gewähr­

l e i s t e t  i s t , daß der Betrof fene wege n  einer vor s e i ner Au s re i s e  

a u s  d em Z o l l gebiet begangenen H and lung nicht verfolgt , b e s t r a ft 

oder i n  s e i ne r  per s ö n l i chen F re ih e i t  b e schränk t  werden wird . 

Ausgenomme n  h i evon i s t  d i e  Ver fo lgung , Bes tra fung oder Be schr2n­

kung der persö n l i chen F re ih e i t  

1 .  wegen e iner s tra fbaren Handl ung , d i e  d e n  Gegens tand der 

Vor l adung des B etro f fenen a l s  B e s chuld igter oder Ver­

dächt iger b i ldet , oder 

2 .  wenn s ic h  der Betro f fene nach Ab s c h lu ß  der Vernehmung 

länger a l s  1 5  Tage au f d em Geb i e t  d e s e r suchenden S taate s 

aufhä l t , obwo h l  e r  e s  verl a s s en konnte und dur fte , oder 

wen n  er nach Ver l a s s e n  des Gebiete s de s ersuc henden 

S ta a t e s  freiwi l l i g  z urückkehrt oder rechtmäß ig z urückge­

bracht w i rd . 
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( 2 )  Vor l adungen aus l ändi scher Z o l lbehörden , d ie Z wang s an­

drohungen für den F a l l  ihrer N i chtbe folgung enth a l ten , dür fen nu r 

mit d e r  B e l eh rung , d a ß  d i e  a ngedrohten Maß nahmen i n  ö s te rre ich 

nicht vo l l s t reckt werden dürfen , z uge ste l l t  werde n . 

( 3 )  Z eugen und S achve r s tändigen i s t  auf ihr Verlangen ein 

angeme s s ener Vors chuB au f die Rei seko s ten aus z u z ah len , wenn die 

aus l ändi s che Z o l lbehö rde darum e r sucht hat und d i e  E r stattung des 

Vor s c hu s s e s  gewä h r l e i s tet i s t . 

Z u l a s sung aus l änd i scher B ehö rdenorgane und Ver f ahrensbe­

t e i l igter an Amt shand lungen 

§ 1 9 8 . ( 1 )  D i e  Vornahme von E rhebungen und Ver fahrenshand lungen 

durch Organe aus länd i s cher Z o l lbehö rden im Z o l lgeb iet i s t  

unzulä s s ig . D e r  Bunde smin i ster für F inanzen kann j edoch s o l chen 

Organen s owie anderen am Ver fahren bete i l igten Per sonen und deren 

Rec h tsbe i ständen d ie Anwe s enhe i t  bei Amts h i l fehand lungen 

ges tatten , wenn 

e r ford e r l i ch i s t . 

d i e s  zur sachgemä ß en E r l ed i gung d e s  E r suchens 

D i e s e  P e r sonen können durch S t e l lung von 

E r suchen oder durch F ragen am Ver fahren mitw i rken . 

( 2 )  P e r sonen , we lchen d ie Anwe senh e i t  b e i  e iner Amt sh i l fe­

hand lung ges tattet wurde , dür fen während ihres Aufenth a l t e s  im 

I n land wegen einer vor ihrer E inre i se b egangenen H a nd lung n i cht 

verfo lgt , b e s t r a f t  oder i n  ihrer persönl ichen F re ih e i t  b e schränk t  

werden . Ausgenommen h ievon i s t  d ie Verfo lgung , B e s t r a fung oder 

Beschrä nkung der per sö n l i chen F r e ih ei t , wenn s i ch d i e  zur Amts ­

h i l fehandlung z uge l a s sene P erson nach Ab s ch l u ß  d e r  Amt sh i l fe­

hand lung l änger a l s  1 5  Tage im Z o l l gebiet aufhä l t , obwohl s ie e s  

verl a s s e n  konnte und durfte , oder wenn s i e  nach Verla s s e n  des 

Z o l lgeb i et e s  z urückkehrt oder rechtmä ß ig z u rückgeb racht w i rd . 
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K o s ten 

§ 1 9 9 . Für d ie durch d i e  Le i s tung von Amt s hi l fe ent standenen 

Kosten für S ac hver stä nd i ge oder für übe r E r suchen i n  das Au s l and 

a l s  Z eugen oder S achver ständ ige entsendete Behö rdeno rgane i st von 

der au s länd i s chen Z o l lbehö rde Ersat z zu verlangen . A l le anderen 

durch d i e  Le i s tung von Amt s h i l fe ent s tandenen Kos ten hat d i e  

Repub l i k  ö s terre i ch zu tragen , sowe it Gegen s e i t i gke i t  gewähr­

lei stet i s t . 

V I I i  S c h lu ß be s t immungen 

§ 2 0 0 . Au f G rund d i e s e s  Bund e s ge s et z e s  erl a s sene Verordnungen der 

F inanz lande s d i rekt ion s i nd im " Amt sblatt zur Vliener Z e itung" 

kund z umachen .  D i e  Vero rdnungen treten , so fern n i ch t  ein späterer 

Z e i tpunkt fes tge set z t  i st , mit dem Beginn des a u f  den Tag i h re s  

Ersche i nens fo l genden Tages i n  Kra ft . 

§ 2 0 1 .  Mit der Vo l l z iehung d ie s e s  Bundesge set z e s  i st betraut 

a) h i n s i ch t l i c h  der §§ 1 2 6  Ab s .  2 ,  1 4 4  Ab s .  1 ,  1 0 5  Ab s . 2 und 3 

und 1 7 1  Ab s . 3 ,  s owe i t  d a s  E in s chreiten von P o l i z e i - oder 

Gendarme r i ed i e n s t s t e l len berührt i st , der Bund e sm i n i ster für 

I nnere s im E i nvernehmen m i t  dem Bundesm i n i s ter für F inan z en , 

b )  h i n s i cht l i ch der § §  1 4 4  Ab s .  1 und 1 5 0  Ab s .  2 und 3 ,  sowe i t  

d a s  E in schrei ten von S tromau f s ichts s te l len berührt i s t , der 

Bunde smin i ster für ö f fent l i ch e  W i rt schaft und Verkehr im 

E invernehmen mit dem Bund e sm i n i ster fü r F inanz e n , 

c )  h i n s i cht l i ch der § §  4 Ab s .  5 und 6 ,  4 5  Ab s .  1 und 4 ,  6 7  Ab s .  

4 ,  6 8  Abs .  1 ,  2 ,  3 und 9 ,  8 9  Ab s .  3 ,  9 0  Ab s .  2 und 9 6  Ab s . 3 

der Bunde sm i n i ster für F inanzen im E i nvernehmen m i t  dem 

Bund e sm i n i ster für w i rt s ch a ft l i che Ange legenhe i ten und - im 

Rahmen der j ewe i l i ge n  B e s t immung - mit d em Bundesm i n i s ter für 

Land- und F o r s tw i rt s c h a f t , 
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d )  h i n s i c h t l ich der § §  1 8  Ab s . 1 ,  1 3 6  Ab s . 3 ,  1 4 9  Abs . 3 ,  1 5 3  Ab s .  

3 und 1 6 7  Ab s .  3 der Bunde smi ni ster für F i na n z en , u . zw .  nach 

Maß gabe der j ewe i l igen B e s t immung im E invernehmen mit dem 

Bunde smin i s te r  fü r ö f fent l i che Wirt schaft und Verkehr , 

e )  h i n s i c h t l i c h  der § §  6 3  Ab s . 3 ,  1 1 4  Ab s .  3 und 8 ,  1 1 5  Abs . 2 

und 5 und 1 7 3  Ab s .  1 und 5 der Bundesmin i s te r  für F inanz en im 

E i nvernehmen mit d em Bunde smin i s te r  für wirtscha f t l iche Ange­

legenhe iten und dem Bundesmin i s te r  für ö f fent l i che W i rt s chaft 

und Verkeh r , 

f )  h in s i c h t l i c h  der § §  8 8  Ab s .  3 ,  9 6  Ab s .  4 und 9 8  Ab s .  3 der 

Bunde smi n i s te r  für F inanz en im E invernehmen mit dem Bund e s ­

min i s te r  f ü r  wir t s c h a f t l iche Ange legenheiten , 

g )  im übrigen der Bunde smi n i ster für F inan z e n . "  
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Artike l I I  

1 .  D i e s e s  Bunde sge s e t z  tritt mit 1 .  Jänner 1 9 8 8  i n  Kra ft . 

2 .  D i e  durch Artike l I geänderten B e s t immungen d e s  Z o l l ge setzes  

1 9 5 5  gel ten auch für Fä l le , über d i e  im Z e i tpunkt d e s  I nkra f t ­

t retens d i e s e s  Bundesge set z e s  n o c h  n i cht recht skrä f t ig 

ent s c h ieden wurd e , wenn s ie in ihrer Ge s amtauswi rkung für den 

Abgabenp f l i cht igen güns t iger s ind als  die B e s t immungen vor 

d ie se r  Ände rung . 

3 .  Verordnungen a u f  Grund d e r  durch Art i k e l  I geänderten B e s t im­

mungen de s Z o l lgese t z e s  1 9 5 5  können s chon vor d em I nkra f t ­

treten d i e s e s  Bundesge s et z e s  e r l a s s e n  werden , t reten j edoch 

f rühestens  g l e i c h z e i t i g  mit d i e s em Bunde sge setz  i n  Kra ft . 

4 .  D i e  Z u s tä nd i gk e i t  z ur Vo l l z iehung d ie s e s  Bund e s ge set z e s  

r i chtet s ic h  nach § 2 0 1  d e s  Z o l l ge s et z e s  1 9 5 5 , i n  d e r  F a s sung 

d e s  Artike l s  I Z .  5 5 . 
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V O R  B L A T T 

Prob lem : 

D i e  Gewährung von Z o l lbegünstigungen und d ie Folgen einer bedi ng­

ten Gewährung einer solchen Begünst igung wären vor a l l em im 

H i nb l i ck au f die  gep lante Schaf fung ei ne s neuen Z o l ltarifs  

umfas send zu rege ln . Auß erdem erscheint es geboten , die Fo lgen 

der Ve rletzung der Stel lungsp f l icht im Anwe i sungsve r fahren k l ar 

und zeitgemä ß zu ge stalten . We iters wäre da s Nämlichkei tsprinz ip 

im Vormerkverkehr gleich wie bei anderen Z o l lbegünstigungen zu 

lockern und zuzulassen , daß Zö l l e  mitte l s  S checks mit der 

gle ichen Wi rkung wie bei Barzahlung entrichtet werden können . In 

einigen anderen Bereichen ers che inen Maß nahmen zur Rechtsbereini­

gung im Z o l l recht mögl i ch und sollten rasch geset zt werden . 

Z iel : 

D i e  Gewährung von Zol lbegünstigungen wären mit dem Z i el einer 

we i tges tgehenden Verwa ltungsverein fachung unter E r fa s sung der 

Begün stigungen nach vö lkerrech t l i chen Vere i nbarungen und nach dem 

Zol ltari f zu rege ln und gleichzeitig d i e  Verwendungsp f l i cht und 

die Fo lgen e i ne r Ve r letzung dieser P f l icht ebenso umfas send neu 

zu fas sen . Be i der Neufas sung der Best immungen über die Ver­

let zung der Stellungsp f l icht im Anwe i sungsver fahren wäre auf die 

Rechtsentwi ck lung in Europa Bedacht zu nehmen . 

I nhalt : 

Der Gesetzentwu r f  hat d ie E rreichung der oben dargestel lten Z ie le 

zum Inhalt . 

Alternative : 

D i e  Alternat ive im Bere ich der Z o l lbegünstigungen wäre eine 

Regelung , au fgete i l t  au f e inen neuen Z o l l tari f und au f das  Z o l l ­

geset z , wa s aber wegen der Unübers ichtl ichkeit vermieden werden 

sollte . 

Stand : 1 0 . 4 . 1 9 8 7  
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Kosten : 

D i e  Vo l l z iehung des Gesetzes i n  der geänderten Fas sung wird ke ine 

zusätz l ichen Kosten er fordern . 

Der we itgehende Weg fa l l  der Ersat z forderungen bei Verletzung der 

Stel lungsp f l i cht im Anwe i sungsver fahren wi rd s ich ni cht fühlbar 

auf die Einnahmen auswirken , da einerseits auch nach der ge lten­

den Geset z e s l age diese Forderungen we itgehend nachzu sehen s ind 

und es andererseits im F a l l  der nachträgli chen Stel lung des 

unveränderten Anwe i sungsgutes bei de s sen Verb leib im Zol lgebiet 

zur ordnungsgemä ß en Ver z o l lung käme . 

S tand : 1 0 . 4 . 1 9 8 7  
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

Allgemeiner Tei l : 

D ie Vorarbeiten an ei nern neuen Z o l ltari f haben gezeigt , daß es 

notwendig wä re , vor a l lem hins icht l ich der im Zol ltari f vorge­

sehenen Z o l lbegünstigungen bei bestirnrnrnten Verwendungen von Waren 

die Dauer und Fo lgen so lcher Verwendungspflichten genauer a l s  

b isher zu regeln , u . zw .  mög l ichst in Ubere inst immung mit den 

z o l lgeset z l ichen Be s timmungen über Zol lbegünstigungen nach dem 

Z o l lgesetz 1 9 5 5 . D ie s  i s t  der Haupt zweck der vorl iegenden Z o l lge­

setz nove l le , wobei aber das Wirksamwerden dieser Bestimmungen das 

Inkra fttreten des neuen Z o l l tari f s  nicht zur Voraus setzung hat , 

sondern auch der gel tende Z o l ltar i f  1 9 5 8  durchaus solchen Ergän­

zungen z ugäng l ich i st . 

Der zwe ite Hauptbere ich i st d ie Neurege lung der Fo lgen von 

Verletzungen der Stel lungsp f l icht im Anwe i sungsver fahren , wo eine 

stärkere Annäherung des ö sterreich i s chen Z o l l rechts an die T rends 

der Rechtsentwick lung in Europa wünschenswert wäre . Es i s t  vorge­

sehen , bei bloßen Uberschre itungen der Stel lungs frist von 

abgabenrecht l i chen S anktionen ( derzeit  Ersatz forderung in der 

Höhe der Eingangsabgaben a l s  Ha ftung für d ie kraft Gesetzes  

entstandene Z o l l schu l d l  grund s ät z lich ab zusehen ( s iehe Artike l I 

Z .  3 3  und 3 6 ) ; eine Ersat zpfl icht s o l l  lediglich dann gegeben 

sein , wenn da s Anwei sungsgut auch innerha lb einer einzuräumenden 

Nach frist nicht geste l l t  wird . Weiters s o l l  in den F ä l len der 

Ste l lung e iner Ware mit verletzten Z o l lver schlü ssen oder Nämlich ­

k e i t s z e ichen d ie Mögl i chkei t  gescha f fen werden , i m  Wege eines 

" Er l a s ses der Z o l l s chu l d "  die entstandenen abgabenrechtl ichen 

Belastungen ( Z o l l s chuld b zw .  Ersat z forderung) nachzusehen , so fern 

die Ware ohne E in schreiten von Z o l lorganen nachträg l ich unver­

ändert und unbenutz t  einern Z o l l amt geste l l t  wird ( s iehe Art ike l I 

Z .  5 1 ) . Für diese Nachs ichtsertei lung , die über den Bereich des 

Anwei sungsver f ahrens hinaus bei sämtl i chen Z o l l schuldigkeiten 

kraft Ge setzes  nach § 1 7 4  Abs .  3 l it . a  möglich sein so l l , wäre 

vorn Antragsteller z u r  Abdeckung des mit der Hberprüfung der 

Nachs i chtsvorau s setzungen verbundenen Verwal tung s au fwande s eine 

Verwal tungsabgabe z u  entrichten ( si ehe Artike l I Z .  54 und 5 6 ) . 
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Ein we i terer wichtiger Punkt dieses  Entwurfes l iegt in der Locke­

rung des Nämlichke itsprinzips im Vormerkverkehr und bei anderen 

Z o l lbegünst igungen . Be steht h ins i ch t l ich vertretbarer Waren eine 

Verp f l ichtung zu e i nern bestimmten Verbrauch oder zu e iner 

bestimmten Verarbe itung , so so l l  d ie Ve rp f l ichtung auch erfü l lt 

sein , wenn eine entsprechende Menge g l e i cher Waren verbraucht 

oder verarbe itet wurde . Wa s " g lei che Waren " s ind , wird nach § 1 
Ab s .  1 Z .  1 des Wert z o l lgeset z e s  1 9 8 0 , BGB 1 . Nr .  2 2 1 , au s zu legen 

sein , wobe i e i ne enge Aus legung zu e r folgen hat , da es s ich um 

eine Begün stigung handelt . 

Schl ieß l i ch s o l l  durch die vorl iegende Nove l le im I ntere sse der 

Abgabep f l icht igen die Z o l l zahlung mitte l s  Schecks , u . zw .  mit 

glei cher Wirkung wie die Barzah l ung , z uge las sen werden . Im 

übrigen so l l  d i e  Änderung zu gewi s s en Bereinigungen des Z o l l ­

recht s  genut z t  werden , ohne e i nen übermäß ig gro ßen Rechtsbereich 

zu erfa s sen , was eine Ve rz ögerung des Wirksamwerdens der beiden 

Hauptbere i che bewirken könnte und unbedingt vermieden werden 

sol l te . So sol len Funktion und Organi satiuon der Z o l lwache 

genauer a l s  bi sher im Gesetz veranke rt und das Wa f fengebrauch s­

recht der Z o l lwache dem der anderen Wachkö rper angepaß t  werden . 

Au fkommen smä ß ig werden s ich die Änderungen kaum auswirken , da 

derzeit  schon d ie Ersatz forderungen bei Ve rletzung der Ste l lungs­

p f l icht im Anwe i s ungsver fahren in gro ß em Umfang nachz usehen s ind 

und e s  im Fa l l  der nachträg l i chen Ste l lung de s unveränderten 

Anwe i sungsgute s bei d e s sen Verb l e ib im Z o l lgebiet zur ordnungs­

gemä ßen Verzo l lung käme . 
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Be sonderer Tei l : 

Zu Artikel I Z .  1 

Ab s .  1 bringt eine eindeut ige Def init ion der Vert rag s z o l l sätze 

und ihren Anwendungsbere ich ohne inha ltl i che Änderungen gegenüber 

dem geltenden Text � ein Vertrag s z o l l satz i st " günstiger" im Sinn 

dieser Bestimmung , wenn die au s seiner Anwendung re sultierende 

Z o l lbe lastung ( ohne Berück s icht igung anderer Eingangsabgaben) 

niedriger i s t  a l s  die au s der Anwendung anderer Z o l l sätze . Die 

Z .  3 übernimmt den I nhalt des geltenden § 4 Ab s .  5 ,  wobei aber 

mißverständ l i che Verwe isungen au f § 4 2  vermieden werden . 

Die in den Ab s .  2 bi s 4 normierten Ursprungsregeln s ind in enger 

Anlehnung an die Konvention des Rate s für die Zusammenarbeit au f 

dem Geb iete des Z o l lwe sens zur Verein fachung und Harmon i s ierung 

der Zol lver fahren ( Kyoto-Konvention ) , Anhang D . 1 .  - Ursprungs­

regeln , abge fa ß t . Ihr Inha lt entspricht insoweit vo l l  den Bestim­

mungen dieses Anhanges ,  a l s  ihre Vo l l z iehung ohne zwi schenstaat­

l iche Durch führungsvereinbarungen mög l ich i s t . Im Grundsatz  wird 

in ihnen die we sent l i che Be- oder Verarbe itung von e inge führten 

Materialien und Bestandte i len dann a ls ursprungsbegründend 

ane rk annt , wenn hiedurch der betre f fenden Ware ihre we sent l i che 

E igenschaft verl iehen worden i st . Sol lte s ich h ins ichtl ich 

be stimmter Waren b zw .  Warengruppen die Notwendigkeit zu einer 

mehr ins Deta i l  gehenden Normierung der Ursprungsvoraussetzungen 

ergeben , so kann dies im Verordnung swege ge s chehen (Ab s . 5 ) . 

H iebe i wird auf die Vorgangswe ise in denj enigen Ländern Bedacht 

zu nehmen sein , d ie a l s  we sent l iche Partner des ö s terreichischen 

Auß enhandel s  in Betracht kommen . Durch die Bei fügung des Wortes 

" ma ß gebend " wi rd zum Ausdruck gebracht , daß hiebei au f die 

j ewe i l s  i n  Betracht kommenden Waren b zw . Warengruppen abzustel len 

sein wird . Durch den letz ten Satz wird k large ste l lt , daß diese 

Ursprungs rege ln nur für solche Rechtsbere iche gelten , für die 

durch besondere gesetz l iche Vor s chri ften (wie Freihande l sab­

kommen , P rä ferne z z o l lgesetz )  nicht abwe ichende Ursprungsregeln 

festgelegt s i nd . 

D ie Bestimmungen über den Nachwe i s  des Ursprungs einer Ware für 

Zwecke der Anwendung von Vertrag s z o l l sätzen sowie über die 

Mög lichkeit , h i e für die Vorlage von Ursprung s z eugni s sen vorzu-
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sehen , s ind im we sent l i chen au s dem bi sher ge ltenden Recht über­

nommen worden (Ab s . 6 ) . 

Ab s .  7 rege lt d ie Bestimmung des Ursprung s von aus ö sterre ich 

au sge führten Waren , bei denen grundsätz l ich nach den se lben 

Rege ln vorzugehen i st , wie sie  für einge führte Waren vorgesehen 

sind . Auch für d i es en Bere ich gilt , daß die nationalen Ursprungs­

regeln nur sub s idiär , d . h .  nur insowe i t  anwendba r  s ind , a l s  das  

Bestimmung s l and nicht ande re Rege ln vor s ieht . Dieser Umstand i s t  

von der Partei geme insam m i t  d e r  Bekanntgabe d ieser anderen 

Rege ln - darz utun . Dieser Au sdruck wurde gewählt , um der Partei 

keine umständ l iche Nachwe i sp f l icht au f zuer legen , zuma l in manchen 

Fä l len , etwa für den I ntegrationsbere ich , der Ums tand , daß im 

Best immungs land andere Vorschri ften ge lten , amtsbekannt i st . 

Z u  Artikel I Z .  1 a : 

Für ver sch iedene Bereiche der Erhebung von Z ö l len und anderen 

Eingang sabgaben ist der z e it im Z o l lge set z vorge sehen , daß der 

Z o l l  ( und d ie ande ren E i ngangsabgaben ) " nach dem höchsten in 

Betracht kommenden Z o l l satz " z u  beme s s en s ind ( vgl . § 56 Ab s .  7 ,  

§ 8 0  Ab s .  4 ,  § 1 1 6  Abs .  2 und § 1 1 9 Ab s .  2 ) . Für andere Berei che 

feh lt eine entsprechende Best immung , etwa für die Beme s sung einer 

kraft Geset z e s  ent standenen Z o l l s chu ld . D i e  geltenden Bestim­

mungen haben auch noch den HangeI , daß ein " höchster Z o l l satz " 

nur über sein E rgebn i s  ermittelt werden kann , wenn der eine ein 

We rt z o l l satz und der andere ein spe z i fi scher Z o l l satz i st . Auch 

l ä ß t  eine Tar i f ie rung in Richtung auf e i nen " höch sten Z o l l sat z "  

al l fä l l ige Au swi rkung au f be s tehende Verbote außer Acht . 

Der neue § 7 Abs .  2 s o l l  a l len die sen Uber legungen Rechnung 

tragen und eine umf a s sende Regelung für den Fa l l  tre f fen , daß die 

Ermittlungen de s Z o l l amte s zu keinem e indeutigen E rgebnis 

betre f fend die tari fmä ß ige Einreihung einer Ware oder übe r 

" sonstige für die Durch führung des Z o l lver fahrens ma ßgebende 

Umstände " (hier i s t  vor a l lem an den Ur sprung e iner Ware gedacht ) 

führen . Aus schlaggebend für die Wahl zwi schen zwe i oder mehreren 

nach dem Ermitt lungsergebnis mögl ichen Tari fpos itionen so l l  nach 

dem Entwu r f  sein , we lche von diesen Tarifpos it ionen zur höchsten 

Abgabenbe l a s tung führt . Würde abe r  nach dem E rmitt lungsergebnis  

auch e ine andere Tari fpo s ition mög l ich s e i n , für  die ein Verbot 

( auch Beschränkungen s ind Verbote ! )  besteht , dann wäre dieses  
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Verbot ungeachtet der anderen Tarif ierung be i der Ab fertigung zu 

beachten und a l lenfa l l s  die Warenerklärung zurückzuwe i sen . 

Der geltende § 7 Abs . 2 i st überflüs s ig und steht in gewi s sen 

Bereichen im Widerspruch mit dem Z o l ltari fge setz . 

Zu  Art ikel I Z .  2 und 9 :  

Die  Änderungen der Z i tierung ergeben s ich aus d en Änderungen der 

§§ 2 9  und 4 1  ( s iehe Art ikel I Z .  5 und 1 0 ) . 

Zu  Art ikel I Z .  3 :  

Durch die vorge schlagene Neu fas sung des § 2 3  so l l  d ie Z o l lwache , 

die gemä ß § 2 0  Ab s .  2 bei der Besorgung der Ge schä fte der Z o l l ­

verwal tung mitzuwirken hat , in ihren Funktionen und ihrer Organi­

sation stärker als b i sher im Ge setz verankert werden ( Art . 1 8  Ab s .  

1 B-VG ) . Aus Gründen der Ubers ichtl ichkeit sol len dabe i die e iner 

Neurege lung zuzu führenden Wa f fengebrauchsbe stimmungen des ge lten­

den Abs . 4 aus dem Rahmen des § 2 3  herausge löst und in e inen 

neuen § 2 3 a  verwiesen werden . 

Im einze lnen wird z u  d iesen mit der gesetz l i chen Personalvertre­

turtg der Z o l lwache in a l len we sent l i chen Punkten abgesprochenen 

Neufas sungen folgende s aus ge führt : 

§ 2 3 : 

(Abs . 1 ) Hier wird d i e  Z o l lwache nunmehr ausdrück l ich a l s  ein 

Wachkörper der Bunde s bez e i chnet . Die  Gl iederung dieses  Wach­

körpers in Abtei lungen wird im neuen Ab s .  5 gerege lt . Die Um­

schre ibung der Grenz überwachungs funktion erfo lgt im neuen Abs . 2 .  

( Ab s . 2 ) I n  Erwe iterung der Aus sage des geltenden Abs . 1  wird 

nunmehr auch au f die Uberwachung des Warenverkehrs im Zol lgren z ­

bez irk und au f der zwischen dem Z o l lgrenzbe z i rk und Wien ( im 

Z o l lb innenland ) ge legenen Strecke der Donau sowie eines 1 km 

b reiten Land strei fens z u  be iden S e iten des F lu s se s  ausdrück l ich 

Bezug genommen . Der Zweck der Uberwachung s tätigkeit ( " Verhinde­

rung und Au fdeckung von Z o l l  zuwiderhandlungen und S i cherung von 

Bewe i s en " ) wird ausdrück l i ch ange führt . Der Ausdruck " Waren­

verkehr "  anste l le von " Ve rkehr " s o l l  verdeut l i chen , daß An­

knüp fungspunkt für z o l l rechtl i che Amt shand lungen immer nur eine 

mög l iche Warenbewegung sein kann , Personenkontrol len daher stets 
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nur z um Zweck der Durch führung der geset z l ich gebotenen Waren­

kontro l le zulä s s ig s ind . 

Der zweite Satz  de s Ab sat z e s  trägt dem Umstand Rechnung , daß  den 

Z o l lwacheorganen auch durch zahlreiche andere Rechtsvorschri ften 

Au fgaben übertragen s ind . 

(Ab s . 3 )  I nha l t l ich g l e i ch l autend mit dem gel tenden Ab s . 2 ,  ledig­

lich k leine sprachl i che Änderungen .  

(Ab s . 4 )  Diese  neue Best immung s o l l  die bere i t s  b i sher geübte 

Prax i s , Angehörige der Z o l lwache nicht nur zum Ab fertigungsdienst 

b zw . finanz stra frechtl i chen E rhebungsdienst der Z o l l ämter oder 

bei Mob i len Einsatz gruppen ( s iehe Ab s . 3 ) , sondern auch bei den 

F inan z l andesdi rektionen und beim Bunde smini sterium für F inanz en 

zur I n spi z ierung des Wachknrpe rs b zw . zur Behand lung sonst iger 

Z o l lwacheangelegenheiten heranzuz iehen , auf e ine trag fähige 

ge setz l i che Grund lage ste l len . 

(Ab s . 5 )  An s te l le der Erwähnung der Abte i lungsgliederung des 

Wachkörpers im gel tenden Abs . l  so l l  in dieser neuen Best immung 

d ienstrecht l ich und organi sations recht l ich korrekt von der Z usam­

menfas sung von Z o l lwachebeamten zu Z o l lwachabtei lungen gesprochen 

werden . Gleichz eitig s o l l en d ie Aus nahmen von d ie s em Grundsatz 

ange führt werden . Diese Au snahmen s ind im Fa l l  de s f inan z s traf­

recht l ichen Erhebungsdienstes und der ständigen Mob i len Einsatz­

gruppen in der aus  den Au fgabenstel lungen d ie s e s  D i enste s  abzu­

le itend en Notwendigkeit der unmitte lbaren , s tr a f fen I ntegrat ion 

dieser Beamten in die Organi sationsstruktur der Hauptz o l l ämte r , 

im F a l l  des  Dienstes bei den F i nanz land e sd irekt ionen und beim 

Bund e smini sterium für F inanz en in der den Au fgaben von Oberbehö r­

den ent sprechenden organi sato r i s chen E inhe i t  begründet . Weiters 

erscheint es au s organ i s ator i s chen Gründen nicht zweckmä ß ig ,  

Z o l lwachebeamte , d i e  z um Leiter eines Z o l l amte s oder e iner Zwe ig­

ste l le e ine s s o l chen beste l l t  s ind , einer Z o l lwachabtei lung e in­

z ug l i edern . 

Im zwe iten S a t z  de s Ab satzes  s o l l  nunmehr k l ar aus ge sprochen 

werden , daß die Organi sation der Z o l lwachabte i lungen den F inan z ­

landesd irekt ionen unter d e r  Leitung des  Bundesmin i steriums für 

Finanzen obl iegt . 
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( Ab s . 6 )  D a  den Dienststel len e ine s Wachkörpers - vom D ienstrecht 

abgesehen - ein s e lbständ ige behördl iche Ent sche idung s - und Ver­

fügungskompetenz mangelt , Amt shand lungen der Z o l lwache daher 

ste t s  j ener Behörde zuzurechnen s ind , für die s i e  in concreto 

tätig wird , i st es er forderli ch , daß diese Behörde in j edem Fall  

ge set z l i ch eindeut ig best immt i s t . Das i s t  im H inb l ick au f das  

rechts staat liche Prinz ip insbe s ondere dann wesentl ich , wenn soge­

nannte " fakti s che Amt shand lungen"  von Zol lwacheorganen vor den 

Geri cht shö fen des ö f fent lichen Recht s angefochten werden . Die 

diesbezügl ich b i sher bestehende Lücke im Ge set z so l l  durch den 

neuen Ab s . 6  geschlos sen werden . 

(Ab s . 7 )  D i e  grundsät z l iche P f l i cht der Z o l lwachebeamten , ihren 

Dienst uni formie rt und bewa f fnet zu versehen , s o l l  im Ge set z 

ausdrück l ich fundiert und d i e  Hög l i chkeit von D ienstverrichtungen 

in Z iv i l  oder unbewa f fnet a l s  Au s nahme gekenn z e i chnet werden . 

( Ab s . 8 )  D i e  Änderung gegenüber dem geltenden Abs . 3 , der den 

Z o l lwacheorganen im Hinb l i ck au f die bei den Z o l l ämtern wün ­

s chenswerte rasche und s ichere Durch führung d e r  ges et z l ichen 

Amt shand lungen für den F a l l  der Widerset z l ichke it , Bedrohung etc . 

e i n  wirksame s Beugemi tte l e inräumt , stellt  die  Verfas s ungskon­

formität die ser Best immung im Hinb l ick au f Art . 5  der Mens chen­

recht skonvention her . Es verb le ibt in d i e s em Ab satz lediglich ein 

Fe s tnahme recht z u  Beuge zwecken bei Widerset z l ichke iten , das zur 

E rzwingung der E r fü l lung e iner durch das Geset z (§ 24 Abs . 4 )  

vorge schriebenen Verp f lich tung d ient und auch durch die  Mens chen­

recht skonvention gedeckt i s t . 

D i e  übr igen Tatbestände d e s  ge ltenden Ab satz  3 werden aus sy ste­

mat i s chen Gründen in text l icher und inha l t l i cher Angleichung an 

d ie von den S icherheit sbehö rden zu vol l z iehende Best immung des 

Artike l s  I X  Abs . l  Z . 2  EGVG in den § 24 Abs . 4  zwe i ter Satz über-

nommen . 

( Ab s . 9 )  Abgesehen von der Ein fügung d e s  Ausdruck s " au f  ein zum 

Hauswesen gehö rige s e inge friedetes Grundstück"  und von gering­

füg igen sprach l ichen Anp a s s ungen gleichlautend mit d em geltenden 

Abs .  5 .  

Durch den Aus druck " au f  e in z um Hauswe s en gehöriges e inge­

friedete s Grundstück " so l l  eine z um § 2 4  Abs .  4 Z o l lG korrespon-
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dierende Rege lung gescha f fen werde n ;  we iters wird e inem prakti­

schen Bedürfnis in sowei t  Rechnung getragen , a l s  z . B .  Vorgärten 

o ft von Mauern und hohen Z äunen umgeben s ind , und darin ohne 

ent sprechende Ermächtigung d ie Verfolgung von Pe rsonen im Zusam­

menhang mit Z o l lvergehen ni cht mög l i ch is t . 

§ 2 3 a : 

Der im geltenden § 2 3  Ab s . 4  gerege lte Wa f fengebrauch der Z o l l ­

wache ermächt igt d iese u . a .  z u r  Brechnung von Widers tand , der 

ihren Anordnungen entgegenge set z t  wird , und im Zol lgrenzbe z i rk 

sogar zum Schu ßwa f fengeb rauch gegen Per sonen , die  au f wieder­

hol ten Anru f nicht stehenb le iben oder s ich ihrer Ab führung durch 

die F lucht zu ent z i ehen suchen , wenn dadurch nicht andere Per­

sonen ge fährdet werden . Da die neue re Rechtsentwick lung in der 

Frage des Wa f fengeb rauches der S i cherheit sorgane zu eher restrik­

t iven Au f fas sungen ge langt ist ( s iehe das Waf fengebrauchsgesetz  

1 9 6 9 , BGB l . Nr . 1 4 9  i . d . g . F . )  und e s  nicht angeme s sen erscheint , 

daß das Wa f fengebrauch srecht j ener Organe , d i e  zur Ve r folgung von 

Kapita lverbrechen beru fen s ind , s trengeren Bed ingungen unter­

wor fen ist a l s  j enes von Z o l lwacheorganen , soll  nunmehr auch für 

diese  das  für S icherheitsorgane geltende Recht - sowe it das im 

H inb l ick au f die spe z i f i schen Funktionen der Z o l lwacheorgane in 

Betracht kommt - übernommen werden . D ies umsomehr ,  a l s  d i e  Z o l l ­

wacheorgane dann , wenn s ie i m  S i nne des Bunde sge setzes  vom 2 1 . 

Juni 1 9 6 7  betre f fend die  Ubertragung der durch S i cherhe it sorgane 

zu versehenden Gren z überwachung und Gren zkontro l le au f Z o l l ­

organe , BGB l . Nr .  2 2 0 i . d . g . F . , einschre iten , bere i t s  bi sher das 

Wa f f engebrauchsge setz 1 9 6 9  anzuwenden haben . 

Da d i e  beab s i chtigte Neufas sung über den Umfang des geltenden § 
2 3  Abs . 4  we sentl ich h inausgeht , s o l l  der Wa f fengebrauch der Z o l l ­

wacheorgane nunmehr i n  e i nem ge sonderten § 2 3 a  gerege l t  werden . 

Im e i n z e lnen haben dabei der Abs . 1  im § 2 ,  d ie Abs . 2  b i s  8 in den 

§§ 4 b i s  1 0  des Wa f fengebrauch sge s e t z e s  1 9 6 9  ihre Vor lage . 

I n sbe sondere sei  auf folgende s h i ngewi e sen : 

(Ab s . 4  Z . 2 ) D i e s e  aus dem Wa f fengebrauchsge setz 1 9 6 9  übernommene 

Bestimmung i st h ier im Zu sammenhang mit Abs . l  z u  sehen , dem­

z u fo lge den Zollwacheorganen der wa f fengeb rauch " in Ausübung 

S tand : 1 0 . 4 . 1 9 8 7  

29/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)102 von 195

www.parlament.gv.at



- 9 -
ihrer geset z lichen Zwang sbe fugn i s s e "  zu steht . Unterdrückung von 

Au f stand oder Au fruhr im S i nne des Ab s . 4  Z . 2  i s t  demnach zu ver­

s tehen a l s  die Brechung e ines o ffenen und gewa ltsamen Wider­

stande s mehrerer Personen gegen rechtmä ß ige z o l lbehö rd liche Amts ­

handlungen b zw . die  Setzung von Maß nahmen gegen die Auswe itung 

eines solchen Widerstandes b i s  zu ordnungs störenden Tumulten . 

Dabei wird die E ingri f f smög l i chke it der Z o l lwache durch den Aus­

druck "bei einer Z o l ldienstste l l e "  räumlich begren z t  und sachlich 

auf j ene Fälle beschränkt , bei denen das E intre f fen der für die 

Au frechterhal tung der ö f fent l ichen Ordnung zu ständigen S icher­

heit sorgane wegen Ge fahr im Verzug nicht abgewartet werden kann . 

Die Formul ierung bedeutet daher - geme s sen am geltenden § 2 3  Abs . 

4 e i ne nunmehr auf diese qua l i fi z ierten Tatbe stände einge­

schränkte Befugn i s  zur Brechnung von Widerstand gegen Amt s­

handlungen durch lebensge fährdenden Waf fengebrauch . 

(Ab s . 4  Z . 3 ) E iner be sonderen Formul ierung bedurfte der mit Ge­

fäh rdnung men s chl ichen Lebens verbundene Gebrauch einer Wa f fe zur 

Erzwingung der rechtmäß igen Festnahme oder zur Verhinderung de s 

Entkommen s  einer rechtmäß ig festgehaltenen Person . H iebei sol len 

zwei Fä l le unte rschieden werden : 

Lit . a räumt den Z o l lwacheorganen das Recht des Wa f fengebrauchs 

bei Festnahmen oder zur Verhinderung des Entkommen s  von festge­

haltenen Personen nur für den Fall  e i n , daß diese des F inanzver­

gehen s  des S chmugge l s  überwiesen oder dringend verdächtig s ind 

sowie eine Wa f fe bei s ich führen und diese z um Widerstand 

benü t z en könnten . Denn im S inne e iner Güte rabwägung erscheint der 

lebensge fährdende Wa f fengebrauch durch ein Z o l lwacheorgan j eden­

fa l l s  dann gerecht fertigt , wenn Grund zu der Annahme be steht , daß 

der Täter auch vor der Anwendung von Wa f fengewalt nicht zurück­

s chreckt . 

Lit . b  i st im H inb l ick auf den o ftmal s  anzutre f fenden Ums tand zu 

verstehen , daß Täter eines F i nanzvergehen s  in Idea l - oder Real­

konkurrenz mit die sem F inanzvergehen auch e i ne so lche geri ch t l ich 

stra fbare Hand lung begehen , die  d ie S i cherheit s organe im S i nne 

des § 7 Z . 3  de s Wa f fengebrauchsge s e t z e s  1 9 6 9  ( in der F a ss ung des 

Strafrecht s anpas sung sgeset z e s ) z um Waf fengeb rauch berecht igt . 

D ies i st heute z . B .  häu fig b e i  dem Zusammentre f fen e ine s F inan z ­

vergehens ( z . B .  S chmugge l von Suchtgi ft )  m i t  einem Verb rechen 
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nach § 1 2  de s Suchtgi ftgeset z e s  1 9 5 1  i . d . g . F .  aktue l l . So l l  das 

Zol lwacheorgan be i der Verfo lgung des Täters eines so lchen 

Finan zve rgehens in puncto Wa f fengebrauch nicht schlechter ge­

ste l l t  sein a l s  das S icherhe itsorgan bei einer Ver folgung der i n  

I deal- oder Realkonkurrenz stehenden gericht l i chen Stra ftat , so 

muß für diese Fä l le e ine entsprechende ge setz l iche Vorsorge ge ­

tro f fen werden . Dies  umsomehr im Hinb l i ck darau f , daß s ich d ie 

Gerichte und Staat sanwaltscha ften bei der Verfo lgung von ideal­

konkurri erenden Finanzvergehen in der Rege l gemä ß § 1 9 7  Ab s . 1  des 

Finan z s t ra fge setzes  der Z o l l organe bed ienen . 

Au s den ange führten Gründen s o l l  unter l i t . b  für die  F ä l l e  der 

Idea l - ode r Realkonkurrenz e iner gemä ß § 7 Z . 3 des Wa f fenge­

brauch sge s e t z e s  1 9 6 9  ( in der Fas sung des Stra frechtsanpa s sungs­

ges et z e s )  die  S icherhe i t sorgane zum Wa f fengebrauch berecht igenden 

ger icht l i ch stra fbaren Handlung mit einem Finanzvergehen den 

Z o l lwacheorganen bei der Verfolgung d ie s e s  F inanzvergehens e ine 

entsprechende Wa f fengebrauch sbe fugni s eingeräumt we rden . 

Die be z üg l i ch der Formu l ierung des Ab s . 4 Z .  3 ange s te l l ten Er­

wägungen waren in ana loger Wei se auch für d ie Formu l ierung des 

Ab s . 8  Z . 3  maß gebend . 

Zu Art ike l I Z .  4 :  

Durch d ie Erwe iterung der Best immung des ge ltenden Ab satz 4 wird 

nach Wegfa l l  zweier Tatbe stände au s dem ge l tenden § 2 3  Ab s . 3  in 

Ang lei chung an die von den S icherhe itsbehö rden zu vo l l z iehende 

Be s t immung de s Art . IX Abs . 1  Z . 2  EGVG ausdrückl ich festge legt , 

daß , wer s ich gegenüber Z o l l organen oder deren Au f s ichtsorganen 

unge stüm benimmt , e ine 

z it ierten Geset z e s s te l le 

be strafen i s t . 

Zu Artike l I Z .  5 :  

Verwa l tungsübertretung im S inne der 

begeht und danach zu verfo lgen und zu 

Der vorge schlagene neue Ab s .  9 d e s  § 2 8  so l l  den Z o l l ämte rn d ie 

Mög l i chke i t  geben , die  Behinderung des Ab fertigungsdienste s oder 

den E ingr i f f  in I ntere s sen der Parteien durch an der Ab fertigung 

Unbete i l igte angeme s sen zu unterb inden . 
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Zu Art ike l I Z .  6 :  

D i e  derzeitige Uber s chri ft " Al lgeme ine Voraus setzungen für die 

Z o l l freihe i t "  hat s i ch a l s  zu eng erwiesen . D i e  neue Formu l ierung 

" Gewährung von Z o l lbegünstigungen" trägt dem Umstand Rechnung , 

daß im § 2 9  sowohl Rege lungen für Z o l lbegünstigungen a l s  auch für 

Z o l lbe fre iungen - a l s  eine besondere Form der Z o l lbegünstigungen 

- entha lten s i nd . Im übrigen erscheint es zweckmä ß ig ,  die Bestim­

mungen der §§ 2 9  und 4 1  sy stemati scher zu gesta lten . 

Die Neurege lung des § 2 9  Ab s .  1 tri f ft z unäch st eine Unterschei­

dung zwi s chen Fäl len , bei  denen die Z o l l fre ihe it ohne Antrag 

gewährt wird , und solchen , bei denen es e ines Antrage s bedarf . 

K large ste l l t  wird damit , daß für Waren , die nach den §§ 3 0  bi s 4 0  

z o l l frei s ind und überd i e s  nicht der Ste l lungspfl icht unterl iegen 

(§ 1 7 2  Ab s . 1 ) , die  Z o l l freiheit kraft Geset z e s  gewährt wird . 

Hiezu bedarf e s  keine s Antrage s des Begünst igten und auch keiner 

mündl i chen oder schri ft l i chen Er ledigung des Z o l l amte s .  D ie Z o l l ­

fre iheit der von Re i senden i m  Re i s everkehr mitge führten und nach 

den §§ 3 4 , 3 5  Ab s .  1 lit . a  und b 3 9  Abs .  1 l i t . d  z o l l freien 

Waren , d i e  keinen Verboten oder Be schränkungen hins i cht l ich der 

Ein fuhr , Aus fuhr oder Durch fuhr unterwor fen s ind , tritt nicht 

a l s o  mit dem Grenzübertritt ein , sondern dann , wenn die Waren 

beim Gren z z o l l amt zu s t e l len gewesen wären . D ie s e  Rege lung hat 

we iters Bedeutung für die  im Postverkehr von der stel lungsp f l i cht 

der Post- und Telegraphenverwaltung ausgenommenen und nach § 3 0  

lit . d  z o l l freien Waren . Daß die Z o l l freiheit im Rei se - und Post­

verkehr bei Vor l iegen der Vorau s set z ungen ohne Antragste Ilung 

kra ft Ge s et z e s  gewährt wird , entspricht der b i sher s chon im 

Au s legungsweg vertretenen und praktiz ierten Rechtsan s i cht ; eine 

Änderung der Prax i s  i s t  mit der nunmehr au sdrü ck l i chen Rege lung 

n icht verbunden . 

Für andere a l s  von der S t e l lungsp f l icht ausgenommene Waren kann 

die Z o l l freihe it nach den §§ 3 0  b i s  4 0  nur au f Antrag gewährt 

werden . Während bi sher in s o l chen Fä l len immer mit gesondertem 

Bescheid nach § 1 8 5  BAO abz usprechen war , wird d i e  Trennung i n  

zwe i  Verfahrens s chritte , wobei der e ine m i t  e inem gesonderten 

Be s cheid ( Grund lagenb e s chei d )  und der andere mit der Frei s chrei ­

bung abge schlos sen wird , m i t  d e r  Neuregelung e i ngesch ränkt . Neu 

i s t  daher , daß in den nicht ausdrücklich au fge z äh l ten Fäl len kein 
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gesonderter Bescheid z u  ergehen hat , sondern in nur einer Erledi­

gung - der z o l lamt l i chen Bestätigung - mit der F re i s chre ibung die 

Gewährung der Z o l l freiheit vorgenommen wird . 

Grund lagenbescheide haben we iterhin zwingend in den im § 2 9  Ab s .  

1 Z .  1 l it . a  taxativ aufge z äh lten F ä l len z u  ergehen . 

Liegt ein Intere s s e  vor , den Antrag au f Gewährung der Z o l l fre i ­

h e i t  nicht e r s t  i n  d e r  Warenerklärung zu stel len , sondern diese 

Frage schon vorher ab zuk lären , dann besteht nach § 29  Abs . 1 Z .  1 

l it . b  die Mög l ichkeit , auch in den Fä l len , in denen ein Grund­

lagenbe scheid ansonsten n icht vorgesehen i st , e inen so lchen zu 

beantragen . Damit i st einern Antragste l ler die D i spos itionsfrei­

he it e ingeräumt , die F rage der Gewährung der Z o l lbegünst igung 

auch s chon vor der AntragsteI lung auf Ab fertigung der Ware z um 

fre ien Verkehr abzuk lären . We iters b l e ibt durch d i e se Rege lung 

die Mög l i chkeit be stehen , daß auch nach e r fo lgter Ab fert igung z um 

fre ien Verkehr innerhalb der Verj ährung s frist  nachträg l ich auch 

nach Rechtskraft der z o l lamt l ichen Bestätigung die Erlas sung 

eine s  Grund l agenbe scheides beantragt werden kann . 

Neben den in den § §  3 0  b i s  4 0  vorgesehenen F ä l len hat ein Grund­

lagenbescheid ferner zu ergehen , wenn nach anderen bunde srecht­

l ichen Vorschri ften für den E in z el f a l l  e i ne Befre iung oder ein 

Erlaß  von Zö l len oder e i ne Ermä ß igung von Z o l l sätzen gewährt 

wird , oder Z ö l le , d i e  noch nicht festgeset z t  worden s ind , nach § 

1 8 3  erlas sen werden . E ine we s ent l iche Änderung z um b i sherigen § 

4 1  Ab s .  2 tritt dadurch n i cht ein . Bei e inern Antrag auf einen 

Z o l lerlaß  au s B i l l i gkeit sgründen nach § 1 8 3  i s t  a l lerd ings 

nunmehr auch dann e i n  Grund l agenbe scheid z u  erlas sen , wenn eine 

Zo l ls chul d  zwar schon entstanden , nicht j edoch festgesetzt wurde , 

während die b i sherige Rege lung auf das Entstehen der Z o l l schuld 

abge ste l lt hat . Neu i s t  in d i e s em Bereich nur der § 2 9  Abs .  2 Z .  

3 ,  wonach d i e  E r l a s s ung e ines Grundl agenbes che ide s im Hinb l ick 

au f durchzu führende Ermittlungen mit Verordnung angeordnet werden 

kann , wenn Z o l lbegünstigungen nach vö lkerrecht l ichen Vereinba­

rungen z u  gewähren s i nd . E i ne so lche vö lkerrech t l i che Vere inba­

rung wird etwa das Abkommen über die E i n fuhr von Gegenständen 

erz ieheris chen , wissenscha ft l ichen oder kulture l len Charakters 

sein , wo besondere E rmitt lungen über das Vorl iegen der Voraus ­

setzungen f ü r  die Z o l l freiheit erforderl i c h  s ind . Wird in d e r  z u  
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e r l a s senden Verordnung z . B .  festge legt , daß 

Abkommen enthaltenen Z o l lbegünstigungen nur 

Bescheid gewährt werden können , dann hat ein 

zu ergehen . Werden Z o l lbegünstigungen du rch 

d ie im genannten 

mit ge sondertem 

Grund l agenbescheid 

vö lkerrechtl iche 

Vereinbarungen eingeräumt , sind diese aber nicht in der genannten 

Verordnung ange führt , dann i s t  über den Antrag au f Gewährung 

dieser Z o l lbegünstigung in der z o l l amt l i chen Be s tätigung abzu­

sprechen . 

Der § 2 9  Abs . 3 entspricht inha l t l ich dem b i sherigen § 4 1  Abs . 4 

erster Satz . 

D i e  sachl iche Zuständigkeit für die Gewährung der Z o l l freihe it 

nach den §§ 3 0  b i s  4 0  mit Grund lagenbe scheid l iegt in den Fä l len 

des § 2 9  Ab s .  1 Z .  1 l i t . a  und Ab s . 2  Z .  3 aus schl ieß l ich bei den 

Z o l l ämtern e rs ter K l a s s e . Die Z o l l ämter zwe iter K la s s e  s ind daher 

in a l len übrigen F ä l len der Gewährung der Z o l l freiheit nach den 

§§ 3 0  b i s  40 sowie dann sachlich zuständig , wenn nach den anderen 

bunde s recht l ich gerege lten Vorschri ften nicht andere s bestimmt 

i s t . Die  Sonderrege lung der ört l ichen Z u ständ igke it im § 4 1  Ab s .  

E rWe itert wurde die b i sherige Rege lung des § 2 9  Abs . 3 im § 2 9  

Abs . 5 .  Während b i s h e r  d i e  Be st immung e inge s chränkt war au f die  

Gewährung der Z o l l freihe i t  nach den § §  30  b i s  4 0 , i st s ie nunmehr 

au f a l le Begünstigungen ausgedehnt . Für die Gewährung der Z o l l ­

begün s tigung i s t  ni cht e r forderlich , d a ß  d e r  Begünstigte a l s  

Warenempfänger au f sche int ; e s  genügt , wenn durch Kaufverträge , 

Beste l l scheine u . dg l . nachgewie sen wird , daß  die Ware für den 

Begüns t igten e inge führt w ird . Warenemp fänger und Begünstigter 

müs sen a l s o  nicht ident s e i n . E s  besteht j edoch die Bed ingung , 

daß der erlangte Z o l lvortei l  an den Begünstigten we itergegeben 

wird . 

I n  bestimmten im § 2 9  Abs . 6 näher bezeichneten F ä l len i st d ie 

Z o l l freihe it an d a s  Gegenrecht des betre f fenden au s länd i s chen 

S taates gebunden . E ine Änderung z ur b i sherigen Regelung b e steht 

darin , daß d a s  Gegenrecht hins i cht l ich der im § 4 0  Ab s .  1 l it . a ,  

b und c genannten Waren nur für moto r i s ierte B e fö rderung smittel 

Bedeutung haben sol l , nicht aber wie bi sher , für a l l e  nach § 4 0  

z o l l fre i en Waren . 
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Der § 2 9  Ab s . 7 ent spricht dem bi sherigen § 4 1  Ab s .  6 .  

Zu Artikel I Z .  7 :  

D i e  Neu fa s sung des § 3 0  l i t . d  trägt dem Umstand Rechnung , daß 

nach § 1 5 3  Ab s .  2 auch andere a l s  Brief sendungen von der 

Stel l ungspfl icht be fre it s ind und übe rdies nach § 1 5 3  Ab s .  3 

we itere Post sendungen von der Stel lungsp f l icht au sgenommen 

wurden . 

Zu Art ike l I Z .  8 �  

Im Jahr 1 9 6 8  wurde in das Z o l l gesetz  1 9 5 5  die  Bestimmung aufge­

nommen , daß Personen , die nicht ö sterre i ch i sche Staat sbürger 

s ind , die Z o l l fre ihe i t  für Ube r s iedlungsgut nur gewährt werden 

dar f , wenn s i e  zu einem minde stens  e inj ähriqen Au fenthalt im 

Bunde sgebiet berechtigt s ind . Man wo l lte dama l s  erreichen , daß 

die Hereinsch a f fung von Ubers ied lungsgut nicht a l s  Argument für 

die Au fentha lt sbewi l l igung benutzt  wird . D ie Erfahrung hat 

gezeigt , daß die Be s t immung im Z o l lver fahren mehr Schwierigke iten 

verursacht , a l s  s i e  im fremdenpo l i z e i l ichen Bereich nüt z t . Ihre 

Be seit igung wird daher vorge schlagen . 

Zu Artike l I Z .  1 0 : 

Der ge ltende § 4 1  hat die  Ube r s chri f t  " Al lgeme ine Bestimmungen 

über Z o l lbe fre iungen und Z o l lbegünstigungen" .  Im H i nb l ick au f 

e ine systemati sche Ges ta l tung der Bestimmungen der §§ 2 9  b i s  4 1  

wurde der we sentl iche I nhalt de s b i sherigen § 4 1  i n  den neuen 

§ 2 9  e i ngebracht und die Verwendungsp f l icht erst  nach den Z o l lbe­

gün s t igungen der §§ 30 b i s  40 im § 4 1  gerege lt . Die neue Uber­

schr i ft " Erfül lung von Bedingungen bei Z o l lbegünstigu ngen" trägt 

diesem Ums tand Rechnung . 

D ie Verwendungs p f l ichten für d i e  nach §§ 3 0  b i s  4 0  z o l l freien 

Waren b l e iben inh a l t l ich unverändert und e nt sprechen dem b i s ­

herigen § 2 9  Ab s . 1 .  Nur i m  § 4 1  Abs .  1 Z .  2 und 3 wurde d ie 

Formu l ierung " zo l l amt l iche Ab fert igung zum freien Verkehr" durch 

" Ubergang in den freien Verkehr"  erset z t , wodurch auch d i e  Fä l le 
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e r fa ß t  s ind , bei denen es zu e iner Ab fertigung der Waren nicht 

kommt . 

Mit der Neufassung des § 4 1  Abs . 2 wird festgelegt , wie die 

auß e rhalb der §§ 30 bis 40 in anderen bunde s recht l ichen Vor­

s chri ften oder in auf Grund solcher Vorschri ften ergangenen 

Be s cheiden fes tge legten Verwendungsp f l i chten zu erfü l len s i nd . 

Damit i st insbe sonde re auch für die  im Z o l ltarif  vorgesehenen 

Verwendungsp fl ichten e ine Regelung getro f fen . Die Best immung über 

die E r fü l lung von Verwendungsp fl ichten i s t  somit für a l le Z o l lbe­

günstigungen übe r s i ch t l i ch in einern Paragraphen zusamrnenge faß t 

und ni cht in versch iedenen Vo rschri ften aufge spl ittert . Damit i s t  

erstma l i g  eine umfas sende einhe i t l iche Rege lung a l l e r  z o l l recht ­

l ichen Verwendungsp f l i chten im Z o l lgesetz  getro ffen . H ier wird 

auch dem Ums tand Rechnung getragen , daß im Z o l l tari f und in 

anderen Recht svorschri ften Warenbe z e ichnungen verwendet werden , 

die eine Verarbeitungs - oder Verwendung sp f l icht in s i ch tragen 

( z . B .  Zuchttiere , S aatgut ) , ohne e ine solche ausdrück l ich zu 

formu l ieren . 

Ausdrück l ich gerege l t  wurde im § 4 1  Ab s .  3 und 4 ,  daß Z o l lbe­

günstigungen samt den ihretwegen aufe rlegten Verp fl ichtungen 

(Verwendungsp f l ichten und andere P f l ichten) im Fa l l  der Ge samt­

recht snach fo lge au f den Nach folger übergehen . Die Begüns tigungen 

und Verp f l ichtungen , d i e  s ich ni cht aus den §§ 30 b i s  4 0  ergeben , 

gehen überd i e s  au f j eden über , der die Waren vorn Ubergeber - z . B .  

durch Kauf übernimmt . D i e s  sol l  a l lerd ings nur dann gelten , 

wenn der Ubernehmer der Waren a l l f� l l ige Vorau s setzungen für die  

Gewährung der Begün stigung ( z . B :  Unternehmere igenscha ft ) erfü l lt 

und der Ubergeber au f die Verp fl i chtung hingewiesen hat . Er folgte 

d i e  Ubergabe ordnungsgemäß , dann wird der Ubernehmer Begün st ig­

ter . We i s t  der Ubergeber au f d i e  bes tehenden Verp f l ichtungen 

n icht hin , dann ent steht a l le in deshalb für ihn d i e  Z o l l schuld 

kraft Geset z e s  nach § 1 7 4  Ab s .  3 l it . d  Z .  2 unabhängig davon , ob 

d ie Verp f l ichtung au f dem Geset z , e iner Verordnung oder e iner 

Anordnung im Bescheid beruht , e s  s e i  denn , d i e  Verp f l ichtung 

würde nachträg l i ch e r fü l l t , u . zw .  vorn Ubergeber , wenn ihm d i e s  

mög l i ch i s t  oder vorn Ubernehmer . E r fü l l t  d e r  Ubernehmer d e r  

z o l lbegünstigten Waren s chon bei d e r  Ubernahme d e r  Waren 

a l l fä l l ige Vorau s se t z ungen nicht , dann wird er Z o l l s chu ldner nach 

§ 1 7 4  Abs .  3 l i t . e  Z .  1 .  
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Das  Z o l lverfahren wird bi she r we itgehend vom Näml ichkeit sprin z ip 

beherrscht . Der § 4 1  Ab s .  5 geht im Bere i ch der Verwendungs ­

p f l ichten von diesem Prinzip a b  und folgt dann , wenn Waren ver­

braucht oder verarbe itet werden s o l len , dem Äquiva lenzprinz ip . 

Die auferlegte Verwendungsp f l icht ist somi t auch dann erfü l lt , 

wenn das Verhal ten hins i cht l i ch e iner den begüns�igten Waren 

entsprechenden Menge vertretbarer Waren geset zt worden i s t . D i e se 

Erleichterung ermögl icht insbesondere im w i rt s chaftsverkehr e ine 

gewi s se F lexib i l i tät , ohne daß damit z o l l recht l iehe I ntere s sen 

au fgegeben we rden . Diese Aus tauschbarkeit i s t  näml ich e inge­

schränkt auf vertretbare Waren . Vertretbar s i nd Sachen , d i e  im 

Verkehr nicht nach ind ividue l len Merkmalen best immt we rden , 

s ondern b lo ß  nach Ma ß , Z ah l  oder Gewicht . 

Au sdrückl ich wurde im § 4 1  Ab s .  6 fes tge legt , daß der Begün­

stigte , den d i e  Ve rwendungsp f l icht tri f ft , sowie auch der zur 

We itergabe de s Z o l lvorte i l s  nach § 2 9  Ab s . 5 Verp f l ichtete , der 

be sonderen Z o l l au f s icht unter l iegt . 

Die Recht sansicht , daß e ine Verwendungs p f l icht in be st immten 

Fä l len auch e r lö s chen kann , beruhte b i s l ang b lo ß  auf I nterpreta­

tion . E ine po s itiv- recht l i che Grund l age ersch ien j edoch zweck­

mäß ig . 

Nicht in d ie Neurege lung übernommen wurde der b i s herige § 2 9  Abs . 

2 ,  wei l  d ie s er Be stimmung keine prakti sche Bedeutung mehr 

z ukommt . 

Z u  Art ikel I Z .  1 0 a : 

Nach dem ge l tenden § 5 1  Abs . 2 hätte der B evo l lmächtigte des 

Ver fügung sberechtigten s ich stet s mit schri ftl i cher Vo l lmacht 

aus zuwe i s en : man könnte daher den S tandpunkt vertreten , daß die 

Erle ichterung des § 83  Ab s .  4 BAO ( Verz icht au f ausdrück l i che 

Vol lmacht insbe sondere bei amtsbekannten Ange ste l lten) im Z o l l­

ver fahren nicht anwendbar wäre . D i e se Aus legung so l l  durch den 

zwe iten Satz des vorge schlagenen § 5 1  Abs . 2 ausge s chlos s en 

werden , wobe i  in Anlehnung an d a s  Z iv i l recht e ine Ans cheinsvo l l ­

macht angenommen werden s ol l , wenn für die Behörde feststeht , daß 

die einschreitende Person im Rahmen de s Unternehmens obj ektiv zur 
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Besorgung von Z o l l ab fertigungen e inge s et z t  i s t ; im wesentl ichen 

hande l t  es sich a l so um die amtsbekannten Z o l ldek laranten . 

Beschränkungen der Vol lmacht s o l cher Personen s o l len - g l e i ch­

fa l l s  in Anlehnung an das Z iv i l recht - nur ge lten , wenn s i e  der 

Z o l lbehörde bekannt s ind oder bekannt sein müß ten . 

Sch l ieß l i ch s o l l  in Abwei chung vom Grund satz des § 8 3  Ab s .  1 

BAO , wonach nur e igenberechtigte Personen a l s  B evo l lmächti gte 

einschreiten können den Sped iteuren e in solche s  Vertretung s -

recht eingeräumt werden , wenn s i e  ke ine natü r l i chen Personen 

s i nd ;  damit we rden für den Z o l lbereich die  durch § 3 2 1  Abs . 2 BAO 

in Geltung b e l a s s enen Tei le des § 1 0 7 a  der deutschen Abgabenord­

nung gegenstand s los . 

Z u  Art ike l I Z .  1 1 : 

Form und I nhal t  der münd l i chen Warenerk lärung s o l len prax i sbezo­

gener a l s  b i sher geregel t  werden . D ie vorge schlagene Neufas sung 

des § 5 2  Ab s .  3 ent spricht der derzei tigen tatsächl i chen 

Vorgangswe i se . 

Zu Artikel I Z .  1 2 :  

D ie Parte i des Z o l lverfahren s , der Ver fügungsberecht igte , i st 

seiner z iv i l recht l i chen Ste l lung nach eher ein Vertreter des 

Versender s  oder Emp fänge r s . E r  ist bei Abgabe der Warenerklärung 

vie l fach au f Auskünfte und Unter l agen ( Rechnungen , Ursprungs z eug­

n i s s e )  angewie sen , d i e  er von anderen an der Transaktion betei­

ligten Personen erhä l t  und deren Richtigkeit er weder prü fen noch 

beurtei len kann . Durch den neuen Abs .  4a de s § 5 2  s o l l  d ie s  auch 

im Z o l l recht k l a r  z um Ausdruck gebracht und d ie sen anderen 

Bete i l igten e ine abgabenrecht l i che Mitwirkungspfl icht an der 

Erste l lung der Warenerk lärung auferlegt werden . F inan z s traf­

rechtl ich wird es  auch be i I nkra fttreten dieses Abs . 4 a  davon 

abhängen , ob dem Verfügungsberecht igten ( etwa auch wegen Unter­

l a s sung der E inholung von Auskünften ) ein Ver s chulden t r i f ft oder 

dieses  au s schließ l ich oder g l e ichzeitig den anderen B etei l igten 

z u zurechnen i st . 

Z u  Artike l I Z . 1 3 :  
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Der geltende dr itte Satz des § 5 2 a  Ab s .  4 i st übe r f lüs s ig , da 

eine gle ichart ige Rege lung im § 2 0 1  BAO entha lten ist . An se ine 

Ste l l e  soll  eine Ausnahme von der Bestimmung des § 2 0 1  BAO , 

wonach ein Abgabenbescheid z u  erlassen i st , wenn die Selbstbe­

rechnung s ich a l s  unrichtig erwe i s t , für den F a l l  treten , daß der 

Begünst igte von s i ch au s die Unrichtigkeit beseitigt . 

Zu Artike l I Z .  1 4 : 

Durch die Neu fas sung des § 5 6  s o l l  z unächst (Abs . 1 )  umfas send 

für den gesamten Berei ch des Z o l lver fahrens das Beschaurecht an 

die Ste l le der aus manchen gel tenden Geset zesstel len noch zu 

entnehmenden Beschaup f l icht treten ; a l le anderen Bestimmungen 

über die Besc i  u oder Besichtigung s o l len aus dem Gesetz entfernt 

werden . Fe stzuhalten ist , daß die Be schau immer eine Maß nahme 

betre f fend Waren i st , d ie z ur Ab fertigung geste l lt werden , und 

die Untersuchung im S i nn des § 2 4  Ab s .  1 l it . b  daher unberührt 

be stehen b leibt . 

Der Entwurf unterscheidet in we iterer Fo lge nur noch zwischen 

äuß erer und innerer Bes chau und erwähnt die b i sher an manchen 

Stel len vorge sehene Bes icht igung n i cht mehr , um Abgrenzungs­

schwi erigkeiten z u  beseitigen . Die äuß ere Beschau bleibt im 

Entwurf unverändert gerege l t . Hins icht l i ch der inneren Beschau 

erwe i tert der Entwu r f  die Z iel richtung der dabei z u lä s sigen 

Ermittlungen au f a l le für die Durch führung des Z o l lver fahrens 

ma ß gebenden Umstände ; e s  geht in einem modernen Z o l lverfahren 

n icht an , nur auf z o l ltari fari sch relevante Be lange ermitte ln z u  

können , nicht aber etwa hinsichtlich de s Ur sprung s oder auß en­

wirtscha ftl i cher oder kontro l lrecht l icher Be lange . 

Der Grundsat z ,  daß j ede ö ffnung von Packstücken - nicht nur die 

innere Beschau - in Abwe senheit des Verfügungsberechtigten nur 

mit seiner Zustimmung z u lä s s ig i s t , s o l l  unverändert b le iben . Die 

Ausnahmerege lung für den Fall des Verdachtes e iner s tra fbaren 

Hand lung s o l l  zusammen mit anderen besonderen Umständen ( z . B .  

Leckage ) durch den vorgeschl agenen zwe iten Satz erfaßt werden . 

Des weiteren so l l  e i nerseits vorgekehrt werden , daß durch e ine 

ö f fnung - auch wieder nicht nur durch e ine innere Beschau - ke ine 

Schädigung oder Gefährdung nicht nur von Menschen oder der Ware 
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selbst sondern auch von anderen S achen , also  auch der Umwe lt , 

eintritt . Andererse i t s  aber dar f im I ntere s se der Mög l i chke it 

e iner umfas senden Uberwachung der Umstand , daß  eine Sendung als  

ge fäh r l i ch gekennz e i chnet i s t , nicht zu einern Freibrie f von 

Kontro l lma B nahrnen führen ; das Z o l l amt s o l l  die Mö glichkeit 

erhalten , die Verbri ngung (Anwe i sung) der Waren an e inen fü r d i e  

ö f fnung gee igneten Ort z u  verl angen . Sche iden a l le Mögli chke iten 

der Uberprü fung der Waren nach Ö f fnung aus , dann wäre nach § 7 

Ab s .  2 ( s i ehe Art ike l  I Z .  l a )  vor zugehen . E s  i s t  aber fest zu­

halten , daß es  nicht die Ab s icht des Entwurfes i s t , in a l len 

Fäl l en die ö f fnung von Packs tücken herbei zuführen , s ondern daB im 

Rahmen des umf a s s enden Beschaurechts nur grundsätz lich die 

Mögl ichke it der ö f fnung be stehen muß . 

Die Ab s . 9 und 1 0  bedeuten keine inha l t l i che Änderung gegenüber 

dem gel tenden Recht . Im Ab s . 1 0  wurde led igl ich z um Ausdruck 

gebracht , daß bereits  be schaute Tei l e  einer Sendung a l lenfal l s  

vor Beend igung der Beschau der gesamten Sendung a l lenfa l l s  vor 

Beend igung der Bes chau der ge samten Sendung schon freigegeben 

we rden können . 

Der neue Ab s . 1 1  trägt vor a l lem dem Umstand Rechnung , daß das 

europ ä i s che E inhe i t spapier , das mit 1 .  Jänner 1 9 8 8  auch in 

ö sterre ich anwendbar werden so l l  nur sehr wenig Raum für behörd­

l iche E intragungen b ietet und vor a l lem au f den für die Parteien 

best immten Aus fert igungen ke inen vorgedruckten Raum für die 

Eintragung zol lamtl icher Feststel lungen vor s i eht . Der Entwurf 

wi l l  dieses  Prob lem dadurch lösen , daß grund s ät z l ich nur noch von 

dre Warenerklärung abwe ichende Feststel lungen im Ab fert igungsbe­

fund ( und im übrigen auch in der z ol l amt l i chen Bes tät igung nach § 

5 9 ) fest zuhalten s ind . Auch h i n s i ch t l i ch der Be s chau so l l  eine 

Ände rung insowe it e intreten , a l s  s ie nur z u  vermerken i s t , wenn 

s ie s i ch au f Stichproben be s chränkt hat , wobei d iese E intragungen 

a l l enfal l s  auch au f e iner der Urschri ft der Warenerk lärung 

ange schlo s s enen Rechnungsaus fertigung erfolgen können . Ver langt 

der Ver fügungsberecht igte e ine Aus fertigung des Ab fertigungsbe-

funde s , so 

bes teht , etwa 

werden . 

mü ß te d iese , wenn eine Durchschre ibmögl i chkei t  nicht 

durch Her stel lung einer Abl ichtung ange fertigt 

Z u  Art ikel I Z .  1 5 : 
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Der letzte Satz des § 5 7  Ab s .  2 wird durch den neuen § 7 Ab s . 2 

über f lü s s ig .  

Z u  Art ike l I Z .  I S a :  

Auch wie d i e  Neufas sung des § 5 6  Ab s .  1 1  i st auch die des § 5 9  

�� s .  1 we sent l i ch best immt durch das Wirksamwerden de s europä i ­

schen E i nheit spap iers für ö sterre i ch ; der Entwurf ste l l t di esbe­

züg l i ch das Korre lat zum neuen § 56 Ab s .  1 1  dar . Des we iteren 

sol len Zwe i fe l  be se itigt werden , daß auch andere z o l lamt l iche 

Beurkundungen im Zug e i ne s  Z o l lverfahrens , insbe sondere zum 

Ab schluß e ine s Anwe i sungsver fahrens oder e iner Aus fuhr oder für 

tJmsatz steuer zwecke , " z o l lamt l i che Be stät igungen"  im S inn des § 5 9  

s ind . Uber den ge l tenden § 5 9  Ab s .  1 hinau s sol len j eg l iche 

Angaben , der Warenerkl ärung , a l so auch das beantragte Z o l lverfah­

ren , die Rückbringungs frist , die Näml ichk e i t s s i cherung oder die 

S icherhe i t s l e i stung , zum Bestandte i l  der z o l lamt l ichen Bestäti ­

gung werden , wenn letz tere keine Abwe ichung ( z . B .  e ine kürzere 

Rückbringungs f r i s t )  enthä lt . Da das europä i s che E i nheit spapier 

anders als  d i e ö ste rre ichi sche Vordrucke ke ine eigenen Fe lder 

oder Z e i len für d ie Ei ntragung abwe ichender Fe s t stel lungen de s 

Z o l l amte s  vors i eht , mu ß d i e  Mög l i chkeit erö f fnet werden , daß d i e  

Behörde durch Stre i chungen in d e n  Da tenbestand d e r  Warenerklä rung 

korrigie rend e ingre i ft , ohne dadurch aber die Erklärung im 

Recht s s i nn zu ve rände rn . Der Vo l l ständ igkeit halber so l l  

sch l i e ß l ich auch d i e  eintragung der Ab fert igung auf Rechnungen , 

Einfuhr- und Aus fuhrbewi l l igungen und ande ren Unte rlagen entspre ­

chend der derzei tigen Prax i s  gerege l t  werden . 

Letz t l ich i s t  vorzukehren , daß der Charakter d ie se r  Bestätigung 

des Z o l l amte s  al Erledigung im Z o l lver fahren e rha lten bleibt und 

d i e  Au s legung , s i e  wä re ( gebührenp f l icht ige s ) Z eugnis , ausge­

schlos sen wird . 

Z u  Art ike l I Z .  1 5 b : 

D i e  Neu fas s ung d e s  § 6 0  s o l l  zunächst d ie Annahme von Garantie­

erk lärungen statt Bürgscha ften ermög l ichen , wa s der vermehrt 

festge s t e l lten Prax i s  der Banken ent spricht . 
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Der Ab s .  2 übernimmt ausdrück l ich in das Geset z eine vor a l lem 

bei vormerkverkehren bi sher schon geübte Praxi s ,  n icht für j ede 

einz elne Ab fertigung S icherhe it zu verlangen , sondern eine 

Globa l s i cherheit für a l le im Rahmen eine s  Vormerkverkehrs , der 

s ich aus einer Vie l z ah l  einze lner Abfertigu ngen zusammenset zen 

kann , zu bestimmen . Die Formu l ierung lehnt s i ch vor al lem 

hins ichtl ich der Zuständigke it eng an das derz e i t  im geme in­

scha ft l i chen Versandver fahren bereits geltende Recht an . 

Entgegen der geltenden Rechts l age soll  durch die Garantie oder 

Bürg scha ft eine abgabenrechtl iche Haftung begründet werden , die 

mit Bescheid geltend zu machen i s t . An die Stelle e ines a l l fäl­

ligen Rech t s s treites vor den Z ivi lgerichten würde daher eine 

Austragung im Verwaltungsweg und let z tlich vor dem Verwa ltungs­

gerichtshof treten , was den Verfahrensab lau f erleichtern würde . 

Durch den Abs . 2 würde eine bi she r im Aus legungsweg getro f fene 

Verein fachungsmaß nahme au sdrück l ich im Gesetz vorgesehen werden , 

wodurch d i e  Ab fertigung wesentlich besch leunigt werden könnte . 

Die Ab s .  5 ,  6 und 8 übernehmen aus den ge ltenden Bestimmungen der 

§§ 7 6  und 1 2 0 die F ä l le , in denen al lgeme i n  oder im Einzel fa l l  

keine S i cherhe it ver langt wird . D a  nicht einzusehen i s t , d a ß  in 

den verschiedenen Arten de Z o l lver fahrens versch iedene E inbrin­

gung s r i sken bestehen , folgt der Entwurf immer dem für die Partei 

gün stigeren Bere i ch des geltenden Recht s .  Im Intere s se der 

Verwal tungsverein fachung sol len vor a l lem a l le sogenannten 

" Nachhineinz ahler " ,  die a l so den Z o l l  u nbar nachtrfig l ich 

entrichten dür fen , auch von der Verp f l ichtung zur S i cherheits­

lei stung befreit werden , es  sei denn , die Bewi l l igung der Nach­

hineinz ahlung selbst wäre auch an eine S i cherheits lei stung 

geknüp ft worden . 

Der Abs . 6 s o l l  vor a l lem langwierige und auch sonst aufwendige 

Ermitt lungen über die Bon s i tät eines Antragste llers au f re lativ 

e i nfache und über schaubare E rmittlungen redu z ieren . Das dadurch 

zwe i fe l lo s  erhöhte E i nbringung s r i s iko l ä ß t  s ich rechtfertigen , da 

andere ausha ftende Abgaben forderungen i n  der Regel vö l lig 

unbes ichert s ind . 
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Die im Ab s .  8 gegenüber geltenden § 1 2 0 Abs . 5 erwe iterte Formu­

lierung soll  Einz e l s ituat ionen , wie sie an den Grenz en immer 

wieder auftreten ( z . B .  Hi l fsgüter bei Katas trophen ; Transporte 

aus l ändi s cher ö f fent licher E inrichtungen ) ,  erfas sen . 

Der Ab s .  7 schließ l ich übernimmt die guten Erfahrungen mit den 

Bürgscha ftsbescheinigungen im gemein scha ft l i chen Versandver fahren 

in das autonome REcht unter gleichze itiger Auswe itung auf die 

fä l le der Befreiung von der S i cherheits lei stung . So wäre die 

Bürgscha ftsbe scheinigungen derzeit schon von der Z eugnisgebühr 

be freit s i nd ,  sollen auch die künft igen Bescheinigungen ke ine 

gebührenp f l icht igen Zeugni s se sein . 

Der §§ 7 6  und 1 2 0  können let z t l i ch au f eine Aus s age reduz iert 

werden , wer zur S icherhe it s lei stung grundsät z l ich verp fl ichtet 

ist . 

Zu Art ikel I Z .  1 6 : 

Durch den vorl iegenden Gesetzentwurf sol len nicht nur Form und 

I nhalt der münd lichen Warenerklärung ( s iehe Artikel I Z .  1 1 ) , 

sondern auch die Fälle  neu und mögl ichst e inheitl ich gerege lt 

werden , in denen eine so lche münd l i che warenerklärung zuläs s i g  

i st . 

Der neue Abs .  4 i st gegenüber dem geltenden Abs .  4 erster Satz 

inhal t lich unverändert . 

Nach dem neuen Abs .  5 s o l l  münd l i che Warenerklä rung für a l le 

nicht zum Hande l best immten Waren zugelassen sein ( auch auß erhalb 

des Re i severkehrs und k leinen Grenzve rkehr s ) , mündl iche Warener­

kärung s o l l  für a l le F re i s chreibungen ( ni cht nur nach den §§ 3 0  

b i s  4 0  sondern etwa auch nach vö lkerrecht l i chen Vereinbarungen) 

zuge l a s sen sein und schließ lich s o l l  im Rei severkehr auch für zum 

Handel bestimmte Waren die mündl iche Warenerklärung z uge la s sen 

sein , wenn der Wert 2 5 . 0 0 0 , - S nicht übersteigt . " Re i severkehr " 

i st hier - so wie auch an anderen Stel l en des Z o l lgesetzes 1 9 5 5  -

der grenzüberschreitende Verkehr mit Waren , die von natürl ichen 

Personen an s ich getragen werden , sowie des von d iesen mitge­

führten oder au f gegebenen Gepäcks oder des d ie sen vorau s ge sandten 

oder nachges andten Gepäck s . Der geltende § 6 1  Abs . 4 lit . d  ist  so 

unbe stimmt , daß er e ine gehörige Vol lz iehung kaum zulä ß t . In 

diesem Zusammenhang wird beme rkt , daß auß e rhalb des  Rei severkehrs 
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die Verp f l ichtung z ur Abgabe einer schriftlichen Warenerklärung 

für zum Hande l bestimmte Waren a l lgeme in z umutbar ersche int und 

die Ab fertigung unter E insatz der D atenverarbeitung vere infacht . 

Der geltende § 6 1  Abs .  5 wird durch den vorgeschlagenen neuen § 

5 6  Ab s .  1 ( Artikel I Z . 1 4 )  über flüs s ig . 

Z u  Art ikel I Z .  1 6 a :  

Uber Verlangen des Rechnungshofes sol l im § 6 1 a geregelt werden , 

wie die Einnahmen aus der Anwendung der pauschal ierten E ingangs­

abgabensät z e  hausha ltsmä B ig z u  verrechnen s ind . 

Z u  Art ikel I Z .  1 7  b i s  2 0 : 

Durch die Änderung b zw . Neu fas sung der §§ 6 2  b i s  6 4  s o l l  den 

Erfahrungen mit der einhe itl ichen schri ft l ichen Warenerklärung 

für die Aus fuhr Rechnung get ragen werden ; der einhe itliche 

Vordruck kann unter einheitl ichen rechtli chen Grundl agen weit 

leichter verwendet werden und b i sher notwend ige Aus legungen 

können vermieden werden . 

Ände rungen gegenüber der Recht s l age treten vor a l lem im neuen 

§ 6 3  ein , da nun a l l e  nicht z o l lhängigen Waren in der Aus fuhr 

e iner Vorab fertigung z uge führt werden können ; 

Vorab fertigung ähn l iche Ver fahren in den § §  7 9  

b i sherige , der 

und 1 2 4  können 

damit im I ntere s s e  der Rechtsbereinigung beseitigt werden . 

Neu ist  auch die Vorab fertigung von Samme l ladungen , wodurch das 

autonome Z o l lverfahren den Ver fahren nach völkerrecht l i chen 

Vereinbarungen , vor a l lem a l so dem T IR-Ver fahren und dem geme in­

s cha ft l i chen Ver sandver fahren , in seiner recht l ichen Wirkung 

angegl i chen werden kann . 

S ch l ieß l ich verfolgt der Entwurf im § 6 3  Abs . 8 das Z ie l , die 

sub s idiäre Anwendung der z o l l gesetz l i chen Bestimmungen über die 

Vorab fertigung in d iesen durch vö lkerrechtl iche Vereinbarungen 

bes timmten Ver fahren zu s i chern , soweit es sich auch dort nicht 

um z o l lhängige Waren hande l t , was im Interes se der Rechtss i cher­

he it geboten erscheint . 
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Durch d ie Neu fas sung des § 64 Ab s .  1 so l l  die Definit ion der 

austrittsnachwe i sp f l icht igen Waren entsprechend den derzeit igen 

Bedürfnis sen ausgewe itet werden . Somit i st nun s ichergeste l lt , 

daß a l le Waren , an deren Aus fuhr s i ch e ine Befre iung vom Z o l l  

oder e iner Verbrauchs abgabe knüp ft , au f j eden Fal l austritt snach­

we i sp f l ichtig s ind ; in d ie umsat z steuerrecht l i chen Sondervor­

schri ften soll  hingegen nicht eingegri f fen werden . Neu i s t  vor 

al lem auch , daß die Behand lung a l s  austrittsnachwe i sp f l icht ige 

Waren etwa auch von Förderung sgebern vertragl ich verlangt we rden 

kann . 

D i e  geltenden Ab s .  2 b i s  5 des § 6 4  können ohne inhaltliche 

Änderung durch eine Verwe i sung au f die neuen §§ 6 2  und 6 3  erset z t  

werden . 

Zu Art ikel I Z .  2 1 : 

Die Änderungen im § 7 3  d ienen zunächst der Anpas sung der Bestim­

mungen über münd l iche Warenerklärung an die des neu gefaß ten § 6 1  

Ab s .  5 .  

Für d i e  nacht rägl iche E inbe z iehung nach § 6 8  Abs . 7 muß eine 

Warenerk l ti rung ver langt werden , we i l  d ie z uvor verwendete andere 

Warenerk lärung nach der derzeit igen Vordruckgestaltung vö l l ig 

verb raucht i st .  

Z u  Art ike l I Z .  2 2 : 

D i e  dem § 4 1  Abs .  4 des Entwurfes ent sprechende Fege lung bewirkt 

die E in führung des Äquivalenzprinz ips im Vormerkverkehr , u . zw .  

auch im pa s s iven Vered lungsverkehr , s o  daß  auch dort Bewe i s­

schwier igke iten be seitigt werden können . G l e i ch wie im § 4 1  Abs . 

4 i s t  d ie Neurege lung beschränkt au f vertretbare Waren ; abwei ­

chend von dem die anderen z o l lbegünstigungen rege lnden § 4 1  Ab s .  

4 i st für den Vorme rkverkehr aber der Verbrauch n icht vorgesehen , 

da er sowe it er nicht b loß eine Verarbeitung i s t  - die Rück­

bringung und daher den Vormerkverkehr aus s ch l ieß t ,  und wurde d ie 

Lagerung ( a l so vor a l lem d i e  o f fenen Lager au f Vormerkrechnung ) 

e inbe zogen , da auch be i d ie ser d i e  Trennung nicht immer mög l ich 

i st . "Verarbe itung " bedeutet h ier nicht nur d i e  Veredlung , 

sondern etwa auch d i e  Verwendung von Waren a l s  Verpackungsmate­

ria l . 

Stand : 1 0 . 4 . 1 9 8 7  

29/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)118 von 195

www.parlament.gv.at



- 15 -

Z u  Art ikel I Z .  2 2 a :  

Bei der vorgeschlagenen Neufas sung des § 7 5  hande lt e s  sich 

hauptsäch lich um eine K larstel lung des Textes unter Berücks ichti­

gung von b i sher im Aus legungsweg ge suchten Anpa s sungen an die 

Er fordern i s se der Praxi s .  I nhaltl iche Neuerungen würden sich aus 

folgenden Punkten ergeben : 

Im Ausgangsvormerkverkehr s o l l  d ie Rückbringungs frist in Anleh­

nung an die Frist für inländ i s che Rückwaren einheitlich 3 Jahre 

betragen . Die Möglichke it , in der Ausübungsbewi l l igung eine davon 

abwe ichende Frist zu setzen , etwa um den wirtscha ftl i chen E r for­

dernis sen Rechnung z u  tragen , b l iebe durch Abs .  1 dritter S at z  

unberührt . 

Bei der Verlängerung der Rückb ringungs frist für i n  Benutz ung 

genommene Waren , in sbe sondere a l so die E ingangsvormerkverkehre 

zur vorübergehenden Benut z ung oder z ur Erprobung , sol lten auch 

z o l lrecht liehe Aspekte berücks icht igt werden dür fen , um eine 

Z o l lumgehung - und damit auch e ine Ung leichstel lung mit anderen 

Wirt scha ftstre ibenden - durch Vormerkbehandlung von I nvestitions­

gütern zu unterbinden . 

D i e  Hemmung der Rückbringungs frist  ( Abs . 3 )  wurde einerseits 

( erster S at z ) au s den Notwendigkeiten der Praxis und andererseits 

( zweiter S at z ) in Anlehnung an mehrere vö lkerrech t liche Vereinba­

rungen konz ip iert . D i e  Mög li chkei t  der Nachs icht der Fri stver­

säumn i s  (Ab s . 5 )  entspricht den Notwendigke iten der P raxis ;  sie 

so l l  aber nur in dem Rahmen zuläs s ig sein , in dem - bei noch 

o f fener Frist - auch e ine F r i stverlängerung mög l ich wäre . 

Z u  Artikel I Z .  2 3 : 

Au f die Aus führungen z u  Artikel I Z .  1 7  b i s  2 0  wird h ingewiesen . 

Z u  Art ikel I Z .  2 4 : 

D a s  Fehlen e iner ausdrückl ichen Bestimmung übe r  aus fuhrz o l l­

pfl ichtige i nländ i sche Zutaten hat s ich vor a l lem bei Z utaten , 

die dem Marktordnungsgesetz 1 9 8 5  oder dem Viehwirtschaftsgesetz 
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1 9 8 3  unterliegen , a l s  Mange l erwiesen , der durch die Ergänzung 

des § 7 9  Ab s .  3 beseitigt werden so l l . 

Zu Artikel I Z :  2 5 : 

Die Best immung des geltenden § 7 9  Abs . 4 über die Beschau wird 

durch die a l lgeme ine Best immung des § 5 6  Ab s .  1 über flüs sig . Die 

Bestimmung über die Nachs icht von Verletzungen oder sonstigen 

Mänge ln an Nämlichkeitszeichen so l l  einhe i t l ich in die Zu ständig­

keit des Z o l l amte s  fal len , das den we it unmitte lbareren Eindruck 

von den Mänge ln hat a l s  die F inan z l ande sdirektion . 

Zu Art ikel I Z .  2 6 : 

D i e  aufzuhebende Bestimmung des § 8 0  Abs . 4 i s t  durch den vorge­

schlagenen neuen § 7 Ab s .  2 übe r f lü s s ig geworden . 

Zu Artike l I Z .  2 7 : 

Der § 9 1  rege l t  im gel tenden Geset ze stext wie auch im Entwurf 

zwei Bere iche , nämlich 

- den Abrechnungs sch lü s s e l  und 

- die Behandlung von Feh lmengen . 

Im ersteren Bereich w i l l  der Entwur f gegenüber dem geltenden Text 

klarstel len , daß in a l len - aktiven und pas s iven - Veredlungsver­

kehren grundsät z lich der tatsächl iche E insatz an vorgemerkten 

Waren und Zutaten für die z o l l rech tl iehe Beurtei lung ( Erlö schen 

der bedingten Z o l l schuld , Z o l l freiheit bei der Rückbringung) 

maß gebend sein muß , wobe i  Fehlmengen j eder Art berücks i chtigt 

werden müs sen . Für die Praxi s he i ß t  dies vor a l lem , daß immer 

grundsät z l i ch die tatsächl i ch zur Herstel lung eine r  Ware verwen­

deten vorgemerkten Waren " abzuschreiben " s ind . 

Diese Berück s i chtigung der tatsäch l i ch einge setz ten Waren k ann 

vor a l lem bei geringen S chwankungen des E insat z e s  aber zu einem 

unvertretbar hohen Ermitt lungsau fwand führen , we shalb der Ab s .  2 

die Högl ichkeit gibt , vom üb l i chen E in satz und von Durchschnitts­

sätzen aus z ugehen . 

Der Abs .  3 enthä lt eine a l l gemeine O f fenlegungs - und Duldungs ­

pfl icht des Antragstel lers (Vormerknehme r s ) , wobe i  d e r  Entwurf 

S tand : 1 0 . 4 . 1 9 8 7  

29/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)120 von 195

www.parlament.gv.at



- 1'1 -
anders a l s  das ge ltende Gesetz die Au fzäh lung der Maß nahmen des 

Ermitt lungsver fahrens ( z . B .  Probeve rarbeitung ) unterl äß t .  

Durch die neuen Ab s .  4 und 5 so l l  die Behand lung j eder Art von 

Fehlmenge neu geregelt werden . Alle Feh lmengen sol len grundsät z ­

l ich z o l l frei bleiben . D i e s  kann wirtschaftspo l iti sch dadurch 

gerecht fertigt werden , daß Vered lungsverkehre ohneh in nur 

bewi l l igt werden dürfen , wenn s ie im I ntere s se der ö sterre ichi­

schen Wirt schaft ge legen s ind . Nur bei Nachte i len für die ö ster­

reichische wirt scha ft so l l  nach Abs . 5 eine Ver z o l lung eintreten , 

u . zw .  immer nach der e igenen Be scha f fenheit von Ab fäl len oder 

Nebenerzeugn i s sen , da s ie j a  i n  dieser Beschaf fenhe it mit anderen 

Waren in Konkurrenz treten . A l l geme in so l l  eine Abgabep f l icht von 

Ab fä l len oder Nebener z eugn i s sen eintreten , wenn für sie  Prei saus­

gle i ch smaß nahmen , z . B .  im landwi rtscha ft l ichen Bereich , bestehen . 

Durch die Neufas sung würden auch ver fas sungsrecht l ic he Bedenken 

gegen die ge ltenden Abs . 4 und 5 beseitigt werden . 

Zu Art ikel I Z .  2 8 : 

Die Aus führungen z u  Art ikel I Z .  1 3  ge l ten gleicherma ßen h ier . 

Zu Art ikel I Z .  2 9 : 

Die Änderung trägt lediglich der vorges ch l agenen Änderung des 

§ 1 1 9  Z o l lG Rechnung . 

Z u  Artikel I Z .  3 0 : 

D ie vorgeschlagene 

durch Artikel I Z .  

Beschaurechts . 

Aufhebung 

1 4  ( §  5 6  

Z u  Artikel I Z .  3 1  und 3 2 : 

de s § 1 0 5  i s t  eine Konsequenz des 

Ab s .  1 )  a l lgemein vorge sehenen 

G le ich wie bei der Vorab fertigung ( siehe Art ikel I Z .  1 9 )  sol len 

auch im Anwei sungsver fahren die durch vö lkerrechtl iche Vereinba­

rungen geregel ten Verfahren , hauptsäch l i ch a l so auch hier das 

T IR-Ver fahren und das gemeins cha ftl iche Versandver fahren , in das 

autonome Z o l l recht besser e ingebunden werden , a l s  dies  bi sher der 

Fal l  i s t . 
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Der Begr i f f  " Anwei sungsver fahren " soll  a l s  Oberbegri f f  über das 

Ansagever fahren , das Begleitscheinver fahren und die durch vö lker­

rechtliche Vereinbarungen geregelten Verfahren zur Uberwachung 

der Beförderung zol lhängiger Waren dienen . Au f die durch vö lker­

rechtliche Vere inbarungen geregel ten Ver fahren sollen die 

Vorschri ften über das Begleit scheinverfahren anzuwenden sein , 

sowe it die j ewe i l ige Vereinbarung nicht entgegensteht . 

Zu Art ikel I Z .  3 3 : 

Der neue § 1 1 6  Ab s .  1 b i s  3 soll  zunächst den Rege lung s inha lt des 

gel tenden Ab s .  1 und 3 sys temati s ch bes ser g l iedern : Ab s .  1 

rege lt nunmehr aus s ch l ieß l i ch die S te l lungsp fl icht im Ansagever­

fahren , Ab s .  2 die Person de s Stel lungsp f l i chtigen und den Uber-

gang der Stel lungsp f l icht au f j ede s weitere 

zuge l a s sene Verkehrsunternehmen und Abs . 

sowie d en Ubergang der Ersatzp f l ich t .  

z um Ansagever fahren 

3 die Ersat z p f l i cht 

Änderungen gegenüber der bestehenden Recht s l age sind wie folgt 

vorges ehen : 

Der im Ab s .  1 erster S atz vorgesehene Hinwei s  auf die Geltung des 

§ 1 Ab s .  3 und 4 soll s i cherstel len , daß die in dieser Best immung 

enthaltene Begünstigung durch die s trenge Stel lungspfl icht im 

Ansagever fahren keine E inschränkungen erfährt . 

D ie spe z ie l le Rege lung des geltenden Ab s .  2 kann im Hinb lick auf 

die unter Artike l I Z .  l a  für sämt l i che Ver fahrensarten vorge­

s ch lagene genere l le Rege lung ent fa l len . 

Während nach dem geltenden Ab s .  3 zwe iter Satz das übergebende 

Verkehrsunternehmen die Tatsache der Ubergabe des Ansagescheines 

bzw . Ans agegute s z u  bewei sen hat , s o l l  nach dem vorgeschlagenen 

Abs . 2 zwe iter Satz  diese r  Bewe i s  nicht mehr an die Person des 

Ubergebers gebunden sein , da auch im Falle  e ine s s eitens des 

Ubernehmers ge führten Bewe ises  d i e  e r fo lgte Ubergabe bereits e ine 

bei der Zol lbehö rde o f fenkundige Tat s ache darste l lt , die gemäß 

§ 1 6 7  Abs .  1 BAO ke ines Bewe i se s  mehr bedar f .  

Die Ersat z p f l i cht , d i e  nach dem Wort laut de s geltenden § 1 1 6 Abs . 

1 ( im S inne der z um § 1 1 9  Abs .  1 ergangenen , au f � 1 1 6  Abs . 1 

j edoch in gleicher Wei s e  anzuwendenden Rechtsprechung de s Verwal-
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tungsgerichtsho fes ) ni cht nur dann e intritt , wenn das An sagegut 

überhaupt nicht oder aber verändert geste l lt wird , sondern auch 

dann , wenn Z o l lverschlüsse verlet z t , die Ste l lung s frist über­

schritten oder der Ansageschein nicht vorge legt wird , so l l  nach 

der vorgeschlagenen F a s sung de s Abs . 3 bei eine r  Nichtvorlage des 

Ansage s cheines überhaupt ent fallen und bei einer bloßen Uber­

schre itung der Stel lungs frist nur mehr dann ent stehen , wen der 

An sagescheinnehmer eine ihm einzuräumende Nach frist ungenüt z t  

verstreichen l äß t .  E s  erscheint näml ich unbi l l ig , einer Partei 

auch bei den für die geordnete Durch führung des Anweisungsver­

fahrens weniger bedeut samen Rechtsverletzungen die gleiche 

Ha ftung (die vo l le Abgabenbe lastung ) au fzuer legen . Die Neurege ­

lung würde eine Annäherung des ö sterreichischen Z o l l rechts an die 

Trends der Rechtsentwick lung im europäi s chen Aus land bedeuten , wo 

den rigorosen ö s terreichischen Bestimmungen - wie die Erfahrung 

ge z e igt hat - kaum mehr Verständni s abgewonnen werden kann . 

Der im Abs .  3 vierter Satz  vorgesehene Hinwe i s  au f d ie s inngemäß e  

Ge ltung d e s  § 7 BAO so l l  nunmehr k larstel len , d a ß  e s  s ich b e i  der 

Ersatz forde rung um eine persön l iche Ha ftung für e ine kra ft 

Ge set z e s  ent standene Z o l l schuld (§ 1 7 4 Ab s .  3 l it . a ) hande l t . 

Der vorgesehene Ab s .  4 s o l l  der ( zum d iesbe z üg l ich g leichl iegen­

den § 1 1 9  Ab s .  1 Z o l lG ergangenen ) Rechtsprechung des Verwal ­

tungsgericht sho fes Rechnung tragen , nach d e r  die Ersat zp f l icht 

sich stets auch au f j ene Waren erstreckt , die  gemeinsam mit den 

dek larierten Waren oder an deren Stel le befö rdert werden , beim 

Anwe i sung s z o l lamt aber verheiml icht wurden . 

Au f d i e  vorgeschlagenen Regelungen im Artikel I Z .  5 1 , die auch 

für im Ans agever fahren entstandene Ersatz forderungen von 

Bedeutung s i nd , wird hingewiesen . 

Z u  Artikel I Z .  3 4 : 

Der ge ltende § 1 1 7  Abs .  3 i s t  durch die a l lgemeine Rege lung des 

Beschaurecht s (Artike l I Z .  14)  überflüssig  geworden . 

Zu Artikel I Z .  3 5 : 
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Die Uberschreitung der Stel lungs frist im Ansagever fahren soll 

nunmehr nicht mehr zur Ents tehung einer Ersatz forderung führen . 

Der Högli chke it , Fristübe rs chre itungen nach zu sehen , kommt daher 

keine Bedeutung mehr z u . 

Zu Artikel I Z .  3 6 : 

Ana log der Gliederung des neuen § 1 1 6  soll  auch der neue § 1 1 9  im 

Ab s .  1 die Stel lungsp f l i cht im Begleitsche inver fahren , im Ab s .  2 

die Per son des Ste llungsp f l icht igen und den Ubergang der 

Ste l lungsp fl icht au f j eden nachfolgenden Ubernehmer von Begle it­

s chein und Beg leitscheingut (Waren führe r)  , im Abs . 3 die Ersatz­

pfl icht und im Ab s .  4 d ie E inbe z iehung der beim Anwe isungs z o l l amt 

verheiml ichten Waren in die Ersat z p f l icht regeln . Auch im 

Beg leitsche inver fahren soll  daher in Zukun ft bei einer Nichtvor ­

lage d e s  Begleit scheine s d i e  Ersat zp f l i cht ent fal len und bei 

einer b loßen Uberschreitung der Stel lung s frist nur mehr dann 

entstehen , wenn der Begle itsche innehmer eine ihm einzuräumende 

Nachfrist ungenüt z t  vers treichen lä ß t .  

Die im ge ltenden § 1 1 9  Abs . 3 vorgesehene Rege lung des Erlasses 

von Ersatz forderungen im Falle nachgewiesener Aus fuhr des 

Begleitscheingutes s o l l  entsprechend sy stematischen Ge s ichts­

punkten nunmehr ihren P latz im Rahmen des im neuen § 1 8 2  geregel ­

ten Erlasses  von Z o l l schuldigkei ten finden und gleich z eitig einen 

über da s Begleitscheinver fahren hinausgehenden Anwendungsbereich 

erhalten ( siehe Art ike l I Z .  5 1 , § 1 8 2  Abs . 1 ) . Auf die vorge­

sch lagene Rege lung im Artikel I Z .  5 1 , § 1 8 2  Abs .  2 ,  die auch für 

im Beg leitscheinverfahren entstandene 

Bedeutung i s t , wird hingewiesen . 

Ersatz forderungen von 

Der nach dem geltenden Ab s .  4 dritter Satz vorges ehene Ubergang 

der E rsatzp f l icht au f ein ö f fentl i ches Verkehrsunternehmen , das 

als Warenführer au ftritt , wurde se inerz eit damit begründet , daß 

in diesem Fall dem Begleit s cheinnehmer j ede E i n f luß nahme au f die 

Beförderung des Beg leitscheingute s und des sen ordnungsgemäß e  

Stel lung entz ogen sei . W i e  die Erfahrung gez e igt hat , tri fft d a s  

aber in a l len anderen F ä l len i n  nahe zu gle i cher Wei se zu , d a  d i e  

a l s  Begleit scheinnehmer z ume i s t  in Anspruch genommenen Gren z ­

spediteure aus prakt i sch-tatsächl ichen Gründen auf die Beför­

derung und Ste l lung des Begleitscheingutes durch andere Waren-
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f ü h r e r  a l s  ö f f e n t l i c h e  V e r k e h r s  u n t e r n e h m e n e b e n s o w e n i g  E i n f l u ß  

n e h m e n  k ö n n e n . E i n e D i f f e r e n z i e r u n g  b e i m  ü b e r g a n g  d e r  E r s a t z -

p f l i c h t  n a c h  d e r  A r t d e s  W a r e n f ü h r e r s  e n t s p r i c h t  d a h e r  w e i t g e -

h e n d s t  n i c h t  d e n  r e a l e n G e g e b e n h e i t e n , w e s h a l b  d e r  E n t w u r f  

g e n e r e l l e i n e n  ü b e r g a n g  d e r  E r s a t z p f l i c h t  n i c h t  m e h r  v o r s i e h t .  

Z u  A r t i k e l  I Z .  3 7  u n d  3 8 : 

D i e  Ä n d e r u n g e n  d e s  § 1 2 1  b e z w e c k e n  e i n e r s e i t s  d i e  B e s e i t i g u n g  d e r  

B e s t i mm u n g e n  ü b e r  d i e  B e s c h a u  u n d  B e s i c h t i g u n g  v o n  W a r e n ; d i e s e r  

B e r e i c h s o l l a u s s c h l i e ß l i c h  d u r c h  d a s B e s c h a u r e c h t  d e s  § 5 6  A b s . 

1 a b g e d e c k t  w e r d e n ; a n d e r e r s e i t s  b e z w e c k e n  s i e  d i e  a l l g e m e i n e 

Z u l a s s u n g  d e r  m ü n d l i c h e n  W a r e n e r k l ä r u n g  f ü r  n i c h t  z u m  H a n d e l  

b e s t i mm t e  W a r e n , a l s o e t w a  a u c h f ü r H i l f s g ü t e r  b e i N a t u r k a ­

t a s t r o p h e n . 

D e r  n e u e  A b s . 4 f o l g t s p r a c h l i c h d e n  ü b r i g e n  B e s t i mm u n g e n  d e s  

Z o l l g e s e t z e s  ü b e r  d i e  z o l l a m t l i c h e n  B e s t ä t i g u n g e n . N e u  i s t d i e  

b i s h e r  a u s  d e m  G e s e t z  b l o ß a b z u l e i t e n d e  V e r p f l i c h t u n g , d e n  

B e g l e i t s c h e i n  m i t z u f ü h r e n  u n d  d e m  E m p f a n g s z o l l a m t  v o r z u w e i s e n  

( A b s . 6 ) . V o r  a l l e m d i e  M i t f ü h r u n g s p f l i c h t  i s t n o t w e n d i g ,  u m  b e i  

� o n t r o l l e n o d e r  V o r f ä l l e n u n t e r w e g s  e i n e V e r g l e i c h s m ö g l i c h k e i t  z u  

h a b e n . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  3 9 : 

E b e n s o  w i e  i m  A n s a g e v e r f a h r e n  s o l l a u c h  i m  B e g l e i t s c h e i n v e r f a h r e n  

d i e  ü b e r s c h r e i t u n g  d e r S t e l l u n g s f r i s t  n i c h t  m e h r  z u r  E n t s t e h u n g  

e i n e r  E r s a t z f o r d e r u n g  f ü h r e n . D e r  M ö g l i c h k e i t ,  F r i s t ü b e r s c h r e i ­

t u n g e n  n a c h z u s e h e n , k o m m t  d a h e r  k e i n e B e d e u t u n g  m e h r  z u . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 0 : 

D i e  v o r g e s c h l a g e n e  N e u f a s s u n g  d e s  § 1 2 3  A b s .  1 u n d  2 d i e n t  d e r  

B e s e i t i g u n g  d e r h i e r n o c h  e n t h a l t e n e n  B e s t i mm u n g e n  ü b e r  d i e  

B e s c h a u  b z w . B e s i c h t i g u n g ; d i e  a l l g e m e i n e B e s t i mm u n g  d e s  § 5 6  

A b s . 1 g i l t  d a h e r  a u c h  b e i m  E m p f a n g s z o l l a m t . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 1 : 

D a  a u c h  f ü r  a u s t r i t t s n a c h w e i s p f l i c h t i g e W a r e n  n a c h  d e r  v o r g e ­

s c h l a g e n e n  Ä n d e r u n g  d e s  � 6 4  ( s i e h e  A r t i k e l  I Z .  2 0 )  e i n e V o r a b ­

f e r t i g u n g  m ö g l i c h  s e i n  s o l l ,  i s t d a s  V e r f a h re n  m i t A u s t r i t t s -
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a n z e i g e ü b e r f l ü s s i g .  D u r c h d i e  A u f h e b u n g  d e s  § 1 2 4 w ü r d e  a u c h  

e i n e S y s t e m d u r c h b r e c h u n g  d e s  Z o l l r e c h t s  b e s e i t i g t ;  d a s  A n w e i ­

s u n g s v e r f a h r e n  s o l l a u s s c h l i e ß l i c h  z o l l h ä n g i g e n  W a r e n  v o r b e h a l t e n  

b l e i b e n . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 2 : 

D i e  V e rw e i s u n g  h a t  a l l g e m e i n  a u f  § 1 1 6 z u  l a u t e n  u n d  n i c h t  n u r  

a u f  d e s s e n  A b s . 2 .  

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 3 : 

U n v e r ä n d e r t b l e i b t d e r  G r u n d t a t b e s t a n d  d e s  § 1 7 2  A b s .  5 R e i s e n d e 

k ö n n e n  d a h e r  w i e  b i s h e r  d i e  V e r f o l g u n g  b e g a n g e n e r  F i n a n z v e r g e h e n  

d u r c h  d i e  E n t r i c h t u n g  d e r  A b g a b e n s c h u l d  s a m t  A b g a b e n e r h ö h u n g  

u n t e r  R e c h t s m i t t e l v e r z i c h t  a bw e n d e n . I n  d e n  F ä l l e n ,  i n  d e n e n  d e r  

A b g a b e n b e t r a g  g e r i n g  i s t ,  b e s t e h t  w e i t e r h i n  d i e  M ö g l i c h k e i t ,  e i n  

S t r a f v e r f a h r e n  u n d  e i n e B e s t r a f u n g  n a c h  d e m  F i n a n z s t r a f g e s e t z  z u  

v e rm e i d e n . 

M i t d e r  N e u f o rm u l i e r u n g  i s t j e d o c h  i n  R i c h t u n g  e i n e r  E n t k r i m i n a ­

l i s i e r u n g  w e i t e r s  b e a b s i c h t i g t , d a ß  b e i d e r  E i n - o d e r  A u s r e i s e 

a u c h  d a n n , w e n n  z w a r e i n  F i n a n z v e r g e h e n  b e q a n g e n  w u r d e  a b e r  k e i n e 

A b g a b e n  z u  e n t � i c h t e n  w ä r e n  ( F i n a n z o r d n u n g s w i d r i g k e i t )  , n i c h t  

z w i n g e n d  e i n F i n a n z s t r a f v e r f a h r e n  d u r c h g e f ü h r t w e r d e n  m u ß .  D e r  

R e i s e n d e  k a n n  i n  s o l c h e n  F ä l l e n i n  H i n k u n f t d u r c h d i e  E n t r i c h t u n g  

d e s  e i n f a c h e n  A b g a b e n b e t r a g e s  a l s  A b g a b e n e r h ö h u n g  e i n e F i n a n z ­

s t r a f e v e r h i n d e r n . D e r  G r u n d  f ü r d i e  A u s d e h n u n g  d e r  A n w e n d b a r k e i t 

d e s  § 1 7 2  A b s . 5 b e s t e h t  d a r i n ,  d a ß  e i n e n i c h t  e i n z u s e h e n d e 

U n g l e i c h b e h a n d l u n g  b e s t ü n d e , w e n n  z . B .  e i n  S c h m u g g e l n i c h t  a b e r  

e i n e w e n i g e r  s c h w e r w i e g e n d e O r d n u n g s w i d r i g k e i t v o n  e i n e r  

S t r a f v e r f o l g u n g  a u s g e n o m m e n w i r d .  

S c h o n  n a c h  d e r  b e s t e h e n d e n  R e g e l u n g  h a t  d i e  V e r fo l g u n g  v o n  

F i n a n z v e r g e h e n  z u  u n t e r b l e i b e n , w e n n  e i n e Z o l l a b f e r t i g u n g  w e g e n  

F e h 1 e n s  e i n e r  h i e f ü r  e r f o r d e r l i c h e n  V o r a u s s e t z u n g  n i c h t  m ö g l i c h  

i s t u n d  d e r  R e i s e n d e d i e  V e r n i c h t u n g  d e r  W a r e n  b e a n t r a g t . N e u  i s t 

j e d o c h , d a ß  d i e  B e s t i mm u n g  d e s  § 1 7 2  A b s . 5 a u f  d i e  G e g e n s t ä n d e 

d e s  T a b a k - u n d  B r a n n tw e i n mo n o p o l s  k e i n e A n w e n d u n g  f i n d e n  s o l l . 

D i e s e  V e r s c h ä r f u n g  d e r  B e s t i mm u n g  e rwe i s t  s i c h d e s h a l b  a l s  

n o tw e n d i g ,  w e i l  d i e  P r a x i s  g e z e i g t h a t ,  d a ß d e r  b l o ß e V e r z i c h t  
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d e s  R e i s e n d e n  a u f  e i n g e s c h m u g g e l t e T a b a k w a r e n  u n d  A l k o h o l i k a e i n e 

n u r g e r i n g e  S a n k t i o n  w a r ,  d i e  n i c h t  a u s r e i c h t e , u m  d e m A n r e i z , 

d i e  i n  b e s t i mm t e n  G e b i e t e n  m i t u n t e r  u m  d i e  H ä l f t e  b i l l i g e r e n  

W a r e n  e i n z u s c h m u g g e l n ,  r r � v e n t i v  e n t g e g e n z u w i r k e n . 

D i e  V o r s c h r e i b u n g  d e r  A b g a b e n  s o w i e  d e r  N e b e n a n s p r ü c h e  n a c h  § 1 7 2  

A b s .  5 e r f o l g t m i t e i n e r  z o l l a m t l i c h e n  8 e s t ä t i g u n g .  D a m i t w u r c e  

k l a r g e s t e l l t ,  d a ß  a u c h  i n  d e n  F ä l l e n e i n e r  b e r e i t s  e n t s t a n d e n e n  

Z o l l s c h u l d  k r a f t G e s e t z e s  k e i n N a c h f o r d e r u n g s b e s c h e i d  e r g e h t , 

s o n d e r n d i e  A b g a b e n  m i t d e r  z o l l a m t l i c h e n  B e s t ä t i g u n g  v o r g e ­

s c h r i e b e n  w e r d e n . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 4 : 

I m  H i n b l i c k a u f  d i e  Ä n d e r u n g  d e r  B e s t i mm u n g e n  ü b e r  d i e  E r f ü l l u n g  

v o n  V e r p f l i c h t u n g e n  b e i  Z o l l b e g ü n s t i g u n g e n  e rw e i s t  s i c h a u c h  e i n e 

N e u f a s s u n g  d e s  § 1 7 4 A b s . 3 l i t . d  a l s  n o t w e n d i g ,  w o b e i z u s ä t z l i c h 

e i n e E rw e i t e r u n g  a u f  e i n e l i t . e  e r f o r d e r l i c h w u rd e . D i e  N e u f o r m u ­

l i e r u n g  d e r  B e s t i mm u n g e n  b l e i b t n i c h t  i m  R a h m e n  d e s  b e s t e h e n d e n  

§ 1 7 4 A b s .  3 l i t . d ,  s o n d e r n b r i n g t  e i n e E rw e i t e r u n g  u n d  V e rm e h ­

r u n g  d e r  T a t b e s t ä n d e d e s  E n t s t e h e n s  d e r  Z o l l s c h u l d  k r a f t 

G e s e t z e s .  Z o l l s c h u l d r e c h t l i c h e r f a ß t  w e r d e n  d i e  F ä l l e ,  b e i  d e n e n  

d i e  B e g ü n s t i g u n g e n  z u  U n r e c h t  g e w ä h r t , a u fe r l e g t e  V e r p f l i c h t u n g e n  

n i c h t  e r f ü l l t  u n d  z o l l b e g ü n s t i g t e  W a r e n o h n e  e n t s p r e c h e n d e n  

V o r a u s s e t z u n g e n  ü b e r n o mme n w e r d e n . D i e  g e n a n n t e n  V e r p f l i c h t u n g e n  

k ö n n e n  s i c h a u s  e i n e m  G e s e t z , e i n e r  V e r o r d n u n g  o d e r  e i n e m  

B e s c h e i d  e r g e b e n . N e u  i s t ,  d a ß  n i c h t  n u r ,  w i e  b i s h e r ,  d i e  N i c h t ­

e r f ü l l u n g  d e r  d u r c h  z o l l r e c h t l i c h e  V o r s c h r i f t e n  a u f e r l e g t e n  

B e d i n g u n g e n  z u m  E n t s t e h e n  d e r  Z o l l s c h u l d  k r a f t G e s e t z e s  f ü h r t , 

s o n d e r n j e d e n f a l l s  a u c h  d i e  N i c h t e r f ü l l u n g  d e r  b e s c h e i d m ä ß i g  

a u f e r l e g t e n  B e d i n g u n g e n . E s  e n t s t e h t  w e i t e r s d i e  Z o l l s c h u l d  k r a f t 

G e s e t z e s , u n a b h ä n g i g  d a v o n , o b  d i e  Z o l l b e g ü n s t i g u n g  m i t G r u n d ­

l a g e n b e s c h e i d  g e w ä h r t  w u r d e  o d e r  n i c h t .  D i e s e  Z o l l s c h u l d i g k e i t e n  

k r a f t  G e s e t z e s  e r s e t z e n  d a d u r c h  d i e  b i s h e r i g e n  V e r f a h re n s s c h r i t t e  

d e r  A b g a b e n e r h e b u n g , n ä m l i c h d i e  B e h e b u n g  d e s  G r u n d l a g e n b e ­

s c h e i d e s  u n d  d i e  a n s c h l i e ß e n d e  F o l g e ä n d e r u n g  n a c h  § 2 9 5  B A O . 

D i e  Z o l l s c h u l d  e n t s t e h t  s o w o h l  i n  d e r  l i t . d  a l s  a u c h  i n  d e r  l i t . e  

d e s  E n t w u r f e s  h i n s i c h t l i c h d e s  u n e r h o b e n  g e b l i e b e n e n  Z o l l b e ­

t r a g e s . D e r  u n e r h o b e n  g e b l i e b e n e  Z o l l b e t r a g  e r g i b t s i c h a u s  d e r  

D i f f e r e n z  z w i s c h e n  d e m  Z o l l b e t r a g , d e r  b e i  d e r  A b f e r t i g u n g  z u m  
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f r e i e n V e r k e h r z u  e r h e b e n  w a r ,  u n d  d e m Z o l l b e t r a g , d e r  e r h o b e n  

h ä t t e w e r d e n  s o l l e n ,  w e n n  d i e  Z o l l b e g ü n s t i g u n g  n i c h t  g e w ä h r t 

w o r d e n  w ä r e . E s  i s t d a h e r  n i c h t  e t w a  d e r  Z o l l b e t r a g  m a ß g e b e n d , 

d e r  b e i  e i n e r  V e r z o l l u n g  z u m  Z e i t p u n k t  d e s  E n t s t e h e n s  d e r  Z o l l ­

s c h u l d  z u  b e m e s s e n  w � r e . Z u  u n t e r s c h e i d e n  i s t d a h e r  z w i s c h e n  d e m  

Z e i t p u n k t ,  i n  d e m d i e  Z o l l s c h u l d  a u s g e l ö s t  w i r d u n d  d e m  v o r a n q e ­

g a n g e n e n  Z e i t p u n k t , d e r  f ü r d i e  A b g a b e n b e m e s s u n g  m a R q e b e n d  i s t .  

N a c h  § 1 7 4 A b s . 3 l i t . d  e n t s t e h t  d i e  Z o l l s c h u l d  n u r  f ü r d e n  

B e g ü n s t i g t e n , 

s t ä n d e n  d e s  § 

w ä h r e n d  d e r  P e r s o n e n k r e i s  n a c h  d e n  ü b r i g e n  T a t b e -

1 7 4  A b s . 3 n i c h t  e i n g e s c h r ä n k t  i s t .  � e r  a l s 

B e g ü n s t i g t e r  i m  S i n n d i e s e r  B e s t i mm u n g  i n  B e t r a c h t  k o mm t , e r g i b t 

s i c h n a c h  d e n  § §  2 9  u n d  4 1 . V o r a u s s e t z u n g  f ü r  d i e  H e r a n z i e h u n g  

e i n e s  B e g ü n s t i g t e n  a l s Z o l l s c h u l d n e r  i s t n i c h t ,  d a ß  e r  i n  d e r  

W a r e n e r k l ä r u n g  a l s W a r e n e m p f ä n g e r  g e n a n n t  i s t .  

N a c h  § 1 7 4 A b s . 3 l i t . d  Z .  1 e n t s t e h t  d i e  Z o l l s c h u l d  m i t d e r  

A n z e i g e ,  e i n e r  V e r p f l i c h t u n g , u n t e r  d e r  e i n e Z o l l b e g ü n s t i g u n g  

g e w ä h r t w u r d e , n i c h t  z u  e n t s p r e c h e n . D i e s e r  n e u e  Z o l l s c h u l d t a t ­

b e s t a n d  e r f a ß t  s o m i t d i e  F ä l l e ,  b e i  d e n e n  z u n ä c h s t  e i n e Z o l l b e ­

g ü n s t i g u n g  z u  R e c h t  g e w ä h r t w u r d e  u n d  d e r  B e g ü n s t i g t e  e r s t  

s p ä t e r ,  a u s  w e l c h e n  G r U n d e n  i mm e r ,  d i e  a u f e r l e g t e n  V e r p f l i c h ­

t u n g e n  n i c h t  e r f ü l l e n m ö c h t e . D i e s e r  F a l l  w a r b i s h e r  n i c h t  

a u s d r ü c k l i c h g e r e g e l t ,  s o  d a R d e r  A b g a b e n a n s p r u c h  a u s  § 1 7 4  A b s .  

2 a b g e l e i t e t  w e r d e n  m u ß t e , w o b e i a l l e r d i n g s  i n  d e r  P r a x i s  R e c h t s ­

u n s i c h e r h e i t e n  a u f g e t r e t e n  s i n d .  W e r W a r e n , f ü r d i e  e i n e A h g a b e n ­

b e g ü n s t i g u n g u n t e r  e i n e r  B e d i n g u n g  g e w ä h r t w o r d e n  i s t ,  i n  e i n e r  

W e i s e v e rw e n d e t , d i e  d e r  B e d i n g u n g  n i c h t  e n t s p r i c h t , h a t  d i e s 

n a c h  § 1 2 2  A b s . 2 B A O  v o r h e r  d e r  A b g a b e n b e h ö r d e  a n z u z e i g e n . K o m m t  

d e r  A b g a b e n p f l i c h t i g e d i e s e r  B e d i n g u n g  n a c h , d a n n  e n t s t e h t  f ü r  

i h n d i e  V e r p f l i c h t u n g  z u r  E n t r i c h t u n g  e i n e s  S ä u m n i s z u s c h l a g e s  

n i c h t , w e n n  d e r  A b g a b e n b e t r a g  i n n e r h a l b  d e r  Z a h l u n g s f r i s t  

e n t r i c h t e t  w i r d .  

N a c h  § 1 7 4 A b s . 3 l i t . d  Z .  2 e n t s t e h t  d i e  Z o l l s c h u l d  i m  Z e i t p u n k t 

d e r  b e d i n g u n g s w i d r i g e n  V e rw e n d u n g . D e r  B e g ü n s t i g t e  h a t  d a b e i  

s e i n e i h m o b l i e g e n d e  A n z e i g e p f l i c h t  v e r l e t z t  u n d  s c h o n  p f l i c h t ­

w i d r i g g e h a n d e l t ,  b e v o r  d a s  Z o l l a m t  v o n  d i e s e m U m s t a n d  K e n n t n i s  

e r l a n g t  h a t .  N e b e n  d e m  E n t s t e h e n  d e r  Z o l l s c h u l d  e r g e b e n  s i c h 

d u r c h  d a s  V e r h a l t e n  d e s  B e g ü n s t i g t e n , j e  n a c h  V e r s c h u l d e n , a u c h  

K o n s e q u e n z e n  i n  f i n a n z s t r a f re c h t l i c h e r  H i n s i c h t .  A n d e r e P e r s o n e n , 
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d e n e n  d i e  S t e l l u n g  v o n  B e g ü n s t i g t e n  n i c h t  z u k o m m t  u n d  d i e  a u f e r ­

l e g t e B e d i n g u n g e n  n i c h t  e r f ü l l e n ,  w e r d e n  n i c h t  Z o l l s c h u l d n e r  n a c h  

§ 1 7 4 A b s . 3 l i t . d .  D e r  T a t b e s t a n d  d e r  Z .  2 k n ü p f t  a n  d i e  r e i n  

o b j e k t i v e V o r a u s s e t z u n g  a n , d a ß  d e r  B e d i n g u n g  n i c h t  e n t s p r o c h e n  

w i r d .  

W i r d e i n e Z o l l b e g ü n s t i g u n g  d u r c h  u n r i c h t i g e o d e r  u n v o l l s t ä n d i g e 

A n g a b e n  b e w i r k t ,  e n t s t e h t  d i e  Z o l l s c h u l d  f ü r d e n  z u  U n r e c h t  

B e g ü n s t i g t e n  n a c h  § 1 7 4  A b s .  3 l i t . d  Z .  3 .  E i n e s o l c h e  R e g e l u n g  

h a t i m  Z o l l s c h u l d r e c h t  g e f e h l t . E i n e A b g a b e n v o r s c h r e i b u n g  k o n n t e  

b e i d e r  E r s c h l e i c h u n g  d e s  G r u n d l a g e n b e s c h e i d e s  n u r  d a d u r c h  

v o r g e n o m m e n w e r d e n , d a ß  d e r  B e g ü n s t i g u n g s b e s c h e i d  z u r ü c k g e n o mme n 

( z . B .  § 2 9 4  B A O ) u n d  i m  W e g e  d e r  F o l g e ä n d e r u n g  n a c h  § 2 9 5  A b s . 1 

B A D  v o n  a m t s w e g e n  e i n  n e u e r  B e s c h e i d  e r l a s s e n w u r d e , m i t d e m d i e  

Z o l l s c h u l d  n a c h  § 1 7 4 A b s . 2 f e s t z u s e t z e n  w a r .  D i e s e  V e r f a h r e n s ­

s c h r i t t e  s o l l e n i n  s o l c h e n  F ? l l e n  k e i n e A n w e n d u n g  m e h r  f i n d e n  u n d  

d u r c h  d i e  G e l t e n d m a c h u n g  d e r  Z o l l s c h u l d  k r a f t G e s e t z e s  e r s e t z t  

u n d  d a m i t v e r e i n f a c h t  w e r d e n .  D a m i t f i n d e n  a l l e  f ü r Z o l l s c h u l d i g ­

k e i t e n  k r a f t G e s e t z e s  g e l t e n d e n  V e r f a h r e n s b e s t i mm u n g e n  ( z . B .  

V e r j ä h r u n g ) a u c h  f ü r d i e s e  F ä l l e  A n w e n d u n g . D i e  u n r i c h t i g e n  o d e r  

u n v o l l s t ä n d i g e n  A n g a b e n  m ü s s e n  k a u s a l  f ü r  d i e  M i n d e r f e s t s e t z u n g  

s e i n .  A n  w e l c h e m  V e r f a h r e n s a b s c h n i t t o d e r  b e i  w e l c h e r  S t e l l e  

d i e s e  A n g a b e n  g e m a c h t  w u r d e n , i s t n i c h t  v o n  B e d e u t u n g .  N i c h t  

e r f o r d e r l i c h i s t  d a h e r , d a B  d i e s e  A n g a b e n  i n  d e r  W a r e n e r k l ä r u n g  

a b g e g e b e n  w u r d e n , s o n d e r n e s  s i n d d a m i t a l l e  v o r a n g e g a n g e n e n , f ü r  

d i e  M i n d e r f e s t s e t z u n g  r e l e v a n t e n  V e r f a h r e n s a b s c h n i t t e m i t e r fa ß t .  

S o m i t e n t s t e h t  d i e  Z o l l s c h u l d  k r a f t G e s e t z e s  n a c h  d i e s e r  

B e s t i mm u n g  a u c h  d a n n , w e n n  d u r c h  u n r i c h t i g e o d e r  u n v o l l s t ä n d i g e 

A n g a b e n  e i n  u n r i c h t i g e r  G r u n d l a g e n b e s c h e i d  u n d  d a d u r c h  d i e  

M i n d e r f e s t s e t z u n g  b e w i r k t  w u r d e . 

N a c h  d e m  n e u e n  § 1 7 4 A b s . 3 l i t . e  Z .  1 e n t s t e h t  d i e  Z o l l s c h u l d  

a u c h  f ü r j e d e n , d e r  v o n  e i n e m B e g ü n s t i g t e n  W a r e n  ü b e r n i mm t , f ü r  

d i e  e i n e Z o l l b e g ü n s t i g u n g  g e w ä h r t w o r d e n  i s t ,  o h n e  d i e  V o r a u s ­

s e t z u n g e n  f ü r  d i e  G e w ä h r u n g  d e r  Z o l l b e g ü n s t i g u n g  z u  e r f ü l l e n .  

D i e s e r  n e u e  T a t b e s t a n d  r e g e l t s o m i t F ä l l e ,  b e i  d e n e n  j e m a n d  

w i d e r r e c h t l i c h z o l l b e g ü n s t i g t e W a r e n e rw i r b t .  E s  i s t n ä m l i c h 

n i c h t  e i n z u s e h e n , d a ß  n u r  d e r  B e g ü n s t i g t e  Z o l l s c h u l d n e r  d u r c h  d i e  

V e r l e t z u n g  d e r  a u f e r l e g t e n  V e r p f l i c h t u n g e n  w i r d ( §  1 7 4 A b s . 3 

l i t . d  Z . 2 ) , d e r  O b e r n e h m e r a b e r  z o l l s c h u l d r e c h t l i c h  n i c h t  e r f a ß t  

s e i n  s o l l .  D u r c h  d i e s e  N e u r e g e l u n g  i s t s o m i t  g e w ä h r l e i s t e t , d a ß  
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a u c h  d e m  O b e r n e h m e r d e r  W a r e n  d i e  Z o l l s c h u l d  v o r g e s c h r i e b e n  

w e r d e n  k a n n . E i n  A n w e n d u n g s f a l l  e r g i b t s i c h i n s b e s o n d e r e a u s  § 4 1  

A b s . 3 ,  w o n a c h  e i n  O b e r n e h m e r e i n e r  z o l l b e g ü n s t i g t e n  W a r e Z o l l ­

s c h u l d n e r  w i r d ,  w e n n  e r  d i e  V o r a u s s e t z u n g e n  f ü r d i e  Z o l l b e g ü n s t i ­

g u n g  n i c h t  e r f ü l l t . A l l e n f a l l s  e n t s t e h t  d a h e r  e i n  G e s a m t s c h u l d ­

v e r h ä l t n i s  z w i s c h e n  d e m B e g ü n s t i 9 t e n  u n d  d e m O b e r n e h m e r d e r  

W a r e n . B e d e u t u n g  k o m m t  d i e s e r  B e s t i mm u n g  v o r  a l l e m d a n n  z u , w e n n  

d e m  O b e r g e b e r d e r  W a r e n  d i e  Z o l l s c h u l d  n i c h t  v o r g e s c h r i e b e n  

w e r d e n  k a n n . 

E i n e n  S p e z i a l f a l l  r e g e l t  § 1 7 4 A b s .  3 l i t . e  Z .  2 .  N a c h  § 2 9  A b s . 

5 d e s  E n t w u r f e s  i s t d i e  B e g ü n s t i g u n g  a n  d i e  B e d i n g u n g  g e k n U p f t , 

d a ß  d e r  e r l a n g t e  Z o l l v o r t e i l  d e m  B e g ü n s t i g t e n  w e i t e r g e g e b e n  

w i r d .  H a t d e r  W a r e n e m p f ä n g e r  d e n  Z o l l v o r t e i l a n  d e n  B e g ü n s t i g t e n  

n i c h t  w e i t e r g e g e b e n , d a n n  e n t s t e h t  f ü r  d e n  W a r e n e m p f ä n g e r  d i e  

Z o l l s c h u l d  n a c h  § 1 7 4 A b s .  3 l i t . e  Z .  2 .  

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 5 : 

D i e  Ä n d e r u n g  t r ä g t  d e r  g e ä n d e r t e n  S t r u k t u r  d e s  § 1 7 4 A b s . 3 

P e c h n u n g . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 6 : 

D u r c h  d i e  E r g ä n z u n g  d e s  § 1 7 4 A b s . 5 s o l l e i n e b e s t e h e n d e  

G e s e t z e s l ü c k e  b e s e i t i g t u n d  k l a r g e s t e l l t  w e r d e n , d a ß  a u c h  

A u s g a n g s a b g a b e n  d e r  S e l b s t b e r e c h n u n g  b e i S a mm e l w a r e n e r k l ä r u n g e n  

u n t e r l i e g e n . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 7  u n d  4 8 : 

A b g e s e h e n  V 0 n  d e n  d e r z e i t  s c h o n  i m  z w e i t e n  S a t z  d e s  § 1 7 5  A b s . 1 

g e r e g e l t e n  A u s n a h m e n  v o n  d e r  V e r p f l i c h t u n g  z u r E n t r i c h t u n g  e i n e s  

S ä u m n i s z u s c h l a g s  e r s c h e i n t e s  r e c h t s p o l i t i s c h  v e r t r e t b a r ,  a u c h  i n  

e i n e r  R e i h e  a n d e re r  F ä l l e  a u f  d i e s e  S a n k t i o n v e r s p ä t e t e r  Z a h l u n g  

z u  v e r z i c h t e n . E s  h a n d e l t  s i c h d u r c h w e g s  u m  F ä l l e ,  i n  d e n e n  d e r  

A b g a b e p f l i c h t i g e v o n  s i c h a u s , w e n n  a u c h  e r s t  n a c h  E i n t r i t t  d e r  

F ä l l i g k e i t ,  s e i n e r  O f f e n l e g u n g s p f l i c h t  n a c h k o mm t . E i n  s o l c h e r  

A b g a b e p f l i c h t i g e r  s o l l  a b g a b e n r e c h t l i c h d u r c h  V e r z i c h t  a u f  d e n  

S ä u m n i s z u s c h l a g  g e g e n ü b e r  d e m  a n d e r e n  A b g a b e p f l i c h t i g e n , d e r  d a s  

E i n s c h r e i t e n  d e r  A b g a b e n b e h ö r d e  a b w a r t e t , b e g ü n s t i g t  w e r d e n . 
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Z u  A r t i k e l  I Z .  4 9 : 

D u r c h  d e n  n e u e n  § 1 7 6 A b s . 2 s o l l z u n ä c h s t  d e r  G r u n d s a t z  d e r  

s o f o r t i g e n  B a r e n t r i c h t u n g  d e s  Z o l l e s u n t e r s t r i c h e n  w e r d e n , d e r  

a l l e r d i n g s  n u r  g e l t e n  k a n n , w e n n  k e i n e b a r g e l d l o s e  N a c h h i n e i n z a h ­

l u n g  n a c h  § 1 7 5  A b s . 3 o d e r  4 z u s t e h t . W e s e n t l i c h n e u  i s t  a Q e r  

d e r  z w e i t e S a t z , d e r  i m  I n t e r e s s e  d e r  A b 9 a b e n p f l i c h t i g e n  d i e  

E n t r i c h t u n g  m i t t e l s S c h e c k s  r e g e l n  s o l l ;  n a c h  d e r  B u n d e s a b g a b e n ­

o r d n u n g  i s t z w a r d i e  E n t r i c h t u n g  v o n  A b g a b e n  m i t t e l s  S c h e c k s  

z u g e l a s s e n , d o c h  g e l t e n  d i e  A b g a b e n  g e m ä ß § 2 1 1  A b s . 1 l i t . f B A G  

e r s t  m i t d e r  E m p f a n g n a h m e  d e s  G e l d e s  o d e r  m i t d e r  G u t s c h r i f t  a l s  

e n t r i c h t e t , w a s f ü r d i e  Z o l l e n t r i c h t u n g  d u r c h  II B a r z a h l e r ll k e i n e  

E r l e i c h t e r u n g  b e w i r k t . U m  d i e  S i c h e r h e i t  z u  h a b e n , d a ß  d e r  B e t r a g  

a u c h  t a t s ä c h l i c h  e i n g e h t , m u ß d i e  Z u l ä s s i g k e i t  d e r  S c h e c k z a h l u n g  

m i t d e r  E i n l ö s u n g s g a r a n t i e  d e r  K re d i t i n s t i t u t e ( d e r z e i t S 2 . 5 0 0 , ­

j e  S c h e c k ) l i m i t i e r t  w e r d e n .  

D e r  A b s . 3 e n t h e l t  l e d i g l i c h e i n e s p r a c h l i c h - s y s t e m a t i s c h  v e r b e s ­

s e r t e  F a s s u n g  d e s  g e l t e n d e n  A b s . 2 o h n e  Ä n d e r u n g  d e s  R e g e l u n g s ­

i n h a l t e s . 

D e r n e u e  A b s . d s t e l l t  e i n e d e n  A b s . 3 n o t w e n d i g  e r g ä n z e n d e  

R e g e l u n g  d a r ,  d a  e i n e P a r t e i , d i e  e i n e g e m ä ß A b s . 3 e r l ö s c h e n s ­

f ä h i g e Z o l l s c h u l d  b e r e i t s  e n t r i c h t e t  h a t , m i t R ü c k s i c h t  a u f  d e n  

V e r f a s s u n g s g r u n d s a t z d e r  G l e i c h b e h a n d l u n 9  n i c h t  b l o ß d e s h a l b  

s c h l e c h t e r  g e s t e l l t  s e i n  s o l l , w e i l  s i e  e i n  r a s c h e r  Z a h l e r w a r .  

M i t d e r  P r e i s g a b e b e f r e i t  s i c h d e r  V e r f ü g u n g s b e r e c h t i g t e  n i c h t  

n u r  v o n  d e r  Z o l l s c h u l d ,  s o n d e r n a u c h  v o n  d e r  V e r a n t w o r t u n g  

h i n s i c h t l i c h  d e r  w e i t e r e n  B e h a n d l u n g  d e r W a r e n . D e r  E i g e n t u m s ­

e rw e r b  b e w i r k t , d a ß  d e r  B u n d  d a m i t a u c h  d i e  G e f a h r  u n d  d i e  K o s t e n  

d e r  V e rw e r t u n g  ü b e r n o m m e n h a t .  M i t  d e m e r s t e n  S a t z  d e s  A b s . 5 

s o l l d a h e r  k l a r g e s t e l l t  w e r d e n , d a ß  d e r  B u n d  a l s  p r e i s g e g e b e n  

e r k l ä r t e  W a r e n  n i c h t  i n  a l l e n F ä l l e n t a t s ä c h l i c h a u c h  ü b e r n e h m e n 

m u ß ,  s o n d e r n a u c h  d i e  M ö g l i c h k e i t  d e r  A b l e h n u n g  h a t .  B e v o r  e i n e 

P re i s g a b e a n g e n o mm e n w i r d ,  i s t d a h e r  z u n ä c h s t  z u  p r ü fe n , o b  e i n e 

V e rw e r t u n g  d e r  W a r e n  ü b e r h a u p t  m ö g l i c h  i s t ,  u n d  f e r n e r  a b z u ­

s c h ä t z e n , o b  d e r  g e s a m t e  m i t d e r  ü b e r n a h m e  u n d  V e rw e r t u n g  d e r  

W a r e n  v o r b u n d e n e  A u fw a n d  a n n ä h e r n d  g e d e c k t  i s t .  
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A l s S o n d e r f a l l e i n e r  V e rwe r t u n g  v o n  b e w e g l i c h e n  k ö r p e r l i c h e n  

S a c h e n  i s t d e r  l e t z t e S a t z  d e s  A b s . 5 a n z u s e h e n . D a m i t  s o l l  d i e  

M ö g l i c h k e i t  b e s t e h e n , b e s t i mm t e  W a r e n  g e g e b e n e n f a l l s  n i c h t  

v e r n i c h t e n  z u  m ü s s e n , s o n d e r n u n t e r  d e n  g e n a n n t e n  V o r a u s s e t z u n g e n  

k a r i t a t i v e n  Z w e c k  z u f ü h r e n  z u  k ö n n e n . I n  d e r  V e r g a n g e n h e i t  w u r d e  

w i e d e r h o l t d e r  V o r w u r f  l a u t , d a ß s o l c h e W a r e n  v e r n i c h t e t  w e r d e n  

m ü s s e n , o b w o h l  s i e  o h n e  S c h ä d i g u n g  d e r  G e s u n d h e i t  v o n  P e r s o n e n  

o d e r  d e r  I n t e r e s s e n  d e r  h e i m i s c h e n  W i r t s c h a f t z u m  G e b r a u c h  o d e r  

V e r b r a u c h  v o n  P e r s o n e n  i n  A l t e r s h e i m e n  o d e r  K i n d e r d ö r f e r n  z u  

v e rw e n d e n  q e w e s e n  w ä r e n . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  4 9 a : 

I n  d i e  B e s t i mm u n g  d e s  § 1 7 9  A b s . 1 w u r d e  e i n e V e r f a h r e n s v o r ­

s c h r i f t n e u  a u � g e n o mm e n . D a m i t w u r d e  f e s t g e l e g t , d a ß  e s  f ü r d a s  

W i r k s a mw e r d e n  d e r  ü b e r n a h m e  d e r  Z o l l s c h u l d  g e n ü g t , d e n  B e s c h e i d  

d e m  O b e r n e h m e r b e k a n n t z u g e b e n ; a l l e n f a l l s  g e n ü g t  a u c h  e i n  V e rm e r k  

i n  d e r  z o l l a m t l i c h e n  B e s t ä t i g u n g . E r l e d i g u n g e n  a n  d e n  v o r a n g e g a n ­

g e n e n  Z o l l s c h u l d n e r  s i n d n i c h t  e r f o r d e r l i c h .  

D e r  V e rw a l t u n g s g e r i c h t s h o f  h a t  s i c h i n  d e r  l e t z t e n  Z e i t  w i e d e r ­

h o l t  m i t d e r  F r a g e  a u s e i n a n d e r g e s e t z t , w e r b e i  r e c h t s w i d r i g e m  

V e r h a l t e n  v o n  d i e n s t n e h m e r n  i m  Z u g e  d e r  V o l l z i e h u n g  i h r e r d i e n s t ­

l i c h e n  A u f t r ä g e  Z o l l s c h u l d n e r  k r a f t G e s e t z e s  w i r d ;  o b  n ä m l i c h d e m  

D i e n s t g e b e r  d a s V e r h a l t e n  d e s  a n g e s t e l l t e n  B e d i e n s t e t e n  z u g e r e c h ­

n e t  w e r d e n  k a n n  u n d  d h a e r  a u c h  d e r D i e n s t g e b e r  Z o l l s c h u l d n e r  

k r a f t G e s e t z e s  w i r d ,  o d e r  n u r  d e r  D i e n s t n e h m e r z u r  E n t r i c h t u n g  

d e r Z o l l s c h u l d  h e r a n g e z o g e n  w e r d e n  k a n n . E n t w i c k e l t w u r d e  i n  

d i e s e m Z u s a mm e n h a n g  d i e  II R e p r ä s e n t a n t e n t h e o r i e ll •  D a n a c h  i s t f" ii r  

d i e  F r a g e  n a c h  d e r  D e l i k t h a f t u n g  j u r i s t i s c h e r  P e r s o n e n  d a v o n  

a u s z u g e h e n , d a ß  n a c h  L e h r e u n d  R e c h t s p r e c h u n g  j u r i s t i s c h e  

P e r s o n e n  n i c h t  n u r  f ü r i h r e s a t z u n g s g e m ä ß b e r u f e n e n  O r g a n e , 

s o n d e r n a u c h  f ü r d a s  d e l i k t i s c h e V e r h a l t e n  v o n  R e p r � s e n t a n t e n  m i t 

g e h o b e n e m , e i n f l u ß r e i c h e m  s e l b s t ä n d i g e m  W i r k u n g s k re i s h a f t e n . 

D a b e i m u ß e s  s i c h  a b e r  u m  P e r s o n e n  h a n d e l n ,  d i e  i m  R a h m e n  

d e rO r g a n i s a t i o n d e r  j u r i s t i s c h e n  P e r s o n e n  e i n e l e i t e n d e  S t e l l u n g  

i n n e h a b e n  u n d  d a b e i  m i t e i g e n v e r a n t w o r t l i c h e r  E n t s c h e i d u n g s - u n d  

W e i s u n g s b e f u g n i s  a u s g e s t a t t e t  s i n d .  

D i e s e  J u d i k a t u r  f ü h r t g e r a d e  i m  d e l i k t i s c h e n  B e r e i c h i n  d e r 

P r a x i s z u  u n e rw ü n s c h t e n  z o l l s c h u l d r e c h t l i c h e n  E r g e b n i s s e n , w e i l  
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d i e  Z o l l s c h u l d  i n  s o l c h e n  F ä l l e n  h ä u f i g n u r  d e n  i m  D i e n s t a u f t r a g  

h a n d e l n d e n  P e r s o n e n , n i c h t  a b e r  d e m d a h i n t e r s t e h e n d e n  D i e n s t g e b e r 

v o r g e s c h r i e b e n  w e r d e n  k a n n . D e r  n e u e  A b s . 2 l e g t  d a h e r  e i n  

G e s a m t s c h u l d v e r h ä l t n i s  z w i s c h e �  D i e n s t n e h m e r u n d  D i e n s t g e b e r  

f e s t ,  f a l l s  d a s  r e c h t s w i d r i g e V e r h a l t e n  i m  R a h m e n  d e r  d i e n s t ­

l i c h e n  O b l i e g e n h e i t e n  d e s D i e n s t n e h m e r s  g e s e t z t  w u r d e . 

D e r  A b s . 3 e n t s p r i c h t  i m  w e s e n t l i c h e n  d e m  A b s . 2 d e r  b e s t e h e n d e n  

F a s s u n g . D u r c h  d e n  V e rw e i s  a u f  d i e  a l l g e m e i n e n  a b g a b e n r e c h t l i c h e n  

V o r s c h r i f t e n  w i r d n u n  d i e  A n w e n d b a r k e i t  d e r  B e s t i mm u n g e n  d e r  B A 0  

ü b e r  d i e  G e s a m t s c h u l d  a u s d r ü c k l i c h  a u c h  i n s Z o l l v e r fa h r e �  

ü b e r n o m m e n . 

N a c h  h e r r s c h e n d e r  A u f f a s s u n g  b e s t e h t  b e i V o r l i e g e n  v o n  G e s a m t -

s c h u l d v e r h ä l t n i s s e n  k e i n e  M ö g l i c h k e i t ,  e i n e m  

a b e r  n i c h t  z a h l u n g s f ä h i g e n  G e s a m t s c h u l d n e r e i n e 

z a h l u n g s w i l l i g e n  

Z a h 1 u n g s e r 1 e i c h -

t e r u n g  z u  b e w i l l i g e n . D e i s e R E c h t s l a g e  h a t  i n  d e r  P r a x i s P r o b l e m e  

b e i d e r  V o l l z i e h u n g  v e r u r s a c h t u n d  ü b e r d i e s V e r s t ä n d n i s l o s i g k e i t  

d e r  B e t r o f f e n e n  h e r v o r g e r u f e n . D i e s e  N e u r e g e l u n g  s t e l l t  d a h e r  

e i n e i n  d e r  B A O  n i c h t  e n t h a l t e n e  S o n d e r r e g e l u n g  d e r  E i n h e b u n g  v o n  

A b g a b e n  d a r .  

W i r d  d i e  Z a h ' u � g s e r 1 e i c h t e r u n g  a u c h  n u r  e i n e m G e s a m t s c h u l d n e r  

b e w i l l i g t ,  s o  b e s t e h t  n u n m e h r  e i n d e u t i g  d i e  M ö g l i c h k e i t ,  d i e i m  

§ ? 1 2  B A O  g e n a n n t e n  S t u n d u n g s z i n s e n  z u  e r h e b e n . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  5 0 : 

D i e  n e u e  B e s t i mm u n g  s o l l d i e  F r i s t  f ü r d i e  B e r i c h t i g u n g  v o n  

R e s c h e i d e n , d i e  e i n e Z o l l s c h u l d  b e t r e f fe n , o d e r  f ü r d i e  A u f h e b u n g  

s o l c h e r  B e s c h e i d e i m  A u f s i c h t s w e g  d e n  n a c h  d e r  B u n d e s a b g a b e n o r d ­

n u n g  g e l t e n d e n  F r i s t e n  a n g l e i c h e n . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  5 1 : 

I m  n e u e n  § 1 8 2  s o l l e n z w e i T a t b e s t ä n d e  b e t r e f f e n d  d e n  E r l a ß  v o n  

g e m ä ß § 1 7 4 A b s . 3 1 i t . a  k r a f t G e s e t z e s  e n t s t a n d e n e n  Z o l l s c h u 1 -

d i g k e i t e n  ( E r s a t z f o r d e r u n g e n ) z u s a mm e n g e f a ß t  w e r d e n . D i e  T a t b e ­

s t ä n d e s t e l l e n g e g e n ü b e r  d e r  E rm e s s e n s n o rm d e s  § 1 8 3  ( Z o l l e r l a ß  

a u s  B i l l i g k e i t s g r ü n d e n ) i n s o f e r n e i n e S p e z i a l r e g e l u n g  d a r ,  a l s  i n  

d e n  v o r g e s e h e n e n  F ä l l e n  e i n  R e c h t s a n s p r u c h  a u f  d e n  E r l a ß  d e r  

Z o l l s c h u l d  b e s t e h e n  s o l l .  
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D e r  A b s . 1 h a t  s e i n u n m i t t e l b a r e s  V o r b i l d  i m  g e l t e n d e n  § 1 1 9 A b s . 

3 ,  d e r  a u s  s y s t e m a t i s c h e n  E rw ä g u n g e n  i n  d e n  R e g e l u n g s z u s a mm e n h a n g  

d e s  n e u e n  § 1 8 2  z u  t r a n s f e r i e r e n  w a r u n d  ü b e r  d e n  e n g e n  A n w e n ­

d u n g s b e r e i c h  d e s  B e g l e i t s c h e i n v e r f a h r e n s  h i n a u s  z u  e i n e m  a u f  j e d e  

n a c h  § 1 7 4 A b s . 3 l i t . a  e n t s t a n d e n e  Z o l l s c h u l d  ( s o w i e  d e r e n  

N e b e n g e b U h r e n ) a n w e n d b a r e n  E r l a ß t a t b e s t n a d  a u s g e w e i t e t  w e r d e n  

s o l l .  D i e s e  A u s w e i t u n g  l i e g t  d e s h a l b  n a h e , w e i l  i n  a l l e n F ä l l e n 

n a c h g e w i e s e n e r  W a r e n a u s f u h r  e i n  m a t e r i e l l e s A b g a b e n i n t e r e s s e d e s  

B u n d e s  n i c h t  m e h r  b e s t e h t  u n d  i m  g e g e b e n e n  Z u s a mm e n h a n g  e i n e 

s a c h l i c h e  D i f f e r e n z i e r u n g  z w i s c h e n  Z o l l s c h u l d i g k e i t e n  k r a f t  

G e s e t z e s , d i e  d u r c h  r e c h t s w i d r i g e s  V e r h a l t e n  i m  R a h m e n  e i n e s  

B e g l e i t s c h e i n v e r f a h r e n s  e n t s t a n d e n  s i n d ,  u n d  s o l c h e n , d i e  

a u ß e r h a l b  e i n e s  B e g l e i t s c h e i n v e r f a h r e n s  b z w .  ü b e r h a u p t  a u ß e r h a l b  

e i n e s  A n w e i s u n g s v e r f a h r e n  e n t s t a n d e n  s i n d , n i c h t  k l a r d u r c h g e ­

f U h r t  w e r d e n  k a n n . 

D e r  n e u e  E r l a ß t a t b e s t a n d  d e s  A b s . 2 g e h t  v o n  d e r  ü b e r l e g u n g  a u s , 

d a ß  d a n n , w e n n  e i n  n a c h  § 1 7 4  A b s . 3 l i t . a  r e c h t s w i d r i g e s  

V e r h a l t e n  z u r  E n t s t e h u n g  e i n e r  Z o l l s c h u l d  k r a f t G e s e t z e s  g e f ü h r t 

h a t ,  d i e  W a r e , h i n s i c h t l i c h d e r  d i e s e s  V e r h a l t e n  g e s e t z t  w u r d e , 

a b e r  d u r c h  P a r t e i e n i n i t i a t i v e ( d . h .  o h n e  v o r h e r i g e s  E i n s c h r e i t e n  

v e n  Z o l l o r g a n e n ) n a c h t r f g l i c h u n v e r ä n d e r t u n d  u n b e n u t z t e i n e m  

Z o l l a m t  g e s t e l l t  u n d  d a m i t w i e d e r u m  d e r  a k t u e l l e n Z o l l a u f s i c h t  

u n t e r s t e l l t  w i r d ,  g l e i c h f a l l s  k e i n m a t e r i e l l e s A b g a b e n i n t e r e s s e 

d e s  B u n d e s  m e h r  g e g e b e n  i s t .  D a  d i e  E n t s t e h u n g  e i n e r  Z o l l s c h u l d  

k r a f t  G e s e t z e s  a l s  r e i n  a b g a b e n r e c h t l i c h e  S a n t k i o n k e i n e r l e i  

S t r a f c h a r a k t e r  h a b e n  k a n n , i s t n i c h t  e i n z u s e h e n , w a r u m  e i n e W a r e  

a u c h  d a n n  m i t A b g a b e n  b e l a s t e t  b l e i b e n  s o l l ,  w e n n  v o n  s e i t e n  d e r  

P a r t e i f r e i w i l l i g e b e n  j e n e r  Z u s t a n d  w i e d e r  h e r g e s t e l l t  w i r d 

( d u r c h  S t e l l u n g  d e r  W a r e  b e i e i n e m Z o l l a m t ) , d e r ,  w ä r e  e r  v o n  

A n f a n g  a n  v e rw i r k l i c h t  w o r d e n , n i e  z u r  E n t s t e h u n g  e i n e r  Z o l l ­

s c h u l d  n a c h  § 1 7 4  A b s . 3 l i t . a  g e f ü h r t h ä t t e . D i e  v o r g e s c h l a g e n e  

B e s t i mm u n g  s t e l l t  d i e  k o n s e q u e n t e F o r t f ü h r u n g  d e r  f ü r  A u s f u h r ­

f ä l l e b e r e i t s  i m  g e l t e n d e n  § 1 1 9 A b s . 3 z u m  A u s d r u c k  g e b r a c h t e n  

ü b e r l e g u n g e n  s o w i e e i n e A n g l e i c h u n g  a n  d i e  i m  e u r o p ä i s c h e n  

A u s l a n d  g e l t e n d e n  R e c h t s v e r h ä l t n i s s e  d a r .  A n d e r s a l s  b e i  d e n  

A u s f u h r f ä l l e n d e s  A b s . 1 m u ß d e m V e r f ü g u n g s b e r e c h t i g t e n  a b e r  i n  

d e n  F ä l l e n d e s  A b s . 2 d i e  � ö g l i c h k e i t  e i n g e r ä u m t  w e r d e n , d i e  

W a r e , h i n s i c h t l i c h  d e r  d i e  Z o l l s c h u l d  k r a f t G e s e t z e s  e r l a s s e n  

w u r d e , i m  A n t r a g s w e g  e i n e m  Z o l l v e r f a h r e n  s e i n e r  W a h l  z u z u f ü h r e n . 
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Z u r  A b d e c k u n g  d e s  b e i d e r  ü b e r p r ü f u n g  d e r  E r l a ß v o r a u s s e t z u n g e n  

e n t s t e h e n d e n  V e rw a l t u n g s a u fw a n d e s  i s t d i e  E n t r i c h t u n g  e i n e r  

V e rw a l t u n g s a b g a b e  v o r g e s e h e n  ( s i e h e  A r t i k e l  I Z .  5 2  u n d  5 4 ) . 

B e m e r k t  w i r d ,  d a ß d e r  E r l a ß  e i n e r  Z o l l s c h u l d  n a c h  d e n  b e i d e n  

T a t b e s t ä n d e n  d e s  § 1 8 2  j e w e i l s  a u c h  d a s  E r l ö s c h e n  e i n e r  h i n s i c h t ­

l i c h  d e r s e l b e n  W a r e  e n t s t a n d e n e n  E r s a t z f o r d e r u n g  n a c h  s i c h z i e h t , 

d a  E r s a t z f o r d e r u n g e n  a l s  e i n e b e s o n d e r e A r t  v o n  H a f t u n g  a n z u s e h e n  

s i n d u n d  H a f t u n g e n  i n f o l g e i h r e r  A k z e s s o r i e t ä t  d a s S c h i c k s a l  d e r  

Z o l l s c h u l d  s t e t s  t e i l e n .  D e m g e m ä ß s o l l a u c h  d e m p e r s ö n l i c h 

h a f t e n d e n  E r s a t z p f l i c h t i g e n  e i n  A n t r a g s r e c h t  z u s t e h e n . E s  w i r d 

d i e s v o r  a l l e m i n  d e n  F ä l l e n v o n  B e d e u t u n g  s e i n ,  i n  d e n e n  e i n  

A n w e i s u n g s g u t  u n v e r ä n d e r t , j e d o c h  m i t v e r l e t z t e n  Z o l l v e r s c h l ü s s e n  

o d e r N ä m l i c h k e i t s z e i c h e n  a u s g e f ü h r t o d e r  e i n e m  ö s t e r r e i c h i s c h e n  

Z o l l a m t  g e s t e l l t  w i r d .  

Z u  A r t i k e l  I Z .  5 2  u n d  5 4 : 

F ü r  d e n  E r l a ß  e i n e r  Z o l l s c h u l d  n a c h  d e m  n e u e n  § 1 8 2  A b s . 2 s o l l 

e i n e V e rw a l t u n g s a b g a b e e i n g e h o b e n  w e r d e n , d e r e n  H ö h e  v o m Z o l l a m t  

o b j e k t i v  i m  H i n b l i c k a u f  d i e  B e d e u t u n g  d e r  R e c h t s v o r s c h r i f t e n , 

d e r e n  V e r l e t z u n g  z u r  E n t s t e h u n g  d e r  Z o l l s c h u l d  k r a f t G e s e t z e s  

g e f ü h r t h a t , f ü r e i n  g e o r d n e t e s  Z o l l v e r f a h r e n  s o w i e i m  H i n b l i c k 

a u f  d e n  m i t d e r  ü b e r p r ü f u n g  d e r  E r l a ß v o r a u s s e t z u n g e n  v e r b u n d e n e n  

V e rw a l t u n g s a u fw a n d  m i t h ö c h s t e n s  1 0  v . H . d e r  E i n g a n g s a b g a b e n  z u  

b e m e s s e n  i s t .  

Z u  A r t i k e l I Z .  5 3 : 

D u r c h  d e n  v e rm e h r t e n  E i n s a t z  d e r  D a t e n v e r a r b e i t u n g  k a n n  a u f  d i e  

a l l g e m e i n e V e r p f l i c h t u n g  z u r v o r h e r i g e n  E n t r i c h t u n g  d e r  r. o mm i s ­

s i o n s g e b ü h r e n  f ü r  A b fe r t i g u n g e n  a u ß e r h a l b  d e s  A m t s p l a t z e s  

v e r z i c h t e t  w e r d e n . I m  ü b r i g e n  d i e n t  d i e  v o r g e s c h l a g e n e  N e u fa s s u n g  

n u r  d e r  B e re i n i g u n g  d e s  T e x t e s . 

Z u  A r t i k e l  I Z .  5 5 : 
-------------------

M i t d e n  8 e s t i mm u n g e n  d e s  n e u e n  A b s c h n i t t e s  V I I  s o l l e n 

l i c h e n  V o r a u s s e t z u n g e n  g e s c h a f f e n  w e r d e n , a u c h  

g e s c h l o s s e n e r  V e r t r ä g e  a u s l ä n d i s c h e  Z o l l b e h ö r d e n  u m  

d i e  r e c h t ­

a u ß e r h a l b  

A m t s h i l fe 
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e r s u c h e n  u n d  d i e s e n  B e h ö r d e n  s o l c h e H i l f e l e i s t e n  z u  k ö n n e n . 

S o l c h e  a u t o n o m e n  B e s t i mm u n g e n  w i e  s i e  e t w a  f ü r d e n  s t r a f g e ­

r i c h t l i c h e n B e r e i c h d a s  A u s 1 i e f e r u n g s - u n d  R e c h t s h i l f e g e s e t z , 

B G B 1 . N r .  5 2 9 / 1 9 7 9 , e n t h ä l t - i s t  d e s h a l b  e r f o r d e r l i c h , w e i l  e s  

u n w i r t s c h a f t l i c h i s t ,  m i t e i n e r  g r o ß e n  Z a h l  a u s l ä n d i s c h e r  S t a a t e n  

z w e i s e i t i g e V e r t r ä g e  

p f l i c h t u n g  z u r  L e i s t u n g  

z u  s c h l  i e ß e n , 

v o n  A m t s h i l f e 

d i e  i m  ü b r i g e n  e i n e V e r ­

b e g r ü n d e n  w ü r d e n . D a z u  

k o m m t , d a ß  m a n c h e  S t a a t e n  z w a r k e i n e A m t s h i 1 f e v e r t r ? g e  s c h l i e ß e n , 

w o h l  a b e r  b e i  b e s t e h e n d e r  G e g e n s e i t i g k e i t  Am t s h i l f e a u f g r u n d  

a u t o n o m e n  R e c h t s  l e i s t e n . 

D i e  v o r g e s c h l a g e n e  w e c h s e l s e i t i g e � i l f e l e i s t u n g  s o l l a n  s t r e n g e  

V o r a u s s e t z u n g e n  g e k n ü p f t  s e i n .  S i e  i s t ü b e r d i e s i n  d a s  E rm e s s e n  

d e r  ö s t e r r e i c h i s c h e n  Z o l l b e h � r d e  g e s t e l l t ,  w a s i m  V e r g l e i c h z u  

b i l a t e r a l e n o d e r  m u l t i l a t e r a l e n A b k o m m e n d e n  V o r t e i l g r r F e r e r  

E l a s t i z i t ä t  b e i d e r  E n t s c h e i d u n g  d e r  F r a g e  h a t , o b  e i n e m  a u s l ä n ­

d i s c h e n  E r s u c h e n  u m  A m t s h i l f e e n t s p r o c h e n  w e r d e n  s o l l o d e r  n i c h t . 

N a c h  d e n  A b s . l  u n d  2 i s t d i e  B e f u g n i s  z u r  I n a n s p r u c h n a h me u n d  z u r  

L e i s t u n g  v o n  A m t s h i l f e a u f  " Z o l l a n g e l e g e n h e i t e n "  b e s c h r ä n k t , 

w o r u n t e r  d i e  v o n  d e n  Z o l l b e h ö r d e n  z u  v o l l z i e h e n d e n  A n g e l e g e n ­

h e i t e n , w e l c h e  d i e  E r h e b u n g  v o n  Z ö l l e n u n d  a n d e r e n  E i n g a n g s - o d e r  

A u s g a n g s a b g a b e n  u n d  V e r b o t e , B e s c h r ä n k u n g e n  o d e r  K o n t r o l l e n i m  

g r e n z ü b e r s c h r e i t e n d e n  W a r e n v e r k e h r  u n d  d i e  V e r f o l g u n g  v o n  e i n ­

s c h l ä g i g e n  Z u w i d e r h a n d l u n g e n  b e t r e f fe n , z u  v e r s t e h e n  s i n d .  

D i e  K o m m i s s i o n d e r  E u r o p ä i s c h e n  G e m e i n s c h a f t e n  i s t d u r c h  G e m e i n ­

s c h a f t s r e c h t  i n  v e r s c h i e d e n e n  B e r e i c h e n  a u c h  m i t d e r  W a h r n e h m u n g  

v o n  k o n t a k t e n  m i t  D r i t t s t a a t e n  b e t r a u t . D i e s e  A u f g a b e n  w e r d e n  

s i c h i n  Z u k u n f t e h e r  a u s w e i t e n . I m  S i n n e  d e s  s i c h f o r m e n d e n  

e u r o p � i s c h e n  W i r t s c h a f t s r a u m e s  e r s c h e i n t  e s  a n g e b r a c h t , d i e  

K o mm i s s i o n s d i e n s t s t e l l e n d e n  Z o l l v e rw a l t u n g e n  f r e m d e r  S t a a t e n  

g l e i c h z u s t e l l e n .  

ö s t e r r e i c h  i s t 

1 5 . D e z e m b e r 1 9 5 0 , 

M i t g l i e d d e s  d u r c h  d a s  A b k o mme n v o m  

B G B 1 . N r .  1 6 5 / 1 9 5 5 , g e s c h a f f e n e n  R a t e s  f ü r d i e  
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Z u s a mm e n a r b e i t a u f  d e m  G e b i e t e d e s  Z o l l w e s e n s . D i e s e r  R a t h a t  

E m p f e h l u n g e n  z u r  S c h m u g g e l  b e k ä m p f u n g  a u s g e a r b e i t e t , i n s b e s o n d e r e 

d i e  E m p f e h l u n g  v o m  5 .  D e z e m b e r  1 9 5 3  ü b e r  d i e  g e g e n s e i t i g e H i l f e ­

l e i s t u n g  b e i d e r  B e k ä m p f u n g  v o n  Z o l l z u w i d e r h a n d l u n g e n  u n d  d i e  

E m p f e h l u n g  v o m  8 .  J u � i 1 9 6 7  ü b e r  d i e  S a mm l u n g  v o n  N a c h r i c h t e n  

ü b e r  Z o l l v e r g e h e n , w e l c h e  E m p f e h l u n g e n  n s t e r r e i c h  a n g e n o mme n h a t .  

D e r  G e n e r a l s e k r e t 2 r  d i e s e s  R n t e s  s o l l d a h e r  h i n s i c h t l i c h d e r  

A m t s h i l f e a u s l ä n d i s c h e n  Z o l l b e h ö r d e n  g l e i c h g e h a l t e n  w e r d e n . D a m i t 

i s t a u c h  d e r  g e s e t z l i c h e  R a h m e n  a b g e s t e c k t ,  i n n e r h a l b  w e l c h e �  i m  

S i n n d i e s e r  E m p f e h l u n g e n  M i t t e i l u n g e n  a n  d e n  G e n e r a l s e k r e t � r  d e s  

R a t e s  g e m a c h t  w e r d e n  d ü r fe n . 

D e r  A b s . 3  e n t h ä l t  e i n e d e m o n s t r a t i v e A u f z ä h l u n g  d e r  z u l ä s s i g e n  

Am t s h i 1 f e m a B n a h m e n . S c h w e rw i e g e n d e , i n  P e r s ö n l i c h k e i t s r e c h t e 

e i n g r e i f e n d e  M a ß n a h m e n s o l l e n j e d e n f a l l s  v o n  d e r  H i l f e l e i s t u n g  

a u s g e n o m m e n s e i n  ( A b s . 4 ) . 

A u s d r ü c k l i c h s o l l g e s a g t  w e r d e n , d a ß  v ö l k e r r e c h t l i c h e  V e r e i n ­

b a r u n g e n  d u r c h  d i e  B e s t i mm u n g e n  d i e s e s  A b s c h n i t t e s  n i c h t  e i n g e ­

s c h r ä n k t  w e r d e � , d a ß  a l s o d i e  a u t o n o m e n  B e s t i mm u n g e n  n u r  d a n n  z u m 

Z u g  k o mm e n , w e n n  d i e  A m t s h i l f e n i c h t  a u f  d e r  G r u n d l a g e  z w e i ­

s e i t i g e r  V e r t r ti g e  e r f o l g t ( A b s . 5 ) . 

§ 1 9 3  b e h a n d e l t d i e  F e l l e ,  i n  w e l c h e n  ö s t e r r e i c h i s c h e  Z o l l b e ­

h ö r d e n  a u s l e n d i s c h e  B e h ö r d e n  u m  A m t s h i l f e e r s u c h e n . S o l c h e  E r ­

s u c h e n  d ü r f e n  n u r  g e s t e l l t  w e r d e n , w e n n  e s  d i e  B e d e u t u n g  d e r  

A n g e l e g e n h e i t  e r f o r d e r t  u n d  ü b e r d i e s n u r  d a n n , w e n n  i m  I n l a n d  

m ö g l i c h e  E r m i t t l u n g e n  z u r  F e s t s t e l l u n g  d e s  m a ß g e b l i c h e n  S a c h v e r ­

h a l t e s  n i c h t  a u s r e i c h e n  ( A b s . 1 ) .  A m t s h i l f e e r s u c h e n  d ü r f e n a u c h  

n i c h t  g e s t e l l t  w e r d e n , w e n n  e i n e m  g l e i c h a r t i g e n  E r s u c h e n  d e r  

e r s u c h t e n  a u s l ä n d i s c h e n  B e h ö r d e  n i c h t  e n t s p r o c h e n  w e r d e n  k ö n n t e , 

w o r a u f  d i e  e r s u c h t e B e h ö r d e  a u c h  b e s o n d e r s  h i n z u w e i s e n  i s t .  E i n e 

A u s n a h m e v o n  d i e s e m G r u n d s a t z  s o l l n u r  d a n n  m ö g l i c h s e i n ,  w e n n  

d i e  A m t s h i l f e a u s  b e s o n d e r e n  G r ü n d e n  d r i n g e n d  g e b o t e n  i s t ;  e s  

l i e g t  d a n n  i m  E rm e s s e n  d e r  a u s l ä n d i s c h e n  B e h ö r d e . o b  s i e  t r o t z  

d e r  m a n g e l n d e n  G e g e n s e i t i g k e i t d e m  E r s u c h e n  e n t s p r i c h t  ( A b s . 2 ) . 
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Z u  1 9 4 . : 

A u s l ä n d i s c h e n  Z o l l b e h ö r d e n  d a r f  A m t s h i l f e g r u n d s ä t z l i c h n u r  a u f  

E r s u c h e n  g e l e i s t e t  w e r d e n  ( A b s . l ) .  S i e  d a r f n u r  g e l e i s t e t  w e r d e n , 

w e n n  d u r c h  s i e  d i e  ö f f e n t l i c h e O r d n u n g  o d e r  a n d e r e w e s e n t l i c h e  

I n t e r e s s e n  ö s t e r r e i c h s  o d e r  s c h u t z w ü r d i g e I n t e r e s s e n  a n  d e r  

G e h e i m h a l t u n g , i n s b e s o n d e r e v o n  H a n d e 1 s - , I n d u s t r i e - , G e w e r b e ­

o d e r  B e r u f s g e h e i m n i s s e n , n i c h t  v e r l e t z t  w e r d e n  ( A b s . 2 ) . 

D e r  A b s . 3  l e g t  w e i t e r e V o r a u s s e t z u n g e n  f e s t ,  d i e  g e w ä h r l e i s t e t  

s e i n m ü s s e n , d a m i t H i l f e g e l e i s t e t  w e r d e n  d a r f . I n s b e s o n d e r e i s t 

e i n e H i l f e l e i s t u n g  a u s g e s c h l o s s e n , w e n n  d a s  v o n  d e r  a u s l ä n d i s c h e n  

B e h ö r d e  a n z u w e n d e n d e  V e r f a h r e n  d e n  G r u n d s ä t z e n  d e s  ö s t e r r e i c h i -

s c h e n  V e r f a h r e n s  r e c h t s  

U n s c h u l d s v e rm u t u n g  u s w . ) 

( L e g a l i t ä t s p r i n z i p ,  

n i c h t  e n t s p r i c h t  ( Z  

g e w ä h r l e i s t e t  s e i n ,  d a ß  d i e  a u s l ä n d i s c h e B e h ö r d e  

H i l f e l e i s t u n g  e r h a l t e n e n  I n f o rm a t i o n e n  n u r  

V e r f a h r e n s ,  f ü r d a s  u m  H i l f e l e i s t u n g  e r s u c h t  

P a r t e i e n g e h ö r ,  

1 ) . E s  m u ß a u c h  

d i e  d u r c h  d i e  

f ü  r Z w e c k e  d e s  

w u r d e , o d e r  f ü r  

Z w e c k e  v o n  m i t d i e s e m V e r f a h r e n  i m  u n m i t t e l b a r e n  Z u s a mm e n h a n g  

s t e h e n d e n  a n d e r e n  V e r f a h r e n  v e rw e n d e t  u n d  i m  ü b r i g e n  g e h e i m h ä l t .  

E i n e W e i t e r g a b e  a n  a n d e r e B e h ö r d e n  s o l l n u r  m i t Z u s t i mm u n g  

r. s t e r r e i c h s  m ö g l i c h s e i n ,  d i e  n u r  d a n n  g e g e b e n  w e r d e n  k a n n , w e n n  

s i e  i m  I n t e r e s s e ö s t e r r e i c h s  g e l e g e n  i s t ( Z 2 ) . S c h l i e ß l i c h m u ß 

f e s t s t e h e n , d a ß  a u c h  d i e  a u s l ä n d i s c h e  Z o l l b e h ö r d e  e i n e m  g l e i c h ­

a r t i g e n  ö s t e r r e i c h i s c h e n  E r s u c h e n  e n t s p r e c h e n  u n d  a l l f ä l l i g e a n  

d i e  L e i s t u n g  d e r  A m t s h i l f e g e k n ü p f t e  B e d i n g u n g e n  b e a c h t e n  w i r d ( Z  

3 ) • 

A u s n a h m e n  v o n  d e n  i m  A b s . 3  Z 1 b i s  3 g r u n d s ä t z l i c h g e f o r d e r t e n  

V o r a u s s e t z u n g e n  e n t h ä l t  A b s . 4 .  

D e r  A b s . 8  e n t h ä l t  S o n d e r r e g e l u n g e n  f ü r  d i e  F e l l e  d e r  s o g e n a n n t e n  

I I s p o n t a n e n ll A m t s h i l f e .  E s  b e s t e h t  d a s B e d ü r f n i s ,  i n  b e s o n d e r e n  

F ä l l e n A m t s h i l f e a u c h  d a n n  ( " s p o n t a n II )  z u  l e i s t e n , w e n n  e i n  

b e z ü g l i c h e s  E r s u c h e n  e i n e r  a u s l ä n d i s c h e n  Z o l l b e h ö r d e  n i c h t  

v o r l i e g t . E s  h a n d e l t  s i c h  h i e r u m  d i e  M i t t e i l u n g  n e u e r  u n d  b e ­

s o n d e r s  g e f ä h r l i c h e r  M e t h o d e n  z u r  B e g e h u n g  v o n  Z o l l z u w i d e r ­

h a n d l u n g e n , u m  d i e  M i t t e i l u n g  v o n  V e r s t e c k e n  i n  B e f ö r d e r u n g s ­

m i t t e l n  o d e r  B e h ä l t n i s s e n , u m  M i t t e i l u n g e n  b e t r e f fe n d  d i e  V e r ­

f ä l s c h u n g  o d e r  N a c h a h m u n g  v o n  i m  Z o l l v e r f a h r e n  v e rw e n d e t e n  U r ­

k u n d e n , S t e m p e l n  u n d  N ä m l i c h k e i t s z e i c h e n  u n d  s c h l i e ß l i c h u m  d i e  
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M i t t e i l u n g  k o n k r e t e r  Z u w i d e r h a n d l u n g e n , d e r e n  V e r f o l g u n g  i m  H i n ­

b l i c k  a u f  i h r e  w i r t s c h a f t l i c h e , h u m a n i t ä r e , s o z i a l e  o d e r  r e c h t s ­

p o l i t i s c h e B e d e u t u n g  a u c h  i m  I n t e r e s s e  d e r  R e p u b l i k  ö s t e r r e i c h  

g e l e g e n  i s t ,  i n s b e s o n d e r e ü b e r  s o l c h e  i m  Z u s a mm e n h a n g  m i t S u c h t ­

g i f t e n , W a f f e n , M u n i t i o n e n  u n d  S p r e n g s t o f f e n , K u n s t g e g e n s t ä n d e n  

o d e r  A r c h i v a l i e n .  

Z u  § 1 9 5 . : ----------

F ü r  d i e  D u r c h f ü h r u n g  d e r  H i l f e l e i s t u n g  s o l l e n g r u n d s ä t z l i c h d i e  

e i n s c h l ä g i g e n  B e s t i mm u n g e n  d e r  i n  B e t r a c h t  k o mm e n d e n  ö s t e r ­

r e i c h i s c h e n  V e r f a h r e n s g e s e t z e  g e l t e n . F ü r  d i e  L e i s t u n g  v o n  A m t s ­

h i l f e z u r E r h e b u n g  v o n  A b g a b e n , e t w a  a u c h  z u r  D u r c h f ü h r u n g  v o n  

E rm i t t l u n g e n  b e i  u n e r l e d i g t e n  C a r n e t s  T I R  o d e r  V e r s a n d s c h e i n e n , 

g i l t  s o m i t d a s  a u t o n o m e  R e c h t  b e t r e f f e n d  d i e  E r h e b u n g  d e r  Z ö l l e ;  

i n  d e n  F ä l l e n d e r  A m t s h i l f e b e t r e f f e n d  Z u w i d e r h a n d l u n g e n  g e g e n  

Z o l l v o r s c h r i f t e n  g e l t e n  d i e  V o r s c h r i f t e n  ü b e r  d a s  v e rw a l t u n g s b e ­

h c r d l i c h e  F i n a n z s t r a f v e r f a h r e n  ( A b s . 1 ) . 

I m  H i n b l i c k  a u f  d i e  u n t e r s c h i e d l i c h g e s t a l t e t e n  a u s l ä n d i s c h e n  

V e r f a h r e n s o r d n u n g e n  w a r d a r a u f  B e d a c h t  z u  n e h m e n , d a ß  d e n  

W ü n s c h e n  a u s l ä n rl i s c h e r  B e h ö r d e n , e i n e b e s t i mm t e , v o m  0 s t e r ­

r e i c h i s c h e n  V e r f a h r e n s r e c h t  a b w e i c h e n d e  V o r g a n g s we i s e e i n z u ­

h a l t e n , e n t s p r o c h e n  w e r d e n  k a n n ; d i e s e  V o r g a n g s w e i s e  m u ß a l l e r ­

d i n g s  m i t d e n  G r u n d s ä t z e n  d e s  ö s t e r r e i c h i s c h e n  V e r f a h re n s r e c h t e s  

v e r e i n b a r  s e i n ( A b s . ? ) . 

I m  H i n b l i c k  a u f  d i e  B e d e u t u n g  d e r  W a h r u n g  d e s  P a r t e i e n g e h ö r s s o l l 

d i e s e s  n i c h t  n u r  b e i  d e r  a u s l ä n d i s c h e n  B e h ö r d e  g e w ä h r l e i s t e t  

s e i n ,  s o n d e r n  e s  s o l l g r u n d s ä t z l i c h  f ü r i m  B u n d e s g e b i e t w o h n h a f t e  

P e r s o n e n  v o r g e s e h e n  w e r d e n , d a ß  d i e s e  s c h o n  v o r  L e i s t u n g  d e r  

A m t s h i l f e b e r e i t s i m  I n l a n d  g e h ö r t w e r d e n  u n d  g e g e n  d i e  L e i s t u n g  

d e r  A m t s h i l f e a l l f ä l l i g e B e d e n k e n  v o r b r i n g e n  k ö n n e n , m i t d e n e n  

s i c h d i e  B e h ö r d e  a u s e i n a n d e r z u s e t z e n  h a t .  N u r  i n  s o l c h e n  F ä l l e n ,  

i n  w e l c h e n  b e i A n h ö r u n g  d e r  B e t r o f f e n e n  u n d  d e r  d a m i t v e r b u n d e n e n  

K e n n t n i s n a h m e  v o n  d e re n  G e g e n s t a n d  d e r  Z w e c k  d e r  A m t s h i l f e v e r ­

e i t e l t w ä r e , u n d  i n  d e n  F ä l l e n ,  i n  w e l c h e n  d i e  S t ra f v e r f o l g u n g  i m  

A u s l a n d  a u c h  i m  I n t e r e s s e  ö s t e r r e i c h s g e l e g e n  i s t ( H i n w e i s  a u f  

d i e  E r l ä u t e r u n g e n  z u  § 1 9 4  A b s . 8 ) , s o l l d i e  A n h ö r u n g  i m  I n l a n d  

e n t f a l l e n .  
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H i e r w e r d e n  d i e  V o r a u s s e t z u n g e n  g e r e g e l t ,  d i e  e r f ü l l t  s e i n  

m ü s s e n , w e n n  G e g e n s t ä n d e o d e r  A k t e n  i n  d a s A u s l a n d  ü b e r s e n d e t  

w e r d e n  s o l l e n .  

I n  ü b e r e i n s t i m m u n g  m i t d e n  e i n s c h l ä g i g e n  V o r s c h r i f t e n  d e s  

A u s l i e f e r u n g s - u n d R e c h t s h i l f e g e s e t z e s , B G B 1 . N r .  5 2 9 / 1 9 7 9  s o l l e n 

h i e r d i e  V o r a u s s e t z u n g e n  b e s t i mm t  w e r d e n , d i e  g e g e b e n  s e i n  

m ü s s e n , w e n n  V o r l a d u n g e n  a u s l ä n d i s c h e r  Z o l l b e h ö r d e n  i m  I n l a n d  

z u g e s t e l l t  w e r d e n  s o l l e n .  

E b e n f a l l s  i n  O b e r e i n s t i mm u n g  m i t d e m  A u s l i e f e r u n g s - u n d  R e c h t s ­

h i l
'
f e g e s e t z  s o l l z w a r g r u n d s ä t z l i c h d i e  V o r n a h m e  v o n  E r h e b u n g e n  

u n d  a n d e r e n  V e r f a h r e n s h a n d l u n g e n  d u r c h  a u s l ä n d i s c h e  O r g a n e  a u f  

d e m  G e b i e t d e r  R e p u b l i k  � s t e r r e i c h  n i c h t  z u l ä s s i g  s e i n ;  w e n n  a b e r  

d i e  A n we s e n h e i t  s o l c h e r  O r g a n e  s o w i e  v o n  a n d e r e n  a m  V e r f a h r e n  

b e t e i l i g t e n  P e r s o n e n  o d e r  d e r e n  R e c h t s b e i s t ä n d e n  z u r  s a c h g e m ä ß e n  

E r l e d i g u n g  d e s  E r s u c h e n s  e r f o r d e r l i c h i s t ,  s o l l d e r  B u n d e s ­

m i n i s t e r  f ü r  F i n a n z e n  d i e  A n w e s e n h e i t  d i e s e r  P e r s o n e n  b e i A m t s ­

h a n d l u n g e n  g e s t a t t e n  k ö n n e n . 

§ 1 9 9  r e g e l t d e n  E r s a t z  d e r  d u r c h  d i e  L e i s t u n g  v o n  A m t s h i l fe 

e n t s t a n d e n e n  K o s t e n  i n  d e r  a u c h  i n  b i l a t e r a l e n A b k o m m e n U b l i c h e n  

W e i s e .  

D e r  A b s c h n i t t V I I I  e n t s p r i c h t  d e m  g e l t e n d e n  A b s c h n i t t V I I ,  w o b e i  

j e d o c h  d e r  § 1 9 2  A b s . 1 e n t f ä l l t ,  d a  e r  d u r c h  Z e i t a b l a u f  ü b e r h o l t  

i s t • 
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Z u  A r t i k e l  I I  Z .  2 :  
U m  d i e  V o l l z i e h u n g  n i c h t  m i t d e r  p a r a l l e l e n A n w e n d u n g  d e s  

g e l t e n d e n  u n d  d e s  f r ü h e r e n  G e s e t z e s t e x t e s  a l l g e m e i n  z u  b e l a s t e n , 

s o l l d u r c h  d i e s e  Z .  3 g r u n d s ä t z l i c h  a u f  d i e  n o c h  n i c h t  r e c h t s ­

k r � f t i g  a b g e s c h l o s s e n e n  F ä l l e  d e r  n e u e  G e s e t z e s t e x t  a n z u w e n d e n  

s e i n .  D i e  A u s n a h m e  f ü r d e n  F a l l ,  d a �  d e r  a l t e G e s e t z e s t e x t  z u  

e i n e m  f ü r d e n  A b g a b e n p f l i c h t i g e n  g ü n s t i g e r e n  E r g e b n i s  f ü h r t , w i r d  

k a u m z u m T r a g e n  k o mm e n . 

S t a n d : 1 0 . 4 . 1 9 8 7  

29/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 141 von 195

www.parlament.gv.at



G A g  P- 1') ij h e r s t e I l  1 1  n g 

T ext l aut Entwurf 

1. Der § 4 l autet : 

"Vertrags zol l sätze , Ursprungsrege ln , Ursprungszeugnisse 

§ 4 .  (1) Vertragszol lsätze sind die durch völkerrechtliche 

Vereinbarungen bestimmten Zoll sätze . Vertragszol lsätze sind , wenn 

sie günstiger sind a l s  die im Zol ltari f festgelegten al lgemeinen 

Zollsätze oder andere Vertragszol l sätze , anzuwenden 

1. nach Maßgabe völkerrechtl icher Vereinbarungen , 

2 .  auf Waren , die ihren Ursprung in ZollausschlUssen (§ 

1 Ahs .  2) haben , 

3 .  auf Waren , d ie aus dem freien Verkehr ausge f!lhrt 

worden sind und unverändert wieder in das Zol lgebiet 

einge führt werden : 

i n  den Fä l len der Z .  2 und 3 hat die Partei das Vorliegen der 

Voraus setzungen nachzuwe i sen . 

( 2 )  Waren , die vol l ständig in einem Gebiet gewonnen oder 

hergestellt worden s ind , haben ihren Ursprung in diesem Gebiet . 

Waren , d ie in einem Gebiet unter Verwendung von Waren ei nes 

anderen Gebietes oder von Waren unbekannten oder unbestimmten 

Ursprungs hergeste l lt worden sind , haben .ihren Ursprung in diesem 

Gebiet , wenn dort der letzte Be- oder Verarbeitungsvorgang 

vorgenommen worden ist , der der hergestellten Ware ihre wesent­

liche Eigenschaft verl iehen hat . Bei der Bestimmung des Ursprungs 

von Waren bleibt der Ursprung der zur Herstellung der Waren 

verwendeten Maschinen und Werkzeuge sowie der Energie außer 

Betracht . Die Best immungen dieses Absatzes gelten nur , soweit in 

bundesge setzl ichen Vorschriften oder in völkerrechtlichen Verein­

barungen nicht anderes bestimmt i s t .  

( 3 )  Zerlegte oder nicht zusammengebaute Waren , die aus 

GrUnden der Befö rderung oder Herstel lung in Teil sendungen einge­

führt werden , s ind hins ichtl ich ihres Ursprungs als eine einheit­

liche Ware zu behandeln , wenn der Verfügungsberechtigte die 

Zusammengehörigkeit der Tei lsendungen und den Ursprung 

als Ganzes nachweist . 

der Ware 

r 

g p l t en rl er T ext 

V e r t r a g s z ö l l e, U r s p r u lI , u e u g n i l i e  
§ 4 .  (1) Die ?n Zolltarif festgesetzten aUgemeiaen ZöUe, 

welche durch zWischenstaatliche Vereinbarungen ermäßigt 
oder aufgehoben werden, . werden als VertragszöUe be­
zeichnet. 

(2) Die Vertragszölle finden auch auf Waren der meist­
begünstigten Staaten und der Zollautscblüsse Anwendung, 
sofern nicht anderweitige zwischenstaatliche Vereinbarungen 
entgegenstehen. 

(3) Als Waren der Vertragsstaaten, der meistbegünstigsten 
Staaten und der Zollausscblüsse geltetl die in diesen Ge­
bieten gewonnenen Naturerzeugnisse oder daraus herge­
stellten Erzeugnisse, weiters die in diesen Gebieten durch 
Vermengung, Vermischung oder Verarbeitung einer über­
wiegenden Menge solcher Erzeugnisse mit Erzeugnissen 
anderer Staaten gewonnenen Waren und schließlich die in 
diesen Gebieten aUI Natur- oder sonstigen Erzeugnissen 
anderer Staaten hergestellten Waren, sofern diese dabei 
insbesondere hinsichtlich ihrer Eigentümlichkeit oder ihres 
Wertes die letzte wesentliche Veränderung erfahren haben. 

(4) Die Vertragszölle sind auch auf die im Vertrags­
staat, in den meistbegünstigten Staaten und in den Zoll­
ausschlüssen verzollten Waren . anzuwenden, sofern die 
Vertragsbegünstigung nicht auf die in Abs. 3 angeführten 
Waren eingeschränkt ist. 

(5) Zu den Vertragszöllen sind auch die aus dem 
Zollausland zurücklangenden inländischen Rückwaren , ab­
zufertigen, wenn von der Zollerhebung mangels Vorllegens 
aller in § 42 genannten Voraussetzungen nicht Abstand 
genommen werden kann. 

(6) Für die Anwendung der Vertragszölle hat der Ver­
fügungsberedttigte die in den vorstehenden Absätzen ge­
nannten Voraussetzungen durch Vorlage der Frachtpapiere, 
der Rechnungen, des kaufmännischen Schriftwechsels oder 
anderer geeigneter Unterlagen nachzuweisen. Wenn es 
aus volkswirtschaftlichen Rücksichten oder aus Gründen der 
Zollsicherheit erforderlich ist, kann das Bundesministerium 
für Finanzen anordnen, inwieweit bei der Einfuhr be­
stimmter Waren die Anwendung der Vertragszollsätze von 
der Beibringung von Ursprungszeugnissen abhängig ist. 
Ursprungszeugnisse m�ssen die �escheinigung enthal�en, �aß 
die Ware ein Erzeugms des darm angegebenen Gebietes 1St. 
Ursprungszeugnisse müssen von einer Handelskammer oder 
einer anderen im Ausstellungsland hiezu befugten Behörde 
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( 4 )  Ersatzte i le , Zubehör und Gebrauchsanleitungen , die mit 

den Waren eingeführt werden , zu deren Ubl icher Ausstattung sie 

gehören , ge lten a l s  Ursprungserzeugnisse des Gebietes , in dem die 

Waren ihren U rsprung haben . Umschließungen eingefUhrter Waren 

sind , wenn sie als selbständige Ware zu verzollen sind , auch 

hinsichtlich des Ursprungs als se lbständige Waren zu behande ln; 

im übrigen gelten sie als Ursprungserzeugni sse des Gebietes , in 

dem die Waren ihren Ursprung haben . 

( 5 )  Der Bundesminister für Finanzen hat , wenn d ies zur 

Vermeidung von Zweifelsfä l len e rforderl ich ist , im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und , 

soweit es sich um Waren handelt , für die der Bundesminister fUr 

Land- und Forstwirtschaft nach dem Außenhandel sgesetz 1 9 8 4 , 

BGB I . N r .  1 8 4 , zur Erteilung der Ein fuhrbewi lligung zuständig ist , 

auch im Einvernehmen mit diesem Bundesminister unter Bedachtnahme 

auf völkerrechtliche Vereinbarungen Uber den Ursprung von Waren 

und auf die in den ma ßgebenden Handelspartnerländern österre ichs 

diesbezUgl ieh geltenden Vorschriften durch Verordnung zu 

best immen , welche Voraussetzungen , insbesondere Be- oder Verar­

beitungen , gegeben sein mUssen , damit Waren a l s  Ursprungs­

erzeugnisse im Sinn des Abs . 2 anzusehen s ind . 

( 6 )  Für die Anwendung der Vertragszollsätze hat der VerfU­

gungsberechtigte das Zutre f fen der in den vorstehenden Absätzen 

genannten Voraussetzungen durch Vorlage der Frachtpapiere , der 

Rechnung , des kaufmännischen Schri ftwechsels oder anderer 

geeigneter Unterlagen nachzuweisen.  Wenn es aus volkswirtschaft­

l ichen RUcksichten zur S icherung der Einhaltung der Regeln des 

Abs .  2 geboten ist , hat der Bundesminister fUr Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesmin i ster fUr wirtschaftl iche Angele-

genheiten und , soweit e s  sich um Waren handel t ,  fUr die der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft nach dem Außen­

hande l sgesetz 1 9 8 4  zur Ertei lung der Einfuhrbewi l l igung zuständig 

ist , auch im Einvernehmen mit diesem Bundesminister anzuordnen , 

inwieweit bei der E infuhr bestimmter Waren d ie Anwendung der 

Vertragszo l l sätze von der Beibringung von Ursprungs zeugnis sen 

abhängig i st . Ursprungszeugnisse müs sen die Bescheinigung 

entha lten , daß  die Ware ein Ursprungserzeugnis (Abs . 2 bis 5 )  des 

darin angegebenen Gebietes ist ; sie mUs sen von einem Zollamt oder 

einer anderen Behörde im Ausstel lungsland oder eine r  anderen im 

Ausstel lung s land hiezu befugten Stelle ausgestellt sei n ,  sofern 

nicht in anderen bundesgesetz lichen Vorschri ften oder in völker­

rechlt ichen Vereinbarunqen besondere Anordnunqen qetrof fen s ind .  

L 

oder Stelle ausgestellt sein, sofern nicht in anderen Bundes­
gesetzen oder zwischenstaatlichen Vereinbarungen besondere 
Anordnungen getroffen sind. Das Bundesministerium für 
Finanzen kann anordnen, daß Ursprungszeugnisse von 
einer österreichischen Vertretungsbehörde im Ursprungsland 
ausgestel!t oder beglaubigt sein müssen. 
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( 7 )  Die Abs . 2 bis 5 gelten sinngemäß für die Bestimmung des 

Ursprungs von aus dem Zol lgebiet ausgeführten Waren . Ursprungs­

zeugni s se s ind nach d iesen Regeln auszuste l len . Wenn aber der 

Antragsteller dartut , daß im Bestimmungs land für die Zwecke der 

Best immung des Ursprungs der Waren andere gesetzl iche vor­

schri ften oder vö lkerrechtl iche Vereinbarungen gelten , und diese 

bekanntgibt , s ind Ursprungszeugnisse nach diesen auszuste l len . "  

l d .  Der S 7 Abs . 2 lautet : 

" ( 2 )  Können die nach Abs . 1 maßgebende Menge , Art und Beschaffen­

hei t  der Waren oder sonstige für die Durchführung des Zol lver­

fahrens ma ßgebende Umstände nicht eindeutig ermitte lt werden , 

insbesondere wei l  Waren nicht geste l l t  werden oder die innere 

Beschau unmöglich oder untunlich ist , so s ind j ene Umstände 

heranzuziehen , die zur höchsten Abgabenbe lastung führen.  Würden 

nach dem Ergebni s  der Ermittlungen gleich fa l l s  in Betracht 

kommende Umstände dazu fUhre n ,  daß ein gesetzl iches Verbot der 

Abfert igung entgegensteht , so i s t  dieses Verbot ungeachtet des 

ersten Satzes zu beachten . "  

2 .  Im § 2 2  Abs . 2 l it . a  Z .  2 wird der Ausdruck "§ 4 1  Abs . 1 l i t . a "  durch den Ausdruck "§ 29 Abs .  1 Z .  1 "  erset z t .  

- 3 ""'-

(2) Abgenutzte oder beschädigte Waren sind wie neue oder 
unbeschädigte, verdorbene wie unverdorbene zu behandeln, 
sofern der Zoll nicht nach dem Wert erhoben wird. 

(2) Die Zollämter zweiter Klasse sind befugt. Waren im Rahmen der in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Zollverfah_ rensarten mit der Maßgabe abzufertigen. daß 
a) Abfertigungen zum freien Verkehr nur vorgenommen werden dürfen. wenn 

1 .  die Waren im Reiseverkehr oder im kleinen Grenz­verkehr eingebracht werden und ni.:ht für den Han­del bestimmt sind oder 
2. für die Waren die Zollfreiheit nach den 'SS JO bis 40 zu gewähren ist oder in den im S 41 Abs. 1 lit. a genannten Fällen ein Bescheid über die Gewährung der Zollfreiheit vorgelegt wird oder J.  die Ermittlung der Grundlagen für die Abgabenerhe_ bung und die Festsetzung der Abgaben durch das Zollamt ohne besondere Schwierigkeiten vorgenom_ men werden können; 

\ 
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3 .  An die Stelle des § 2 3  treten folgende §§ 2 3  und 2 3 a :  

" §  2 3 .  Zol lwache 

( 1 )  Die Zollwache ist ein uni formierter,  bewa f fneter Wachkörper 

des Bundes . 

( 2 \ Den Zol lwacheorganen obliegt die Uberwachung der Zol lgrenze 

und die Uberwachung des Warenverkehrs über die Zol lgrenze , im 

Zol lgrenzbezirk ,  auf der Donau zwischen Strom-km 1 8 87 und 

Strom-km 1 9 3 3 , sowie auf einem j e  1 km breiten Landstre i fen zu 

beiden Se iten der Donau in diesem Bereich , zum Zweck der Verhin­

derung und Aufdeckung von Zollzuwiderhandlungen und der S icherung 

von Bewe i sen . Den Zol lwacheorganen durch andere Rechtsvor­

schri ften übertragene Aufgaben bleiben unberührt . 

( 3 )  Unbeschadet ihrer Befugnisse a l s  Zol lwacheorgane können Zoll­

wachebeamte ständig oder vorübergehend als  Organe von Zol lämtern 

eingesetzt werden . Die Zol lwachebeamten s ind , wenn sie nicht 

selbst zum Leiter des Zol lamtes bestellt sind , diesem in allen 

Angelegenheiten unterstellt , die ihre Dienstlei stung beim Zollamt 

betreffen. 

( 4 )  Zol lwachebeamte s ind bei den Finanz landesd irektionen und beim 

Bundesministerium für Finanzen zur I nspiz ie rung der Zol lwache , in 

der für die Erfül lung dieser Aufgabe notwendigen Anzahl heranzu­

ziehen . Soweit es zweckmäß ig ist , können Zol lwachebeamte bei den 

Finanz landesdirektionen und beim Bundesmini sterium für Finanzen 

auch zur Behandlung sonstiger Angelegenheiten der Zol lwache ver­

wendet werden . 

( 5 )  Die Zol lwachebeamten s ind , soweit sie nicht bei den Haupt­

zol lämtern als  Finanz strafbehörden erster Instanz , bei ständigen 

Mobi len Einsatzgruppen , bei den Finanz landesdirektionen oder beim 

Bundesministerium für Finanzen verwendet werden oder zum Leiter 

e ines Zollamtes oder einer Zwe ig stelle eines solchen bestellt 

sind , in Zol lwachabtei lungen zusammenzufas sen . Die Organisation 

der Zol lwachabtei lungen ob l iegt unter der Leitung des Bundesmini­

steriums für Finanzen den Finanzlandesdirektionen . 

- 4  
Z o l l w a c h e  

§ 23. (1) Die Zollwache ist ein in Abteilungen geglie­
derter uniformierter bewaffneter 'Wachkörpcr, dem die 
überwachung der Zollgrenze und die Beaufsichtigung des 
Verkehrs über dieselbe obliegt. 

(2) Unbeschadet ihrer Befugnisse als Zollwacheorgane 
können Angehörige der Zollwache ständig oder vorüber­
gehend zur Dienstleistung bei Zollämtern als deren Organe 
herangezogen werden. Die Angehörigen der Zollwache sind, 
wenn sie nicht selbst zum Leiter des Zollamtes bestellt sind, 
diesem in allen Angelegenheiten unterstellt, die ihre Dienst-
leistung beim Zollamt betreffen. . - - .  - - - _ . .  -

-
. .  

(3) Abgesehen von den Fällen von Zollzuwiderhand.;. 
lungen ist die Zollwache auch befugt, jedermann, der sidt 
ihrer vorschriftsmäßigen Amtshandlung widersetzt, gegen 
die in Ausübung ihres Dienstes begriffenen Zollorgane 
Drohungen vorbringt oder sie während der Ausübung ihres 
Dienstes wörtlich oder tätlidt beleidigt, in -Verwahrung zu 
nehmen. 

(4) Die Zollwache darf sich ihrer Waffen und anderer 
geeigneter Hilfsmittel sowie Hunde und Schließketten be­
dienen, um einen tätlichen oder unmittelbar drohenden 
Angriff von sich oder dritten Personen abzuwehren lind 
Widerstand, der ihren Anordnungen entgegengesetzt wird, 
zu brechen. Im Zollgrenzbezirk darf sie. von der SdlUß­
waffe und von den vorangeführten Hilfsmitteln gegen Per­
sonen Gebrauch machen, die auf wiederholten Anruf nicht 
stehenbleiben oder sich ihrer Abführung durch die Flucht 
zu entziehen suchen, ' wenn dadurch nidtt andere Personen 
gefährdet werden. 

(5) Sucht sidl eine von der Zoll wache vorschriftsmäßig 
angerufene Person der Amtshandlung durch die F1udtt in 
ein Gebäude oder in einen anderen geschlossenen Raum zu 
entziehen, so ist die Zoll wache ohne Einholung einer 
besonderen Ennächtigung befugt zu fordern, daß das Ge­
bäude oder der geschlossene Raum, wenn sie ve1"Sperrt 
wurden, geöffnet und der Zoll wache der Eintritt ermöglicht 
werde, um die entflohene Person samt den Sachen, die sie 
mit sidt nahm, anzuhalten und der gesetzlidten Amts­
handlung zu unterziehen. Wird die Eröffnung verweigert, 
so ist die Hilfeleistung der nächsten staatlichen Sicherheits­
oder ortspolizeilichen Dienststelle anzusprechen und in Gegen­
wart des hiezu beauftragten Organs die Eröffnung zu be­
wirken. Bis dahin kann die Zoll wache die Zugänge besetzt 
halten und das Erforderliche vorkehren, um zu verhindern, 
daß die flüchtige Person entweicht oder die bei ihr befind­
lichen Sachen weggebracht werden. 
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( 6 )  Amtshandlungen von Angehörigen einer Zol lwachabtei lung bei 

Erfüllung von Aufgaben gemä ß Abs . 2 erster Satz sind ,  wenn sie in 

Befolgung eines Auftrages einer Zollbehörde durchgeführt werden , 

d ie ser , ansonsten dem Hauptzol lamt im Bereich j ener Finanz landes­
direktion zuzurechnen , in dem die Zol lwachabte i lung errichtet 
ist . 

( 7 )  Die Zollwachebeamten haben ihren D ienst uni formiert und be­

waffnet zu versehen , soweit nicht durch die Dienstvorschriften im 

Hinblick auf die Art des zu versehenden Dienstes Ausnahmen ver­

fügt werden .  

( 8 )  Abgesehen von den i m  Finanzstrafgesetz vorgesehenen Fällen 

s ind die Zol lwacheorgane auch be fugt , jedermann , der s ich recht­

mäß igen Amtshandlungen der Zollorgane widerset z t ,  festzunehmen . 

Der Festgenommene ist nach Wegfall des Festnahmegrundes , j eden­

fal l s  aber i nnerhalb der nächsten 48 Stunden frei zulassen . 

( 9 )  Versucht e ine von Zol lwacheorganen vorschri ftsmä ß ig ange­

rufene Person s ich der Amtshandlung durch die Flucht in ein Ge­

bäude , in e inen anderen geschlossenen Raum oder auf ein zum Haus­

wesen gehöriges , e ingefriedetes Grundstück zu entz iehen , sind die 

Zol lwacheorgane ohne Einholung einer besonderen Ermächtigung 

befugt zu fordern , daß das Gebäude , der geschlossene Raum oder 

das zum Hauswesen gehörige eingefriedete Grund stück , wenn sie 

versperrt s ind , geö f fnet und den Zol lwacheorganen der Eintritt 

ermögl icht werde , um die entflohene Person samt den Waren , die 

sie mit s ich genommen hat , anzuhalten und der gesetz l ichen Amts­

handlung zu unterz iehen . Wird die Eröf fnung verweigert , so sind 

die Zol lwacheorgane befugt , d ie Eröf fnung zu bewi rke n .  

:J 
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§ 2 3 a .  Waffengebrauch der Zollwache 

( 1 )  Die Zollwacheorgane dürfen in Ausübung ihrer gesetz lichen 

Zwangsbe fugn i s se nach Maßgabe der Abs . 2 bis 6 von Dienstwa ffen 

Gebrauch machen : 

1 .  Im Fall der Notwehr ,  

2 .  zur Uberwindung eines auf die Vereitlung einer rechtmäß igen 

Amtshandlung gerichteten Widerstandesl 

3 .  zur Erzwingung einer rechtmäß igen Festnahme , 

4 .  zur Verhinderung des Entkommens e iner rechtmä ß ig festge­

haltenen Person , 

5 .  zur Abwehr einer von einer Sache drohenden Ge fahr . 

( 2 )  Der Waf fengebrauch ist nur zulässig , wenn unge fährliche oder 

weniger gefährliche Maß nahmen , wie insbesondere die Aufforderung 

zur Herstel lung des gesetzmäß igen Zustandes , die Androhung des 

Wa f fengebrauches , die Verfolgung eines Flüchtenden , die Anwendung 

von Körperkraft oder verfügbarer gel inderer Mittel ungeeignet 

erscheinen oder s ich als wirkungslos erwiesen haben . Stehen ver­

sch iedene Waffen zur Verfügung , darf nur von der am wenigsten 

gefährlichen , nach der j ewei l igen Lage noch geeignet erscheinen­

den Waffe Gebrauch gemacht werden . 

( 3 )  Zweck des Waffengebrauches gegen Menschen darf nur sei n ,  

angri ffs- , widerstands- oder fluchtun fähig zu machen . In den 

Fä l len des Abs . 1 Z .  2 bis 5 darf der durch den Wa f fengebrauch zu 

erwartende Schaden nicht offensichtlich außer Verhä ltnis zu dem 

beabsichtigten Erfolg stehen ; im Fa l l  des Abs . 1 Z .  1 gilt dies 

nur dann , wenn dem Angegriffenen offens ichtl ich bloß ein geringer 

Nachtei l  droht . Jede Waffe i st mit möglichster Schonung von 

Menschen und Sachen zu gebrauchen . Gegen Menschen dürfen Waf fen 

nur angewendet werden , wenn der Zweck ihrer Anwendung nicht durch 

Waf fenwirkung gegen Sachen erreicht werden kann . 

- 6  
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( 4 )  Der mit Gefährdung menschlichen Lebens verbundene Gebrauch 

e iner Waf fe ist nur zulä ssig : 

1 .  im Fall der Notwehr zur Verteidigung eines Menschen , 

2 .  zur Unterdrückung eines Aufstandes oder Aufruhrs bei e iner 

Zolldienstste l le ,  soweit wegen Gefahr im Verzug das Ein­

schreiten der zuständigen S icherheitsorgane nicht abgewartet 

werden kann , 

3 .  zur Erzwingung der rechtmäß igen Festnahme oder zur Verhinde­

rung des Entkommens einer rechtmä ß ig festgehaltenen Person , 

die überwiesen oder dringend verdächtig i st ,  

a) das Finanzvergehen des Schmuggel s  ( §  3 5  Abs .  1 FinStrG) 

begangen zu haben , wenn Grund zu der Annahme besteht , daß 

sie eine Waf fe oder ein anderes Mitte l , dessen Wirkung der 

einer Waffe gleichkommt , bei s ich führen und zum Wider­

stand benützen könnte , 

b) durch e ine Tat oder durch mehrere selbständige Taten so­

wohl ein Finanzverqehen a l s  auch eine solche gerichtlich 

strafbare Handlung begangen zu haben , die nur vorsätzl ich 

begangen werden kann , mit mehr a l s  einj ähriger Freiheits­

stra fe bedroht i s t  und für s ich a l lein oder i n  Verbindung 

mit dem Verhalten bei der Festnahme oder Entweichung diese 

Person als e i nen für S icherheit des Staate s ,  der Person 

oder des Eigentums a llgemein gefährlichen Menschen kenn­

z eichnet . 

( 5 )  Der lebensgefährdende Waf fengebrauch ( Abs . 4 )  ist außer dem 

F a l l  der Notwehr ausdrück l ich ,  zeitl ich unmittelbar vorangehend 

und deut l ich wahrnehmbar anzudrohen . Gegenüber einer Menschen­

menge ist die Androhung zu wiederholen . Als Androhung des Schu ß ­

waf fengebrauches gilt  auch die Abgabe eines Warnschusses .  

( 6 )  Der lebensgefährdende Waf fengebrauch (Ab s .  4 )  ist außer dem 

Fall der Nowehr nur dann zulässig , wenn dadurch Unbete i l igte 

voraussichtl ich n icht gefährdet werden , es sei denn , daß er un­

vermeidbar erscheint , um eine Menschenmenge von Gewalttaten abzu­

halten , durch die die S icherheit von Personen mitte lbar oder 

unmittelbar gefährdet wird . 
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( 7 )  Steht e ine geeignet erscheinende Dienstwa f fe nicht zur Ver­

fUgung , so dUrfen unter s inngemä ßer Anwendung der Ahs . 1 bis 6 
auch andere Waf fen gebraucht oder Mittel angewendet werden , deren 

Wirkung der einer Waffe gleichkommt . 

( 8 )  Der scharfe E in satz eines D iensthundes gegen Menschen i st 

unter s inngemäßer Anwendung der Abs . 1 bis 3 zulässig : 

1 .  im Fall der Notwehr ,  

2 .  zur Uberwindung e ines akt iven , gewa ltsamen Widerstandes gegen 

rechtmä ß ige Amtshandlungen , 

3 .  zur Erzwingung der rechtmäß igen Festnahme oder zur Verhinde­

rung des Entkommens e iner rechtmäßig festgehaltenen Person , 

die überwiesen oder dringend verdächtig ist , 

a) das Finanzvergehen des Schmuggel s  ( §  3 5  Abs .  1 FinStrG) 

begangen zu haben , wenn Grund zu der Annahme besteht , daß 

sie eine Waffe oder ein anderes Mittel , dessen Wirkung der 

e iner Waffe gleichkommt , bei s ich fUhren und zum Wider­

stand benützen könnte , 

b) durch eine Tat oder durch mehrere selbständige Taten so-

wohl ein Finanzvergehen als auch e ine solche ger ichtlich 

strafbare Handlung begangen zu haben , die nur vorsätzl ich 

begangen werden kann und mit mehr als einj ähriger Frei­

heitsstrafe bedroht i st . "  

- c� 
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4 .  Der § 24 Abs . 4 lautet : 

" ( 4 )  Jedermann i st verpflichtet , den von den Zol lorganen 

sowie von den in Abs . 3 genannten Au fsichtsorganen in recht­

mäß iger Ausübung ihres Dienstes ergangenen Anordnungen Folge zu 

lei sten . Wer s ich dabei d ie sen Organen gegenüber ungeachtet 

vorausgegangener Abmahnung ungestüm benimmt , begeht e ine Verwal­

tungsübertretung nach Art ikel IX Abs . 1  Z . 2  EGVG 1 9 50 . "  

5 .  Dem § 28 wird folgender Abs .  9 angefügt : 

" ( 9 ) Die Benutzung des Amtsplatzes für nicht der Abfert igung 

dienende Zwecke i st vom Zol lamt durch mündl ichen Bescheid ( §  92  

Abs . 2  der Bundesabgabenordnung , BGBI . N r .  1 9 4 / 1 9 6 1 , i n  der 

geltenden Fassung , BAO) zu untersagen , wenn dadurch die 

Aufdeckung von Zollzuwiderhandlungen erschwert oder der Verkehrs­

fluß behindert oder schutzwürdige Interessen der Parteien des 

Zol lverfahrens beeinträchtigt würden . Der Inhalt des münd l ichen 

Bescheides i st in einem Aktenvermerk festzuhalten . Wenn der einem 

derartigen Bescheid entsprechende Zustand nur durch Anwendung 

unmittelbaren Zwanges hergestellt werden kann , so hat das Zollamt 

die Organe der ö f fentlichen Aufs icht heranzuz iehen . "  

- �l -

(4) Jedermann ist verpflichtet, den von den Zollorganen 
sowie von den in Abs. 3 genannten Bediensteten in Ausübung 
ihres Dienstes ergangenen Aufforderungen Folge zu leisten. 
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6 .  Der § 29 lautet : 

" Gewährung von Zol lbegünstigungen 

§ 2 9 . ( 1 )  Soweit nach den §§ 30 bis 40 zoll freie Waren von der 

Stel lungspfl icht ausgenommen sind , wird die Zoll freiheit k raft 

Gesetzes gewährt . Im übrigen ist die Zoll freiheit auf Antrag zu 

gewähren 

1 .  mit gesondertem Bescheid (Grundl agenbescheid im S inn 

des § 1 8 5  BAO) 

a) in den Fäl len des § 30 lit . h ,  des § 31 Abs . 1 

l it . a ,  d ,  e und f ,  des § 3 6  Abs .  1 lit . b und c ,  

des § 3 9  Abs . 1 lit . c  und Abs . 2 ,  des § 4 0  und , 

sowei t  es s ich um motoris ierte Befö rderungsmitte l 

handelt , auch der §§ 3 6  Abs . 1 lit . a  und 3 8 , 

b) in anderen Fä l len , wenn der Antrag nicht in der 

Warenerklärung geste l l t  worden i s t 1  

2 .  ansonsten i n  der zollamtl ichen Bestätigung . 

( 2 )  Außer den Fäl len des Abs . 1 Z .  1 i st mit Grundlagenbescheid 

abzusprechen , wenn 

1 .  nach anderen bundes rechtl ichen Vorschriften für den 

Einze lfall e ine Befreiung oder ein Erlaß von Zö l len oder 

eine Ermäß igung von Zollsätzen gewährt wird oder 

2 .  Zölle nach S 1 8 3  erlassen werden , bevor e ine Fest setzung 

e rfolgt i s t 1  

3 .  Zol lbegünstigungen nach völkerrechtlichen Vereinbarungen 

zu gewähren s ind und die Entscheidung , ob die für die 

Verwirklichung des Tatbestandes ma ßgebenden Umstände 

gegeben sind , schwierige Ermitt lungen erfordert , die 

nicht im Zug der Abfertigung abgeschlossen werden 

können1  auf welche Zol lbegünst igungen dies zutri fft , hat 

der Bundesminister für Finanzen mit Verordnung festzu­

legen . 

( 3 )  Nach Ablau f der Verj ährungsfrist i st die Erlas sung eines 

Grundlagenbescheides nicht mehr zulässig 1 diese Frist wird j edoch 

durch die E inbringung e ines Antrags der Partei auf Gewährung der 

Begünstigung be i der zuständigen Behörde solange gehemmt , bis 

über den Antrag rechtskräftig entschieden worden i st .  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  ü b e r  Z o l l b e f r e i ­
u n g e n  u n d  Z o l l b e g ü n s t i g u n g e n  

§ 4 1 . ( 1 )  Für die Gewährung der Zollfreiheit sind zuständig: 
a) die ZoUämter enter Klasse in den Fällen des § 30 Iit. h, § 3 1  Iit. d bis f, § 36, soweit es sich um motorisierte 

Beförderungsmittel oder um in Iit. b oder c genannte 
Waren handelt, § 37 und § 38, soweit es sich um andere 
Waren als Hausrat, Kleidungs- und Wlischestücke han­
delt, § 39 Iit. c, S 40; 

b) die ZoUämtcr in allen übrigen Fällen. 
(2) Die Zollfreiheit wird in den Fällen der §§ 30 bis 40 nur 

auf Antrag gewährt; in den in Abs. 1 Iit. a genannten Fällen ist 
der Antrag bei einem Zollamt im Bereich des Bundeslandes z� 
stellen, in dem der Begünstigte seinen Wohnsitz oder Sitz hat. 
Über die Gewährung der Zollfreiheit ist gesondert mit Bescheid 
abzusprechen. 

(3) Außer den in Abs. 2 genannten Fällen ist gesondert mit 
Bescheid abzusprechen, soweit nach den zolltarifarischen Bestim­
mungen für den Einzelfall ein Erlaß oder eine Ermäßigung von 
Zöllen gewährt oder über einen Antrag nach S 1 83 vor Entstehen 
der Zollschuld entschieden wird. 

( 4) Nach Ablauf der Verjährungsfrist ist die Erlassung eines 
gesonderten Bescheides nach Abs. 2 oder 3 nicht mehr zullissig; 

die Verjährungsfrist wird jedoch durch die Einbringung ein�s 
Antrages der Partei auf Gewährung der Zollbefreiung oder 
Zollbegünstigung bei der hiefür zuständigen Behörde so lange 
gehemmt, bis über den Antrag rechtskräftig entschieden worden 
ist. Sind einem Bescheid, der eine Zollbefreiung, eine Zollbegün­
stigung oder einen Zollerlaß nach § 183 betrifft, Bedingungen 
beigefügt, so beginnt die Verjährung nicht vor Ablauf des Jahres, 
in dem die Bedingung 
eingetreten ist. Im übrigen finden die für Bescheide gemäß 
§ 185 der Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961, gel­
tenden Bestimmungen Anwendung. 

(5) Die Zollbefreiungen nach den §§ 30 lit. h, 36 Abs. 1 
lit. b und 40 werden nur in dem Ausmaß gewährt, als der 
betreffende ausländische Staat Gegenrecht übt.· . 

(6) So�eit Ausfuhrzölle vorgesehen sind, gelten dj� in 
den §§ 30 bis 40 für die Einfuhr vorgesehenen ZollbefreIun­
gen sinngemäß auch für die Ausfuhr. 
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( 4 )  Zur Erlassung des Grundlagenbescheides sind in den Fäl len des 

Abs .  1 Z 1 l i t .  a und Abs .  2 Z .  3 nur die Zol lämter erster K lasse 

zuständ ig . 

( 5 )  Die einem anderen a l s  dem Warenempfänger gewährte Begünsti­

gung im S inn des Abs . 1 oder 2 ist der Zoll festsetzung zugrunde 

zu legen , wenn im Z eitpunkt des Uberganges der Ware in den freien 

Verkehr feststeht , daß die Ware zur Weitergabe an den Begünstig­

ten bestimmt ist . D ie Begünstigung ist in d iesem Fa ll an die 

Bedingung geknüpft , daß der erlangte Zollvorteil dem Begünstigten 

weitergegeben wird . 

( 6 )  In den Fäl len des § 30 l it . h ,  des § 36 Abs .  1 l i t . b ,  des § 40  

Abs .  1 lit . d  und , sofern e s  sich um motorisierte Beförderungs­

mittel handelt , auch des § 4 0  Abs .  1 l it . a ,  b und c ist die Zoll­

freiheit nur zu gewähren , wenn und soweit der betreffende aus­

ländische Staat Gegenrecht übt . 

(7) Die §§ 30 bis 4 0  gelten s inngemäß für die Ausfuhr aus fuhr­

zol lpflichtiger Waren . "  

7 .  Der § 3 0  lit . d  lautet : 

" d )  Sendungen , die nach § 1 5 3  von der Stel lungspflicht ausge­

nommen sind � "  

8 .  Der § 3 6  Abs .  4 wird aufgehoben . 

� 1'1 -

d) Briefsendungen im Sinne der P05tvorschriften, 50-
weit sie nur schriftliche Mitteilungen oder neben 
diesen nur von der Stellungspfticht befreite Waren 
(§ 1�3 �bs. 2) enthalten; 

(4) Natürlichen Penonen, die die österreichische Staatsbür­
gencbaft nicht besitzen, wird die Zollfreiheit für Übeniedlungs­
gut nur gewibrt, wenn sie nachweisen. daß sie nach den Bestim­
mungen des Fremdenpolizeigesetzes, BGBI. Nr. 75/1954, zu 
einem mindestens einjihrigen Aufenthalt im Bundesgebiet 
berechtigt sind. 

.. 
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9 .  Im § 40 Abs .  3 wird der Ausdruck " §  29 Abs . 1 l it . b" durch den 

Ausdruck "§ 4 1  Abs .  1 z. 2" ersetzt . 

(3) W'ud ein nach Abs. l lit. a. b oder d zollfrei abgefertigtes 
Kraftfahrzeug vor Ablauf der Verwendungspflicht gemäß S 29 
Abs. 1 lit. b wieder ausgeführt, ordnungsgemäß verzollt oder 
nachweislich ernsthaft beschädigt. so kann an dessen Stelle ein 
anderes Kraftfahrzeug zollfrei eingebracht werden. Sollen nach 
Abs. 1 zollfrei abgefertigte Kraftfahrzeuge vor Ablauf der zwei 
Jahre oder einer auf Grund der Gegenrechtsübung Iinger wäh­
renden Verwendungspflicht entgeltlich oder unentgeltlich ande­
ren Penonen zur Benützung überlassen oder an diese übertragen 
werden, so ist dies dem Zollamt vorher anzuzeigen und der Zoll 
zu entrichten; dies gilt nicht, wenn der Begünstigte vor Ablauf 
dieser Frist abberufen wurde, sofern zumindest ein halbes Jahr 
der Verwendungspflicht bereits abgelaufen ist, oder wenn der 
Begünstigte vlI:ntorben ist oder das Fahrzeug ernsthaft beschi­
digt wurde, , letzteres gilt auch für Dienstfahrzeuge. In den RI­
len, in denen Penonen nach völkerrechtlichen Vereinbarungen 
über den Amtssitz internationaler Organisationen das Recht ein­
gedumt ist, alle vier Jahre ein Kraftfahrzeug zollfrei einzufüh­
ren, ermißigt sich der zu erhebende Zoll für jedes vollendete 
Jahr der Verwendungspflicht um ein Viertel. wenn das Kraftfahr­
zeug vor Ablauf der Verwendungspflicht anlißlich der Beendi­
gung des Dienstes des Begünstigten im Zollgebiet und dessen 
Rückkehr in das Zollausland vedußert wird. ' 

• 
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1 0 . Der § 4 1  lautet : 

" Erfül lung von Bedingungen bei Zol lbegünstigungen 

§ 4 1 . ( 1 )  Wenn nach den §§ 30 bis 4 0  die Zoll freiheit an e ine 

bestimmte Verwendung geknüpft ist , ist d iese Bedingung a l s  

erfüllt anzusehen , wenn 

1 .  Waren , die ihrer natürl ichen Beschaffenheit nach 

zum Verbrauch bestimmt sind ,  bestimmungsgemä8 ver­

braucht worden sind ;  

2 .  in den Fäl len des § 3 1  Abs .  1 l it . a ,  d ,  e und f ,  des 

§ 36 Abs . 1 l i t .  b und c und , soweit es sich um motori ­

s ierte Beförderunqsmittel handelt , auch der § §  36  Abs . 
1 lit . a  und 4 0  Abs . 1 die Waren während zweier Jahre ab 

dem Zeitpunkt ihres Uberganges in den freien Verkehr 

bestimmungsgemä8 verwendet worden sind ;  

3 .  in al len übrigen Fäl len die Waren während eines Jahres 

ab dem Zeitpunkt ihres Uberganges in den freien Verkehr 

bestimmungsgemä8 verwendet worden s ind . 

( 2 )  Wenn nach anderen bundesrechtlichen Vorschri ften oder nach 

au f Grund solcher Vorschriften ergangenen Bescheiden eine Zoll­

freiheit oder Zol lbegünstigung an ein bestimmtes Verhalten des 

Begünstigten geknüpft i st oder sich eine bestimmte Verarbeitung 

oder Verwendung aus der Warenbezeichnung ergibt , i st diese 

Bedi ngung , sofern in der Vorschrift oder im Bescheid nichts 

anderes bestimmt i st ,  als erfüllt anzusehen , wenn 

1 .  im Fall einer vorgesehenen Verarbeitung die Waren 

innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt ihres Uber­

ganges in den freien Verkehr bestimmungsgemä8 verar­

beitet worden s ind ; 

2 .  im Fall e iner vorgesehenen Verwendung die Waren während 

zweier Jahre ab dem Zeitpunkt ihres Uberganges in den 

freien Verkehr bestimmungsgemä8 verwendet worden s ind ; 

3 .  im Fal l  e ines vorgesehenen sonstigen Verhaltens dieses 

innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt des Uber­

ganges der Waren in den freien Verkehr gesetzt worden 

ist . 

( 3 )  Im Fall der Gesamt rechtsnachfolge geht die Begünstigung und 

eine mit ihr verbundene Verp f l ichtung im S inn des Abs . 1 oder 2 

auf den Rechtsnachfolger übe r .  

/( 3  -

A l l g e m e i n c  V o r a u s s c t z u n g c n  f ü r  d i e  
Z o l l f r e i h c i t  

§ 29. (1) Wcnn nach den §§ 30 bis 40 die Zollfrciheit an 
cine bestimmtc Vcrwcndungspflicht dcr Warc geknüpft ist, 
so ist dicse nach Maßgabe dcr folgcndcn Bcstimmungen als 
erfüllt anzuschen: 

a) bci Waren, die ihrer natürlichcn Bcschaffcnheit nach 
zum Vcrbrauch bcstimmt sind, mit dcm bestim­
mungsgcmäßen Vcrbrauch; 

b) bei Gcwährung dcr Zollfreiheit nach § 31 Iit. a, d, c 
und f odcr nach § 36 Abs. t lit. b oder c sowic bci 
motorisicrtcn Bcförderungsmitteln als Obcrsicdlungs­
gut odcr als Diplomatcn- odcr Konsulargut, wcnn 
dic Warcn währcnd eines Zeitraumcs von zwei Jahrcn 
nach dcr zollamtlichen Abfcrtigung zum freicn Vcr­
kehr cntsprcchcnd der Zwcckbcstimmung vcrwcndct 
wordcn sind, sowcit in Abs. 2 nicht andcrs bestimmt 
ist; 

c) in allcn übrigen Fällcn, wcnn die Ware währcnd 
cines Jahres nach der zollamtlichen Abfcrtigung zum 
freicn Vcrkchr cntsprechcnd der Zweckbestimmung 
verwcndet worden ist. 

(2) Bei Gcwährung der Zollfreiheit nach § 31 lit. a, d, 
e und f für Warcn, die nicht im Eigentum des Begünstigtcn 
stchcn, bcstcht die Zollfreiheit nur so lange, als die Warcn 
vom Begünstigtcn dcr Zwec:kbestimmung cntsprechend ver-
wcndet wcrdcn." 

" 

(3) Für die Gewährung der Zollfreihcit nach dcn §§ 30 
bis 40 genügt cs, wcnn bci der Abfertigung zum frcien V cr­
kchr nachgewicscn wird, daß die Ware für cine bcgünstigtc 

Person bestimmt ist. Dic Zollfreiheit ist in diesem Fall an die 
Bedingung geknüpft, daß dcr crlangte ZoUvortcil an die begün­
stigte Pcrson weitcrgegeben wird. . 

- - " 
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( 4 )  Bei Einze lrechtsnachfolge geht die Begünst igung und eine mit 

ihr verbundene Verp f lichtung im S inn des Abs .  2 mit der Ubernahme 

der Ware auf den Rechtsnachfolger übe r ,  wenn die für die 

Gewährung der Begünstigung bestehenden persönl ichen und sach­

l ichen Voraus setzungen bei ihm g leichfa l l s  gegeben sind und der 

vorangehende Begünstigte auf die Verpflichtung hingewiesen hat : 

andernfalls gilt die Verpfl ichtung mit de� Ubergabe der Ware als 

nicht erfüllt , e s  sei denn , die Verpfl ichtung wird nachträgl ich 

vom Ubergeber oder vom Ubernehmer e r fü l l t .  

( 5 )  Besteht e ine Verpflichtung i m  s inn des Abs .  1 oder 2 i m  Ver­

brauch oder in der Verarbeitung von vertretbaren Waren , so kann 

auch eine den begünstigten 

Waren (§ 1 Ahs .  1 Z .  

Waren entsprechende Menge qleicher 
2�(l , 

1 des Wertigesetzes 1 9 80 , BGB 1 . Nr .  2 2 1 )  
\ v�rbraucht oder verarbeitet werden . 

( 6 )  Der Begünstigte , den eine Verpfl ichtung im Sinn des Ahs .  1 

oder 2 trifft , sowie der durch S 29 Abs .  5 Verpflichtete , unter­

liegt der besonderen Zol lau fs icht (§  26) . 

( 7 )  Eine Verpflichtung im S inn des Abs .  1 oder 2 erl ischt 

dadurch , daß die Ware durch natürliche Ein flüsse , Zufall oder 

höhere Gewalt untergeht oder so schwer beschädigt oder verändert 

wird , daß  ihre bestimmungsgemäß e  Verarbeitung , Verwendung oder 

Wiederherste l lung unwirtscha ftlich wäre : in den Fäl len des Abs .  2 

ist der Vorfa l l  unverzüglich dem Zol lamt anzuzeigen . Eine solche 

Verpflichtung erlischt weiters , wenn die Ware auf Antrag des 

Begünstigten unter Aufs icht des Zol lamtes vernichtet wird : § 7 

Abs . 4 gi lt s inngemäß . -
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( 4 )  Bei Einzelrechtsnachfolge geht die BegUnst igung und eine mit 

ihr verbundene Verpflichtung im Si nn des Abs .  2 mit der Ubernahme 

der Ware auf den Rechtsnachfolger übe r ,  wenn die für die 

Gewährung der Begünstigung bestehenden persönl ichen und sach­

l ichen Voraussetzungen bei ihm gleichfal l s  gegeben s ind und der 

vorangehende Begünstigte auf die Verpflichtung hingewiesen hat : 

andern falls g i lt die Verpf lichtung mit de� Ubergabe der Ware als 

nicht erfüllt , e s  sei denn , die Verpfl ichtung wird nachträglich 

vom Ubergeber oder vom Ubernehmer erfü l l t .  

( 5 )  Besteht eine Verp f l ichtung i m  S i nn des Abs .  1 oder 2 i m  Ver­

brauch oder in der Verarbeitung von vertretbaren Waren , so kann 

auch eine den begünstigten Waren entsprechende Menge gleicher 

Waren (§ 1 Abs .  1 Z .  1 des Wertgesetzes 1 9 80 , BGBI . N r .  2 2 1 )  

verbraucht oder verarbeitet werden . 

( 6 )  Der Begünstigte , den eine Verpflichtung im S inn des Abs .  1 

oder 2 tri f ft , sowie der durch § 2 9  Abs .  5 Verpflichtete , unter­

liegt der besonderen Zollaufsicht (§ 2 6 ) . 

( 7 )  Eine Verpflichtung im S inn des Abs .  1 oder 2 erlischt 

dadurch , daß die Ware durch natürliche Einflü sse , Zufall oder 

höhere Gewalt untergeht oder so schwer beschädigt oder verändert 

wird , daß ihre bestimmungsgemäß e  Verarbeitung , Verwendung oder 

Wiederherstel lung unwirtscha ftlich wäre : in den Fäl len des Abs .  2 

ist der Vorfa ll unverzügl ich dem Zollamt anzuzeigen . Eine solche 

Verpflichtung erli scht weiters , wenn die Ware auf Antrag des 

Begünstigten unter Aufsicht des Zol lamtes vernichtet wird : § 7 

Abs .  4 gilt s inngemäß . "  

16- -

.. 
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1 0a .  Im § 5 1  lauten die Uberschrift "Verfügungsberecht igte r ,  

Bevollmächtigter" und der Abs . 2 wie folgt : 

" ( 2 )  Die Parteien im Zol lverfahren können sich durch einen 

Bevollmächtigten vertreten las sen . Personen , die im Rahmen eines 

Unternehmens zur Besorgung von Geschäften einge setzt sind , mit 

denen gewöhnl ich auch Zollabfertigungen verbunden sind , gelten 

ohne Vorl iegen einer schri ft lichen Vol lmacht als zur Vertretung 

des Geschäftsherrn bei der Zol labfertigung bevo llmächtigt 1 das 

Fehlen oder eine Beschränkung der Vol lmacht braucht die Zollbe­

hörde nur dann gegen sich gelten lassen , wenn sie dies kannte 

oder kennen mußte . Spediteure können a l s  Bevollmächtigte auch 

dann auftreten , wenn sie nicht Einze lkau fmann sind . Im übrigen 

gel ten für die Bevol lmächtigung die al lgemeinen abgabenrecht­

l ichen Vorschri ften . "  

1 1 .  Der § 5 2  Abs . 3 lautet : 

" ( 3 )  Die münd l iche Warenerklärung kann sich auf die Bezeichnung 

der Art des beantragten Zol lverfahrens unter Vorlage der für die 

Abfertigung notwendigen Unterlagen und die mündl iche Angabe der 

aus d iesen Unterlagen nicht ersichtlichen , für die Abfertigung 

maßgebenden Umstände beschränken 1 der I nhalt der vorgelegten 

Unterlagen gilt  a l s  Tei l  der Warenerklärung . "  

1 2 .  Im § 5 2  wird nach dem Abs .  4 folgender Abs . 4 a  eingefügt : 

" ( 4 a )  D e r  Warenempfänger und j eder sonst a n  der Einfuhr Betei­

l igte - bei der Ausfuhr der Versender der Waren und j eder sonst 

an der Aus fuhr Bete i l igte hat an der Erstel lung der Waren­

erklärung i nsbesondere dadurch mitzuwirken , daß er dem Verfü­

gungsberechtigten alle für die Abgabe der Warenerklärung erfor­

derlichen Unterlagen übergibt und Auskünfte ertei lt . "  

1 3 .  Der § 5 2 a  Abs . 4 dri tter Satz lautet : 

" Ein Bescheid nach § 2 0 1  der Bundesabgabenordnung ist nicht zu 

erlassen , wenn der Begünstigte von sich aus die Unrichtigkeit 

durch eine neue Selbstberechnung und Entrichtung beseitigt . "  

-- /{ 6 -

V e r f ü g u n g s b e r e c h t i g t e r  

§ 51 .  (1)  Verfügungsberechtigter im Sinne dieses Bundes­
gesetzes ist, wer die Ware im Gewahrsam hat � wer das 
mit ZahluAgsbestätigung versehene Frachtpapier, (Frachtbrief, 
Paketkarte, Konnossement, Ladeschein), den Niederlagcschein 
oder eine rechtsverbindliche Abtretungsurkunde vorweist. , 

(2) Der Verfügungsberechtigte kann den Antrag zur 
Zollabfertigung auch durch einen Bevollmächtigten stellen. 
Der Bevollmächtigte hat seine Bevollmächtigung durc:h eine 
schriftliche Vollmacht dem Zollamt nachzuweisen. 

(3) Die mündliche Warenerklärung hat die Art des bean­
tragten Zollverfahrens und die zur Durchführung des Zollverfah­
rens erforderlichen Angaben zu enthalten. Wenn Waren von 
einem öffentlichen Verkehrsuntemehmen oder von der Post- und 
Telegraphenverwaltung gestellt werden, kann sich die mündliche 
Warenerklärung auf den Antrag des durchzuführenden Zollver­
fahrens und auf die Vorlage der zu den gestellten Waren gehöri­
gen Begleitpapiere beschränken. 

_ - Ein Zollbescheid und eine zoll­
amtliche Bestätigung sind nur zu erteilen, wenn die Abgabe der 
Sammelwarenerklärung unterlassen wurde oder der Zoll unrich­
tig berechnet worden ist oder sich die Sammelwarenerklärung 
sonst als unrichtig erwiesen hat; ein festgesetzter Zollbetrag ist 

unbeschadet der Verpflichtung zur Entrichtung eines Säumniszu­
schlages binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des Bescheides 
zu entrichten. 
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1 4 . Der § 5 6  lautet : 
" Zollamtl iche Beschau 

(1 )  Das Zollamt i st berechtigt , zur Abfertigung gestel lte Waren 

e iner Beschau zu unterz iehen . 

( 2 )  Die äußere Beschau besteht in der Ermittlung des Rohgewichtes 

oder der Stückzahl der Waren , bei verpackten Waren auch der 

Stückzahl und Bezeichnung der Packstücke . 

( 3 )  Zur äußeren Beschau gehört auch die Uberprüfung von Ver­

schlüssen oder Nämlichkeitszeichen auf ih�e Ordnungsmäß igke it und 

von Be förderungsmitteln auf das Vorhandensein von zur Aufnahme 

von Waren geeigneten geheimen oder schwer zu entdeckenden Räumen . 

( 4 )  Die Beschau ist eine innere Beschau , wenn über die Maß nahmen 

nach Abs .  2 hinausgehende Ermitt lungen an den Waren vorgenommen 

werden . Die innere Beschau kann s ich auf alle für die Durchfüh­

rung des Zol lverfahrens maßgebenden Umstände erstrecken . 

( 5 )  Der Verfügungsberechtigte hat die für die Vornahme e iner 

Beschau notwendigen Handleistungen , wie das ö f fnen und Ver­

schließen von Packstücken oder Beförderungsmitteln und das 

Verwiegen von Waren , nach Anordnung des Zol lamtes au f eigene 

Kosten und Gefahr zu besorgen . Wenn zur Verrichtung solcher 

Handleistungen H i l fskräfte amtl ich bestellt s ind , hat s ich der 

Verfügungsberechtigte ausschl ießl ich ihrer D ienste zu bedienen . 

( 6 )  Packstücke und Beförderungsmittel dürfen zur Vornahme einer 

Beschau im S inn des Abs . 1 in Abwesenheit des Verfügungsberech­

tigten nur mit seiner Zustimmung geöffnet werden.Der Zustimmung 

bedarf es nicht , wenn d ie Umstände des Falles ein sofortiges 

Einschreiten er fordern . 

( 7 )  Wenn zu erkennen i st , daß durch die ö f fnung von Packs tücken 

oder Beförderungsmitteln Menschen oder Sachen gefährdet werden 

können , hat das Zol lamt die erforderlichen Anordnun�en zu 

tre f fen , daß die Ö f fnung an e inem Ort erfolgt , der entsprechend 

eingerichtet ist , um die 

lichenfalls  ist außerdem 

Gefährdung auszuschließen ; erforder­

eine vom Verfügungsberechtigten 

bestimmte sachkundige Person beizuz iehen . 

- 11- -
Z o l l a m t l i c h e  B e s c h a u  

§ 56. (1) Das Zollamt hat auf Grund der angenommenen 
Warenerklärung die Beschau der Waren durchzuführen; . 
die Beschau ist nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes entweder 
nur als äußere oder als äußere und innere Beschau vorzu­
nehmen. 

(2) Der Verfügungsberechtigte hat die Waren zur zoll­
amtlichen Beschau so darzulegen, daß die Beschau unbehin­
dert vorgenommen werden kann; insbesondere hat er die 
erforderlichen Handleistungen, wie das öffnen, Abwiegen 
und Verschließen von Packstücken, nach zollamtlicher Anwei­
sung auf eigene Kosten und Gefahr zu besorgen.· Wenn zur 
Verrichtung von Handleistungen Hilfskräfte amtlich bestellt 
sind, hat sich der Verfügungsberechtigte ausschließlich ihrer 
Dienste zu bedienen. 

(3) Die äußere Beschau besteht in der Ermittlung des 
Rohgewichtes oder der Stückzahl der Waren, bei verpackten 
Waren auch in der Ermittlung der Anzahl, Art, Zeichen und 
Nummern der Packstücke. Zur äußeren Beschau gehört zu­
treffendenfalls auch die überprüfung der zollamtlichen Ver­
schlüsse, allfälliger sonstiger Nämlichkeitsfesthaltungen und 
die überprüfung der Beförderungsmittel auf das Vorhanden­
sein geheimer Behältnisse. 

(4) Die innere Beschau besteht in der Feststellung der 
Menge, der Art und Beschaffenheit der Waren nach den 
Maßstäben und Benennungen des Zolltarifs. 

(5) Die innere Beschau darf nur in Gegenwart des Ver­
fügungsberechtigten vorgenommen werden, es sei denn, daß 
dieser darauf verzichtet. Das Zollamt darf Pa4.kstücke in Ab-

wesenheit des Verfügungsberechtigten nur mit seiner Zustim­
mung oder bei Verdacht einer strafbaren Handlung öffnen. 

(6) Die innere Beschau von Warensendungen, durch 
deren öffnung Menschen oder die Ware selbst gefährdet 
werden können und die schon durch die Verpackung und 
Aufsc:hrlft entsprechend gekennzeichnet sind, darf nur in Ge­
genwart einer vom Verfügungsberechtigten bestimmten sach­
verständigen Person vorgenommen werden • .  

(7) Lehnt bei der Verzollung von Waren in luftdicht ver­
schlossenen Behältnissen der Verfügungsberechtigte ab, die 
Behältnisse zu öffnen, so ist der Zoll nach dem höchsten 
in Betracht kommenden Zollsatz zu erheben. 
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( 8 )  Wenn durch eine Maß nahme nach Abs .  7 der Dienstbetrieb des 

Zollamtes unvertretbar belastet wäre und ein anderes Zollamt 

bes ser geeignet erscheint , die Abfertigung an dem für die ö f fnung 

in Betracht kommenden Ort vorzunehmen , hat das Zollamt die Waren­

erklärung zurückzuweisen und den Verfügungsberechtigten aufzufor­

dern , den Antrag auf Anwei sung der Waren an das andere Zollamt zu 

ste l len; § 52 Ahs . 8 vorletzter und letzter Satz gilt sinngemäß . 

( 9 )  N immt das Zollamt nach Abs . 1 e ine Beschau vor ,  so kann es 

sich dabei auf Stichproben beschränken , wenn aus ihnen mit 

genügender S icherheit auf die für das Zol lverfahern maßgebenden 

Merkmale der ganzen Sendung geschlossen werden kann . Eine 

Beschränkung auf Stichproben ist nicht mehr zuläs sig , wenn bei 

der stichprobenwei sen Beschau wesent l iche Unrichtigkeiten festge­

stellt werden . 

( 1 0 )  Wenn eine Beschau s ich über längere Zeit erstreckt oder 

unterbrochen werden muß ,  kann das Zollamt den bereits beschauten 

Tei l  der Sendung vor Beendigung der Beschau der ganzen Sendung 

freigeben ( ausfolgen) , wenn er für d ie weiteren Ermittlungen 

nicht mehr benötigt wird und die Voraussetzungen des § 59 Abs . 3 

gegeben s ind . 

( 1 1 )  Ergeben s ich durch die Beschau oder die sonst igen Ermittlun­

gen des Z ol lamtes Abweichungen von der vorgelegten Warenerklä­

rung , so ist d ies in einem Abfertigungsbe fund festzuhalten ; 

außerdem ist festzuhalten , wenn sich eine innere Beschau auf 

Stichproben beschränkt hat . Im Rei severkehr und Postverkehr ist 

ein Ahfertigungsbefund nur auf Verlangen 

Verfügungsberechtigten i st auf Verlangen eine 

Ahfertigungsbefundes aus zufolgen . 

auszufertigen . 

Ausfertigung 

1 5 .  Der § 57 Abs . 2 letzter Satz wird aufgehoben . 

Dem 

des 

- rf! -
(8) Das Zollamt kann von der öffnung von Packstücken 

absehen, wenn durch die öffnung eine Gefährdung der Waren 
eintreten könnte und das Zollamt die Art und Beschaffenheit 
der in den Packstücken enthaltenen Waren auch ohne 
öffnung zuverlässig feststellen kann. 

(9) Bei der äußeren und auch bei der inneren Beschau 
kann sich das Zollamt auf Stichproben beschränken, wenn 
aus ihnen mit genügender Sicherheit auf die für das Zollver­
fahren maßgebenden Merkmale der ganzen Sendung geschlos­
sen werden kann. Eine stich proben weise Beschau ist nicht 
mehr zulässig, wenn bei der Beschau eines Teiles der Sendung 
wesentliche Unrichtigkeiten festgestellt werden. 

(10) Wenn die Beschau nicht in einem Zuge vorgenom­

men werden kann oder sich auf mehrere Tage erstreckt, ist 

der zollamtliche Verschluß nur nach Maßgabe der jeweils zur 

Beschau gelangenden Teilmenge abzunehmen, oder es ist Vor­

sorge zu treffen, daß vor Beendigung der Beschau die Ware 

nicht entfernt oder verändert werden kann.' 

(11) Ober die Durchführung und das Ergebnis der zoll­

amtlichen Beschau ist von den Zollorganen ein Abferti­

gungsbefund . auszufertigen; in diesen sind auch die nach 

näherer Bestimmung dieses Bundesgesetzes für die jeweilige 

Zollverfahrensart maßgebenden Angaben aufzunehmen. 

Bei der Abfertigung von nicht für den Handel bestimmten 

(2) Der Verfügungsberechtigte kann eine zur Feststellung 
der tarifmäßigen Art und Beschaffenheit vom Zollamt ver­
langte Musterentnahme ablehnen. In diesem Falt ist der Zoll 
nach dem höchsten in Betracht kommenden Zollsatz zu er­
heben. 
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l5a . Der S 5 9  Abs . 1 lautet : 

n i l )  tlber die Durchf��lrung der beantragten Abfertigung , e in­

schließ l ich der Festsetzung des Zolles oder einer Sicherheit , 

sowie über sonstige Feststel lungen des Zollamtes bei Durch führung 

des Zol lverfahrens hat das Zol lamt eine zollamt l iche Bestätigung 

zu ertei len , soweit in diesem Bundesgesezt nicht anderes bestimmt 

ist.  Die zollamtliche Bestätigung kann auf e iner Ausfertigung der 

schriftlichen Warenerklärung oder e iner sonst i n  den 

Abgabenvorschriften vorgesehenen urkunde /auf einer Ausfertigung 

der Begleitpapiere , auf dem Packstück oder auf einem amt lichen 

Vordruck ausgefertigt werden1 bei Bedarf s ind Teile des Inhalts 

der zol lamtlichen Bestätigung in e iner getrennten amt lichen 

Ausfertigung festzuhalten . Angaben der schri ftlichen 

Warnerklärung , von denen keine Abweichungen in der zollamtlichen 

Bestät igung vermerkt s ind , sowie getrennte amtl iche Aus fertigun­

gen über Tei le des Inhalts der zollamt l ichen Bestätigung gelten 

als Bestandtei l der zol lamtl ichen Bestätigung . Angaben der Waren­

erklärung , von denen abgewichen wird , können durch Streichung 

kenntl ich gemacht werden 1 die Angabe muß s ichtbar bleiben und die 

Streichung a l s  amtl ich gekennzeichnet werden . Die Abfertigung ist 

außerdem auf den vorgelegten Unterlagen zu bestätigen , wenn d ies 

zur Vermeidung e iner unzulässigen Mehrfachverwendung erforderlich 

ist . Bestätigungen nach diesem Absatz s ind keine Zeugnisse im 

Sinn der gebührenrechtl ichen Vorschriften : -

- /{ f -

§ 59. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, ist die Durchführung der zollamtlichen Ab­
fertigung auf einer Ausfertigung der schriftlichen Waren­
erklärung oder der zur Abfertigung vorgelegten Unterlagen, 
bei mündlicher Warenerklärung auf einer Ausfertigung der 
Begleitpapiere, auf dem Packstück oder auf einem amtlich 
aufgelegten Vordruck zu bestätigen. Die Festsetzung des 
Zolles kann auf dem Vordruck der schriftlichen Warenerklä­
rung oder auf einer getrennten amtlichen Ausfertigung er­
folgen; Angaben der Warenerklärung sind nur soweit zu 
wiederholen, als es die Oberprüfbarkeit der Zollfestsetzung 
verlangl. . Die getrennte Ausfertigung nach dem zweiten 
Satz ist Bestandteil der zollamtlichen Bestätigung. 
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l 5 b .  Der § 60 lautet : 

·Sicherheitsleistung 

§ 6 0 . ( 1 )  Wenn im Zol lverfahren nach näherer Bestimmung dieses 

Bundesgesetzes für den Zoll S icherheit zu lei sten ist , kann dies 

auf folgende Arten e rfolge n :  

a )  Durch Barerlag 1 

b) durch Garantie oder Bürgschaft a l s  Bürge und Zahler 

seitens einer i nländischen Bank 1 aus Gründen wirtschaft­

l i cher Notwendigkei t  i s t  auch d i e  Garantie oder Bürg­

schaft anderer vertrauenswürdiger und zah lungsfähiger 

Personen anzunehmen1  

c )  durch Hinterlegung von auf den Uberbringer lautenden 

Sparurkunden einer inländischen Bank . 

( 2 )  Die S icherheit kann zur Vereinfachung des Verfahrens mit 

einem Betrag bemes sen werden , dessen Höhe auf die im Einze l fall 

oder in mehreren Einzelfällen gegebene Zol lbelastung und auf das 

Einbringungsrisiko abzustel len i st .  Für mehrere Einze l fä l le ist 

eine S icherheit nur auf Antrag zu bemessen 1 zur Entscheidung über 

den Antrag i st ,  sowei t  die Entscheidung in einer Ausübungsbewi l­

l igung� Lagerbewi l li gung oder sonst i n  diesem Bundesgesetz vorge­

sehenen Bewil l i gung zu treffen i st ,  die zur Ertei lung dieser 

Bewi l ligung zuständige Behörde , im übrigen aber das Hauptzollamt 

am Sitz  j ener Finanz landesdirektion zuständig , i n  deren Bereich 

der zur S icherheitsleistung Verpflichtete
, 

seinen Wohnsitz oder 

Sitz hat 1 hat er im Zol lgebiet keinen Wohnsitz oder Sitz , so ist 

das Hauptzollamt zuständ i g ,  bei dem der Antrag eingebracht wurde . 

( 3 )  Die im Zol lverfahren durch Garantie oder durch die 

Ubernahme der Bürgschaft begründeten pers5nl ichen Ha ftunqen sind 

durch die Erlassung von Haftungsbescheiden (§  2 2 4  BAO) geltend zu 

machen . 

( 4 )  Geleistete S icherheiten sind über Antrag der Person , die 

sie ge leistet hat , insoweit freizugeben , als d ie Gründe für die 

S icherheitslei stung wegge fallen sind .  

- . 7 Ur-

S i c h e r s t e l l u n g  

S 60. (1) Wenn im Zollverfahren nach näherer Bestim­
mung dieses Bundesgesetzes für den Zoll SichenteIlUDI 
zu leisten ist, kann diese auf folgende Arten geleistet wer­
den: 

a) Durch Barerlag; 
b) durch Bürgschaft eines inländischen Kreditunterneh­

mens von anerkanntem Ruf als Bürge und Zahler; 
aus Gründen wirtschaftlicher Notwendigkeit ist auch 
die Bürgschaft anderer vertrauenswürdiger und zah­
lungsfähiger Personen anzunehmen; 

c) durch Hinterlegung von nicht gesperrten Spareinlage­
büchern eines Kreditunternehmens der in Iit. b ge­
nannten Art. 

(2) Sicherstellungen, die in einem Zollverfahren zur 
Sicherung des Zolls geleistet wurden, sind über Antrag der 
Person, die sie geleistet hat, ganz oder teilweise zu erstatten, 
wenn die Gründe für die Leistung der Sicherstellung ganz 
oder teilweise weggefallen sind. 
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( 5 )  Von der Verpflichtung zur Sicherheitslei stung sind 

be freit : 

a )  Die Gebietskörperschaften und ihre Betriebe : 

b) die inländi schen ö f fentlichen Verkehrsunternehmen:  

c )  Personen , Personenvereinigungen und Vermögensmassen , die nach 

§ 1 7 5  Ahs .  4 ohne S icherheitslei stung zur Nachh ineinzah lung 

des Zolles zuge lassen sind .  

( 6 )  Au f Antrag sind andere Personen , Personenverein igungen 

und Vermögensma ssen von der Verp f l ichtung zur S icherheitsleistung 

zu befreien , wenn s ie ihren abgabenrechtlichen Verpfl ichtungen 

ordnungsgemäß nachkommen und keine Umstände bekannt sind , die auf 

Zahlungsschwierigkeiten oder sonstige Gefährdungen der Einbring­

lichkeit hinwe i sen . Für die Zuständigkei t  zur Entscheidung über 

den Antrag gilt Ahs . 2 letzter Satz s inngemäß .  

( 7 )  Uber S i cherheiten für mehrere Einze l fä l le (Abs . 2 )  sowie 

über Befreiungen von der Sicherheitsleistung nach Abs . 5 oder 6 
hat das Hauptzol lamt auf Antrag eine oder mehrere Bescheinigungen 

auszuste l le n ,  die dem Zol lamt bei der Abferti gung vorzulegen 

sind : diese Bescheinigungen sind keine Zeugnisse im Si nn der 

gebührenrechtlichen Vorschri ften . 

( 8 )  I n  berücksichtigungswürdigen Einzelfä l len kann das 

Zollamt von der Forderung e iner S icherheit ganz oder teilweise 

Abstand nehmen , wenn ein Einbringungsris iko nicht besteht oder 

die Ahstandnahme im ö �fent l ichen Interesse gehoben i st . "  

- 2 4 -
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1 6 .  Der § 6 1  Abs . 4 und 5 lautet : 

" ( 4 )  Für die Abfert igung zum freien Verkehr in der E infuhr ist 

schriftliche Warenerklärung erforderl ich , sowe it im Abs . 5 nicht 

anderes bestimmt i s t .  

( 5 )  Münd l iche Warenerklärung ist für Waren gestattet , 

a) die nicht zum Handel best immt s ind ; 

b) die im Postverkehr e ingeführt werden;  

c) die im S inn des Abs . 3 frei zuschreiben s ind ; 

d) die im Reiseverkehr eingeführt werden und zum Handel 

bestimmt sind , sofern ihr Wert insgesamt 2 5 . 0 00 , - S 

n icht überschreitet . "  

l6a . Dem § 6 l a  wird folgender Abs . 6 angefügt : 

" ( 6 )  Die Einnahmen aus Verzol lungen unter Anwendung der Pauschal­

sät ze sind haushaltsmäß ig zu 30 v . H .  a l s  Zoll und zu 70 v . H .  als 

Einfuhrumsat zsteuer zu verrechnen . "  

1 7 .  Im § 6 2  treten folgende Absätze an die Stelle des Abs .  2 :  

" ( 2 )  Das Grenz zollamt hat den Austritt der Waren zu überwachen 

und auf der zol lamtlichen Bestätigung zu bescheinigen , wenn dies 

für den Nachwei s  des Austritts erforderl ich ist und in diesem 

Bundesgesetz nicht anderes bestimmt i s t .  Die zollamt l iche Bestä­

t igung ist dem Verfügungsberechtigten auszufolgen , sofern sie 

nicht mit einer Rücksendeanschrift versehen ist . 

( 3 )  Kann eine Ware nach Erteilung der Bescheinigung nach Abs .  2 

nicht sogleich in das Zol lausland verbracht werden , so darf sie 

vom Zollamt nur gegen vorlage der zollamtl ichen Bestätigung zum 

Verbleib im Inland freigegeben werde n ;  die Bescheinigung nach 

Abs . 2 ist ungültig zu machen.  

(4 )  Uber Antrag hat das Zollamt den Mangel des Vorliegens der 

Austrittsbestät igung nachzusehen , wenn der tatsächl iche Austritt 

der Waren auf Grund anderer Beweismittel a l s  erwiesen anzusehen-

i st . "  

- 2. 2- -

(4) Für die Abfertigung zum freien Verkehr in der Ein­
fuhr ist schriftliche Warenerklärung erforderlich. Mündliche 
Warenerklärung ist jedoch gestattet: 

a) Im Reiseverkehr und im kleinen Grenzverkehr, so­weit die eingebrachten Waren nicht für den Handel bestimmt sind; 
b) für Sendungen im Postverkehr; 
c) für Waren, für die die Gewährung der Zollfreiheit nach den §§ 30 bis 40 vorgesehen ist; 
d) in den Fällen, in denen die Feststellung der Art und Beschaffenheit der Waren und ihre tarifmäßige Ein­

reihung durch das Zollamt ohneweiters vorgenom­men werden kann und insbesondere keine fach­gemäße Untersuchung voraussetzt. 
(5) Das Zollamt in h .. rechtitr.t- die Wa�en_ d,er iuf!erell und inneren "BesChau 7.U unterziehen. ' 

(2) Das Zollamt ist berechtigt, die W 3ren der äußeren und 
inneren Beschau \) zu unterziehen. Der Awtritt der Waren ist 
vom Greozzollamt zu überwachen. 
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1 8 .  Der § 6 3  lautet : 

wVorabfertigung 

§ 6 3 .  ( 1 )  Die Abfertigung von Waren des freien Verkehrs in der 
Ausfuhr kann auch bei e inem anderen Zollamt a l s  dem Austritts-
zollamt erfolgen (Vorab fertigung) • Der Bundesmini ster für 

Finanzen kann für best immte Waren durch Verordnung best immen , daß 

sie der Vorabfertigung zu unterz iehen sind , wenn die Abfertigung 
beim Austrittszollamt nicht mit ausre ichender Sicher�eit vorge­

nommen werden kann . Für die Vorabfertigung gilt § 62 Abs . 1 .  

( 2 )  Wenn veLschiedene Sendungen als Sammelgut ausge führt 

werden sollen , hat der Verfügungsberechtigte , der die Samme l­

ladung zusammenste l lt , für die Samme l ladung e ine zusätzl iche 

schriftliche Warenerklärung auszuste l len , in der bei den 

einzelnen Waren unter Hinwe i s  auf die Daten der zol lamtlichen 

Bestät igung anzugeben ist , welchem Zol lverfahren sie in der 

Aus fuhr unterzogen worden s ind . 

( 3 )  Die Vorab fertigung der Sammel ladung hat auf Grund der 

zusätzl ichen Warenerklärung nach Abs .  2 zu erfolgen . Anlä ß l ich 

d ieser Abfertigung hat das Zol lamt bei Vorliegen der Voraus­

setzungen h insichtlich der e inzelnen Sendungen auch die Amtshand-

lungen des Grenzzollamtes vorzunehmen . Die Näml ichkeit der 

Samme l l adung ist in sinngemäßer Anwendung des § 1 1 4  zu sichern . 

( 4 )  Sind in der Samme lladung zollhängige Waren enthalten , 

so gelten die Bestimmungen d ie ses Bundesgesetzes über das 

Begleitscheinverfahren s inngemäß : die Ste llungs frist beträgt zwei 

Wochen . 

( 5 )  Uber d i e  Vorabfertigung ist e ine zol lamtl iche Bestäti­

gung z u  erteilen (Vorabfertigungsbefund) . 

2 " ­- .;) 

V o r a b f e r t i g u n g  v o n  A u s f u h r s e n d u n g e n 

§ 63. (1)  Waren des freien Verkehn, die ausgeführt werden 

sollen, können zur Erleichterung und Beschleunigung der zoll­

amtlichen Abfertigung an der Grenze bei einem Innerlandszo�­

amt vorabgefertigt werden. Das Innerlandszollamt hat über die 

Durchführung der für die Ausfuhr von Waren des freien Ver­

kehn vorgesehenen Amtshandlungen einen Vorabfertigungsbc­

fund in der Form des amtlich aufgelegten Vordruckes auszu­

stellen und dem Verfügungsberechtigten mit den zollamtlich 

bestätigten Begleitpapieren zu übergeben. Die Nlmlichkeit 

der vorabgefertigten Waren ist nach S 1 14 festzuhalten. Die Art 
der Nllmlichkeitsfesthaltung ist im Vorabfertigungsbefund zu 
vermerken. 

(2) Das Grenzzollamt hat nach Stellung der vorabgefertig­
ten Waren durch den Verfügungsberechtigten die Ordnungsmä­
ßigkeit ) des Vorabfertigungsbefundes, die Vollzibligkeit der 
übrigen Begleitpapiere und die Nämlicbkeit der Waren zu über­
prüfen. Desgleichen kann es sich vom Inhalt der Sendung durch 
Besichtigung überzeugen. Der Austritt der Waren ist vom 
Grenzzollamt zu überwachen und auf den Frachtpapieren und 
amtlichen Begleitpapieren zu bestätigen. Der Vorabfertigungs­
befund ist vom Grenzzollamt einzuziehen. 

(3) Für die Vorabfertigung von Hand- und Reisegepäck 
kann das Bundesministerium für Fmanzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie und 
dem Bundesministerium für Verkehr hinsichtlich der Ausstellung 
des Vorabfertigungsbefundes im Interesse des Reiseverkehn 
Erleichterungen zulassen. 

(4) Für Waren, deren Austritt zu erweisen ist, ' ist die Aus­
stellung eines Vorabfertigungsbefundes nicht zulissig. 
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( 6 )  § 6 2  Abs .  2 bis 4 g i lt auch bei vorabge�tigten Waren , 

j edoch mit der Maßgabe , daß die zollamt liche Bestät igung für 

Samme lgut (Abs . 2) vom Zol lamt e inzuz iehen i st . 

( 7 )  § 1 2 6  gilt sinngemäß für vorabgefertigte Waren . 

( 8 )  An die Stelle der Vorabfertigung kann die Abferti gung 

zu einem durch vö lkerrecht liche Verei nbarung geregelten Verfahren 

für die Aus fuhr von Waren treten . Die Abs . 1 bis 7 gel ten 

sinngemäß für dieses Verfahren , sowei t  in der betreffenden 

völkerrechtl ichen Vereinbarung nicht anderes bestimmt i st . "  

1 9 . Der § 6 4  Abs . 1 lautet : 

" ( 1 )  Waren des freien Verkehrs sind austrittsnachweispflichtig , 
wenn ihre Ausfuhr in das Zollausland die Vorau ssetzung für die 
N ichterhebung , Erstattung oder Vergütung des Zolles oder einer 
Verbrauchsabgabe ist oder der Verfügungsberechtigte oder der 
Versender die Behandlung als austrittsnachweispfl ichtige Waren 
zur Erfül lung geset z l icher oder vertrag licher Verpfl ichtungen , 
d ie Ausfuhr durch eine zol lamt l iche Bestätigung nachzuwei sen , 
durch Abgabe e iner entsprechenden Warenerklärung beantragt . "  

2 0 . I m  § 6 4  tritt folgender Absatz an die Stelle der Abs .  2 bis 5 
und der bisherige Abs . 6 erhä l t  die Bezeichnung " ( 3 ) " :  

" ( 2 )  Die §§ 6 2  und 6 3  gelten auch für austritt snachweispfl ichtige 

Waren . "  

- Z L( -

§ 64. ( 1 )  Für inländische Waren des freien Verkehrs, deren 
Austritt über die Zollgrenze die Voraussetzung für die Nichter­
hebung oder Vergütung einer Verbrauchsabgabe ist, sowie für 
ausländische verzollte oder im Eingang vorgemerkte Waren, an 
deren Austritt über die Zollgrenze eine Zollerstattung, die Ent-

lastung von einer Sicherstellung oder das Erlöschen der beding­
ten Zollschuld geknüpft ist, ist der Austritt über die Zollgrenze 
vom Verfügungsberechtigten nachzuweisen, wenn dies auf Grund 
besonderer gesetzlicher Vorschriften vorgeschrieben ist. 

(2) Für Waren, deren Austritt zu erweisen ist
" 
(austrittsnach­

weispflichtige Waren), bedarf es zur Ausgangsabfertigung einer 
schriftlichen Warenerklärung, sofern in diesem Bundesgesetz 
nicht anderes bestimmt ist. . 

(3) Austrittsnachweispflichtige Waren sind der äußeren und 
der inneren Beschau zu unteniehen. 

(4) Das Grenzzollamt hat den tatsächlichen Austritt der 
austrittsnachweispflichtigen Waren über die Zollgrenze zu über­
wachen und zu bestätigen. 

(5) Kann eine austrittsnachweispflichtige Ware nach der 
Abfertigung durch das Grenzzollamt wegen eines unvorhergese­
henen Hindernisses nicht über die Zollgrenze austreten, so ist sie 
unverzüglich zum Grenzzollamt zurückzubringen. Dieses hat die 
Ware unter Aufsicht zu nehmen, sofern der Verfügungsberech­
tigte nicht auf die Ausfuhr verzichtet. 

(6) Die Finanzlandesdirektionen können den tatsächlichen 
Austritt von Waren, deren Austritt zu erweisen ist, auch auf 
Grund anderer Beweismittel, insbesondere auf Grund der amt­
lichen Bestätigung einer ausländischen Zollbehörde oder auf 
Grund einer sonstigen ausländischen Amtsbescheinigung dar­
über, daß sich die Ware im Zollausland befindet, als erwiesen 
annehmen und allfällige Fristüberschreitungen bei Vorliegen trif­
tiger Gründe nachsehen. Im Vormerkverkehr mit Beförderungs­
mitteln sind hiezu die Zollämter ermächtigt. -
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- 21} -

2 1 .  Im § 7 3  treten folgende Best immungen an die Ste l le der Abs . 3 

bis 6 :  

" ( 3 )  Mündl iche Warenerklärung ist j edoch i n  den Fäl len des § 67  

Abs . 1 l i t . b  und f sowie des § 67 Abs . 3 lit . a  zulässig , soweit 

für den letz ten Fall nicht anderes best immt ist . tlberdies ist 

mündl iche Warenerklärung in den im § 61 Abs .  5 l it . a  und d 

beze ichneten Fällen zuläs sig.  

( 4 )  Die nachträgliche Einbez iehung nach § 6 8  Abs .  7 i st durch 

Abgabe einer entsprechend bezeichneten Warenerklä rung für die 

Abfertigung zum Vormerkverkehr z u  beantragen . 

( 5 )  Al s zollamtl iche Bestätigung ( §  5 9 )  ist ein Vormerkschein zu 

ertei len . "  

2 2 .  Dem S 7 4  wird folgender Abs . 4 angefügt : 

" ( 4 )  I s t  in einem Vormerkverkehr die Verarbeitung oder Lagerung 

von vertretbaren Waren zuge lassen , so kann auch eine den 

merkten Waren entsprechende Menge gleicher Waren (§ 1 Abs .  

des Wertzol lgesetzes 1 9 8 0 , BGB 1 . N r .  2 2 1 )  verarbeitet 

gelagert werden . "  

vorge-

1 Z .  1 

oder 

(3) Mündliche Warenerklärung ist im Vormerkverkehr in 
den Fällen des § 67 Abs. 1 lit. b und f sowie des § 67 Abs. 3 lit. a 
zulässig, soweit für den letzten Fall nicht besondere Bestimmun­
gen vorgesehen sind; überdies ist mündliche Warenerkl�rung 
noch in einfachen Vormerkfällen kleineren Umfanges, lfisbe­
sondere im kleinen Grenzverkehr, zulässig. 

(4) Bei nachträglicher Einbeziehung einer bereits zum freien 
Verkehr abgefertigten Ware in einen Vormerkverkehr kann 
die Beibringung einer besonderen Waren erklärung für das Vor­
merkverlahren unterbleiben und das Vormerkverlahren auf 
Grund der für die Abfertigung zum freien Verkehr abgegebenen, 
entsprechend geänderten Warenerklärung durchgeführt werden. 

(5) Die Abfertigung von Waren im Vormerkverlahren 
erfolgt auf Grund äußerer und innerer Beschau. 

(6) Als zollamtliche Bestätigung nach § 59 ist im Vormerk­
verlahren der Vormerkschein I zu erteilen. 

� 
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2 2 a .  D ie §§ 7 5  und 7 6  lauten:  

" Rückbringungsfrist 

§ 7 5 .  ( 1 )  Für die Rückbringung von Waren des Vormerkverkehrs ist 

vom Zollamt e ine Rückbringungsfrist nach der Art des Vormerkver­

kehrs und den Erforderni ssen des Einzel fal les , höchstens j edoch 

für die Dauer eines Jahre s ,  zu setzen . Im Ausgangsvormerkverkehr 

beträgt die Rückbringungs frist 3 Jahre . Wenn j edoch in diesem 

Bundesgesetz oder in einer auf Grund dieses Bundesge setzes 

erlassenen Verordnung oder i n  der Ausübungsbewi l l igung die Dauer 

der Rückbringung s frist bereits best immt ist , ist  diese Frist im 

Vormerksche i n  fest zuhalten . Die Rückbringungsfrist beginnt , 

soweit i n  diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist , mit der 

Freigabe der Waren anl ä ß l i ch der Abfertigung zum Vormerkverkehr ,  

i n  den Fä l len der Einbez iehung mit dieser z u  laufen . 

( 2 )  Reicht die nach Abs .  1 gesetz te Rückbringungsfrist im 

H inbl ick auf die Art des Vormerkverkehrs und die Erfordernis se 

des Einzel fal les n icht aus , so ist  sie auf Antrag entsprechend zu 

ver längern , es sei denn , daß im Fall von in Benutzung genommenen 

Waren die Verlängerung zu e iner Umgehung des Zolles fUhren würde . 

D i e  Verlängerung e i ner Rückbringungs fiist über die in e iner 

Ausübungsbewill igung best immte Dauer hinaus ist nur zuläs sig , 

wenn die Voraussetzungen des § 68 Abs . 5 auch we iterhin gegeben 

s ind . Die antragsgemäße Verlängerung der Rückbringungs frist i st 

au f dem Vormerkschein zu beurkunden , gegen den ein order.t l iches 

Rechtsmittel nicht zulässig i s t .  

( 3 )  Wird e i n  Antrag a u f  Verlängerung der Rückbringungs frist 

gestellt , so wird der Lauf dieser Frist bis zur Rechtskraft der 

Entscheidung über den Antrag gehemmt . Der Lauf der Frist ist 

wei ters für die Dauer einer Beschlagnahme , Pfändung oder 

ähnlichen die Verfügung über die Ware ausschließenden Maß nahmen 

gehemmt , wenn diese zur Durchsetzung ö f fent l ich-recht licher 

Verpflichtungen vol lzogen worden i st .  

( 4 )  Die Rückbringungs frist ist eingehalten , wenn die Ware 

innerhalb dieser Frist dem Zollamt zur Rückbringung gestellt 

wird . 

2- 6 

R ü c k b r i n g u n g s  f r i s  t 

§ 75. ( 1 )  Für die Rückbringung vorgemerkter Waren ist vom Zollamt eine Rückbringungsfrist nach der Art des Vormerk­verkehrs und den Erfordernissen des Einzelfalles, höchstens jedoch für die Dauer eines Jahres, festzusetzen, soweit nicht in diesem Bundesgesetz oder in der allfälligen Ausübungsbewilli_ gung die Dauer der Rückbringungsfrist bereits festgelegt ist. Im Vormerkverkehr auf Vormerkrechnung entfällt die Festset­:z;ung einer Rückbringungsfrist. Die Rückbringungsfrist kann auf Antrag des Vormerknehmers von der Finanzlandesdirektion bis zu einem weiteren Jahr verlängert werden. Darüber hinausge­hende Fristverlängerungen sowie Fristverlängerungen für wider­rufene und für solche Vormerkverkehre, für die das Bundesmini­sterium für Finanzen die AusübungsbewiUigung erteilt hat, bedürfen der Bewilligung des Bundesministeriums für Finan­zen. .1 Das Bundesministerium für Finanzen und die Finanzlan­desdirektionen sind ermächtigt, die ihnen zustehenden Befug­nisse zur Verlängerung von Rückbringungsfristen den nachge­ordneten Zollbehörden zu übertragen. " Die Verlängerung der Rückbringungsfrist ist ohne Erlassung eines Bescheides auf dem Vormerkschein zu beurkunden. - . 

(2) Die Rückbringungsfrist ist eingehalten, wenn die vorge­merkte Ware innerhalb der festgesetzen Frist dem Zollamt gestellt wird. , 

(3) Die Zollämter sind ermächtigt, die Überschreitung der Rückbringungsfrist in Einzelfällen nachzusehen, wenn sie durch unvorhergesehene Ereignisse oder durch sonst berücksichti­gungswürdige Gründe verursacht wurde und nicht mehr als 14 Tage beträgt. 
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( 5 )  Die Versäumung einer Rückbringungsfrist ist auf Antrag 

nachzusehen , wenn der Vormerknehmer glaubhaft macht , daß er durch 

ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert war ,  

d i e  Frist einzuha lten ; s i e  kann z u r  Vermeidung unbi l l iger Härten 

auf Antrag auch in anderen Fäl len nachgesehen werden , wenn 

sonstige berücksichtigungswUrdige Gründe für ihre Versäumung 

vorliegen . Eine Nachsicht ist unzulässig , wenn die Voraussetzun­

gen für eine Verlängerung der Rückbringungsfrist nicht gegeben 

gewesen wären . 

Sicherheitslei stung im Vormerkverkehr 

§ 7 6 . Der Vormerknehmer hat nach Maßgabe des S 60 für den Zoll 

Sicherheit zu leisten . "  

23 . Der § 7 9  Abs .  2 letzter Halbsatz lautet : 

"Werden d ie Waren einem anderen Zollamt geste l l t ,  so sind sie wie 

austrittsnachweispflichtige Waren nach den §§ 62 bis 6 4  zu 

behandeln . "  

24 . Dem § 7 9  Abs .  3 wird folgender Satz angefügt : 

" Bei inländi schen Zutaten , die a l s  solche aus fuhrzollpflichtig 

sind , gilt  für die Erhebung des Ausfuhrzolles § 9 0  Abs . 3 sinn­

gemäß . "  

2 5 . Im § 7 9  tritt folgender Absatz an d ie Stelle der Abs . 4 und 

5 :  

" ( 4 )  Verletzungen oder sonstige Mängel von Nämlichkeitszeichen 

sind nachzusehen , wenn die Nämlichkeit auf andere Weise nachge­

wiesen wird . "  

-2� 

§ 76. ( 1 )  Für den auf die vorgemerkten Waren entfallenden 
Zoll hat der Vormerknehmer Sicherstellung zu leisten. 

(2) Das Zollamt kann von der Forderung einer Sicherste!­
lung ganz oder teilweise Abstand nehmen, wenn in der Person 
des Vormerknehmers die Einbringlichkeit des Zolles gesichert 
ist. 

(2) Werden die Waren einem Grenzzollamt zum un­
mittelbaren Austritt in das Zollausland gestellt, so . genügt 
mündliche Warenerklärung, sofern in einer allfälligen Aus­
übungsbewilligung nicht anderes bestimmt ist; werden die 
Waren einem anderen Zollamt gestellt, so sind sie schriftlich 
mit Austrittsanzeige in zweifacher Ausfertigung zu erklären . .  

(3) In der Warenerklärung sind Mengenveränderungen 
zu erläutern und inländische Zutaten anzugeben . .  

(4) Die Waren sind unter Beachtung der besonderen 
Anordnungen in der allfälligen Ausübungsbewilligung der 
äußeren und inneren Beschau zu unterziehen. Dabei sind 
erhebliche Verletzungen der angelegten Nämlichkeitszeichen 
oder sonstige wesentliche Mängel von den Finanzlandes­
direktionen, unwesentliche Mängel von den Zollämtern nach­
zusehen, sofern keine Zweifel über die Nämlichkeit der 
Waren bestehen. 

(5) Wenn die vorgemerkten Waren auf einmal zurück. 
gebracht werden, so ist der Vormerkschein nach durchge­
führter Zollabrechnung vom Zollamt einzuziehen. Gelangen 
die vorgemerkten Waren in Teilmengen zur Rückbringung, 
so 

'
ist jede Teilmenge am Vormerkschein abzuschreiben und 

der Vormerkschein erst nach Rückbringung der letzten Teil­
menge und durchgeführter Zollabrechnung einzuziehen. 
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2 6 . Der § 8 0  Abs .  4 zwei ter Satz w i rd au fgehoben . 

(4) Eine unbedingt gewordene Zollschuld ist dem Z01l­
schuldner unter Festsetzung einer höchstens drehyöchigen 
Zahlungsfrist vorzuschreiben; geleistete Barsicherstellungen 
sind auf diese Schuld in Anrechnung zu bringen. Die Zol1-
schuld ist nach dem höchsten in Betracht kommenden Zol1-
satz zu bemessen, wenn die Ware kraft Gesetzes als vorge­
merkt gilt oder anläßlich der Abfertigung zum Vormerkver­
kehr die innere Beschau und die Festsetzung eines Zollbetra. 
ges auf Antrag des Vormerknehmers unterblieben ist und der 
Vormerknehmer die im Zollgebiet verbliebenen Waren nicht 
neuerlich dem Zollamt gestellt hat. Eine Verpflichtung zur 
Entrichtung eines Säumniszuschlages entsteht erst, wenn der 

vorgeschriebene Zoll nicht innerhalb der im Abrechnungsbe­
scheid festgesetzten Zahlungsfrist entrichtet wird. 

1\ T ..... ... - • 
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27 . Der § 9 1  lautet : 

" Abrechnungsschlüssel und Behandlung von Fehlmengen 

§ 9 1 . ( 1 )  Den im Veredlungsverkehr herge stel lten Waren ist der 

tat säch l i che Einsatz an vorgemerkten Waren und an anderen Waren 

( Zutaten) unter Berücksichtigung der Feh lmengen gegenüberzu­

ste llen (Abrechnungsschlüssel ) .  

( 2 )  Zur Verein fachung des Verfahrens kann , sowe it eine 

stückwe ise Erfassung der Waren im Veredlungsverkehr nicht in 

Betracht kommt , im Abrechnungsschlüssel vom übli chen Einsatz und 

auch von Durchschnittssätzen für den Warene insatz und die Fehl­

mengen ausgegangen werden , wenn dadurch weder e ine unangemessene 

Begünstigung des Vormerknehmers noch ein unvertretbarer Abgaben­

aus fall zu besorgen ist . Ein solcher Abrechnungsschlüssel ist  in 

der Ausübungsbewill igung festzustellen.  

(3 )  Der Antragstel ler hat die für die Feststel lung des 

Abrechnungsschlüssels bedeutsamen Umstände offenzulegen und über 

Auf forderung des Zollamtes nach Möglichkeit nachzuweisen sowie 

die Uberwachung aller oder einzelner Erzeugungsvorgänge durch das 

Zollamt zu gestatten . 

( 4 )  Bei der Herstellung der rückgebrachten Waren entstan­

dene Fehlmengen , einschließl ich von Ab fäl len und Nebener­

zeugnis sen , bleiben zoll frei . 

( 5 )  Wenn j edoch durch die Zoll freiheit nach Abs .  4 Nach­

te ile für einzelne Bereiche der österreichischen Wirtschaft zu 

befürchten s ind und solche Nachte i le unter Bedachtnahme auf die 

Interessen der gesamten österreichi schen Wirtschaft nicht unbe­

rücks ichtigt bleiben müssen , i st für Abfäl le und Nebenerzeugnis se 

in der Ausübungsbewi l l igung zu bestimmen , daß der Zoll nach deren 

eigenen Art und Beschaffenheit und Wert zu beme ssen ist;  das 

gleiche gilt , wenn für solche Abfälle und Nebenerzeugn isse 

geset zliche Maß nahmen zum Ausgleich der aus ländischen und 

inländischen Preise bestehen . "  

2 '1  

A b r e c h n u n g s s c h l ü s s e l  u n d  F e h l m e n g e n  
i m  V e r e d l u n g s v e r k e h r  

§ 91 . (1 )  In der Ausübungsbewilligung ist für die Zollab­
rechnung, soweit nicht eine stückweise Nämlichkeitsfesthal_ 
tung in Betracht kommt, in einem Abrechnungsschlüssel 
festzusetzen, welche Menge der unveredelten Ware der ver­
edelten Ware bei der Rückbringung entspricht. Der Ab­
rechnungsschlüssel ist auf Grund von Probeerzeugungen unter 
Aufsicht des Zollamtes, von Sachverständigengutachten oder 
von Untersuchungsbefunden von Fachanstalten oder auf 
Grund der durch Buchprüfung für richtig befundenen An­
gaben des Vormerknehmers zu ermitteln. , 

(2) Im Abrechnungsschlüssel können für die Fehl­
mengen, die sich bei der Veredlung ergeben, Durchschnitts­
sätze festgesetzt und besondere Anordnungen über die Zoll­
behandlung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen ge­
troffen werden. 

(3) Die auf die zurückgebrachten Waren entfallenden 
Fehlmengen bleiben zollfrei, wenn sie auf Schwund, Ver­
dunstung, Abbrand oder ähnliche Ursachen zurückzuführen 
sind.-

(4) Andere auf die zurückgebrachten Waren entfallende 
Fehlmengen (Abfälle) sind ohne Rücksicht auf allfällige durch 
inländische Zutaten oder aus anderen Gründen veranlaßte 
Gewichtsvermehrungen nach dem Tarifsatze der unveredelten 
Ware zu verzollen, sofern sie nicht selbst innerhalb der 
Rückbringungsfrist zur Rückbringung gestellt werden. Wenn 
ein volkswirtschaftliches Bedürfnis besteht, ist jedoch anzu­
ordnen, daß solche Fehlmengen als Abfälle nach ihrer eigenen 
tarifmäßigen Beschaffenheit unter Zugrundelegung der zur 
Zeit der Vormerkung geltenden Tarifsätze zu behandeln oder 
zollfrei zu belassen sind. Unter den gleichen Voraussetzungen 
kann in der Ausübungsbewilligung für einen aktiven Vered­
lungsverkehr festgesetzt werden, daß zollpflichtige Abfälle zur 
Erlangung der Zollfreiheit unter Aufsicht des Zollamtes 
vernichtet oder in wirtschaftlich nicht unmittelbar verwert­
bare Abfälle umgewandelt werden. Die Verzollung von Fehl­
mengen ist anläßlich der Zollabrechnung durchzuführen. 

(5) Ferner kann aus volkswirtschaftlichen Rücksichten 
im Abrechnungsschlüssel bestimmt werden, daß im aktiven 
Veredlungsverkehr anfallende zollpflichtige Fehlmengen, die 
Nebenerzeugnisse darstellen, bei Verbleib im Zollgebiet nach 
ihrer tarifmäßigen Beschaffenheit oder zu einem ihrem Ver­
kehrswert entsprechend niedrigeren Zollsatz verzollt wer­
den. 
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2 8 . Im § 9 7  Abs .  3 t ritt folgender Satz an die Stelle des zweiten 

und dritten Satzes : 

" Ein Bescheid nach § 2 0 1  der Bundesabgabenordnung i st nicht zu 

erlassen , wenn der BegUnstigte von sich au s die Unrichtigkeit 

durch eine neue Selbstberechnung und Entrichtung beseitigt . "  

29 . Im § 9 9  Abs . 3 wird der zweite Satz au fgehoben . 

3 0 .  Der § 1 0 5  wird aufgehoben . 

3 1 .  Im § 1 1 2  werden die Absatzbezeichnung " ( 1 ) " und der Abs .  2 

au fgehoben . 

- 3 [.) --

(3) In der Abmeldung hat der Begünstigte auch den Zoll 
zuzüglich der Stundungszinsen für die in den freien Verkehr des 
Zollgebietes abgesetzten Waren zu berechnen und den errechne­
ten Betrag spätestens am Tag der Abmeldung zu entrichten. 
Unterläßt der Begünstigte die Abmeldung, erweist sich die 
Abmeldung als unvollständig oder die Selbstberechnung als nicht 
richtig, so ist ein Zollbescheid zu erlassen. Der festgesetzte Zoll­
betrag ist unbeschadet der Verpflichtung Zur Entrichtung eines 
Säumniszuschlages binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Bescheides zu entrichten. 

(3) Die Lagerverwaltung der in Ab •• 2 genannten Zoll­lager ist verpflichtet, Ersatz für den Zoll zu lei.ten, der auf Lagerwaren entfällt, für die der Nachweis der rechtmäßigen Auslagerung nicht erbracht wird. S 119 Ab.. 2 gilt ent­sprechend. Die Bestimmungen des S 7 Abs. 4 werden hiedurch nicht becührt.L--__ ___ _____ ____ _ . ,  ___ _ _  ., _ _ _ _ 

- -� �------ -

S 105. Das Zollamt ist berechtigt, die zur Einlagerung bean­
tragten Waren der äußeren und der inneren Beschau zu unterzie­
hen sowie sie zu besichtigen und zu verwiegen. 

A r t  CD d e .  A n  w e i • u n g • v e r  fa h r e n  s 

S 112. (1) Wenn Waren von einem Zollamt (Anweisungs­
zollamt) an ein anderes Zollamt (Empfangszollamt) weiter­
geleitet werden sollen, sind sie zollamtlich anzuweisen. , 

(2) Die Anweisung ist entweder im Ansageverfahten 
mit Ansageschein oder im Begleitsdteinverfahren mit Begleit­
schein durchzuführen. Das Begleitscheinverfahren ist in 
allen Fällen anzuwenden, für die das Ansageverfahren nicht 
zugelassen ist. 
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� 3 1  -

3 2 .  Der § 1 1 3  lautet : 

" §  1 1 3 . 

zugelassen 

er folgen , 

beantragt . 

( 1 )  Soweit nach diesem Bundesgesetz das Ansageverfahren 

i st , hat die Anwe isung in d iesem Verfahren zu 

wenn der Verfügungsberecht igte kein anderes Verfahren 

( 2 )  Im übrigen hat die Anwei sung im Begleitscheinverfahren 

zu erfolgen , wenn nicht die Uberwachung der Beförderung zollhän­

giger Waren durch Anwendung eines durch völkerrechtliche Verein­

barung geregelten Ver fahrens gewährleistet i st .  

( 3 )  Bei Anwendung e ines durch völkerrechtliche Vereinbarung 

gerege lten Verfahrens sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 

über das Begleitscheinver fahren insoweit s inngemäß anzuwenden , 

als  die vö lkerrechtliche Vereinbarung nicht entgegensteht . 

Personen , d ie nach der völkerrechtlichen Vereinbarung als  

Parteien eine s  dort geregelten Ver fahrens zur Entrichtung von 

Eingangsabgaben verpfl ichtet s ind , haben wie Begleitscheinnehmer 

nach diesem Bundesgesetz für den Zoll Ersatz zu leisten . "  

3 3 .  Der § 1 1 6  lautet : 

" S tel lungs- und Ersatzpflicht im Ansageverfahren 

§ 1 1 6 .  ( 1 )  Die zum Ansageverfahren abgefertigten Waren (Ansage­

gut) s ind dem Empfangszol lamt vollständ ig , unverändert und 

unbenutzt sowie mit unverletzten Verschlüssen und Nämlich­

keitszeichen zu stellen : § 7 Abs . 3 und 4 bleibt unberührt . D ie 

Stel lung hat weiters innerhalb der Stel lungs frist und unter 

Vorlage des Ansageschei�es zu er folgen . 

( 2 )  Zur Stel lung ist das Verkehrsunternehmen verpfl ichtet , 

das d i e  Abfertigung zum Ansageverfahren beantragt hat (Ansage­

scheinnehme r ) . Die Stel lungspfl icht geht au f jedes weitere zum 

Ansagever fahren zugelassene Verkehrsunternehmen über , dem der 

Ansageschei n  und das Ansagegut nachweislich übergeben werden . 

A n w e n  d u n  g s f ä l l  e d e s  A n w e i s  u n g s v e r f  a h­
r e n s  

§ 1 13. (1) Wenn zollhängige Waren in der Einfuhr nidtt 
beim Grenzzollamt zum freien Verkehr abgefertigt, vorge­
merkt oder eingelagert, sondern an ein anderes Zollamt zur 
Durchführung des weiteren Zollverfahrens weitergeleitet wer­
den sollen, sind sie anzuweisen. _ 

(2) Zollhängige Waren können audt von einem Inner­
landszollamt an ein anderes Innerlandszollamt oder von 
einem Innerlandszollamt an ein Grenzzollamt angewiesen 
werden. 

, (3) In der Durchfuhr sind zoll hängige Waren anzu­
weisen, die ohne Zwisdtenlagerung und ohne Neuaufgabe 
im Zollgebiet durch das Zollgebiet durdtgeführt werden 
sollen.- _ 

(4) In der Ausfuhr sind zollhängige Waren und Waren, 
deren Austritt zu erweisen ist, zur überwachung und 
Bestätigung des Austrittes anzuweisen, wenn sie bei einem 
anderen Zollamt als dem Grenzzollamt, bei dem der Awtritt 
erfolgen soll, abgefertigt werden. 

S t e l l u n g s- u n d  E r s a t z p f l i c h t  i m  A n s a g e­
v e r f a h r e n  

§ 1 16. (1) Durdt die Empfangnahme des Ansagesdteines 
erwächst dem Verkehrsunternehmen (Ansagesdteinnehmer) 
die Verpflichtung, das Ansagegut innerhalb der Stellungsfrist 
dem im Ansageschein angegebenen oder einem sonstigen für 
die betreffende Verkehrsart in Betracht kommenden Zollamt 
unverändert und gegebenenfalls mit unverletztem Zoll ver­
schluß unter VQrlage des Ansagesdteines zu stellen oder bei 
NichtsteIlung des Ansagegutes für den entgangenen Zoll 
Ersatz zu leisten.-

(2) Der Ersatz bemißt sidt nadt der Höhe des auf das 
nidtt gestellte Ansagegut entfallenden Zolles; falls die 
Bemessungsgrundlage des Zolles vom Zollamt nidtt mehr 
einwandfrei ermittelt oder vom Ansagescheinnehmer nidtt 

glaubhaft dargetan werden kann, ist der Ersatz nad! den 

hödlsten in Betradtt kommenden Zollsätzen zu beremnen. 

• 
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( 3 )  Wird die Stel lungspflicht nach Abs . 1 erster Satz 

ver letzt , so hat der Ansagesche innehmer insowe it für den auf das 

Ansagegut entfal lenden Zoll Ersatz zu leisten (Ersatz forderung) . 

Wird das Ansagegut n icht i nnerhalb der Stel lungsfrist gestellt , 

so hat das Zol lamt dem Ansagescheinnehmer eine angemessene Frist 

zu setzen , innerhalb der die Stel lung nachgeholt werden kann . Mit 

fru�ht losem Ablauf dieser Frist hat der Ansagescheinnehmer Ersatz 

zu leisten , wenn die Ersatzpfl icht nicht bereits aus anderen 

Gründen entstanden ist . § 7 BAO gilt sinngemäß . Mit dem tlbergang 

der Stel lungspf l icht geht auch die Ersatzpfl icht auf das nach­

folgende Verkehrsunternehmen übe r .  

( 4 )  Werden geme insam m i t  dem Ansagegut oder an dessen 

Stelle zol lhängige Waren befördert , die beim Anweisungs zollamt 

dem Zol lverfahren ent zogen wurden , so erstreckt s ich die Ersatz­

pfl icht auf den auf diese Waren entfal lenden Zoll . "  

3 4 .  Der § 1 1 7  Abs . 3 wird au fgehoben . 

35 . Der § 1 1 8  Ab s .  2 wird aufgehoben . 

,3 L ., 

(3) Wenn die Beförderung des Ansagegutes nacheinander 
durch mehrere zum Ansageveriahren zugelassene Verkehrs­
unternehmen besorgt wird, gehen die Verpflichtungen zur 
Stellung des Ansagegutes und zur Ersatzleistung auf jedes 
folgendc Verkehrsuntemehmen über. Von diesen Verpflich­
tungen wird das erstc und jedes folgende Verkehrsunter­
nehmen nur dann befreit, wenn es nachweist, daß es den 
Ansageschein und das Ansagegut dem nachfolgenden 
Verkehrsunternehmen ordnungsgemäß übergeben hat. 

(3) In der Einfuhr und in der Durchfuhr entfällt 
beim Anweisungszollamt die Beschau der Ansagegüter. Es 
bleibt jedoch dem Zollamt unbenommen, die anzuweisenden 
Waren zur Prüfung der Richtigkeit der Warenbennung zu 
besichtigen und sich von der ordnungsgemäßen Kennzeich­
nung der Wagen oder Packstücke nach Abs. 9 zu überzeugen . .  
Ausfuhrwaren sind im Ansageverfahren jedoch der äußeren 
Beschau zu unterziehen.' 

(2) überschreitungen der Stellungsfrist sind vom Em­
pfangszollamt nachzusehen, wenn sie vom Verkehrsunter­
nehmen aufgeklärt werden. 
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3 6 .  Der § 1 1 9  lautet : 

" Stel lungs- und Ersatzpfl icht im Begleit scheinverfahren 

§ 1 1 9 .  ( l ) Die zum Beg leitscheinverfahren abge fert igten Waren 

( Begleitscheingut) sind dem Empfangszollamt vol lständig , unverän­

dert und unbenutzt sowie mit unver letzten Versch lüssen und 

Nämlichke itszeichen zu stellen ; § 7 Abs .  3 und 4 bleibt 

unberührt . Die Stel lung hat weiters innerhalb der Ste l lungs frist 

und unter Vorlage des Beglei tscheines zu erfolgen . 

( 2 )  Zur Stel lung ist derj enige verpfl ichtet , der die Abfer­

t igung zum Begleitscheinverfahren beantragt hat ( Begleit­

scheinnehmer) .  Die Stel lungspfl icht geht auf j eden übe r ,  dem der 

Begleitschein und das Begleitscheingut nachwe i s l ich übergeben 

werden (Warenfilhrer) . 

( 3 )  Wird die Stel lungspfl icht nach Ahs .  1 erster Satz 

ver le tz t ,  so hat der Beg leitscheinnehmer i nsowe it für den au f das 

Begleitscheingut entfal lenden Zoll Ersatz zu leisten (Ersatz­

forderung) . Wird das Beg leitscheingut nicht innerhalb der 

Stel lungs frist gestellt , so hat das Zollamt dem Beg le� tschein­

nehmer e ine angemes sene Frist zu setzen , innerhalb der die 

Stel lung nachgeholt werden kann . Mit fruchtlosem Ablauf dieser 

Frist hat der Beg leit scheinnehmer Ersatz zu lei sten , wenn die 

Ersatzpflicht nicht bereits aus anderen Gründen entstanden i s t .  § 

7 BAO gilt s inngemä ß .  

( 4 ) Werden gemeinsam mit dem Begleitscheingut oder an 

dessen Stelle zol lhängige Waren befördert , die beim Anwe isungs­

zol lamt dem Zol lverfahren entzogen wurden , so erstreckt s ich die 

Ersatzpfl icht auf den au f d iese Waren ent fal lenden Zoll . "  

��l -, 
'-} �) 

S t e l l u n g s- u n d  E r s a t z p f l i c h t  i m  B e g l e i t ­
s c h e i n v e r f a h r e n  

§ 1 19. ( 1 )  Durch die Empfangnahme des Begleitscheines 
und der im Begleitschein angeführten Waren (Begleitscheingut) 
erwächst dem Begleitscheinnehmer die Verpflichtung, das 
Begleitscheingut innerhalb der im Begleitschein festgesetzten 
Frist dem Empfangszollamt unverändert und zutreffendenfalls 
mit unverletztem Zollverschluß unter Vorlage des Begleitschei­
nes zu stellen und bei Nichtstellung des Begleitscheingutes für 
den entgangenen Zoll Ersatz zu leisten. 

(2) Der Ersatz bemißt sich nach der Höhe des auf das nicht 
gestellte Begleitscheingut entfallenden Zolles; falls die Bemes­
sungsgrundlage des Zolles vom Zollamt nicht mehr einwandfrei 
ermittelt oder vom Begleitscheinnehmer nicht glaubhaft darge­
tan werden kann, ist der Ersatz nach den höchsten in Betracht 
kommenden Zollsätzen zu berechnen. 

(3) Eine Ersatzforderung ist auf Antrag von der rmanzlan­
desdirektion, in deren Bereich das Austrittszollamt liegt, zu erlas­
sen, wenn der Begleitscheinnehmer nachweist, daß das Begleit­
scheingut vollzihlig und unverändert ausgeführt worden ist. Der 
Nachweis ist auf Grund einer zollamtlichen Bestätigung oder 
Urkunde über die Stellung des Begleitscheingutes bei jenem Zoll­
am�d achbarstaates: das dem Austrittszollamt gegenüber-
liegt, n. W'lI'd das Begleitscheingut nach Ablauf der Stel-
lu . t gestellt, so ist die Ersatzforde':1lng vom Empfangszoll-
amt auf Antrag zu erlassen, wenn die Überschreitung der Frist 
nicht bereits nach S 1 22 Abs. 2 nachzusehen ist; die Zollhängig­
keit bleibt hiedurch unberührt. Vom Erlaß ist ein Betrag bis zu 

10 v. H. der Ersatzforderung auszunehmen, es sei denn, daß 
glaubhaft gemacht wird, daß weder den Begleitscheinnehmer 
noch den Warenführer an der Nichtstellung des Begleitscheingu­
tes ein Verschulden trifft. Soweit die Ersatzforderung erlassen 
wird, erlischt auch die durch die NichtsteIlung ents�ene Zoll-
schuld. " r 

� 

( .. ) Die Verpflichtung zur Stellung des lkgleitscheingutes 
geht auf den Wareoführer , über, dem der Begleitscheinnehmer 
den Begleitschein und das Begleitscheingut zur Beförderung 
übergeben hat, sofern die Übergabe vom Begleitscheinnehmer 
nachgewiesen wird. Dies gilt unter denselben Voraussetzungen 
auch für jeden nachfolgenden Wareoführer. Wenn der Waren­
führer ein öffentliches Verkehrsunternehmen ist, so geht außer 
der Stellungspflicht auch die Ersatzpflicht auf dieses über. 
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3 6 a .  Der § 1 2 0  lautet : 

" Sicherheitsleistung im Begleitscheinverfahren 

§ 1 20 .  Der Begleitscheinnehmer hat nach Maßgabe des § 6 0  für den 

Zoll S icherheit zu leisten . "  

- 5 0  -

S i c h e r s t e l l u n g  i m  B e g l e i t s c h e i n v e r f a h r e n  

§ 120 .  ( 1 )  Der Begleitscheinnehmer hat anläßlich der Abfer­
tigung der Waren zum Begleitscheinvedahren für allfällige 
Ersatzforderungen Sicherstellung zu leisten. 

(2) Die Sicherstellung ist in der Höhe des Ersatzbetrages zu 
leisten. Für Waren, für die gemäß §§ 30 bis 40 Zollfreiheit 
gewährt wird, sowie für zollpflichtiges Handgepäck der Reisen­
den mit Ausschluß der für den Handel bestimmten Waren kann 
die Sicherstellung mit einem der Menge und der tarifmäßigen 
Beschaffenheit der Waren entsprechenden Betrag schätzungs­
weise festgesetzt werden. 

(3) Gebietskörperschaften und deren Betriebe sowie inländi­
sche öffentliche Verkehrsunternehmen sind von der Leistung 
einer Sicherstellung befreit. 

(4) Die Finanzlandesdirektion kann aus volkswirtschaftli­
chen Rücksichten Begleitscheinnehmern, deren bisheriges Ver­
halten Gewähr für die Einhaltung der Zollvorschriften bietet und 
die im Zollgebiet einen Wirtschaftsbetrieb sowie ein die Einbring­
lichkeit allfäIliger Zollersatzforderungen sicherndes Vermögen 
besitzen, auf Antrag von der Leistung einer Sicherstellung 
befreien. Die Begünstigung ist von der Finanzlandesdirektion, 
die sie erteilt hat, zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nicht 
mehr vorliegen oder den auf Grund der besonderen Zollaufsicht 
ergangenen Anordnungen nicht entsprochen wird. 

(5) Das Zollamt kann in berücksichtigungswürdigen Einzel­
fällen von der Forderung einer SichersteIlung ganz oder teilweise 
Abstand nehmen, wenn die Einbringlichkeit des ZoIles in der 
Person des Begleitscheinnehmers gesichert ist und das Begleit­
scheingut über kurze Strecken befördert oder amtlich begleitet 
wird. 
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37 . Der S 1 2 1  Ahs . 1 zweiter Satz wird aufgehoben . 

38 . Der S 1 2 1  Abs . 3 bis 6 lautet : 

� ( 3 )  Für Waren , die nicht zum Handel bestimmt s ind , ist mündl iche 

Warenerklärung zulässig . 

( 4 )  Als zol lamt liche Bestätigung ( S  5 9 )  i st ein Beg leitschein zu 

erte i len . 

( 5 )  Der Begleitschein hat j edenfalls  die zur S icherung der 

Nämlichkeit getroffenen Maßnahmen , die Bezeichnung des Empfangs­

zol lamtes und die Stel lungs frist zu enthalten . 

( 6 )  Der Begleitschein ist während der Beförderung des Begleit­

scheingutes mitzuführen und dem Empfangszollamt unaufgefordert zu 

übergeben . �  

- 3 .')- -

V e r f a h r e n  b e i m  A n w e i s u n g s z o l l a m t  i m  
B e g  l e i  t s c h e i n  v e r f  a h r e  n 

§ 121 .  ( 1 )  Zur Abfertigung von Waren im Begleitscheinver­
fahren in der Ein-, Aus- und Durchfuhr ist eine schriftliche 
Warenerklärung edorderlich. Im Reiseverkehr und im kleinen 
Grenzverkehr ist für nicht zum Handel bestimmte Waren die 
mündliche Warenerklärung zulässig. 

(2) Die schriftliche Warenerklärung hat die nach § 52 
Abs. 2 edorderlichen Angaben zu enthalten. Bei der Anweisung 
von Waren, für die nach §§ JO bis 40 Zollfreiheit gewährt werden 
soll, genügt an Stelle der sonst notwendigen ��aben ein allge­
meiner Hinweis auf den Zollbefreiungsgrund. Uberdies sind in 
der Warenerklärung das Empfangszollamt und die Art der 
Sicherstellung oder die Bewilligungsdaten der Befreiung von der 
Leistung einer Sicherstellung anzugeben. Die Erklärung des 
Gewichtes der Waren kann sich auf die Angabe des Rohgewich­
tes beschränken. Dabei kann das Rohgewicht mehrerer nach 
Inhalt und Verpackung gleichartiger Packstücke zusammen 
angegeben werden. . 

(3) Das AnweisungszoUamt ist berechtigt, die Waren der 
äußeren und der inneren Beschau zu unterzirhen sowie sie zu 
besichtigen und zu verwiegen. 

(4) Eine Besichtigung ist jedenfalls vorzunehmen, wenn dies 
zur Festhaltung der Nämlicbkeit edorderlich ist. 

(5) Nach Beendigung der Beschau und einer allfälligen Ver­
scblußanlegung hat das Anweisungszollamt den Abfertigungsbe­
fund auszufertigen, in den auch die Art der Nämlicbkeitsfestbal­
tung, die Art und Höhe der geleisteten Sicherstellung oder die 

allfällige Befreiung von der Sicherstellungsleistung, das Emp­
fangszollamt und die Stellungsfrist aufzunehmen sind. 
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3 8 a .  Im § 1 2 1  Abs . 7 wird der Ausdruck " nach § 1 20 Abs .  3 oder 4 

von der S icherstel lung be freit" durch den Ausdruck "nach § 6 0  

Abs .  5 oder 6 von d e r  S icherheitsleistung be freit" erset z t .  

3 9 . Im § 1 2 2  werden der Abs . 2 und d i e  Absatzbezeichnung . ( 1 ) . 

aufgehoben . 

- 3 "  -

(6) Das Anweisungszollamt hat dem Begleitscheinnehmer 
das Doppel des Abfertigungsbefundes (Begleitschein) zur Vor­
lage beim Empfangszollamt auszufolgen. Die Urschrift des 
Abfertigungsbefundes hat beim Anweisungszollamt zu verblei­
ben. 

(7) Die Fmanzlandesdirektion kann zur Vereinfachung des 
Verfahrens Personen, die nach § 1 20 Abs. 3 oder 4 von der Lei­
stung einer Sicherstellung befreit sind, auf Antrag Verfahrenser­
leichterungen im Begleitscheinverfahren bewilligen, wenn hie­
durch die Zollaufsicht und die Einbringlichkeit des Zolles nicht 
gefährdet werden. Diese Bewilligung kann die Verpflichtung zur 
Abgabe einer Warenerklärung aufheben, wenn auf andere Weise 
die unveränderte Stellung der Waren beim Empfangszollamt 
gewährleistet erscheint; sie kann weiters, wenn dies zur Aufrecht­
erhaltung der Zollaufsicht notwendig ist, auf Anweisungen zwi­
schen bestimmten Zollämtern beschränkt werden. Die beförder­
ten Waren gelten als im Begleitscheinverfahren angewiesen. 

(8) Das Zollamt kann zur Vereinfachung des Verfahrens 
oder im besonderen öffentlichen Interesse die Stellungspflicht als 
erfüllt annehmen und von der Ausfertigung eines Begleitscheines 
absehen, wenn durch amtliche Begleitung oder Überwachung der 
Waren gewährleistet erscheint, daß die Waren unverändert wie­
derausgeführt oder einem Zollamt gestellt werden; die Waren 
gelten als zum Begleitscheinverfahren abgefertigt. ' 

(2) Das Empfangszollamt hat eine ÜberschreitunlJ der Stel­
lungsfrist in einzelnen Billen nachzusehen, wenn die Überschrei­
tung durch unvorhergesehene und unabwendbare Ereignisse ver­
ursacht wurde. 

29/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
177 von 195

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



4 0 .  Der § 1 2 3  Abs .  1 und 2 lauten:  

" ( 1 )  Das Empfangszol lamt hat den Beg leitschein e inzuz iehen . 

( 2 )  Dem Warenführer ist auf Verlangen eine Best�tigung über die 

Stel lung des Beg leit scheingutes auszustel len . "  

4 1 .  Der § 1 2 4  wird aufgehoben. 

- 3 1  -

§ 123. ( 1 )  Das Empfangszollamt ist berechtigt, das Begleit­
scheingut der äußeren und der inneren Beschau zu unterziehen 
sowie es zu besichtigen und zu verwiegen. ,I 

(2) Der Begleitschein ist vom Empfangszollamt einzuziehen. 
Dem Warenführer ist auf Verlangen eine Bestätigung über die 
Stellung des Begleitscheingutes auszustellen. 

V e r e i n f a c h t e s  B e g l e i t s c h e i n v e r f a h r e n  i n  d e r  
A u s f u h r  m i t  A u s t r i t t s a n z e i g e  

§ 1 24. ( 1 )  Die in § 64 Abs. 1 angeführten Waren können 
zum Nachweis des Austrittes auch im vereinfachten Begleit­
scheinvedahren mit Austrittsanzeige in der Ausfuhr angewiesen 
werden, sofern in den die Steuerbegünstigung der betreffenden 
Waren regelnden Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt 
ist. 

(2) Der Versender hat eine schriftliche Warenerklärung 
nach dem amtlich aufgelegten Vordruck in dorpelter Ausferti­
gung beizubringen. Sie hat neben den nach § 52 Abs. 2 allgemein 
edorderlichen Angaben die für die Feststellung der Nämlichkeit 
und eine allfällige Abrechnung notwendigen Angaben zu enthal­
ten. : 

(3) Für das Vedahren beim Anweisungszollamt gelten 
die Bestimmungen über das Begleitscheinvedahren in der 
Ausfuhr, wobei die Bezeichnung eines bestimmten Empfangs­
zollamtes und die Festsetzung einer Stellungsfrist ent­
fallen können. Außerdem sind die nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften für die Gewährung der in § 64 Abs. 1 genannten 
Begünstigungen edorderlichen Bestätigungen von den Organen, 
denen die Durchführung dieser Vorschriften obliegt, anzuset­
zen. Das Doppel des Abfertigungsbefundes (Aus­
trittsanzeige) ist dem Versender zur Vorlage beim Austritts­
zollamt auszufolgen. Die Urschrift des Abfertigungsbefundes 
hat beim Anweisungszollamt zu verbleiben. Der Versender 
hat die Austrittsanzeige dem jeweiligen Frachtpapier bei-
zuschließen und dies auf dem Frachtpapier zu vermerken: Für 
die Behandlung beim Austrittszollamt gelten die Bestimmungen 
des § 1 23 Abs. 1 .  Das Austrittszollamt hat auf der Austrittsan­
zeige den Austritt der Waren über die Zollgrenze zu bestätigen 
und die bestätigte Austrittsanzeige an den Versender zurückzu­
senden. 
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4 2 . Im § 1 2 9 ,  im § 1 3 2  Abs .  3 ,  im § 1 4 3 a  und im § 1 5 3  Abs . 1 wird 

j ewe i l s  der Ausdruck " Abs . 2 "  au fgehoben . 

3 Y -

S t e l l  u n g s- u n d  E r s a t z  p f I i c h  t d e r  E i s  e n­
b a h n u n t e r n e h m e n  

§ 129. Die Eisenbahnunternehmen sind verpflichtet, alle 
von ihr,en beförderten und zur Einf�hr oder Ausfuhr 
bestimmten Waren dem Grenzzollamt zur Vornahme des 
Zollverfahrens unverändert zu stellen und bei NichtsteI­
lung für den entgangenen Zoll nach Maßgabe der Bestim­
mungen des § 1 1 6  Abs. 2 Ersatz zu leisten. Diese Verpflich­
tungen gehen mit der übernahme der Waren durch eine 
inländische Anschlußbahn auf diese über. 

� q: . (3) Das Eisenbahnunternehmen ist verpflichtet, die in 
seiner Verwahrung befindlichen zollhängigen Waren dem 
Eisenbahnzollamt zur Durchführung des Zollverfahrens un­
verändert vorzuführen, . bei Nichtvorführung aber für den 
entgangenen Zoll nach Maßgabe der Bestimmungen des 
§ 1 16 Abs. 2 Ersatz zu leisten. 

§ 143 a. Das Bundesministerium für Finanzen kann zur 
Erleichterung des Zollverfahrens durch Verordnung die Eisen­
bahnunternehmen von der Verpflichtung, eingeführte oder 
zur Ausfuhr bestimmte Waren dem Grenzzollamt zu stellen, 
ganz oder teilweise befreien, wenn hiedurch die Einbringlich­
keit des Zolles nicht gefährdet wird. Soweit die Waren dem 
Grenzzollamt nicht zu stellen sind, ist das Eisenbahnunter­
nehmen verpflichtet, die Waren einem anderen Zollamt zu 
stelleD4 tÜr die Ausfuhr gelten die Bestimmungen der §§ 168 
bis 170 sinngemäß; �ei NichtsteIlung zollhängiger Waren hat 
das Eisenbahnudfcm'ehmen für den entgangenen Zoll nach 
Maßgabe des § 1 16 AbI. 2 Ersatz zu leisten. Hinsichtlich des 
Verkehrs mit diesen Waren unterliegt das Eisenbahnunter­
nehmen der besonderen ZoUaufsicht (§ 26). 

� .'(53 (. 1 )  . . • .  

Bei NichtsteIlung hat die Post- und T eIegraphenver­
waltung für den �ntgangen�n Zoll nach Maßgabe des § 1 16 
Abs. 2 Ersatz zu leIsten. DIe vorstehenden Bestimmungen gel­
t�n 

.
auch für u�sprünglich zur Durchfuhr bestimmte Sendungen, 

die UD ZollgebIet verbleiben . .  
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3 u  �. ( 

4 3 . Der § 1 7 2  Abs . 5 laute t :  

" ( 5 )  Wenn e i n  Reisender hins ichtlich mitgeführter Waren , a u f  die 

ein Eingangsabgabenbetrag oder ein Ausgangsabgabenbetrag von 

nicht mehr als 2 . 000 S entfällt , eine Stel lungs- , Erklärungs- , 

Of fenlegungs- oder Wahrheitspflicht verletzt oder zu verletzen 

versucht , s ind 

verfolgen , wenn 

e iner Berufung 

Abgabenerhöhung 

dadurch begangene Finanzvergehen nicht zu 

der Reisende unter Verz icht auf die Einbringung 

neben den Eingangs- oder Ausgangsabgaben eine 

in der Höhe dieser Abgaben entrichtet oder , falls 

keine Eingangs- oder Ausgangsabgaben zu entrichten wären , e ine 

Zahlung in der Höhe d ieser Abgaben leistet (Nebenanspruch gemäß § 

3 Abs . 2 BAO) . I st eine Zollab fert igung wegen Fehlens e iner 

hiefür er forderlichen Voraussetzung nicht mögl ich , so hat die 

Verfolgung dieser F inanzvergehen zu unterbleiben , wenn der 

Reisende d i e  Vernichtung der Waren beantragt . Die Vorschreibung 

der Eingangs- oder Ausgangsabgaben und der Nebenansprüche hat 

auch im Falle e iner bereits entstandenen Zoll schuld mitte l s  

zol lamtlicher Bestätigung zu erfolgen . D e r  Beru fungsverz icht ist 

schri ft lich zu erklären . § 7 Abs . 4 gilt sinngemäß . ' Auf Gegen­

stände des Tabak- und Branntweinmonopo l s  ist die Regelung dieses 

Absatzes nicht anwendbar . "  

(5) Wenn ein Reisender hinsichtlich mitgeführter Waren, 

auf die ein Eingangsabgabenbetrag oder ein Ausgangsabgabenbe­

trag von nicht mehr als 2 000 S entfällt, die Stellungs-, Erklä­

rungs-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht verletzt oder zu ver­

letzen versucht, sind dadurch begangene Finanzvergehen nicht zu 

verfolgen, wenn der Reisende unter Verzicht auf die Einbringung 

einer Berufung (§ 255 Abs. 1 BAO) neben den Eingangs- oder 

Ausgangsabgaben eine Abgabenerhöhung in der Höhe dieser 

Abgaben entrichtet oder, wenn eine für die Zollabfertigung 

erforderliche Voraussetzung fehlt, die Vernichtung der Waren 

beantragt ; § 7 Abs. 4 letzter Satz gilt entsprechend. Der Verzicht 

ist schriftlich auf der zollamtlichen Bestätigung zu erklären. 

.. 
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4 4 . Im § 1 7 4  Abs . 3 treten folgende Best immungen an die Stelle 

der l it . d :  

M d )  für den Begünst igten , wenn 

1 .  er die Absicht dem Zol lamt anzeigt , e iner Bed ingung , 

unter der e ine Zol lbegünstigung gewährt wurde , nicht 

zu entsprechen , 

2 .  einer Bedingung , unter der eine Zol lbegünst igung 

gewährt wurde , nicht entsprochen wird , ohne daß dies 

vorher dem Zollamt angezeigt wird , 

3 .  er durch unricht ige oder unvol l ständigen Angaben 

bewirkt , daß ihm ei ne Zollbegünstigung gewährt wirrl , 

hinsichtlich des unerhoben gebliebenen Zollbetrages ;  

e )  für den , der 

1 .  von e inern Begünstigten Waren übernimmt , für die eine 

Zollbegünstigung gewährt worden i st ,  ohne die Voraus­

setzungen für die Gewährung der Zol lbegünstigung zu 

erfü llen , 

2 .  a l s  Warenempfänger der Bedingung des § 29 Abs .  5 

nicht entspricht , 

hinsichtl i ch des unerhoben gebliebenen Zol lbetrages . "  

4 5 . Im Schluß satz des S 1 7 4  Abs . 3 wird der Ausdruck " l i t . a  bis 

d"  durch den Ausdruck " l it . a  b i s  e" ersetzt . 

4 6 . Im S 1 7 4  Abs .  5 wird nach dem Wort " eingeführten" einge fügt : 

" oder ausgeführ ten " .  

I . .--' - '1 V -

d) für den, der eine ihm nach den §§ 14 Abs. 1, 30 

bis 40 und 44 auferlegte Verpßichtung zur Verwen­

dung der zollbcgünstigten Waren zu einem bestimm­
ten Zwem oder eine durch zollrcchtliche Vorschriften 
auferlegte Bedingung nicht erfüllt oder Erlaubnis­

scheinwaren bezieht, ohne im Besitz eines entspre­

chenden Erlaubnisschcines zu sein, hinsichtlich des 

unerhoben gebliebenen Zollbetrages: . 

Die Zoltschuld entsteht in den Fällen der Iit. a bis d 'in 
dem Zeitpunkt, in dem der Tatbestand, an den die Entste­
hung der Zollschuld geknüpft ist, verwirklicht ist; kann die­
ser Zeitpunkt nicht ermittelt werden, 50 gilt die Zollschuld 
als im Zeitpunkt der Entdemung entstanden. 

(5) Für den Inhaber einer Bewilligung nach § 52 a ent­
steht die Zollschuld hinsichtlich der im vorangegangenen 
Zeitraum eingeführten Waren mit Beginn des Tages, an dem ' 
die Sammelwarenerklärung für diesen Zeitraum abzugeben 

I ist. .. 

29/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
181 von 195

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



4 7 .  Der § 1 7 5  Abs .  1 zweiter Satz wird au fgehoben . 

48 . Dem § 1 7 5  wird folgender Abs . 6 angefügt : 

" ( 6 1  Unbeschadet der Fäll igkeit der Zollschuld tritt die Ver­

pfl ichtung zur Entrichtung e ines Säumniszuschlags nicht ein 

a l  in den Fällen des § 174 Abs .  2 ,  sofern ke ine Nachhinein­

zahlung des Zolles nach Abs . 3 oder 4 zusteht , bis zur 

Ausfolgung der Ware; 

bl  i n  den sonstigen Fäl len des § 1 7 4  Abs . 2 

Fällen des § 1 7 4  Abs .  3 l it . c ,  sofern der 

die Unrichtigkeit von s ich aus dem Zollamt 

in den Fäl len des § 1 7 4  Abs . 3 lit . d  Z .  1 ,  

innerhalb der nach Abs .  5 festgesetzten 

entrichtet wird ; 

und in den 

Zollschuldner 

anzeigt , und 

wenn der Zoll 

Zahlung s frist 

c l  in den Fäl len des § 

rechnung nach § 52a Abs .  

der Betrag spätestens zu 

174 Abs . 5 ,  wenn die Selbstbe-

4 dritter Satz berichtigt und 

dem auf die Richtigste llung 

nächstfolgenden Zahlungstermin entrichtet wird ; 

d l  in den Fäl len des § 1 7 7  Abs . 3 lit . a  und b und , so fern 

der Zollschuldner die beabsichtiqte Verwendung vorher 

dem Zol lamt anzeigt , auch des § 1 7 7  Abs . 3 lit . d ,  wenn 

der Zoll innerhalb der nach Abs . 5 festgesetzten 

Zahlungsfrist entrichtet wird ;  

el i n  den Fäl len d e s  § 1 7 7  Abs . 3 l it . c ,  wenn der Zol l im 

Weg der Selbstberechnung ordnungsgemäß entrichtet oder 

die Selbstberechnung nach § 97  Abs . 3 zweiter Satz 

berichtigt und der Betrag spätestens zu dem auf d ie 

Richtigstel lung nächstfo lgenden Zahlungstermin 

r ichtet wird . "  

ent-

-- Lt -1  -

F ä l l i g k e i t  d e r  Z o l l s c h u l d  
§ 175. (1) Die Zollschuld wird mit ihrem Entstehen fällig.' , Die Verpflichtung zur Entrichtung eines Säumnis­zuschlages entsteht in den Fällen des § 174 Ab •• 2 jedoch erst dann, wenn der Zollbetrag bei der Einfuhr nicht spätestens bis zur Ausfolgung der Ware durch das Zollamt an den Verfügungsberechtigten, bei der Ausfuhr nicht spätestens bis zum Austritt der Ware in das Zollausland entrichtet worden ist. , 

(2) Bei der bedingten Zollschuld tritt die Fälligkeit mit dem Eintritt der Bedingung ein. 
(3) Die Zollschuld ist bei Fälligkeit zu entrichten. Den inländischen öffentlichen Verkehrsunternehmen ist e. jedoch gestattet, die im Laufe eines Kalendermonates fällig gewor­denen Zollbeträge bis längstens 15. des nachfolgenden Mona­tes zu entrichten. Hiebei können allenfalls erforderliche Siche­rungsmaßnahmen nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes getrof­fen werden. 

(4) Die Finanzlandesdirektion kann zur Beschleunigung des Warenverkehn und zur Vereinfachung des automations­untentützten Zahlungsverkehrs auf Antrag für die Entrich­tung des Zolles eine Zahlungsfrist von drei Wochen bewilligen, wenn die Einbringlichkeit des Zolles gesichert ist. 

(5) Unbeschadet der Fälligkeit der Zollschuld und der 
allenfalls bereits eingetretenen Verpflichtung zur Entrichtung 
eines Säumniszuschlages ist in Bescheiden, ausgenommen zoll­
amtliche Bestätigungen (§ 59), für die Entrichtung des Zolles 
eine Frist einzuräumen, die drei Wochen nidtt übersteigen 
darf. 

• 
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4 9 .  Im § 1 7 6  treten folgende Absätze an die Stelle der Abs .  2 und 

3 : 

" ( 2 )  Soweit keine Nachhineinzahlung des Zolles nach § 1 7 5  Abs . 3 

oder 4 zusteht , ist der Zoll sogleich bar zu entrichten . Der 

Barzahlung i st die Ubergabe von Schecks im Rahmen der Einlösungs­

garantie inländischer Banken gleichgestellt . 

( 3 )  Abgesehen von den Fällen der Entrichtung erlischt eine nach 

§ 1 7 4  Abs .  2 entstandene Zollschuld , wenn 

1 .  vor der Aus folgung e iner einfuhrzollpfl ichtigen Ware 

durch das Zol lamt der Antrag auf Wiederausfuhr oder 

auf Ab fertigung zum gebundenen Verkehr gestellt oder 

die Ware an den Bund prei sgegeben wird ; 

2 .  eine ausfuhrzollpflichtige Ware vor ihrem Austritt in 

das Zol laus land dem Zollamt unter Vorlage der zol l­

amtlichen Bestätigung mit der Erklärung zum Verbleib 

im Zol lgebiet gestellt wird . 

( 4 )  War bei Eintritt der Bed ingungen für das Erlöschen der 

Zol lschuld nach Abs .  3 diese schon durch Entrichtung erloschen , 

so i st der Zol lbetrag zu erstatten . 

( 5 )  Die Prei sgabe ist abzulehnen , wenn dem Bund durch sie 

Kosten erwachsen und nicht außer Zweifel steht , daß die Kosten in 

einem zu erwartenden Verwertungser lös Deckung finden . Die Verwer­

tung preisgegebener Waren hat unter sinngemäßer Anwendung der §§ 

3 7  bis 52 der Abgabenexekutionsordnung , BGB I . Nr .  1 0 4 / 1 9 4 9 ,  in der 

jewe i l s  geltenden Fassung , über die Verwertung 

körperlicher Sachen zu erfolgen . I st auf Grund der im 

bewegl icher 

Einzelfall 

gegebenen besonderen Umstände eine solche Verwertung insbesondere 

deshalb nicht mög lich oder n icht tunlieh , wei l  s ich kein Käufer 

findet oder wei l  durch die Verwertung nachtei l ig in die Wettbe­

werbsverhä ltnisse e ingegriffen wUrde , so kann der Bundesminister 

für Finanzen anordnen , daß die preisgegebenen Waren unter 

zollamtl icher Aufs icht karitativen Zwecken zugeführt werden . "  

E r l ö s c h e n  d e r  Z o l l  s c h u l d  
§ 176. (1) Die Zollsdtuld erlisdtt durdt Entridttung des Zolles. 
(2) Ferner erlisdtt i die nadt 5 1 74 Abs. 2 entstandene Zollsdtuld, wenn der Verfügungsberedttigte vor Ausfolgung der Ware durdt das Zollamt den Antrag auf Wiederausfuhr oder auf Abfertigung zum gebundenen Verkehr stellt oder die Ware an den Bund preisgibt; " bei ausfuhrzollpflichtigen Waren erlisdtt die Zollsdtuld durdt Belassung der Ware im Zollgebiet. 
(3) Die Verwertung preisgegebener Waren hat unter sinngemäßer Anwendung der 55 37 bis 52 der Abgaben­exekutionsordnung, BGBI. Nr. 104/1949, über die Verwer­tung beweglidter körperlicher Sachen zu erfogen. 

.. 
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4 9 a .  Der § 1 7 9  lautet : 

"Ubernahme der Zollschuld , Gesamtschuld 

§ 1 7 9 . ( 1 )  Die Zollschuld kann von einer dri tten Person mit 

Bewi l l igung des Zollamtes übernommen werden . Die Bewi l l igung i st 

zu erte i len,  wenn dadurch die Einbringlichkeit des Zolles nicht 

gefährdet i s t .  Für das Wirksamwerden der Ubernahme genügt e s ,  daß 

der die Bewi l l igung aussprechende Bescheid dem Ubernehmer 

bekanntgegeben wird ; wird der Antrag in der Warenerk lärung 

geste l l t ,  so genügt ein diesbezüglicher Vermerk in der zol lamt­

l ichen Bestätigung 

( 2 )  Eine Zollschuld , Ha ftung oder Ersatzpflicht , die für 

einen Dienstnehmer entstanden ist , wei l  dieser im Rahmen seiner 

dienstl ichen Obliegenheiten ein rechtswidriges Verha lten gesetzt 

hat , entsteht im selben Zeitpunkt auch für den Dienstgeber , 

soweit d ieser nicht bere its nach einer anderen BestimmunJ in 

derselben Sache abgabepf lichtig ist . 

( 3 )  Mehrere Zoll schuldner in derselben Sache sind Gesamt­

schuldner nach den al lgemeinen abgabenrecht lichen Vorschriften . 

( 4 )  Zahlungser leichterungen , die e inem Gesamtschuldner 

bewi l ligt werden , gelten nur für d iesen und sind den anderen 

Gesamtschuldnern gegenüber ohne Wirkung . "  

50 . Der § 1 8 1  Abs . 2 erster Satz lautet : 

" Eine Maß nahme nach Abs . 1 ist  nur bis zum Ablauf eines Jahres 

nach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides zulässig . "  

LI 3 

o b e r n  a h m  e d e r  Z o l l  s c h u I d, G e 5 a m t­
h a f t u n g  

§ 179. (1) Die Zollschuld kann von einer dritten Person 
nur mit Bewilligung des Abfertigungszollamtes übernommen 
werden. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn dadurch die 
Einbringlichkeit des Zolles nicht gefährdet ist. 

(2) Mehrere Zollschuldner in derselben Sache haften für 
die Zollsmuld zur ungeteilten Hand. 

(2) Eine Maßnahme nach Abs. t ist nach Ablauf von 
sechs Monaten nach Bekanntgabe des Bescheides nicht mehr 
zulässig. Die Frist wird durch jede nach außen erkennbare, 
auf die Knderung oder Behebung des Bescheides gerichtete 
Amtshandlung unterbrochen '. Desgleichen wird die Frist 
durch die Einbringung eines Antrages der Partei bei der 
für die Abänderung oder Behebung zwtändigen Behörde 
unterbrochen. 
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5 1 . Der § 1 8 2  lautet : 

"Erlaß der Zollschuld 

( 1 )  Eine nach § 1 74 Abs . 3 l it . a  entstandene Zollschuld und 

deren Nebengebühren s ind auf Antrag des Zollschuldners oder eines 

in derselben Sache Ersatzpfl ichtigen von der Finanzlandes­

direktion , in deren Bereich das Austrittszollamt l iegt , insoweit 

zu erlassen , als die Ware nachwe i s lich unverändert aus dem 

Zollgebiet ausge führt worden ist . Der Nachwei s  ist durch d ie 

Bestät igung e iner Zol lbehörde des Nachbarstaates zu führen , aus 

der hervorgeht , daß die Ware bei einem Zol lamt dieses Nachbar­

staates unverändert geste l l t  wurde . Vom Erlaß ist ein Betrag bis 

zu 10 v . H .  der Zollschuld auszunehmen , es sei denn , es wird 

glaubhaft gemacht , daß keinen der Betei l igten ein Verschulden 

trifft . 

( 2 )  Eine nach § 1 7 4  Abs . 3 l it . a  entstandene Zollschuld und 

deren NebengebUhren sind auf Antrag des Zoll schuldners oder eines 

in derselben Sache Ersatzpfl ichtigen insoweit zu erlassen , a l s  

die Ware ohne E inschreiten von Zollorganen nachträglich unverän­

dert und unbenutzt e inem Zol lamt geste llt wird . Zum Erlaß i st das 

Zol lamt zuständig , bei dem die Stel lung erfolgt . Die Zollhängig­

keit der Ware bleibt unber�rt " und d iese ist e inem Zol lverfahren 

zuzuführen . "  

5 2 .  Der § 1 8 4  Abs .  2 l i t .  a laute t :  

R a )  Für den Erlaß der Zollschuld (§  1 8 2  Ahs . 2 ) ; "  

(2) Für die nachstehenden Amtshandlungen sind Ver­
waltungsabgaben :. J zu entrichten: 

a) Für die Ausstellung von sicherstellungsfreien Vor­
merkschcinen für ausländische unverzollte Beförde­
rungsmittel; '. 

b) für die durch die überwachung von Zolleigenlagern 
und offenen Lagern auf Vormerkrec:bnung anfallende 
Verwaltungsmehrarbcit; ':' 

c) für die einstweilige Niederlegung zollhängiger Waren 
(§ 1 1 1). 
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5 3 .  Der S 1 8 7  lautet : 

"Erhebung der Kosten 

§ 1 8 7 .  ( 1 )  Die Kosten sind nach den für den Zoll geltenden 

Bestimmungen zu erheben.  Steht dem Kostenschuldner n icht nach § 

1 7 5  Abs .  3 oder 4 eine Zahlungsfrist zu , so hat er vor Beendigung 

der kostenp f lichtigen Amtshandlung nachzuweisen , daß er Kosten , 

die nicht durch eine Sicherstel lung abgedeckt s ind , dem Zol lamt 

überwie sen hat , oder d iese Kosten durch Aufkleben von Stempe l­

marken zu entrichten , wenn nach den Umständen des Falles oder 

nach der Höhe der Kosten die nachträgl iche Einbringung nicht 

gesichert erscheint . Die Erhebung der Kosten ob l iegt j enem 

Zol lamt , bei dem die kostenpflichtige Amt shandlung ange fa llen 

ist . 

( 2 )  Abweichend von Abs .  1 sind 

a) die Kosten nach § 1 8 4  Abs .  2 l it . b in Verbindung mit 

§ 1 9 0  Abs . 2 i n  der Ausübungsbewill igung oder Lager­

bewill igung zu best immen und vom Begünstigten monatlich 

j ewe i l s  bis zum 1 4 . Tag des Monats zu entrichten ; 

b) die Kosten nach § 1 8 4  lit . b  in Verbindung mit § 3 Abs .  6 

des Zol ltari fgesetzes 1 9 8 8 ,  BGBI . N r .  xxx , im Tarifbe­

scheid oder Tarabescheid festzusetzen und vom Zol lamt 

wien einzuheben . "  

5 4 . Der § 1 9 0  Abs .  1 lautet :  

" ( 1 )  Für den Erlaß der Zoll schuld nach § 1 8 2  Abs . 2 ist  vom 

Antragstel ler 

Zol lamt unter 

eine Verwaltungsabgabe 

Bedachtnahme auf die 

zu entrichten , die vom 

Bedeutung der verletzten 

Rechtsvorschri ften für ein geordnetes Zol lverfahren und auf den 

mit der Uberprüfung der Erlaßvoraussetzungen verbundenen Verwal­

tungsau fwand i n  der Höhe von höchstens 1 0  v . H .  der Eingangsab­

gaben festzusetzen i st . "  

/ ( - -
- /1 0 

V o r s c h r e i b u n g  u n d  E i n z a h l u n g  d e r  K o s t e n  
§ 1 87. ( 1 )  Die Kosten sind dem Kostenpflichtigen von dem Zollamt, dessen Organe die Amtshandlung vorgenommen haben, unter Festsetzung einer höchstens dreiwöchigen Zahlungsfrist mit Bescheid vorzuschreiben. Die Kosten für Abfertigungen im Hausbeschauweg sind vom Kostenpflichtigen in Stempelmarken 

im vorhinein zu entrichten. Für die Verwendung von Stempel­marken sind die Vorschriften des Gebührenrechtes über die Verwendung von Stempelmarken anzuwenden. II.T_ 

(2) Für die Änderung, Beitreibung und Verjährung der 
Kosten sowie für die Abrundung und Aufrundung und für die 
Nichterhebung wegen Geringfügigkeit finden die Vorschriften 
Anwendung, die für den Zoll gelten. 

§ 190. (1) Für die Ausstellung sidlerstellungsfreier Vor­
merkscheine für ausländische unverzollte Beförderungsmittel 
(Zehn-, Zwanzig- und Dreißigtagevormerkscheine) ist vom 
Vormerkscheinnehmer eine Verwaltungsabgabe zu entrichten. 
Die Höhe der Verwaltungsabgabe ist vom Bundesministerium 
für Finanzen entsprechend der Geltungsdauer des Vormerk­
scheines festzusetzen und darf im Einzelfall den Betrag von 
30 S nicht übersteigen.' . 
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"VI I . Zwischenstaat l iche Amtshi l fe 

Anwendungsbereich 

§ 1 9 2 . ( 1 )  Die Zol lbehörden s ind befugt , in Verfahren be­

tre f fend Zol langelegenheiten ausländi sche Zol lbehörden um Amts­

h i l fe zu ersuchen und ihnen Amtsh i l fe zu leisten . Den aus­

ländi schen Zol lbehörden sind d ie Dienstste l len der Kommiss ion der 

Europä i schen Gemeinschaften , wenn sie in Vol lz iehung von Gemein­

scha ftsrecht betref fend Zol langelegenheiten tätig werden , sowie 

der Genera lsekretär des durch das Abkommen vom 1 5 . Dezember 1 9 5 0 , 

BGBl . Nr .  1 6 5 / 1 9 5 5 , errichteten Rates fUr die Zusammenarbeit auf 

dem Gebiet des Zol lwesens gleichgeste l l t .  

( 2 )  Zol langelegenheiten i m  Sinne diese s  Abschnittes sind die 
Angelegenheiten , die von den Zol lbehörden aufgrund von Rechtsvor­
schri ften , welche die Erhebung von Zöllen und anderen Eingangs-

oder Ausgangsabgaben oder Verbote , Beschränkungen oder Kontrol len 

im grenzUberschreitenden Warenverkehr oder die Verfo lgung von 

Zuwiderhandlungen gegen solche Vorschri ften betre ffen , wahrzu­

nehmen s ind . 

( 3 )  Die Amtshi l f e  umfaßt insbesondere folgende Maß nahmen : 

1 .  die Mittei lung von in Zollangelegenheiten bedeutsamen 

Sachverhalten ; 

2 .  d ie UberprUfung der Echtheit amt licher Urkunden und Näm­

l ichkeitszeichen ; 

3 .  Bewei saufnahmen; 

4 .  die Zustellung von Schri ftstUcken . 

( 4 )  Die Einhebung und zwangswe i se Einbringung von Abgaben , 

der Voll zug von Strafen sowie Festnahmen , Hausdurchsuchungen und 

Personendurchsuchungen s ind von der Amt shi l fe ausgenommen . Die 

Beschlagnahme von Bewei smitteln i st zulässig , j edoch darf der 

beschlagnahmte Gegenstand nur nach Maßgabe des § 1 9 7  der aus­

ländi schen Zollbehörde Ubersendet werden . 

( 5 )  Vö lkerrecht liche Vereinbarungen Uber Amtsh i l fe werden 

durch diesen Abschnitt nicht eingeschränk t . 

-- 4 (, -
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Amtshi lfeersuchen an fremde Staaten 

§ 1 9 3 . ( 1 )  Ein Ersuchen an eine ausländi sche Zol lbehörde darf 

nur gestellt werden , wenn die Bedeutung der Angelegenheit dies 

recht fertigt und die im Inland möglichen Ermitt lungen zur Fest­

stel lung des maßgeblichen Sachverhaltes nicht ausreichen . 

( 2 )  Ein Ersuchen an e ine ausländische Zol lbehörde darf nicht 

gestellt werden , wenn einem gleichartigen Ersuchen dieser Behörde 

n icht entsprochen werden könnte , es sei denn , daß das Ersuchen 

aus besonderen Gründen dringend geboten ist . Die aus ländi sche 

Behörde ist auf das Fehlen der Gegenseitigkeit hinzuwe i sen . 

( 3 )  Bedi ngungen , die eine ausländ ische Zol lbehörde anläß 1 ich 

der Leistung von Amtshilfe gestel lt hat , sind einzuhal ten . 

Leistung von Amtshilfe an fremde Staaten 

§ 1 9 4 . ( 1 )  Ausländischen Zol lbehörden darf , sowe it im Abs .  8 

nicht anderes best immt i s t ,  Amt shi l fe nur auf Er suchen gelei stet 

werden . 

( 2 ) Aus ländi schen Zol lbehörden darf Amtshi l fe nur geleistet 

werden , wenn hiedurch die ö f fentliche Ordnung oder andere wesent­

l iche Interes sen österreichs sowie schutzwürdige Interes sen an 

der Geheimhal tung , insbesondere von Handels- , Industrie- , Gewerbe 

oder Berufsgeheimnissen , nicht verletzt werden . Der Umstand , daß 

Daten automationsunterstütz t  verarbeitet worden sind , sowie die 

abgabenrechtliche Geheimhal tungspfl icht (§ 4 8 a  BAO) stehen der 

Leistung von Amtshi lfe nicht entgegen . 

( 3 ) Einer ausländischen Zol lbehörde darf Amtshi l fe überdies 

nur gelei stet werden , wenn gewährleistet ist , daß 

...., 
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1 .  das Ver fahren der ausländi schen Zollbehörde den Grund­

sätzen des österreichi schen Verfahrensrechts entspricht , 

2 .  die aus ländi sche Zol lbehörde die im Wege der Amtshi lfe 

mitgetei lten personenbezogenen Daten (§ 3 Z .  1 des Daten­

schutzge setzes , BGBl . N r .  5 6 5 / 1 9 7 8 )  nur solchen Personen , 

Behörden oder Gerichten , die mit dem Verfahren , fUr das 

die Amtshi l fe gelei stet werden sol l , oder mit einem mit 

diesem Verfahren im unmittelbaren Zusammenhang stehenden 

anderen Verfahren befaßt s ind , zugäng l ich machen und im 

Ubrigen geheim halten wird : e ine Weitergabe der Mittei lung 

an andere Personen , Behörden oder Gerichte ist nur mit 

ausdrUck l icher Zustimmung des Bundesministers fUr Finanzen 

zulässig , welche nur fUr Zwecke eines Verfahrens gegeben 

werden darf , dessen DurchfUhrung im Hinblick auf seine 

wirtscha ftliche , humanitäre , soz iale oder rechtspoliti sche 

Bedeutung auch im Interesse der Republ ik 

ge legen i st ,  und 

österreich 

3 .  die ausländische Zol lbehörde einem gleichartigen öster-

reichischen Ersuchen entsprechen und allfällige an die 

Lei stung der Amtshi l fe geknüpfte Bedingungen (Abs . 5 und 

6 )  beachten wird . 

( 4 )  Abs .  3 i st nicht anzuwenden , 

1 .  wenn die am Verfahren betei l igte Person , die ihren 

Wohnsitz oder gewöhnl ichen Aufenthalt im Zol lgebiet 

hat , der Amtshi l fe zustimmt oder 

2 .  die Lage d ieser Person im aus ländi schen Verfahren 

durch die Leistung der Amtshi l fe verbessert wird oder 

3 .  d i e  Amtshi l fe im Hinb lick au f ihre wirtscha ft liche , 

humanitäre , soz iale oder rechtspolitische Bedeutung 

im Interesse der Republ ik österreich geboten ist oder 

4 .  das Ersuchen 

betr i f ft .  

die Zustel lung von Schri ftstUcken 

- Ir .( -
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( 5 )  Ist 

vorl iegen , 

e inzuholen.  

- ft f  
zwe i felhaft,  ob die Vorausset zungen des Abs . 3 

so ist die Auskunft des Bundesministers für Finanzen 

( 6 )  Die Leistung von Amtshi l fe i st von Bed ingungen hinsicht­

l ich der Verwendung oder Verwertung der Auskünfte abhängig zu 

machen , wenn ohne d iese der Erfolg eigener Ermittlungen in Frage 

gestellt wäre . 

( 7 ) Die Leistung der Amtshi l fe i st davon abhängig zu machen , 

daß die ausländi sche Zol lbehörde die aus der H i l feleistung er­

wachsenden Kosten (§  200 ) erset z t .  

( 8 )  Ohne Ersuchen (Abs . l )  dOrfen Mittei lungen ( Spontanmit­

tei lungen) nur gemacht werden Ober 

1 .  neue oder besonders gefährl iche Methoden zur Begehung von 

Zuwiderhandlungen gegen Zoll vorschri ften ; 

2 .  Verstecke in Beförderungsmi tteln oder Behältnissen ; 

3 .  Verfä lschung oder Nachahmung von im Zol lverfahren ver­

wendeten Urkunden , Stempeln und Nämlichkeitszeichen ; 

4 .  Zuwiderhandlungen , deren Mittei lung im Hinbl ick au f ihre 

wirtschaftl iche , humanitäre , so�iale oder rechtspoliti sche 

Bedeutung auch im Interesse der Republik österreich 

gelegen ist , insbesondere Ober solche im Zusammenhang mit 

Suchtgi ften , Waffen , Munition und Sprengstoffen , Kunst­

gegenständen oder Archival ien . 

fI 
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Verfahrensbest immungen 

§ 1 9 5 . ( 1 )  Für die Leistung der Amtshi l fe gelten , wenn s ie e in 

Verfahren zur Erhebung von Zöllen oder anderen Eingangs- oder 

Ausgangsabgaben betri fft , die Vorschri ften über das Verfahren zur 

Erhebung von Zöl len . Betri fft die Amtshi l fe ein Verfahren wegen 

Z uwiderhandlungen , so gelten die Vorschri ften für das verwa l­

tungsbehörd l iche Finanzstrafverfahren . 

( 2 )  Einem Ersuchen um Einha ltung einer bestimmten vom öster­

reichi schen Verfahrensrecht abwe ichenden Vorgangsweise kann ent­

sprochen werden , wenn diese mit den Grundsätzen des öster­

reichi schen Verfahrensrechtes verei nbar ist . 

( 3 )  Hat e ine am Verfahren betei l igte Person ihren Wohnsitz 

oder gewöhnlichen Aufenthalt im Zol lgebiet , so ist s ie vor 

Leistung der Amtsh i l fe zu hören , es sei denn , daß die Amtshilfe 

im Hinblick auf ihre wirtschaftliche , humanitäre , soz iale oder 

rechtspoliti sche Bedeutung auch im I nteresse der Republ ik 

österreich gelegen ist oder der Zweck der H i lfeleistung durch die 

Anhörung gefährdet wäre . 

( 4 )  Der Amtshi l feverkehr e r folgt durch Vermitt lung des 

Bundesministers für Finanzen , mit dessen Zust immung auch un­

mittelbar durch d ie ihm nachgeordneten Zol lbehörden . 

Ubersendung von Gegenständen und Akten 

§ 1 9 6 . ( 1 )  Gegenstände , an denen Rechte der Republik österreich 

oder Rechte dritter Personen bestehen , dürfen nur mit dem 

Vorbehal t  übersendet werden , daß d iese Rechte unberührt bleiben . 

Eine Ubersendung ist unzulässig , wenn zu besorgen ist , daß durch 

sie die Verfolgung oder die Verwirklichung solcher Rechte ver­

eitelt oder unangemessen erschwert wUrde . 

- .'J e:: -
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( 2 )  Gegenstände oder Akten dür fen nur übersendet werden , wenn 

gewährlei stet ist , daß s ie so bald wie mögl ich zurückgegeben 

werden . Auf die Rückgabe übersendeter Gegenstände kann verz ichtet 

werden , wenn diese nicht mehr benötigt werden . 

( 3 )  Eine Ubersendung von Gegenständen oder Akten ist solange 

aufzuschieben , als s ie für ein im Inland anhängiges Gerichts­

oder Verwaltungsverfahren benötigt werden . 

Vorladungen 

§ 1 9 7 . ( 1 ) . Eine Aufforderung , vor einer aus ländi schen Zoll­

behörde zu erscheinen , dar f nur zugeste l lt werden , wenn gewähr­

leistet ist , daß der Betroffene wegen e iner vor seiner Ausreise 

aus dem Zollgebiet begangenen Handlung nicht verfolgt , bestra ft 

oder in seiner persönlichen F reiheit beschränkt werden wird . 

Ausgenommen hievon ist die Verfolgung , Bestrafung oder Beschrän­

kung der persönl ichen Freiheit 

1 .  wegen einer stra fbaren Handlung , die den Gegenstand der 

Vorladung des Betroffenen als Beschuldigter oder Ver­

dächtiger bi ldet , oder 

2 .  wenn s ich der Betrof fene nach Abschluß der Vernehmung 

länger a l s  1 5  Tage auf dem Gebiet des ersuchenden Staates 

aufhält , obwoh l er es verlassen konnte und durfte , oder 

wenn er nach Verlassen des Gebietes des ersuchenden 

Staates freiwi l l ig zurückkehrt oder rechtmäßig zurückge­

bracht wird . 

- :;--1 -
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( 2 )  Vorladungen aus ländischer Zol lbehörden , die Zwangsan­

drohungen für den Fall ihrer N ichtbefolgung enthalten , dürfen nur 

mit der Belehrung , daß die angedrohten Maß nahmen in österreich 

nicht vol l streckt werden dürfen , zugestellt werden . 

( 3 )  Z eugen und Sachverständigen ist auf ihr Verlangen ein 

angeme ssener Vorschuß auf die Reisekosten auszuzahlen , wenn die 

aus ländi sche Zol lbehörde darum ersucht hat und die Erstattung des 

Vorschusses gewährleistet i s t .  

Zulassung aus ländi scher Behördenorgane und Verfahrensbe­

teil igter an Amtshandlungen 

§ 1 9 8 . ( 1 )  Die Vornahme von Erhebungen und Verfahrenshand lungen 

durch Organe aus ländi scher Zol lbehörden im Zol lgebiet ist 

unzuläs s ig . Der Bundesmin ister für Finanzen kann j edoch solchen 

Organen sowie anderen am Verfahren beteil igten Personen und deren 

Rechtsbei ständen die Anwesenheit bei Amtshil fehandlungen 

gestatten , wenn dies zur sachgemä ßen Erledigung des Ersuchens 

erforder l ich i s t .  D iese Personen können durch Stel lung von 

Ersuchen oder durch F ragen am Verfahren mitwirken . 

( 2 )  Personen , welchen die Anwesenheit bei einer Amtshi l fe­

handlung gestattet wu rde , dürfen während ihres Aufenthaltes im 

Inland wegen e iner vor ihrer Einreise begangenen Handlung nicht 

verfolgt , bestra ft oder in ihrer persönlichen Freiheit beschränkt 

werden .  Ausgenommen hievon i st die Verfolgung , Bestrafung oder 

Beschränkung der persönlichen F re iheit , wenn sich die zur Amts­

h i l fehandlung zugelas sene Person nach Abschluß der Amtshi l fe­

handlung länger a l s  15 Tage im Zol lgebiet aufhält , obwoh l sie e s  

verlassen konnte und durfte , oder wenn s i e  nach Verlassen des 

Zol lgebietes zurückkehrt oder rechtmäß ig zurückgebracht wird . • 
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Kosten 

§ 1 9 9 . Für die durch die Lei stung von Amtshilfe entstandenen 

Kosten für Sachverständige oder für über Ersuchen in das Ausland 

a l s  Zeugen oder Sachverständige entsendete Behördenorgane i st von 

der ausländischen Zol lbehörde Ersatz zu verlangen . Alle anderen 

durch die Leistung von Amtshilfe entstandenen Kosten hat d ie 

Republik österreich zu tragen , soweit Gegenseitigkeit gewähr­

lei stet ist . 

VII[, Schlußbestimmungen 

§ 200 . Auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassene Verordnungen der 

F inanz landesdirektion sind im " Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 

kundzumachen .  Die Verordnungen treten , sofern nicht ein späterer 

Zeitpunkt festgesetzt ist , mit dem Beginn des auf den Tag ihres 

Erscheinens folgenden Tages i n  K raft . 

§ 20 1 .  Mit der Vollz iehung dieses Bundesgesetzes i st betraut 

al hins ichtl ich der §§ 1 2 6  Abs . 2 ,  1 4 4  Abs . 1 ,  1 0 5  Abs . 2 und 3 

und 1 7 1  Abs . 3 ,  soweit das Einschreiten von Polizei- oder 

Gendarmeriedienststellen berührt i st , der Bundesminister für 

Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesmini ster für F inanzen , 

bl h insichtl ich der §§ 1 4 4  Ahs .  1 und 1 50 Ahs .  2 und 3 ,  soweit 

das Einschreiten von Stromaufs ichtsstellen berührt ist , der 

Bundesminister für ö f fentl iche Wirtschaft und Verkehr im 

Einvernehmen mit dem Bundesmini ster für F inanzen ,  

cl hinsichtl ich der § §  4 Ahs .  5 und 6 ,  4 5  Ahs . 1 und 4 ,  6 7  Ahs . 

4 ,  68 Abs .  1 ,  2 ,  3 und 9 ,  89 Ahs . 3 ,  90 Ahs . 2 und 96 Abs . 3 

der Bundesmini ster für F inanzen im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für wirtscha ftl iche Ange legenheiten und - im 

Rahmen der j ewei ligen Bestimmung - mit dem Bundesminister für 

Land- und Forstwirtscha ft , 

"] 3 

§ 191 a. Auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassene Verord­
nungen der Fmanzlandesdirektion sind im "Amtsblatt zur Wiener 
Zeitwlg" kWKlzumacben. Die Verordnungen treten, sofern nicbt 
ein späterer Zeitpunkt festgesetzt ist, mit dem Beginn des auf den 
Tag ihres Erscbeinem folgenden Tages in Kraft - - -

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist betraut 

a) binsichtlich der §§  126 Abs. 2, 144 Abs. 1, 150 Abs. 2 
und 3 und 171 Abs. 3, soweit das Einschreiten von 
Polizei- oder Gendarmeriedienststellen berübrt ist, 
der Bundesminister für Inneres im Einvernebmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen, ( + ) 

b) hinsicbtlich der §§ 144 Abs. I und ISO Abs. 2 und 3, 
soweit das Eimcbreiten von StromaufsicbtssteUen be­
rührt ist, der Bundesminister für Verkehr im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Fmanzen, (+) 

c) binsichtlich der §§  45 Abs. 1 und 4, 67 Abs. 4, 68 
Abs. 1, 2, 3 und 9, 89 Abs. 3, 90 Abs. 2 und 96 Abs. 3 
das Bundesministerium für Finanzen im Einverneb­
men mit dem Bundesministerium für Handel, Ge­
werbe und Industrie und - im Rahmen der jeweiligen 
Bestimmung - mit dem Bundesministerium für Land­
und Forstwirtscbaft, ' 

• 
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d )  hins ichtlich der §§ 1 8  Abs . l ,  1 36 Abs . 3 ,  1 4 9  Abs . 3 ,  1 5 3  Abs .  

3 und 1 67 Abs . 3 der Bundesminister für Finanzen , u . zw .  nach 

Maßgabe der j ewei l igen Best immung im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für ö f fentliche Wirtschaft und Verkehr , 

e )  hinsichtlich der §§ 6 3  Abs . 3 ,  1 1 4  Abs . 3 und 8 ,  1 1 5  Abs . 2 

und 5 und 1 7 3  Abs .  1 und 5 der Bundesminister für Finanzen im 

Einvernehmen mit dem Bundesmin i ster für wirtscha ftliche Ange­

legenheiten und dem Bundesminister für öffentliche wirtscha ft 

und Verkehr , 

f )  h ins ichtlich der §§ 8 8  Abs . 3 ,  96 Abs . 4 und 98 Abs . 3 der 

Bundesminister für F inanzen im Einvernehmen mit dem Bundes­

minister für wirtschaftl iche Angelegenhe iten, 

g )  im übrigen der Bundesmin ister für Finanzen . "  

d) hinsichtlich der §§ 18 Abs. 1, 136 Abs. 3, 149 Abs. 3, 153 
Abs. 3 und 167 Abs. 3 der Bundesminister für Fmanzen, 
lL zw. nach Maßgabe der jeweiligen Bestimmung im 
Einvernehmen mit dem 8undesministerium für Verkehr, 
(BGB/. Nr. 181/1973) 

e) hinsichtlich der §§  63 Abs. 3, 1 14 Abs. 3 und 8, 1 15 
Abs. 2 und 5 und 173 Abs. 1 und 5 das Bundesmini­
sterium für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun­
desministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 
und dem Bundesministerium für Verkehr, 

f) hinsichtlich der §§ 88 Abs. 3, 96 Abs. 4 und 98 Abs. 3 
das Bundesministerium für Finanzen im Einverneh­
men mit dem Bundesministerium für Handel, Ge­
werbe und Industrie, 

g) i'!.l ��rigen ��r ���desminister für Finanzen. 
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